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Abhandlungen. 



Geschlecht und Verwandtschaft im alt- 
norwegischen Rechte. 

Von 

Paul Vinogradoff (Moskau). 



St. Simon hat einmal die Weltgeschichte als eine Folge 
von Perioden des organischen Schaffens und des kritischen 
Zergliederns aufgefasst. Man kann einer solchen Betrachtung 
eine gewisse Berechtigung nicht absprechen. Wenn ^in Zeit- 
alter sich begeistert und treuherzig bemüht, Ideen und That- 
sachen mit Hülfe von allgemeinen Kombinationen zu ordnen, 
so verwischt oft das nächstfolgende einen Teil der gewonnenen 
Resultate durch eine nüchterne und zweifelnde Prüfung. Wenn es 
auch zu hoffen ist, dass die negativen Schwingungen nicht 
eben alles wegnehmen, was die positiven gebracht haben, so 
kann man zuweilen wohl daran thun, beim üeber blick einer 
Entwickelungsreihe den Wechsel von Flut und Ebbe der subjek- 
tiven Auffassungen in Rechnung zu ziehen; man wird dadurch 
gegen die üebertreibungen der verschiedenen Auffassungsweisen 
gewarnt. 

Lehrreiche Beispiele für die besprochenen Wechsel liessen 
.sich aus der Geschichte der historischen und politischen Speku- 

Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsji^eschichte. VII. 1 
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2 Paul Vinogradoff: 

lation im Laufe der letzten 203 Jahre anführen. Wie bekannt, 
war man im XVIII. Jahrhundert geneigt, die Gebilde der 
menschlichen Gesellschaft als wesentlich gleichartige zu be- 
trachten, die Eigentümlichkeiten der verschiedenen Staaten, 
Völker, Epochen zu verwischen und die Einzelheiten des histo- 
rischen Lebens aus den gleichartigen Anlagen der einzelnen 
Menschen zu erklären. Nach und nach begann aber eine andere 
Auffassung sich Bahn zu brechen: sie ging zunächst kritisch 
gegen das naive Zusammenwerfen von verschiedenartigen Notizen, 
und Berichten vor, indem sie deren Verschiedenartigkeit auf 
die Gesetze der historischen Perspektive zurückführte. An der 
Hand dieser kritischen Forschung entwickelte sich eine Reihe 
von positiven Theorien, welche namentlich darauf ausgingen, 
das Eigenartige der historischen Erscheinungen in Raum und 
Zeit zu kennzeichnen. Den Stämmen und Staaten, den welt- 
geschichtlichen Perioden und * den sozialen Bildimgen wurden 
möglichst wenige, aber um so schärfer zugespitzte Merkmale 
angewiesen, woraus sich ihre Gestaltungen und Erlebnisse im 
Einzelnen ableiten Hessen. Im Dienste der philosophischen 
Konstruktion führte dieses Aufsuchen von unterscheidenden 
Schlagwörtern zur Einreihung der Thatsachen in dialektische 
Entwicklungsformeln. Im Vereine mit national -politischen Be- 
strebungen hat derselbe Geist unzählige Definitionen von Volks- 
und Stammesanlagen veranlasst. Was ist nicht in Bezug auf 
das Germanentum, den Romanismus, den Volksgeist der Slaven 
behauptet worden! Trotz aller augenfälliger Uebertreibungen 
hat dieses Verfahren jedenfalls dazu beigetragen, charakteristische 
Erscheinungen im Gebiete des geschichtlichen Lebens scharf zu 
beleuchten, und namentlich hat es gute Früchte getragen, wenn 
es galt, die leitenden Gesichtspunkte in Bezug nicht sowohl auf 
Völker und Staaten, als auf allgemeine Ordnungen und Be- 
wegungen der Gesellschaft und ihrer Gedankenwelt zu betonen. 
Die Forscher haben wetteifernd gearbeitet, Gestaltungen, wie 
die Geschlechter- Verfassung, die Markverfassung, den Lehn- 
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Geschlecht und Verwandtschaft im altnorwegischen Rechte. 3 

verband auf ihre Grundlagen zurückzuführen und systematisch 
zu behandeln. Dabei wurde namentlich die Eigenartigkeit der 
jeweiligen Zustände betont. Man liebte es gleichsam, sich in 
neue Welten zu versetzen und, gegenüber den bekannten Er- 
scheinungen der Gegenwart, vollständig andere soziale Bildungen 
sich vorzustellen. 

Es hat nie an Stimmen gefehlt, welche vor den Ueber- 
treibungen eines solchen Systematisierens gewarnt haben. In 
letzter Zeit sind diese Proteste so häufig geworden und haben 
sich dermassen auf allen Gebieten geltend gemacht, dass man 
versucht sein kann, in ihnen den Anfang einer neuen kritischen 
Periode zu sehen. Ein so vollblütiger Systematiker, wie Fustel 
de Coulanges, hat in seinen letzten Jahren einen wahren Kreuz- 
zug gegen den Missbrauch der Synthese, gegen die Luftgebilde 
der wissenschaftlichen Konstruktion geführt, immer wieder zur 
scharfen und vorurteilsfreieu Analyse aufgefordert, freilich ohne 
selbst häufige Rückfälle in die bekämpfte Richtung vermeiden 
zu können. Die dialektisch durchgeführten Systeme der Ge- 
schichtsphilosophie haben vollständig Schiffbruch gelitten, von 
den stark gefärbten nationalen Theorien sind die besten Ver- 
treter der Wissenschaft auch so ziemlich abgekommen, und 
selbst da wo die Beeinflussung durch subjektive Voraussetzungen 
nicht so scharf in die Augen stach, bei der Beurteilung von 
sozial-historischen Konstruktionen, ist man neuerdings vielfach 
misstrauisch geworden, und hat man wieder und wieder betont, 
wie allmälig die Uebergänge sich gestalten, wie sich ähnliche 
Erscheinungen in räumlich und zeitlich verschiedenen Umgebungen 
wiederholen, wie stark allgemein menschliche Beweggründe auch 
in den eigentümlichsten geschichtlichen Kombinationen ver- 
treten sind. Es hat sich das Blatt gleichsam gewendet. Zu 
Anfang unseres Jahrhunderts richtete sich die kritische Be- 
wegung gegen eine rationalistische, unterschiedlose Behandlung 
der geschichtlichen Perioden und Zustände und bahnte den 
Weg für eine Betrachtung des Historisch-Eigenartigen. Nun 
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4 Paul Vinogradoff: 

kämpft der kritische Geist gegen allzuscharfe Zergliederung des 
geschichtlichen Materials nach systematisch durchgeführten Gegen- 
sätzen. Vielleicht bahnt dieses kritische Verfahren den Weg 
für eine Geschichtsauffassung, welche mehr psychologische Ten- 
denzen und Beweggründe als feststehende Prinzipien anerkennen 
wird. Wie auch die bevorstehende Ausbildung der Ideen be- 
schaffen sein möge, es scheint klar, dass die jetzt obwaltende, 
vorwiegend analytische Forschung eben in Folge ihrer grund- 
sätzlichen Ausgangspunkte einer bestimmten Gefahr ausgesetzt 
ist — der Gefahr in eine Art von „Neorationalismus'* zu ver- 
fallen, den Gegenstand zu flach behandeln zu wollen, beim Auf- 
suchen der einfachsten Lösungen die Schwierigkeiten der Probleme 
zu verkennen, beim Aufstellen der Bedenken gegen synthetisch 
gewonnene Kombinationen kleinlich kasuistisch zu verfahren, 
beim Ueberhandnehmen der alltäglichen Gesichtspunkte den Sinn 
für das Historisch- eigentümliche zu verlieren. 

Doch genug der allgemeinen Betrachtungen: Sie schienen 
mir insofern an der Stelle, als grade der spezielle Gegenstand 
meiner Untersuchung nach Gesichtspunkten behandelt worden 
ist, welche die geschilderte Bewegung der Ideen sehr wohl 
illustrieren könnten. Seitdem Niebuhr die Eigentümlichkeiten 
der Geschlechterverfassung durch einen Vergleich zwischen den 
römischen und mittelalterlich-germanischen Einrichtungen scharf 
beleuchtet hatte, wurde eine Zeitlang der patriarchalische Ge- 
schlechtsverband als Ausgangspunkt der historischen Entwicklung 
bei Ariern und Semiten angesehen. Die unbeschränkte väter- 
liche Gewalt, die vollständige Unterordnung des Weibes unter 
den Mann und ihre damit zusammenhängende Absonderung von 
ihrer früheren Sippe, die Erweiterung der Familien zu scharf 
abgesonderten Geschlechtern, welche einander gleichsam als 
Staaten gegenüber stehen und staatliche Befugnisse des Schutzes 
und der Rechtsprechung besitzen, lose Verbindungen solcher 
Geschlechter zu Kriegszwecken — dies scheinen überall die fest- 
stehenden und meist bezeichnenden Merkmale der Geschlechter- 
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Geschlecht und Verwandtschaft im altnorwegischen Rechte. 5 

Ordnung zu sein. Was speziell die Völker des germanischen 
Stammes anlangt, so wurde allerdings angenommen, dass bei 
ihnen der Einfluss der Geschlechterorganisation auf die geschicht- 
liche Entwicklung ein verhältnismässig schwacher gewesen sej. 
Es war leicht einzusehen, dass es hier nur ausnahmsweise zu 
Bildungen gekommen ist, welche man etwa den römischen 
Gentes oder den keltischen Clanen vergleichen könnte. Aber 
doch wurde es nicht in Zweifel jgezogen, dass die allgemeinen 
Grundlagen, des patriarchalischen Geschlechterlebens hier wie 
anderwärts bestanden hätten. In diesem Sinne sind die ältesten 
Zustände von Eichhorn, Wilda, am schärften von Sybel, am milde- 
sten von Waitz aufgefasst worden. 

Es entstand eine grosse Verwirrung, als von Seite der 
antiquarischen und ethnographischen Forschung die Annahme 
eines ursprünglichen Mutterrechts in Umlauf gebracht wurde. 
Es ist wohl nicht nötig, des näheren auseinanderzusetzen, dass 
vom Standpunkte des Mutterrechts alle üblichen Vorstellungen 
von dem patriarchalischen Geschlechte verändert werden mussten: 
nicht der Vater, sondern die Mutter erschien als Mittelpunkt 
der verwandtschaftlichen Beziehungen, die väterliche Gewalt 
konnte nicht mehr als der feste Mittelpunkt der Hausgenossen- 
schaft angesehen werden. Da es in derselben Mutterfamilie 
mehrere Väter geben konnte, mussten die geschlechtlichen Ver- 
bindungen und, als Folge davon, auch die Zusammensetzung der 
Sippenkreise als wechselnde betrachtet werden. Eine Reihe von 
abgeschlossenen Vereinigungen, auf Grundlage der weiblichen 
Verwandtschaft gebildet, war, obgleich logisch möglich, doch 
faktisch undurchführbar, weil bei dem Zusammenhang durch 
die Weiber die beiden Elemente der verwandtschaftlichen Nähe 
und der Hausgewalt auseinander gingen und der organisierende 
Einfluss des männlichen Uebergewichts sich mit den durch Weiber 
vermittelten verwandtschaftlichen Beziehungen kreuzte. Auch die 
Geschichte der germanischen Verhältnisse wurde von dem neuen 
Gesichtspunkte aus durchsucht und umgedeutet (Dargun). 
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Q Paul Vinogradoff: 

Jedenfalls war durch das Aufkommen einer wesentlich ver- 
schiedenen Auffassung der Anstoss zu einer grundlichen Revision 
der allgemein üblichen Annahmen gegeben. Ich möchte nament- 
Uch auf die Behandlung des Gegenstandes bei Heusler, Ficker 
und Maitland hinweisen. 

Der erste ist gegen die Annahme einer rechtlich bestimmten 
Geschlechtsgemeinde aufgetreten und hat die beiden Elemente 
der Blutsverwandtschaft und der hausherrlichen Gewalt einander 
scharf gegenüber gestellt^). Ficker hat auf die schwankende 
Gestaltung der Sippe hingewiesen^): dieselbe bestehe nicht aus 
einem abgeschlossenen Verbände von Agnaten, sondern setze 
sich für jeden Geschwisterkreis aus besonderen cognatischen 
Elementen zusammen. Da die Verwandtschaft eines jeden so- 
wohl durch die Väter, als auch die Mütter vermittelt würde, so 
bestehe eine jede wechselnde Sippe aus Vertretern der ver- 
schiedenartigsten Agnatenkreise. Dabei wird von Ficker auf die 
Vertragsehe und die damit zusammenhängende unabhängige 
Stellung der Frau als auf die Ursache einer derartigen Zer- 
splitterung der Sippe hingewiesen. Der Begriff der Sippe er- 
weise sich demnach nicht als ein einheitlicher, sondern erfordere 
fortwährende Spaltungen durch das jeweilige Eintreten von 
neuen Elternpaaren. Maitland meint, dass die auf Geschlechts- 
verbände gedeuteten Bezeichnungen (moegÖ, kin z.B.) nichts 
weiter als eine Mehrheit von Verwandten bezeichnen ^). In 
einem Punkte sei die Stellung des Einzelnen in angelsächsischer 
Zeit allerdings von der gegenwärtigen wesentlich verschieden: 
er suche eine Stütze gegen Vergewaltigung und Tötung zunächst 
bei seinen Verwandten. Es scharten sich aber um ihn zu diesem 
Zweck keineswegs die Agnaten oder ein abgeschlossenes Geschlecht, 
sondern eine Anzahl von Blutsfreunden, welche sowohl von der 



^) Institutionen des deutschen Privatrechts, II, 523 ff. 
*) Untersuchungen über die Erbenfolge, I, 235 ff. 
») History of English law, II, 237 ff. 
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mütterlichen als von der väterlichen Seite herkämen. Weiterhin 
verfolgt würde sich diese Verwandtschaft in die Nachkommen 
der 4 Grosseltem — der 8 Urgrosselternpaare u. s. w. zerklüften. 
Wie könnte man überhaupt an eine clanartige Organisation der 
MoegÖ denken, wenn es sich herausstellte, dass die Frau in Bezug 
auf Schutz und Sühne nicht mit der Sippe ihres Mannes, sondern 
mit denen ihrer Eltern in Verbindung stehe? Die vermeintliche 
Geschlechtsorganisation löse sich demnach in eine, der jetzigen 
analoge Verwandtschaftsberechnung auf. welche es keineswegs 
vermöge dem öflFentlichen und Privatrechte der ältesten Periode 
einen eigentümlichen Anstrich zu verleihen. 

Ich darf nicht unerwähnt lassen, dass dieser zersetzenden 
Richtung gegenüber hervorragende Autoritäten an der Idee eines 
näheren Zusammenhanges der Geschlechtsgenossen festhalten. 
Ficker selbst räumt ein ^), dass in den Quellen Spuren eines solchen 
Verbandes, welchen er zum Unterschiede von der Sippe als Sipp- 
schaft bezeichnet, zu finden seien. Brunner hat wohl manche 
Thatsachen hervorgehoben, welche auf die Zerklüftung der 
„wechselnden Sippe" zurückgehen müssen, er hat aber auch^) 
mehrfach zu erkennen gegeben, dass er sich die älteste ger- 
manische Gesellschaft als in eine Anzahl von WaflFenbruder- 
schaften der Geschlechter verteilt denkt, welche auch agrarische 
Einheiten bilden. In derselben Weise ist der Sachverhalt von 
Amira beurteilt worden ^). 

Es lässt sich aber. nicht leugnen, dass gerade bei der zu- 
sammenfassenden Behandlung des Gegenstandes manches zwei- 
deutig erscheint und die Darstellung zwischen den grundver- 
schiedenen BegriflFen von Geschlecht und Verwandtschaft schwankt. 
Um diesem Mangel abzuhelfen, musste man eine Arbeit auf sehr 



^) Erbenfolge, I, 237, 238. 

*) Deutsche Rechtsgeschichte, I, 81 ff., namentlich 84, 85. 
•) Germanische Rechtsaltertümer in Pauls Encyklopädie der germani- 
schen Philologie, IP, 137, 138. 
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8 Paul Vinogradoff: 

breiter rechts vergleichender Grundlage liefern. Es ist aber wohl 
lohnend, auch einzelne Rechtsgruppen auf die bezeichneten 
Fragen zu prüfen. Wenn ich es wage, in der gegenwärtigen 
-Abhandlung die norwegischen Rechte mit Berücksichtigung des 
isländischen daraufhin zu untersuchen, so wird mir die Wahl 
des Stoffes durch die bekannten Vorzüge der westnordischen 
Quellen bestimmt. Obgleich spät niedergeschrieben, spiegeln 
doch die betreffenden Rechtsaufzeichnungen sehr altertümliche 
gesellschaftliche Zustände wieder. Der Einfluss des Christen- 
tums und der Kirche hat sich allerdings mehrfach geltend ge- 
macht, die der Bekehrung vorangehende, jahrtausendelange 
heidnische Entwicklung schimmert indessen überall durch. Die 
zeitlich und räumlich verschiedenen Rezensionen und Abzwei- 
gungen der westnordischen Rechte bieten mehrfach Gelegenheit, 
aufgestellte Rechtssätze nicht nur als Glieder einer unbeweglichen 
Konstruktion, sondern auch als Stufen einer fortschreitenden 
Entwickelung zu betrachten^). Der Gegenstand ist wohl mehr- 
fach von Gelehrten, wie K. Maurer, Finsen, Ämira, Hertzberg, 
berührt und erforscht worden, aber da in letzter Zeit die prin- 
zipiellen Meinungsverschiedenheiten sich zugespitzt haben, so 
scheint es geraten, den Stoff von Neuem einer Durchsicht zu 
unterwerfen. Ich beabsichtige dabei keineswegs eine systematische 
Abhandlung über alle einschlägigen Fragen, etwa in der Art von 
Finsens Familieret efter Grägäs, zu liefern: die vorhandenea 
Bearbeitungen machen das durchaus überflüssig. Es handelt sich 
eben nur darum, für das westnordische Rechtsgebiet das gegen- 
seitige Verhältnis von Geschlecht und Verwandtschaft zu beleuchten. 

I. 
Es ist wohl geraten, von der Ordnung der Blutsühne als 
von der eigentümlichsten Lebens-Erscheinung der alten Sippe aus- 
zugehen. 



^) Wegen der Entstehungszeit und der Verzweigungen der westnordi- 
schen RechtsqueUen s. Amira in Pauls Encyklop., II ^ 97, 98. 
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Wenn man das rechtlich festgestellte Wergeidsystem in 
seiner vollkommenen Ausbildung betrachtet, so wie es etwa in 
der Tafel des Bjarne Marflarssen vorliegt^), so reduziert es sich 
im wesentlichen . auf folgende Grundsätze: 1. Wenn jemand er- 
schlagen wird, so wird sein Tod seinen männlichen Verwandten 
Yom Totschläger und dessen männlichen Verwandten vergolten. 
2. Als Grenze der Verwandtschaft gilt der sechste Grad nor- 
wegischer Berechnung, dem siebenten kanonischer Berechnung 
entsprechend. 3. Bei der Verteilung der Sühne erhalten und 
zahlen die Verwandten nach einem gewissen Massstabe, welcher 
wesentlich durch die Nähe der Verwandtschaftsgrade bestimmt 
wird. 4. Die weiblichen Verwandten erhalten und nehmen zwar 
keinen Anteil an den Bussen, die von ihnen abstammenden 
Männer vertreten sie aber bei der Verteilung der Wergeidquoten, 
und zwar treten sie jedesmal um einen Grad später als die 
entsprechenden SQhwertmagen ein. 

Prüfen wir diese Bestimmungen auf die Hauptunterscheidung 
zwischen wechselnder Sippe und Sippschaft hin, so werden wir 
uns für die erste bestimmen müssen. Die Sache scheint klar 
zu sein: Der Einzelne wurde nicht von einer organisierten Ge- 
nossenschaft, sei es von der agnatischen Gens oder von der Mutter- 
sippe geschützt, sondern von einer, für jeden Geschwisterkreis 
besonderen, Verwandtschaft umgeben, welche in ihrer Zusammen- 
setzung dem Bestände unserer heutigen Verwandtschaft ungefähr 
entsprechen würde. Die Ausschliessung der Weiber vom Anteil 
an der Sühne wird uns daran erinnern, dass wir es nicht ledig- 
lich mit einer Vergütung für verletzte Interessen zu thun haben, 
sondern, dass die Sühne von WaflFenfähigen an Waffenfähige ge- 
zahlt wird und an die Stelle der Rache getreten ist. Die 
Gesamthaftung der jeweiligen Verwandten wird den Gedanken 
an eine Gesamtbeteiligung derselben an der Fehde nahe legen. 
Aber so wie die besprochene Tafel lautet, werden wir in ihr 



^) Gulathingslov, 316 f. Norge's gamle love, I, 104 sqq. 
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10 Paul Vinogradoff: 

keine Anhaltspuukte zur Aussonderung einer festen WaflFen- 
genossenschaft finden können. Die Gruppen der Geber und 
der Empfänger des Wergeids werden sich in stets wechselnder 
Weise um die jedesmaligen ^Häuptlinge" ^) der Anklage und 
der Verteidigung scharen, je nachdem die Anziehungskraft der 
Blutsverwandtschaft sich auf eine grössere od^r eine kleinere 
Anzahl von Männern erstreckt. Das ganze Verhältnis wird 
also anscheinend auf der individualistischen Grundlage der Schuld 
des Einzelnen, durch welche seine Nächsten mehr oder minder 
in Mitleidenschaft gezogen werden, konstruiert werden müssen, 
nicht aber auf der kollektivistischen einer That, welche einer 
Genossenschaft zur Last fällt, weil sie von einem ihrer Mitglieder 
verübt worden ist. 

Nun wird es aber auffallen, dass dieser einfache Thatbestand 
nur in späteren Umarbeitungen, wie in der Bjarne Marflarssen 
und etwa ähnlich in den Grägäs, in dieser Reinheit vorliege, 
dass aber bei dem Zurückgreifen auf altertümlichere Bestimmungen 
uns statt dieser einfachen und leicht übersichtlichen Verhältnisse 
eine grosse Mannigfaltigkeit und Unebenheit der Behandlung 
entgegen trete. Statt des einheitlichen BegriflFes der Verwandt- 
schaft kommen mancherlei Abstufungen und Gruppierungen zur 
Geltung. Die Mitbeteiligung an der Zahlung und an dem Empfang 
der Sühne richtet sich auch keineswegs lediglich nach der Ent- 
fernung von dem Erschlagenen und dem Totschläger, sondern 
wird wesentlich durch die Art des verwandtschaftlichen Zusammen- 
hanges bestimmt. Es ist wohl der Mühe wert, diesen Ver- 
wicklungen im einzelnen nachzuforschen und die Ursachen zu 
ermitteln, welche an die Stelle von einfachen Grundregeln ein 
sehr kompliziertes Gefüge von Rechtsforderungen und Rechts- 
verpflichtungen treten lassen. 

Zunächst ist daran zu erinnern, dass der Einzelne vielfach 



^) Sakar- und varnar-aÖili in der Gragds und den Sagas; cf. Brunner, 
Ztschr. der Savigny Stiftung. 
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Unterstützung ausserhalb der Verwandtschaft suchte und fand, 
und dass deshalb sich an das für die Verwandten bestimmte 
Wergeid verschiedene subsidiäre Zahlungen lagerten. So wurden 
namentlich in den Städten Gildebrüderschaften gestiftet, welche 
die Sicherung ihrer Angehörigen zu einem ihrer Hauptzwecke 
machten. War ein Gildenbruder erschlagen, so unterstützten 
seine Genossen mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln den 
Häuptling der Fehde, und es wurden dieselben bei der Ent- 
richtung der Sühne neben den Verwandten berücksichtigt. Hatte 
ein Gildenbruder selbst einen Totschlag verübt, so half die Gilde 
ihm und seiner Sippe die Busse zu entrichten^). Pappenheim 
hat in seiner bekannten Abhandlung überzeugend ausgeführt, 
dass der Gildenverband die Umbildung eines anderen Verhält- 
nisses darstelle, nämlich der Eidbrüderschaft. Die Eidbrüder- 
schaft und, setzen wir hinzu, die Pflegevaterschaft erscheinen in 
den erzählenden Quellen als verbreitete und höchst wichtige 
Erweiterungen der natürlichen V^wandtschaft^), und sie werden 
auch bei der Ausübung und Vermeidung der Rache, und daher 
auch bei der Entrichtung und dem Empfange des Wergeides 
berücksichtigt^). Diese Thatsachen sind insofern lehrreich, als 
sie den Drang der einzelnen Persönlichkeit sich mit Helfern und 



*) S. über das ganze Verhältnis Pappenheim, Ein altnorwegisches 
Schutz-Gildestatut. Die HauptsteUe ist Olafsgilde-Skraa i GL. (N. G. L., V, 
10), 32: Ef gildi han var verl)r vegen . . ver skolum fylgia eftermeelandum 
ollir gildar ok veita honum lij) t>at er ver megom. 

*) z. B. Bjarnar S. 58: nü t6ku I>eir fetta fastmoelum, at hvdri t>eirra 
skal hefna annars eÖr eptirmoela, svd sem I)eir se sambornir broeÖr. cf. 
FL. IX, 17. 

') GL. 289: Nu ero liÖbröÖr, I)eirra teer hvÄrr a öÖrom 12 aura af 
viganda. Nu ero f6stbröÖr tveir föddir upp iaman, oc hava druckit baÖer 
Speina einu, ^a, teer hvärr a öÖrom 12 aura af viganda. — Die Eidsbrüder 
werden hier von den Pflegebrüdern unterschieden, denn ihr Verhältnis 
wird auf andere Weise angeknüpft — durch Eid und Vermischung des 
Blutes zwischen Männern, die in ihrer Kindheit nichts miteinander zu 
schaffen gehabt haben, während Pflegekinder aus einer Milchspanne ge- 
trunken haben. Juristisch kommen aber beide. Arten auf dasselbe hinaus. 
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Beschützern zu umgeben illustrieren. Nachdem man sie in 
Augenschein genommen hat, wird man sich versucht fühlen, zu 
fragen, ob das Vorhandensein von verschiedenartigen Abstufungen 
und Schattierungen innerhalb des Kreises der sogenannten Ver- 
wandtschaft sich nicht in ähnlicher Weise auf eine Anlagerung 
von subsidiären Bestandteilen an einen ursprünglichen engeren 
Kern zurückführen lasse? 

In demselben Titel des Gulathingslov, welcher die Eides- 
bruderschaft berücksichtigt, wurden auch andere Mithelfer bei 
der Fehde namhaft gemacht, welche Anteile an der Busse em- 
pfangen und leisten: es sind das die mit dem Getöteten nächst 
Verschwiegerten — Schwiegersohn, Schwiegervater und Schwieger- 
bruder, sowie auch Stiefsohn und Stiefvater ^). Sie werden offen- 
bar herangezogen, weil zwischen ihnen und den Hauptbeteiligten 
ein eng -freundschaftliches Verhältnis vorausgesetzt wird, und sie 
daher, im Falle einer Fehde, ihren Einfluss in einer bestimmten 
Richtung geltend machen würden^). Sie sind aber keine Bluts- 
verwandten und die für sie bestimmten Bussen werden gleichsam 
als Anhängsel zum eigentlichen Wergeid betrachtet. Deshalb 
werden diese nämagar (affines) in Island auch ausdrücklich als 
Sachvermehrer (sakaukar) bezeichnet ^), und dem Sinne nach ge- 
hören sie zu derselben Kategorie im Gulathingslov. 

Nun erscheinen aber im westländischen Rechte unter der- 



^) GL. 239: peir ero tveir namagar er maÖr a dottor manns, peirra 
teer hvarr a öÖrom 12 aura af viganda. En ef maÖr a iystor manns, 
pa teer hvdrr a öÖröm 6 aura af viganda. En ef hvdr a annarä systor, ^& 
teer hvdrr peirra a öÖrom 12 aura af viganda. Nu a stiupfaOer oc stiup- 
sunr hvdrr peirra a öÖrom 12 aura af viganda. 

*) Vgl. die Stellung der ndmagar neben den bauggildismenn und den 
nefgildismenn GL. 37; FL. IV, 9; X, 30; namentlich FL. X, 14: eigi sculo 
bauggildismenn i domi, oc eigi nefgildismenn, oc eigi ndmägar, oc eigi barn- 
föfltrar, oc eigi I)yrm8lamenn. 

*) Grag. Baugatal, 113: feir menn ero Ver sacaukar heita: I er lonr 
fyborin eÖa lavngetin, II er stiupsonr, en da ndmagar III: ef mdÖr a moÖor 
ens vegna eÖa dottor eÖa systor. 
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selben Bezeichnung der sakaukar auch der uneheliche, mit einer 
Unfreien gezeugte, Sohn, und der von derselben Mutter ent- 
stammende Bruder ^) (broflir sammöflr). Beide können als 
Vertreter von zwei wichtigen Klassen gelten — nämlich der 
Unehelichen und der Halbverwandten, und ausser ihnen werden 
auch andere Vertreter dieser Kategorien aufgeführt. Grund- 
sätzlich wichtig ist aber namentlich das Eintreten dieser beiden, 
und wir werden die vielfach schwankende Behandlung der anderen, 
ähnlichen Verhältnisse nur dann berücksichtigen, wenn sie irgend 
ein wesentliches Moment in der juristischen Auffassung dieser 
Klassen hervorhebt. 

In Bezug auf den unehelichen Sohn führt ein Vergleich 
zwischen den einzelnen Bestimmungen der Grägäs und der nor- 
wegischen Rechtsbücher zu merkwürdigen Beobachtungen. Die 
Gragäs berücksichtigen den Unechten zunächst als den heimlich 
geborenen (laungetinn) und bezeichnen in dem Abschnitte 
von den Sühuringen diesen heimlich geborenen als Sohn der 
Sklavin^). Die norwegischen Rechtsbücher sprechen einfach 
vom Sohne der Sklavin ^). Grade an der Stelle der Gragäs, wo 
der norwegischen Terminologie zufolge auch der I^yborenn er- 
wähnt wird, scheint der Text überhaupt von einer norwegischen 
Vorlage beeinflusst worden zu sein, denn dieser sonr I^yborenn 
wird, ganz ebenso wie im GL. und im FL., als sakauka auf- 
geführt, während er an anderen Stellen*) als Führer der Ver- 



^) GL. 236: Nu ero menn prir er sakaukar ero, er sunr fyborenn, oc 
broÖer I)yborenn, oc broÖer sammödra. 

^ 8. Amira in der Germania, XXXII. 

') Grdgds, VigsloÖi, 94:. Epter bröpr er sonr lavngetin aÖile, |)a bro|)ir 
lavngetin samfeÖre, fa broÖer lavngetinn sammöOri. 

*) GL. 104: Sa heiter hornongr er frialsar kono sunr er, oc eigi goll- 
denn mundr viÖ, oc genget i liose hvilu hennar. En sa heitir risungr er 
frialsar kono sunr er, oc getenn a lavn. En fyborenn sunr er ambatt ar 
sunr, sa er frselse er gefet, fyrr en hann have 3 netr hinar helgu. Es 
wird zunächst von den Söhnen von freigelassenen Weibern gesprochen, 
das entscheidende in der Stellung dieser Weiber ist aber eben das Merkmal 
-der Freiheit. 



Digitized by VjOOQ IC 



14 Paul Vinogradoflf: 

folgung gleich nach den Brüdern erscheint. Was diese zweite 
Stellung anbetriflFt, so entspricht sie wohl der allgemeinen Ten- 
denz zur Verschmelzung und Vereinfachung der Gruppen, welche 
sich in mancher Beziehung in der Gragas kund giebt: der un- 
eheliche Sohn wird in den Zusammenhang der eigentlichen 
Familie hinaufgerückt, weil er zu ihr im täglichen Leben gehört. 

Die ursprüngliche norwegische Auffassung verweist aber 
den Betreffenden unter die „Bussvermehrer", was schwerlich 
blos auf den Makel der unehelichen Geburt zurückzuführen ist. 
Es ist ja sehr bezeichnend, dass der Zurückgesetzte bei den 
Norwegern nicht der Unechte an und für sich, sondern der Sohn 
der Sklavin war. Wo bleibt aber bei der norwegischen Auffassung 
der mit einer freien Mutter unehelich gezeugte Sohn? Im Erb- 
recht werden die beiden Abarten „hornungr" und „risungr" 
eingehend berücksichtigt^), und man kann nicht umhin, sich 
nach denselben auch bei Fehde und Wergeid umzusehen. Da 
die Rechts bücher nur dem sonr J^yborenn eine Ausnahmestellung 
unter den „Bussvermehrern" anweisen, so müssen der „hornungr" 
und der „risungr" in diesem Falle einfach als Söhne gegolten 
haben, ohne von der sonst bevorzugten ehelichen unterschieden 
zu werden. Man muss aber wohl annehmen, dass es nur für 
diejenigen der Fall sein konnte, welche faktisch unter der Haus- 
gewalt ihres Vaters standen, denn sonst würden sie als vater- 



^) Der Titel des Gulathingslov über die Aufnahme ins Geschlecht hat 
Verbesserung der Lage der Unechten in Aussicht, welche zu einer Gleich- 
stellung in allen Beziehungen mit den echt geborenen führte. GL. 58: Nu 
eine madr böta raÖ sunar sins ef hann vill, oc leiÖa hann i «ett, ef sa 
iatter er arve er nestr. — Nu scal hann sva msela, at ec leiÖi penna 
mann til fiarr pess er ec gef hanom, oc til gialls oc til giavar, oc til sess 
og til sfietes oc til bota oc til bauga, oc til alls rettar sva sem moÖer hans 
vceri mundi keypt. Ygl. FL. IX, 1. Die Kirche suchte wohl eine ähnliche 
Stellung sogar dem freigelassenen Sohne der Sklavin zu verschaffen (vgl. 
GL. 57). S. über den Gegenstand K. Maurer, Die Freigelassenen nach 
altnorwegischem Rechte, Münchener Sitzungsbericht, 1878, namentlich 
pp. 50, 63, 64. 
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lose betrachtet und dem Geschlechte der Mutter zugerechnet 
werden müssen. In der Grägas wird sogar die Aufnahme in's 
Geschlecht (aettleidingr) gefordert, um einen Unechten in die 
Rachegenossenschaft seines Vaters einzuführen ^). 

Die isländischen und die norwegischen Aufzählungen der 
Bussvermehrer unterscheiden sich namentlich auch in dem Punkte 
von einander, dass in der ersten der broflir Sammöflr über- 
gangen ist. Das isländische Recht hat den Betreffenden so viel 
wie möglich den Brüdern von demselben Vater assimiliert und 
er erscheint als der erste Blutsverwandte vom Weiberstamme 
mit einem Anteil am „Hauptsühnring'', mit ^/ö Mark nämlich 
den % des Bruders „Samfädr" gegenüber. Bei Bjarne ist er 
hinter die Familie eingereiht. Dagegen scheiden beide nor- 
wegischen Rechtsbücher den broflir Sammödr aus dem Kreise, 
der eigentlichen Blutsverwandten, sowohl des Weib- als des 
Mannstammes aus und verweisen ihn unter die „Sakaukar", 
obgleich sie ihm ziemlich hohe Bussanteile zusprechen (17 Oere, 
12 Oere). Im Throndheimischen Recht hat sich eine interessante 
Erinnerung daran erhalten, dass die durch Mütter vermittelte 
Verwandtschaft in anderen Graden ganz übersehen wurde und 
nur spät zur rechtlichen Anerkennung gekommen ist 2). 

Wenn wir nun fragen, warum die ältere Rechtsanschauuug 
eine solche Stellung den Halbbrüdern mütterlicherseits zuwies, 
so scheinen sich zwei Haupterklärungen aus den sonstigen Um- 
ständen zu ergeben. Bei der Erwähnung von Halbbrüdern 
mütterlicherseits ist zunächst am natürlichsten an Söhne der- 
selben Mutter aus zwei Heiraten zu denken. Nun können zwar 



*) Grdg. VigslöÖi, 94: ef sa maÖr verÖr vegin er eigi er comini «ett 
at logom t>6tt hann se kendr nokorom manne at syne, pa eigo moOor 
fröndr yigbocna oc sva bötr. 

^ FL. VI, 9: . . . bröÖer sammöOra . . .; eigi er honum scipat i b6t 
meÖ br6Öor samfeOra, hann er bauga maÖr, en hinu er sacauci, oc er I)ar 
sin b6t hvdrum setlat. 
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solche Söhne als erste leibliche Blutsverwandte ^) vom Weiber- 
stamme betrachtet werden, sie gehören aber in erster Linie 
nicht dem Geschlechte der Mutter (dem mocior feit), sondern 
dem aussenstehenden Geschlechte des zweiten, bezw. des ersten 
Mannes an. Da nun die Verfolgung des Mörders und die Ein- 
nahme des Sühngeldes vorzüglich den beiden Geschlechtern des 
Vaters und der Mutter zukommt, so können sie nur subsidiär 
und persönlich, nicht aber in ihrer Eigenschaft als Geschlechts- 
angehörige, herangezogen werden. 

Die auffallende Verbindung mit dem Sohne der Sklavin 
giebt eine zweite Erklärung ein. Wir haben in den norwegischen 
Rechtsbüchern keine ausdrückliche Erwähnung der gewiss zahl- 
reichen Abkömmlinge aus unregelmässigen Ehen und Konku- 
binatverhältnissen mit freien Weibern in Bezug auf Rache und 
Sühne gefunden, und wir sind demnach gezwungen, dieselben 
unter verschiedene Rubriken unterzubringen. Wenn der vom 
Vater anerkannte und adoptierte unechte dem rechtmässigen 
Sohne gleich gestellt wurde und der nicht anerkannte der Mutter 
und ihrem Geschlechte zur Last fiel, so musste sich aus diesem 
Verhältnisse der eben besprochene Fall der Halbbruderschaft 
ergeben, wenn die Frau sich verheiratete und eheliche Kinder 
bekam. Bei der in den erzählenden Quellen grell hervortreten- 
den Verwirrung der geschlechtlichen Verhältnisse, mögen der- 
gleichen Gesichtspunkte grosse praktische Bedeutung gehabt haben. 
Vielleicht dürfte mannoch weiter gehen und Inder eingehenden Be- 
rücksichtigung der Halbbrüder mütterlicherseits eine Nachwirkung 
von mutterrechtlichen Zuständen sehen können. Die Verfolgung 
dieses Gesichtspunktes würde uns aber auf das Gebiet der reinen 
Hypothesen führen. 

Die eigentliche Blutsühne ist also von einer Reihe von 
Zahlungen umgeben, welche nicht aus dem einfachen Grund- 



^) Von diesem Standpunkte behandelt sie Amira, Zur Textgeschichte 
der Frostathingslov. Germania, XXXII, 134. 
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satz der Blutsverwandtschaft in ihrer Gruppierung nach 
der Entfernung der Grade zu erklären sind. Der Totschläger 
und seine Sippe hatten wohl mit den Gildebrüdern, den Eid- 
brüdern, den Pflegebrüdern, den Stief verwandten, den Ver- 
schwiegerten, den Unehelichen und Halbbrüdern des Ermordeten 
zu rechnen und abzurechnen, aber alle diese Beteiligten waren 
nur Bussvermehrer und schlössen sich mit ihren persönlichen 
Beziehungen den Verbänden der eigentlichen Bussempfänger 
an. Ich sage den Verbänden, denn bekanntlich geht durch die 
westnordischen Rechte der Gegensatz der beiden Gruppen des 
Mannstammes und des Weiberstammes des Karlsvift und des 
Koensvift durch. Wir müssen nun zusehen, ob auch innerhalb 
dieser Verwandtenkreise sich eine weitere Zersetzung vornehmen 
lässt, ob vielleicht Andeutungen vorhanden sind, welche auf eine 
-engere und festgeschlossene Gruppe, als auf den Kern der 
Rachegenossenschaft verweisen. 

Zunächst befinden sich innerhalb der Sippe die Frauen in 
^iner eigentümlichen Stellung. Sie sind auch gewissermassen 
<ils „Bussenvermehrer" zu betrachten, denn es werden an sie 
wertvolle „Weibergaben" (Kvengiafar) entrichtet. Damit kaufen 
sich der Totschläger und dessen Sippe vom Hasse und von 
den Aufreizungen der rachsüchtigen Frauen los. Der moralische 
Einfluss, den Frauen bei solchen Gelegenheiten ausüben können, 
findet auch in anderen Umständen seinen Ausdruck: es ist 
namentlich dem Weibe des Erschlagenen vorbehalten, den Pfeil 
zur Verfolgung des Totschlägers zu verfertigen und abzu- 
schicken ^). Aber die Frauen sind nicht waflfentüchtig und 
können daher weder als Rachegenossen, noch als regelmässige 
Wergeidempfänger betrachtet werden. Als eine spätere Ab- 
weichung von diesem Grundsatz erscheint in der Grägäs die 
Zulassung der Mutter zu den Sühnringen nach der Ermordung 
ihres Sohnes; der Anteil des Bruders wird zu ihren Gunsten 

^) ÖL 151: Kona scal orvar skera, en ef eigi er kona til, pa 8cal 
«rvingi 6r skera. 

Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 2 
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um ein Drittteil verringert^). Diese Abweichung kennzeichnet 
sich als eine spätere, durch Gefuhlsrücksichten verursachte In- 
konsequenz, nicht weil sie blos in Island vorkommt und den klaren 
Bestimmungen der norwegischen Rechtsbticher widerspricht, 
sondern auch, weil von ihr kein Wort in dem Abschnitte der 
Grägäs über Sühnringe verlautet und sie nur unerwartet in der 
„VigsloÖi" erscheint. 

Eine andere, und jedenfalls altertümliche Abweichung zu 
Gunsten der Weiber wird sowohl im norwegischen, wie im 
isländischen Rechte in den Abschnitten über die „baugrygr" 
(das Sühnringweib) statuiert. Zwischen den Fassungen des 
Throndheimischen ^) und des isländischen^) Rechts einerseits, 
der des westländischen *) andererseits ist zunächst der bedeut- 
same Unterschied zu bemerken, dass die nördlichen Rechte nur 



^) GrÄg., Vigslodi, 95: MoÖer a pridiung af vigs b6tom eptir born 
sin scirborin viÖ bröÖr samfeÖra eüs vegna, oc sva a hon priÖiung retta 
fars um dötr sinar viÖ bröÖr samfeÖra. cf. Finsen, Familieret efter 
Grdg&s, in den Aarböger for Nordisk Old-Kyndighed, L, 259. 

*) FL. VI, 4: Nu er mser ein er baugrygr er callaÖr: hon scal bseÖl 
baugum böta oc svd taca, ef hon er einberni oc til arfs komin par til er 
lion setsc k brüdstöl, |)Ä castar hon giöUdum aptr i cn6 freendom, oc sv6. 
äcal hon hvdrki siÖan baugum böta ne taca. En ef dötr ero II eOa fleire> 
|)d koma |)ser eigi til at taca bötr eÖa bauga. 

•) ördg., Baugatal, 113: Su er oc kona ein er bseÖe scal bauge böta 
oc baug taca ef hon er einberne, en su kona heitir baugrygr. En hon er 
dottir ens dauOa, enda scal hon taca frimerking sem sonr. Ef hon toc 
cigi füll ssette at vigs botom til pess er se eigi scappigiande til höfuO 
bangs en bötendr life fa hon er gipt, enÖa scolo frsenÖr a lengr taca. 
Nu er hon dottor veganda en engl er scapbötande til höfuÖ baugs en 
viÖ takendr se til, |)a scol hon böta primerking I sem sonr til pess er 
hon kömr ivers huilo, en |)a kastar hon giolldom i kne frcendom. — Die 
isländische Fassung ist offenbar aus der Frostathingslov geflossen, was auch 
dem allgemeinen Verhältnis der beiden Rechte, wie es von Amira fest- 
gestellt worden ist, entspricht. 

*) GL. 275: Nu verÖr kona baugrygr, verÖr hon bseÖe arva oÖals oc 
aura, oc a engl maOr henne at leysa. [Nu ero ^tßr konar er oOals konor 
ero, oc oÖrlom scolo fylgia, dotter, oc systir, oc faÖur systir, oc broÖor 
dotter, oc sunar dotter.] I>oer ero baugrygiar tv8er, dotter, oc syster; poer 
scolo baugum böta, oc sva taka sem karMenn, oc sva eigu paer bo9 a. 
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in einem Falle die Ausnahme gelten lassen, während das west- 
ländische Rechtsbuch zwei solche Fälle zugiebt und dazu noch 
einen Zusatz bringt, welcher fünf Weiber als eventuelle Erben 
des Oflals aufzählt. Es wird allerdings nicht ausdrücklich gesagt, 
dass alle diese fünf Weiber an den Sühngeldern als baugrygjar 
teilnehmen können, obgleich die Stelle, an welcher der Zusatz 
angebracht ist, eine solche Vermutung rechtfertigt. Es würde 
darin jedenfalls eine vollständige Umbildung des Busssystems 
liegen, und der erwähnte Zusatz scheint insofern besonders 
charakteristisch zu sein, als er die Richtung auf eine allmählige 
Erweiterung der Rechte der Weiber bezeichnet. Wenn wir ihn 
auch vollständig fallen lassen, so bleibt die Beobachtung, dass 
das Thrönder Rechtsbuch nur die Tochter als baugrygr kennt, 
während im westländischen bereits Tochter und Schwester als 
solche auftreten, und die Grägäs, wie wir gesehen haben, auch 
der Mutter in einem bestimmten Fall einen Anteil an den Sühn- 
ringen vindiziert. Die Weiber drängen sich also gewissermassen 
nach und nach in das Wergeidsystem ein, und schon in Folge 
dieses Sachverhaltes wird es wahrscheinlich, dass ursprünglich 
und eigentlich gar keine Ausnahme von der strengen Ueber- 
einstimmung zwischen Rächern und Sühnempfängem stattfand, 
die Weiber also vollständig ausgeschlossen waren. 

Man wird in dieser Vermutung nur verstärkt, wenn 
man die Umstände näher in's Auge fasst, bei welchen die 
baugrygr zum Anteil an dem „Höfudbaugr" zugelassen wird. 
Es ist dabei von dem Thrönder Rechte auszugehen, welches in 
mehr altertümlicher Weise nur eine baugrygr kannte. Es stellt 
drei Erfordernisse auf: nur die einzige Tochter des Erschlagenen 



iorÖum iamt sem karlar. Nu ero |)8er arvar faÖur sins. — Es ist nicht ein- 
zusehen, weshalb Amira, Germania, XXXII, 131; GL. 275 als Fragment 
einer dritten Rezension der Gulathingslov betrachtet. In allen drei Rechts- 
büchern erscheint ja dieser Fall als eine Ausnahme, und wird daher in 
keinem in die regelmässige Aufzählung der Wergeidempfänger bez. Wer- 
geldpflichtigen eingereiht. 

2* 
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bezw. des Totschlägers empfängt und zahlt Ringsühne; sie miiss 
ihren Vater beerben; sie muss unverheiratet sein. Wie unwillig 
das Recht der Tochter diese Stellung einräumt, ersieht man 
namentlich daraus, dass bei der Verheiratung der baugrygr ihre 
Rechte und Pflichten auf die Sippe übergehen; -sie wirft ihre 
Verpflichtungen den Verwandten in den Schoos zurück. Die 
Grägäs fasst den Fall in einer noch beschränkteren Weise auf: 
die Tochter empfängt und zahlt Sühne blos für den Vater, von 
welchem sie das Erbe bekommen hat. Eine solche Beschränkung 
ist aber in den norwegischen Rechtsbüchern nicht angedeutet, 
und sie passt schlecht auf die Teilnahme an der Zahlung, denn 
dieselbe bezweckt ja den Wiedereintritt des Totschlägers in 
seine bürgerlichen Rechte herbeizuführen, und ein solcher würde 
den Uebergang des Erbes auf die Tochter eben verhindern. 
Die Bestimmung wurde also allgemein aufgefasst: es sollte die 
Erbtochter sowohl beim Empfang wie bei der Leistung der 
Sühne ihren männlichen Verwandten gleich stehen; die Fassung 
der Gragäs dagegen hat sich augenscheinlich aus einem nach- 
träglichen Missverständnis entwickelt. 

Die negative Wirkung der Verheiratung kann wohl nur 
durch die Thatsache erklärt werden, dass durch dieselbe der 
Zusammenhang des Weibes mit ihrem Geschlecht, wenn nicht 
gelöst, so doch gelockert wurde, und sie in neue Verhältnisse 
eintrat, welche einer so hervorragenden Teilnahme an den Obliegen- 
heiten und Forderungen ihrer Geburtssippe hinderlich waren. 
Was den positiven Anstoss zu der bedingten Zulassung der 
einzigen Tochter anbetrifft, so ist er offenbar mit ihrem Erb- 
rechte verbunden. Die Ausnahmestellung wird wesentlich der 
Erbtochter eingeräumt: die einzige Tochter erscheint gleichsam 
als imxXtjQog, und als solche tritt sie, in Bezug auf die Blut- 
sühne, Rechte an und übernimmt Verpflichtungen; im Gulathings- 
lov wird ihre Stellung in dieser Beziehung des nähern bezeichnet: 
sie erscheint als Erbe sowohl des beweglichen Eigentums, wie des 
Oflals. Mit GL. 103 zusammen gehalten, erweist sich diese Be- 
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Stimmung dem natürlichen Familiengefühle gegenüber als ein Zu- 
geständnis von Seiten einer Auffassung, welche das Eigentum an 
Grund und Boden speziell für den Mannesstamm aufzubewahren 
strebte. Von demselben Gesichtspunkte des Kampfes und des Ver- 
gleichs zwischen Familiengefühl und Geschlechtsinteresse ist wohl 
auch die Bestimmung der Frostathingslov zu erklären, in Folge 
welcher nur die einzige Tochter in die bezeichnete Ausnahme- 
stellung eintritt. Einer Zersplitterung des Odals zwischen viele 
Töchter sucht man also ursprünglich entgegenzuwirken und räumte 
ihnen daher in diesem Fall weder Oflalserbe, noch Anteil au der 
Sühne ein. Im Hinblick auf den bedeutsamen Gegensatz zwischen 
der einzigen Tochter und mehreren und auf den Verlust des be- 
sprochenen Rechts durch Heirat, möchte man versucht sein, an 
eine Zeit zu denken, wo die Stellung der baugrygr auch insofern 
derjenigen der imxXrjQog entsprechen müsste, als es auf eine Heirat 
derselben innerhalb des Agnatenverbandes abgesehen worden 
wäre; dann würde ihr Mann an ihrer statt als Erbe des Gutes 
und auch als Rächer aufgetreten sein. Die Verhinderung der 
endogamischen Heiraten durch die Kirche hat nun allen diesen 
Bestimmungen gewissermassen den Boden entzogen und eine 
schiefe Richtung gegeben. Man hatte nun dafür zu sorgen, dass 
im Falle der Verheiratung, welche das Weib ausserhalb des 
Kreises ihres Geschlechts führen musste, ihre nähere Beziehung 
zum Wergeid aufhöre, man ging aber nicht so weit, auch ihren 
Anspruch auf das Oflal zu kassieren. Andererseits erschien die 
baugrygr auch im besten Falle nur als Vertreterin von wirt- 
schaftlichen Interessen. Obgleich Empfängerin und Geberin des 
Sühnringes konnte sie weder als Rächer auftreten, noch einen 
Rächer einführen. Von der Rache losgelöst, erscheinen ihre 
Ansprüche und Verpflichtungen recht eigentlich als irrationelle 
Ueberbleibsel einer erloschenen Rechtskonstruktion. Wie die 
Paragraphen in unseren Rechtsbüchern lauten, bleiben sie mitten 
auf dem W^ege zwischen den beiden Standpunkten der Männerrache 
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einerseits, einer Anerkennung des Rechts der Weiber auf Oflals- 
erbe und Sühne andererseits stehen. 

Obgleich also die Frauen im allgemeinen von der Teilnahme 
an der Sühne ferngehalten worden sind, stehen sie gleichsam als 
Vermittlerinnen zwischen Männern verschiedener Geschlechter da, 
und verknüpfen dieselben zu gemeinsamer Aufnahme der Rache 
und der Sühne. So kann wohl die Mutter ihren Sohn nicht 
rächen, und muss sich ursprünglich im Falle seines Todes mit 
einer Gabe begnügen, aber ihr Bruder, ihr Vater und die sonstigen 
Männer ihrer Sippschaft kommen durch ihre Vermittlung in ein 
näheres oder entfernteres Verhältnis zu Rache und Sühne, stellen 
sich also an die Seite der väterlichen Verwandten des Er- 
schlagenen. Ebenso kann das Geschlecht der Grossmutter und 
der Urgrossmutter eventuell herangezogen werden^). Anderer- 
seits werden durch Vermittlung der Tochter, der Schwester, 
der Cousine u. s. w. ihre männlichen Nachkommen heran- 
gezogen. Diese charakteristische Erscheinung hat verursacht, dass 
man selbst an der Existenz von Geschlechtsverbänden gezweifelt 
und gefragt hat, ob es nicht richtiger wäre, von wechselnden 
verwandtschaftlichen Beziehungen zu sprechen. Es gilt nun die 
bezüglichen Bestimmungen näher ins Auge zu fassen. 

Der Ausdruck, dessen sich die Quellen zur Bezeichnung der 
durch Weiber vermittelten Verwandtschaft bedienen, ist bekanntlich 
nefgildi. Maurer^) hat schlagend hervorgehoben, dass in dem 
Gegensatze zwischen nefgildi und bauggildi^) ausgesprochen 

*) Die merkwürdige Erzählung in der Heimskringla, p. 605 von der 
Rache des Thormodr giebt das Beispiel einer Fehde, in welche der Rächer 
durch seine Grossmutter, des Ermordeten Tante mütterlicherseitSf hinein- 
gezogen wird. 

*) Maurer, Island, 333—335. 

•) „Bauggildi" und „nefgildi" wurden in den älteren Bussordnungen 
nur bei Besprechung der entferntferen Verwandtschaft einander gegenüber 
gestellt. Nur muss man bemerken, dass die weitläufigen und ins kleinlichste 
Detail sich erstreckenden Berechnungen der entfernten Yerwandten be- 
stimmten Bussen überhaupt den Eindruck von künstlichen Yersuchen auch 
die geringsten Yerzweigungen der Bussen von oben herab und auf einmal 
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liege, dass der Weibstamm zur eigentlichen Sühne nicht berufen 
würde. Die Sühnringe (baugar) werden ursprünglich nur an 
Agnaten bezahlt, die durch Weiber verwandten träten nur 
subsidiär ein und hätten sich mit Kopfgeldern, d. i. persönlichen 
Entschädigungen zu begnügen. Erst allmählich habe sich dieser 
fundamentale Gegensatz verwischt, so dass in der isländischen 
„Baugatal" in jedem der vier Ringe den Agnaten entsprechende 
Cognaten gegenüberständen. Der Auseinandersetzung Maurers 
folgen alle kompetenten Forscher: ich möchte nur auf einige 
nicht unwesentliche Punkte aufmerksam machen, welche er nicht 
berührt hat, die aber mit seiner Ansicht in der Hauptsache gut 
stimmen. 

Gewöhnlich wird nefgildi als Gesammtheit der Verwandten 
von Seite der Weiber aufgefasst ^). Die Aufzählung der Sühn- 
empfänger dieser Kategorie in der Frostathingslov z. B. passt 
vollständig zu dieser Definition. Man beachte namentlich, dass 
auch die Söhne der Tante väterlicherseits in die „Mikla nef- 
gildi" eingereiht sind*). Der Gegensatz zwischen „bauggildi" 
und „nefgildi" kann demzufolge nicht durchgreifender gedacht 
werden. Auf der einen Seite die scharfen Umrisse des Agnaten- 



festzustellen machen. Es kommen ja Unterschiede im Bereiche eines und 
desselben Rechtsgebietes und zwar in Bezug auf Hauptbussen vor. Die 
Binge des Haulds z. B. betragen nach G. I = 10, 5 und 4 Mark, nach 
G. H. aber = 6, 4 und 2*/« Mark. Bei solchen Aufzählungen, wie die der 
littla nefgildi (Fl. VI, 7 etc.) und der frsenÖbötr in beiden Hauptsamm- 
lungen, fühlt man sich auf noch mehr unsicherem Boden. Das interessanteste 
an diesen Abschnitten ist wohl, dass sie den Yerwandtschaftsnexus grund- 
sätzlich so weit verfolgen, ihre praktische Anwendung muss aber vielfach 
Ton den Umständen abhängig gewesen sein. 

^) Grdg., Baugatal, 113: En^at heitadnefgilde er feir menn taca er 
kuensift ero comnir. 

*) FL. VI, 7: Systkinasynir, cf. FL. VI, 8: Systkinadötrasynir in der 
^litla nefgildi". Dem entsprechend sind auch die Systkinasynir in GL. 237, 
247, der Systlingr des GL. 224 (cf. GL. CC, p. I, 113) und die Söhne der 
^konor poer er pan ero bröÖro börn**, oder „pan ero systkinna hörn" als 
„nefgildismenn" zu denken. Wegen der Bedeutung der Ausdrücke siehe 
Hertzberg 's vortreflTliches Glossar, N. G. S., V. s. v. 
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kreises, auf der anderen eine ganz unorganisch zusammengesetzte 
Aufzählung von Verwandten, welche von verschiedenen Seiten 
zu der Agnatengruppe stossen, untereinander aber in keinem 
näheren Verhältnis stehen. Die Bezeichnung Kopfgeld für die 
an solche Cognaten bestimmten Zahlungen erscheint von diesem 
Gesichtspunkte aus vollkommen gerechtfertigt. Die „baugar'' 
der Sühne sind Teile einer Einheit und werden einer organischen 
Gruppe vorbehalten, die Kopfgelder werden an einzelne von ver- 
schiedenen Seiten hinzutretende Persönlichkeiten gezahlt. 

Obgleich sich nun die „nefgildi" aus allen durch die Weiber 
vermittelten Verwandten zusammensetzt und die Nachkommen- 
schaft der Töchter, der Schwestern, der Tanten, Cousinen und 
Nichten in ihr ebenso wie die Verwandtschaft der Mutter einen 
Platz findet, so stellt sich doch innerhalb dieses verschiedenartig 
gestalteten Verwandtenkreises das Geschlecht der Mutter als 
der eigentliche Kern heraus. Wo FL. XI, 18 von einem Rate 
der nächsten Verwanden, „bsefli i bauggildi oc i nefgildi" spricht, 
hat Häkonarbok 52 — „baefli i faflerni oc modorni". Man könnte 
vielleicht meinen, dass in diesem Falle beide Begriffe sich ziem- 
lich nahe berührten: es handelt sich ja um die Verheiratung 
eines Mädchens und es kann also von der Nachkommenschaft 
der Tochter, nicht die Rede sein, in den meisten Fällen wohl 
auch nicht von volljährigen Söhnen von Schwestern, Cousinen 
und Nichten. Jedenfalls würde auch hier die Verwandtschaft 
der Vaterschwester ausgeschlossen bleiben. Dasselbe lässt sich in 
Bezug auf FL. IX, 9 bemerken. In beiden Fällen wird von den Ver- 
mögensverhältnissen Unmündiger gesprochen, und in beiden 
Fällen werden die Ausdrücke „baugildi" und „nefgildi" einer- 
seits — föflur froenflr oc moflor froenflr andererseits als gleich- 
bedeutend gebraucht ^). Es giebt aber auch Fälle, wo der wesent- 
liche Unterschied zwischen den Begriffen „Verwandtschaft durch 



*) cf. FL. IX, 26: ndnasti niÖr i modorgett, wo wir' sonst „i nefgildi'^ 
erwartet hätten. 
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Weiber" und „Muttergeschlecht" noch schärfer hervortritt, und 
die Gesetze doch Ausdrücke gebrauchen, welche auf dieses letzte 
und nicht auf die „nefgildi" hinweisen. In der Frostathingslov 
wird z. B. von dem friedlichen Ausgleich einer Fehde wegen 
Totschlags gehandelt. Dabei erscheinen bekanntlich als Ver- 
treter der beiden feindlichen Sippen je vier Mann, um die Be- 
dingungen des Vergleichs und der Sühne zu beschwören, näm- 
lich je ein Repräsentant der Schwertmagen und der Spindel- 
magen des Erschlagenen und je ein solcher von selten des Tot- 
schlägers. Statt aber des gewöhnlichen „nefgildi", welches alle 
durch Weiber Verwandten umfasst, steht FL. I, 4 moflurfroenflr 
und FL. V, 9 moflerni. Die Vergleichung von FL. III, 1 mit 
Eidsivathings Christenret I, 30 ist auch lehrreich: die Sippe- 
angehörigen, welche vor dem bischöflichen Armaflr ihr Zeugnis 
über den Grad der Verwandtschaft von Ehegatten abgeben, 
werden im Throndheimischen als „bauggildismen" bw. „nefgil- 
dismen", im Bereich des Eidsivathings aber als „or faflerni hans 
oc or moflerni hans" bezeichnet. Borgarthings Christenret II, 12 
berücksichtigt auch einen Fall, wo die durch Schwester, Tanten, 
Nichten und Cousinen vermittelte Verwandtschaft neben den 
Verwandten der Mutter in Betracht kommen könnte, und doch 
im Text nur von „moflerni" gesprochen wird. Dieses inter- 
essante Kapitel, auf welches wir auch weiter zu sprechen kommen, 
handelt von Busse wegen Unzucht mit einer Frau. Die Haupt- 
bussen werden so umständlich aufgezählt, dass auch derjenige 
Fall berücksicht wird, wenn eine Witwe, die aus ihrer ersten 
Ehe einen Sohn hat, zu Schaden kommt. Es kommen auch 
mindere Bussen oder Gaben hinzu, von welchen die zwei grösseren 
an die väterliche, die dritte und kleinste (1^2 Oeren) an die 
mütterliche Verwandtschaft (moflerni) gelangen. In allen be- 
sprochenen Fällen wird also die Nachkommenschaft der Schwestern, 
Tanten, Nichten und Cousinen gar nicht berücksichtigt. 

Haben wir es nun hier einfach mit einer Ungenauigkeit des 
Ausdrucks, mit einer pars pro toto zu thun? Schwerlich. In 
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Bezug auf die Nachkommen der Tanten und Cousinen väter- 
licherseits muss man jedenfalls weitergehen und sagen, dass der 
BegriiF der „moflerni" diese von der Vaterseite hinzukommenden 
Verwandten vollkommen ausschliesse. Man beachte andererseits, 
wie viel bei der Verengung des „nefgildi'* auf die „moÖerni" 
ausgelassen wird. Man lese z. B. die Titel der FL., welche die 
ausdrückliche Aufzählung der „nefgildi" enthalten. Das Ver- 
hältnis der Begriffe zu einander kann durch nachstehende Ueber- 
sichtstabelle veranschaulicht werden: 

Mycla nefgildi. 
Faflerni Moflerni 

1. Moflorfafler 
2. Dottorsunr 

3. Moflorbrofler 
4. Systursonr 
5. Systkinasynir 5. Systkinasynir 

(Fasters Sön) (Morbröflers Sön) 

6. Systrasyner 
(Mosters Sön) 
Little nefgildi. 
Faflerni Moflerni 

1. Sunardottorsunr 

2. Döttordottorsunr 

3. Broflorflöttorsunr 

4. Systkinaflöttrasynir 4. Systkinadöttrasynir 

5. Systradöttrasynir 

Die besprochenen Varianten der Redaktion scheinen also 
auf die Thatsache hinzuweisen, dass die „nefgildi'* überhaupt 
nicht gleichmässig und, so zu sagen, mathematisch nach Ver- 
wandtschaftsgraden geordnet war, sondern auf das Geschlecht 
der Mutter als auf ihren Kern zurückging. Man hatte bei allen 
möglichen Lebensfällen mit der Existenz eines Vater- und eines 
Muttergeschlechtes zu rechnen. In dem Schwanken und Wechsel 
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der Ausdrücke ist man berechtigt, den allmählichen Uebergang 
von einer durch die Ehe vermittelten Verbindung von Ge- 
schlechtern zu einer theoretischen Abrundung der Verwandt- 
schaftsverhältnisse nach Massgabe der Grade zu sehen. Jeden- 
falls wird durch dieses Schwanken der Terminologie festgestellt, 
dass die „nefgildi" als Verwandtschaft durch die Weiber keinen 
festen und klaren Bestand besass und dass ihr Rechtsbegriff sich 
nur allmählich und künstlich aus dem engeren und mehr fass- 
baren des Muttergeschlechtes entwickelt hat. 

Im Vergleich mit der „nefgildi'' ist die Zusammensetzung 
des Agnatenkreises — der „bauggildi" eine viel einfachere, aber 
die Analyse der bezüglichen Stellen erschliesst doch manche 
interessante Einzelheiten. Es ist bekannt, dass der Ausdruck 
in zwei Bedeutungen gebraucht wurde: für den engeren Kreis 
der zunächst an der Sühne beteiligten, und für Agnaten soweit 
Agnatenverwandtschaft berechnet werden kann ^). Im Grossen 
und Ganzen lässt sich sagen, dass im Gebiete der Gulathingslov 
der erste dieser Kreise die Männer der engeren Familie (Sohn, 
Vater, Bruder) und die Vetter umfasse, im Gebiete der Frosta- 
thingslov aber der Vatersbruder und Brudersohn (Neffe) einge- 
reiht wurden und der Umfang des Kreises auch auf Söhne von 
Vettern (e'ptirbrödrasynir, tvemenninger) sich erstreckte. Amira 
hat die Meinung ausgedrückt^), dass in der ältesten Rezension 
des Wergeides im Gulathingslov (GL. I) der „brödrungr'* nur aus 
Versehen den Männern der Familie, also Vater, Sohn und Bruder, 
angereiht worden sei^). Die Annahme würde insofern folgen- 
reich sein, als sie eine Beschränkung der Zahl der eigentlichen 
„baugaraenn" auf die männlichen Mitglieder der Familie sicher- 



^) Nur die erste Bedeutung ist die altertümliche. Der weitere Kreis 
liegt ja eigentlich in „eptir bauga" und scheidet sich von dem ersten auch 
juristisch scharf ab. Siehe Maurer, Island. 339. 

*) Germania, XXXII, 131. 

•) GL. 219: Sa er annar baugr er broÖor baugr heitir: far ero Ymeror 
i peim. — No er hinn priÖi bröÖrongs baugr: J)ar ero IV mercr i |)eim. 
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stellen würde. Bei näherer Betrachtung müssen aber die That- 
sachen anders gefasst werden. 

Amira stützt seine Annahme auf zwei Beobachtungen: bei 
der Aufzählung der baugar in GL. wären die näher stehenden 
Vaterbruder und Brudersohn übergegangen und sofort nach dem 
Bruder der Vetter erwähnt, was keinen Sinn hätte ; der brödrungr 
erscheine in GL. 224 als Mitglied der zweiten „Aufnahme" hinter 
dem Vatersbruder und dem Bruderssohn, was auch seinen ur- 
sprünglichen und natürlichen Platz bezeichne. 

Nun ist es allerdings Thatsache, dass GL. 224 den brödrungr 
in der 2. Aufnahme erwähnt, während GL. 219 ihm den 3. „baugr" 
überlässt, ein Widerspruch liegt also zweifelsohne vor, aber es ist 
die Frage, ob wir das verwirrende Einschiebsel in GL. 219 und 
nicht vielmehr in GL. 224 suchen müssen. Jedenfalls wird die 
Reihenfolge — 1. Sohn oder Vater, 2. Bruder, 3. Vetter — 
keineswegs durch GL. 219 allein dokumentiert. Im Bereich der 
durch Amira als G. I bezeichneten Titel weist GL. 220 dem 
brödrungr auch den dritten Platz zu. In GL. 222 wird die 
ganze Reihe der Empfänger bezw. Zahler wieder ganz in der- 
selben Weise aufgeführt. In der zweiten Reihe, welche Amira als 
G. II bezeichnet (243 — 252) sind alle Bestimmungen danach ein- 
gerichtet: der brödrungr nimmt den dritten Ring und der Vater- 
bruder und Brudersohn kommen hinter ihm in der ersten „Auf- 
nahme". Die Anordnung beruht also keineswegs auf einem 
zufälligen Missverständnis. Wenn bei der Aufzählung der 
Aufnahmen in G. I (224) der brödrungr in offenem Wider- 
spruch mit GL. 219 und in üebereinstimmung mit den 
später allgemein üblichen Ansätzen sowohl dem Vaterskinde als 
dem Neffen (Brudersohn) nachgestellt wird, so ist der unver- 
mittelte Widerspruch allerdings lehrreich, lässt sich aber doch 
nicht auf unbedachtsame Redaktion bei der Bezeichnung der 
baugar- Grenze zurückführen. Es haben manche Abweich- 
ungen in der Aufzählung und Einreihung der Bussempfänger 
nichts anderes zu bedeuten, als dass wir nicht mit festen ge- 
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setzlichen Bestimmungen, sondern mit verschiedenartigen Zu- 
sammenstellungen der Rechtsgewohnheiten zu thun haben. 
Auf dem Gebiete des westländischen Rechts sind wir auf drei 
oder vier etwas verschieden gefärbte Aufzeichnungen von Ob- 
liegenheiten und Forderungen der Verwandten im Falle eines 
Totschlags hingewiesen und das Merkwürdige bleibt nur, dass 
selbst eine äusserlich zusammenhängende Reihe von Paragraphen, 
wie G. I, schon verschiedenartige Bestandteile aufweise. Auf der 
einen Seite wurden also die Vetter unmittelbar an die Männer 
der Familie angereiht, auf der andern behalten Onkel und 
NeiFe den Vortritt vor den Vettern, die Ringbusse wird aber 
auf die Familie beschränkt. 

Sind aber diese zwei Auffassungen der Wergeidpflicht einfach 
als konkurrierende zu denken oder können wir einigermassen 
-begründete Vermutungen in Bezug auf ihre Entstehung und 
ihren genetischen Zusammenhang aufstellen? Der Versuch Amiras 
geht darauf hinaus, bestimmte Spuren einer redaktionellen Ent- 
wicklung aufzuweisen, welche die Vaterbruder oder Brudersohn 
überspringende Reihe nicht nur als der Zeit nach spätere, son- 
dern als ein zufälliges Missverständnis kennzeichnet. Der Ueber- 
gang wäre also von den zwei Ringen der Familie zu den vier 
Ringen, in welchen sich die Männer der Familie (1. und 2. Ring), 
der Vaterbruder und Brudersohn (3. Ring) und die Vetter (4. Ring) 
teilen würden. Sollte es mir gelungen sein zu zeigen, dass die 
Sache nicht auf eine mangelhafte redaktionelle Behandlung 
bei der Erweiterung der Ringe zurückzuführen sei, so entsteht 
zunächst die Frage, ob es überhaupt möglich sei, sich eine Zu- 
sammenstellung von drei Ringen zu denken, welche von den 
Familienmitgliedern auf die Vetter überginge. Nach den Aus- 
führungen Fickers ^) lässt sich ganz gut annehmen, dass sich in 
Bezug auf die Sühne im westnorwegischen Rechte der Begrifft 
der Vetterschaftskreise geltend gemacht habe und dass die Ver- 



*) Untersuchungen zur Erbenfolge, I, 352. 
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wandten der ungleichen Grade (Vaterbruder und Brudersohn) ur- 
sprünglich unter den Vettern mit verstanden wurden. 

Will man zugeben, dass ein Sühneverband, der in seinen 
Hauptbestandteilen auf die Familie und die agnatische Vetter- 
schaft zurückgehen würde, an und für sich kein Unding sei, so 
lässt sich vermuten,, dass wir es hier mit einer altertümlichen 
Auffassung zu thun haben, welche auf keinen Fall aus der üb- 
lichen Reihenfolge der Verwandtschaft entstehen konnte, wohl 
aber früher oder später sich in der Richtung auf dieselbe um- 
gestalten musste. Auf unseren Fall, wie auch auf so manchen 
anderen lässt sich wohl die aus der Palaeographie so gut bekannte 
methodische Regel anwenden, dass die schwerere Fassung der 
leichteren vorzuziehen sei. Historisch ist die Regel so aufzufassen, 
dass von zwei einander folgenden Auffassungen die in unserem 
Sinne mehr absonderliche und schwer verständliche Anspruchw 
auf höheres Alter hat. Von einer Beschränkung des Sühne- 
verbandes der baugar auf die Familie wäre also keine Spur in 
den Rechtsbüchern aufzufinden. Nur bei einer solchen Deutung 
wird es, meiner Ansicht nach, verständlich, weshalb der Aus- 
druck „bauggildi" sich von den nächsten Agnaten des dritten 
Ringes, den brödrungar, allmählich auf die ganze Vatersippschaft 
verpflanzt hat. Bei Amiras Erklärung dagegen sieht man nicht 
ein, weshalb die mit dem Weiberstamme ursprünglich vermischten 
Agnaten je zu dieser Bezeichnung gekommen seien: sie müsste 
entweder auf die Familie oder auf alle Cognaten sich anwenden 
lassen. 

Andererseits beleuchten die Bestimmungen des älteren west- 
ländischen Rechts in interessanter Weise die Entwicklung des 
Throndheimer Rechts. In diesem letzteren stossen wir auf die 
umfangreiche, rein agnatische Gruppe der „visendr" ^) , als der 



^) FL. yi, 2: Yegandi eÖa veganda sunr scal reiÖa aUa bauga, nema 
hann have visendr til. En pess er spurt hvÄrer svd heita oc her segir: 
ef lifir faÖer yeganda, syner eÖa bröder, föÖor bröÖer eÖa br6Öor sunr» 
bröÖra syner eÖa efter bröÖra syner, J)d heita peir visendr aller, en fyrer 
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eigentlichen „baugamen'*, welche bei der Zahlung der Sühne 
helfen. Die Zusammensetzung der Gruppe unterscheidet sich 
in zwei Beziehungen von der engeren „bauggildi" im Westlande: 
der Vaterbruder und der Brudersohn sind bereits vor den Vet- 
tern eingereiht, und die Grenze wird bis zu den zweiten Vettern 
inclusive gezogen. Die Gruppe bleibt aber streng agnatisch, 
was bei ihrer grossen Ausdehnung besonders charakteristisch ist. 
Dagegen dringt im isländischen Recht, obgleich es, wie Amira 
überzeugend gezeigt hat, von den Trondheimschen stark beein- 
flusst worden ist, die cognatische Ordnung der Verwandtschaft, 
ähnlich wie in GL. 222 und GL. 316 (Bjarne's Tafel) in den 
Sühneverband ein, sodass die ganze Einrichtung der Ringe ihren 
Sinn verliert und zur terminologischen Reminiscenz herabsinkt. 

Es ist also gegenüber der späteren nivellierenden Behand- 
lung der Verwandtschaftsgrade bei der Sühne ausdrücklich her- 
vorzuheben, dass sowohl das westländische, wie das thröndische 
Recht altertümliche Gruppen von speziell berufenen „baugamenn" 
in den Vordergrund stellen, welche weder auf die Familie sieh 
reduzieren, noch auf den Cognatenverband sich erstrecken, son- 
dern agnatisch aufgebaut sind und bis zu den Vettern bezw. 
zweiten Vettern reichen. 

Gegenüber dieser Agnatengruppe, der eigentlichen „bauggildi", 
nimmt nun die übrige Verwandtschaft und, namentlich die Mutter- 
sippe und „nefgildi", eine vollständig untergeordnete Stellung ein. 
Sie wird zwar in unseren Rechtsaufzeichnungen auch zur Sühne 
berufen, aber eine Parallelisierung der Aussprüche der Vater- 
sippe und der Muttersippe, der „bauggildi" und der „nefgildi'* 
gehört den späteren Entwicklungsperioden an. Sie findet sich 
nur im isländischen und in den späteren Fassungen des west- 
ländischen Rechtes. Das Throndheimer Recht dagegen berechnet 



pyi ero feir sva callaÖer, oc hvdrr feirra er viss til as böta feirri b6t er 
peir Stande i, oc J)arf eigi vegandi eÖa sunr hons böta fyrir pessa menn 
peir ero til, en J)eir scolo böta fyrer alla bauga menn er eigi ero til at 
böta med peim. 
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z. B. den Anteil der visendr bei dem Wergeid von 6 Mark Gold 
auf ungefähr 18 silberne M^rk, während die entsprechende Mycla 
nefgildi nur 5 M. 4 ertogar bekommt ^). Damit ist auch z. B. die 
Thatsache zu vergleichen, dass im Borgarth. Christenret. II, 12 
der moöerni die kleinste der drei „Gaben^^, 1^2 Öre gegen 
6 und 3 Öre, welche an die faflerni entfallen, überlassen wird. 
Im Grossen und Ganzen erscheint im Trondheimer und im 
älteren westländischen Recht die „nefgildi" nur als eine Varietät 
der verschiedenen Nebengruppen, welche den Hauptsühneverband 
der agnatischen „bauggildi" umgeben. 

Die obenstehenden Erörterungen müssen aber auf keinen 
Fall so aufgefasst werden, als ob ich die Wichtigkeit des „nefgildi"- 
Begriffes hinwegdeuten wollte. Meine Absicht ist es nur die 
Existenz eines agnatischen Geschlechtsverbandes zu betonen, 
welcher ursprünglich einen überwiegenden Einfluss bei der Fehde 
und Sühne ausübte, und in Vergleich zu welchem alle anderen 
Gruppen als beigeordnet und untergeordnet zu betrachten sind. 
Dagegen ist aber ebenso ausdrücklich daran festzuhalten, dass 
die Richtung der Rechtsentwicklung auf die Auflösung der orga- 
nischen Gruppen zu Gunsten der mechanischen Grade berechnung 
und, im Zusammenhang damit, auf die annähernde Gleichstellung 
der Verwandten des Mann- und des W^eibstammes hinwies. Im 
Keime ist die Möglichkeit dieser Entwicklung auch schon in 
den älteren Ordnungen angedeutet. Die durch Weiber vermittelte 
Verwandtschaft wird in unseren Rechtsbüchern in manchen 
Lebensfällen bereits so sehr berücksichtigt, dass die Vertreter 
der „bauggildi" und der „nefgildi" öfters nebeneinander, nur 
mit einem schwachen Vorsprung zu Gunsten der ersten erwähnt 
werden. 

II. 

Der Grund, weshalb die Verwandtschaft durch W^eiber all- 
mählich zu einem grossen Einfluss gelangte, ist offenbar in der 



FL. YI, 4; YI, 7. 
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Behandlung der Ehe zu suchen. Es ist wohl bekannt, dass die 
als regelmässig anerkannte Ehe auf einem Vertrage (maldaga) 
zwischen zwei Geschlechtern beruhte und durch den Kauf des' 
munflr über die Frau für den Ehemann abgeschlossen wurde ^). 
Sie bewirkte keineswegs einen vollständigen Uebergang der Frau 
in die Gewalt des Mannes und in den Bereich seines Ge- 
schlechts, sondern eine Verbindung von zwei Geschlechtern, bei 
welcher die Selbständigkeit und die Interessen der Frau bis auf 
einen gewissen Grad gewahrt blieben. Dieselbe behielt in der 
Regel ihr Sondervermögen ^), obgleich es in die Verwaltung des 
Mannes übergingt), und die Verbindung wurde keineswegs als 
unabänderlich aufgefasst. Sowohl einzelne Rechtsvorschriften*), 
als auch die Erzählungen der Sagas ^) zeigen, dass die Auflösung 
der Ehe keineswegs ungewöhnlich war, und bei der Auflösung 
spielten die leiblichen Verwandten der Frau eine bedeutende 
Rolle, indem sie dieselbe gegen ihren Mann unterstützten und 
namentlich ihre vermögensrechtlichen Ansprüche zur Geltung 
brachten. Für unseren Zweck ist es von besonderer Wichtig- 
keit, diesen Wirkungskreis der Sippschaft des Weibes zu be- 
obachten. 

Wir können mit einer Frage anfangen, welche sich, so zu 
sagen, von selbst meldet, und in Bezug auf welche wir trotzdem 
nur dürftige Auskunft, sowohl in den Quellen, als auch in der 



*) Brandt, Forlaesninger over den norske Retshistorie, 92 ff. — 
Beauchet in der Nouv. Revue historique de droit, IX, 65 ff. 

^ FL. X, 38: ef cona manns lystr cono aÖra, hann scol böta hölfum 
minno retti en büandi hennar dtti d ser eÖa faÖir hennar, oc se pat af 
hennar fe tecit. cf. FL. III, 7, Borg. Chr. I, 5. 

') FL. XI, 5; GL. 52. Einen interessanten Yersuch, diese Verhält- 
nisse historisch zu entwickeln, macht Hertzberg, De gamle loves myr- 
ding, Forhandlinger i Videnskab-Selskabes i Christiania 1889. Seine termino- 
logischen Stützpunkte scheinen indessen nicht unanfechtbar zu sein. 

*) z. B. FL. XI, 14; Borg. Chr. I, 17. 

*) Kälund, Familielivet pä Island, Aarb. for Nordisk Oldkyndighed, 
1870, 307 ff. 
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Litteratiir, erhalten. Ich meine die Frage, von wem die ver- 
heiratete Frau geschützt und gerächt, bw. bei Zahlung von 
Bussen und Wergeid unterstützt wurde? Die Gesetze sind 
in Bezug auf diese Kardinalfragen ausserordentlich schweigsam. 
Eine ausführliche Berechnung der Bussanteile nach der Art der 
Wergeidstafeln für Männer fehlt vollständig, und doch kann 
man sich die Sache nicht einfach so vorstellen, dass die Wergeid- 
ansätze der Männer für die Weiber entsprechenden Standes be- 
nutzt wurden. Wohl heisst es mehrfach in unseren Gesetzen^ 
dass in Bezug auf Missethaten Mann und Weib vollständig gleich 
ständen^); das kann aber nur von dem absoluten Wert der von 
ihnen verwirkten Bussen gelten, denn was die Verteilung der- 
selben angeht, so modifiziert sich ja alles gleich beim ersten 
Schritt zur Versöhnung durch die Thatsache, dass bei der Er- 
legung des ersten Ringes für eine verheiratete Frau augen- 
scheinlich ihr Mann berücksichtigt werden musste. Eine is- 
ländische Rechtssatzung giebt uns auch ausdrücklich Bescheid 
darüber. Der Mann und der Vater (oder der Sohn) einer ge- 
töteten Frau teilen sich in ihr Wergeid ^). Die Auskunft ist 



*) GL. 159: Ef karlmadr drepr kono, J)a verÖr Kann sva utlagr um 
sem hann karlmann vege. En ef kono vigr karlmann, f)a er hon utlog oc scolo 
frendr hennar föra hano af lande. GL. 190; Nu ef karlmadr drepr kono 
seda kono karlmann, pa scoel sa böta slicum retti sem hann a at taca er 
uvoene fser, en baug kononge. Bjarkör. 96: Slikan rett d kona at taka ef 
henni er misbodet i mannhelgi v4rri, sem karlmadr, ok svd skal hon böta 
ef hon gerir üvisa sem karlmaÖr. cf. FL. X, 41. 

^ Grdg., Yigslodi, 95: Ef kona mans verÖr vegin sa er hann a born 
meÖ til arfs alen, oc verÖr boandan kononar vig sacar J)eirrar adile, ef 
kona SU a sono til arfs alna oc se peir fuUtide oc Yer|)a peir vig sacar 
J)eirrar aÖilia iafnt sem boande cononar, enda eigo peir hdlfar bötr 
hvarir vi9 adre. Ef eigi er sonr oc lifir faÖir kononar eÖa broÖir samfeOre, 
oc verÖr anar J)eirra J)a vigsacar peirrar aÖilia at helminge viÖ boanda 
kononar. Ef pesser menn ero eigi til pa a boandin kononar socne, en ef 
anar ma9r peirra lifir er sva scylldr er kononi at til arfs vseri toleÖr i 
lögom oc a sä bötr halfar viÖ boanda kononar. — Man bemerke die Be- 
schränkung gleich am Anfange — wenn das Ehepaar Kinder hat. Es 



Digitized by VjOOQI^ 



Geschlecht und Verwandtschaft im altnorwegischen Rechte. 35 

nach zwei Seiten hin wertvoll: sie zeigt einerseits, dass die 
Tötung einer verheirateten Frau sehr abweichende Folgen von 
derjenigen eines Mannes hatte, insofern sie in erster Linie den 
Ehemann berührte; andererseits, dass die leiblichen Verwandten 
des Weibes auch nach deren Verheiratung ihren Schutz auf sie 
erstreckten. Es kann nicht bezweifelt werden, dass ähnliche 
Rechtsanschauungen, obgleich nicht bestimmt dokumentiert, auch 
in Norwegen herrschten, denn im allgemeinen ist die Stellung 
der Ehefrau in Island und Norwegen die gleiche. 

In Bezug aber auf das Verhältnis der weiteren Verwandten 
verschiedenen Stammes zu dem Wergeid sind wir lediglich auf 
Vermutungen und indirekte Folgerungen angewiesen. Im ein- 
zelnen mögen diese Verhältnisse vielfach geschwankt haben. 
Da derartiger Totschlag augenscheinlich viel seltener vorkommen 
musste, als der von Männern, so befand sich die Regelung der 
Bussen wohl noch in dem älteren Stadium der freiwilligen und 
ungebundenen Abmachung. Es lässt sich wohl denken, dass in 
einem Falle hauptsächlich die Vater- und Muttersippschaften 
der Ermordeten bei der Verfolgung auftraten, in einem anderen 
auch die Verwandten des Mannes daran eifrig Anteil nahmen. 
Nach welcher Richtung hin sich aber im allgemeinen die Rechts- 
gewohnheiten festsetzen, können wir aus einigen indirekten 
Fingerzeigen entnehmen. Es wird zwar nie von einer Beteiligung 
der verschiedenen Sippschaften an dem Wergeide einer er- 
schlagenen Frau berichtet. Wohl aber hören wir einmal von 
der Beteiligung der Verwandten an den Bussen für Blutzucht 
einer Frau. Ich erinnere noch einmal an den bereits zitierten 
Titel des Borgarthiug- Christenrechts (11, 12)^). Dort wird der 

folgt, dass, wenn keine Kinder da sind, der Ehemann sich nicht an die 
Spitze der Fehde stellt und keinen Anteil an der Haupthusse bekommt, 
dieselbe also vollständig an die Verwandten der Frau gelangt. Anderer- 
seits ist zu beachten, dass der erwachsene Sohn den Yater der Frau aus- 
schliesst, was wohl als eine spätere Neuerung anzusehen ist. 

^) Nu er kona leghen J)a er su dyrst at retti er a ser bonda lifir 
fader hennar ok sunr sa er hon atti med adrum manne hon er 12 marka 

3* 
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besonders verwickelte Fall besprochen, wenn die verletzte Frau 
in einer zweiten Heirat lebt und einen Sohn aus ihrer ersten 
Heirat hat: da teilen sich Vater, Ehemann und Sohn in die 
Hauptbusse. Es kommen aber auch Gaben an die weiteren 
Verwandten hinzu, und da ist es nun sehr charakteristisch, dass 
weder von der Sippschaft des Ehemanns, noch von der des 
Sohnes aus. erster Ehe die Rede ist: die Gaben fallen sämtlich 
der väterlichen und der mütterlichen Sippschaft der Frau zu. 
Wenn es in FL. IV, 35 heisst, dass die Frau, welche ihren Mann 
tötet, von den Verwandten des Mannes getötet werden kann, 
ohne dass sie dabei zur Zahlung des Wergeids verpflichtet 
worden wären, so geht offenbar die Entschädigung den leiblichen 
Verwandten der Frau verloren. Andererseits sind sie in diesem 
Falle nicht verpflichtet, an der Zahlung des Wergeids für den 
Erschlagenen teil zu nehmen. Wenigstens heisst es im be- 
sprochenen Paragraphen lediglich, dass die volle Busse aus dem 
Vermögen der schuldigen Frau zu entrichten sei. 

In dieser Verbindung sei es mir erlaubt, an die Vorschrift 
der Lgg. Henrici I zu erinnern, welche bei Missethaten einer 
verheirateten Frau ausdrücklich das Geschlecht des Ehemannes 
von jeder Verantwortung und Mithaftung entlastet, die Sippe 
der Frau aber in Mitleidenschaft zieht ^). Es ist nicht zu be- 
weisen, dass die Vorschrift skandinavischen Ursprungs ist, sie 



kona at retti, lytr bonde hennar 6 merkr, en faÖer hennar 3 merkr, ok 
unsr hennar 3 merkr, sa er hon atti meÖ a5rum manne, slict lytr madr a 
fffistar kono sinni, ok 6 merkr giafar ero III a kuennlegre, 6 aura giof, 
ok 3 aura, ok hälfe annars öyris giof., hverva hinar mesto II i faÖerni, 
en hin minzta I i nio9erni ok take hin nanaste vi9. cf. GL. 197, FL. XI, 
37. Finsen, Familieret, L, 258. Zu beachten ist auch der Fall, wenn ein 
Fremder eine Norwegerin heiratet und erschlagen wird: es rächen ihn die 
Verwandten der Frau, wie sie auch die Frau selbst gerächt hätten. GL. 94. 
^) Lgg. Henrici I, 70, § 12: Similiter, si mulier homicidium faciat, in 
eam vel in progeniem vel parentes ejus vindicetur, vel inde componet; 
non in virum suum, seu clientelam innocentem. Die Vorschrift steht in 
den Consuetudines Westsexee. Sie scheint fast zu weit zu gehen, denn sie 
schliesst jede Beteiligung des Mannes aus. 
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stimmt aber vollkommen zu der Betrachtungsweise des skandi- 
navischen Rechts und steht in nicht zu verkennender Weise mit 
der ähnlichen Stellung der Verwandtschaft der Frau im angel- 
sächsischen und im nordischen Rechte in Verbindung. 

Also verbleibt das Weib auch nach ihrer Verheiratung in 
dem Schutze ihrer Sippe, und das Verhältnis äussert sich keines- 
wegs blos in den bezeichnenden aber ungewöhnlichen Fällen der 
Tötung und der schweren Verletzung an Leib und Ehre^). 
Bei einer Scheidung stützt sich die Frau, wie schon vorhin erwähnt, 
auf ihre Sippe und tritt zu ihr zurück. So lange die Ehe keine 
Kinder gebracht hat, erseheinen die Verwandten der Frau als 
ihre nächsten Erben und haben über ihr Vermögen zu wachen ^). 
Wenn Kinder da sind, so verhelfen sie ihnen zu ihrem Rechte 
gegen etwaige üebergriffe des Vaters, wobei wohl Versuche 
desselben, das Vermögen der Mutter an sich zu reissen, haupt- 
sächlich gemeint waren ^)' 

Es kann demnach im Schosse der norwegischen Familie 
weder von der unbedingten patria potestas noch von der 
strengen manus mariti die Rede sein. Sie erscheint als Re- 
sultat von Vertragsverhältnissen zwischen Mann und Frau, Vater 
und Kindern, der väterlichen und mütterlichen Sippe. Dadurch 
erlangt auch das individualistische Element weit grössere Geltung 
als es in einem stärker organisierten Verband der Fall gewesen 
wäre. Es muss aber ausdrücklich betont werden, dass dieses 
individualistische Element in mancher Hinsicht durch genossen- 
schaftliche Bildungen beschränkt wurde. Der tiefe Zwiespalt 
in der Anlage der Familie wird ja eben dadurch veranlasst, dass 



') Vgl. die bezeichnende Erzählung in der Landudma, II, 30, wie 
Snfiebjörn HallgerÖr's Totschlag an ihrem Manne gerächt habe. Snsebjörn 
und Tüngweddr, HallgerÖr^s Vater, waren „Systrasynir**. 

2) z. B. FL. XI, 6. 

^) FL. XI, 17: En sd heimti rett til handa barninu er ndnastr er i 
nefgildi, ef a feÖr bornsins er at heimta, en ef at oÖrum er at heimta, pk 
heimti faÖir barnsins barninn til honda. 
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die Muttersippe sich nicht von dem ihr entstammenden Weibe 
lossagt, sondern sie und ihre Nachkommenschaft fortwährend 
unter ihrem Schutze behält. 

So stellt sich das norwegische Familien- und Geschlechtsleben, 
wie es in den juristischen Quellen dargestellt wird, als ein Zu- 
sammenwirken unvermittelter Gegensätze. Es lässt sich wohl im 
allgemeinen sagen, dass das wirkliche Leben sich nie konsequent 
und regelmässig gestaltet: wie stark aui^h das Uebergewicht 
eines die einzelnen Anordnungen durchdringenden Prinzipes sein 
mag, immerhin wird es gewisse Ausnahmen und Gegensätze, teils 
als nachwirkende Ueberlieferungen, teils als widerstreitende Varie- 
täten, teils als aufkommende Neubildungen aufweisen. In den von 
uns beobachteten Vorgängen treffen die Gegensätze in gesteiger- 
ter Schärfe aufeinander und es wäre vergebliche Mühe, sie auf 
ein oder das andere obwaltende Prinzip reduzieren zu wollen. 
Weit eher Hesse sich das Gesamtresultat als ein Kampf von zwei 
entgegengesetzten Strömungen darstellen: auf der einen Seite 
Spuren und Anzeichen einer die Agnaten zusammenfassenden 
Geschlechtsorganisation, auf der anderen das Ueberhandnehmen 
der wechselnden Sippe. Unsere Analyse hat sich hauptsächlich 
dem Institute der Blutrache und Sühne zugewandt, und gerade 
auf diesem Gebiete äussert sich der Einfluss des agnatischeii 
Geschlechtsbegriffes am bestimmtesten während die durch Weibei' 
vermittelte Verwandtschaft sich nur wenig aus den verschieden- 
artigen Kreisen der Helfer hervorhebt. An der Entwickelung 
des Grundbesitzes hat der Agnatenverband seine hauptsäch- 
liche Stütze. Der Grundbesitz als festes, wenig mobiles Eigen- 
tum strebt danach in der Familie und im Geschlechte zu ver- 
bleiben und im Odalsrechte ^) findet dieses Bestreben seinen 
Höhepunkt. Sowie die Bedeutung des Grundbesitzes wächst, 
vermehrt sich die Wichtigkeit des der Agnaten Verwandtschaft 
folgenden Erbes an Haus, Hof und Land gegenüber dem von 



^) S. Brandt, Retshistorie, I, 161 ff. 
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den Frauen zugebrachten losen Vermögen, während auch quan- 
titativ der Anteil der Männer regelmässig bedeutender als die 
Mitgift der Frau erscheint. Andererseits wird der Agnaten- 
kreis auch insofern innerhalb der Verwandtschaft bevorzugt, 
als er eine den verschiedenen Verzweigungen der Cognaten- 
verhältnisse fehlende feste Zusammengehörigkeit und Continuität 
besjtzt. So fehlte es keineswegs an realen Umständen, welche 
die traditionellen Ansätze zur Entwicklung des agnatischen Ge- 
schlechts stützten und fortentwickelten. 

Die negativen Thatsachen dürfen aber auch nicht aus dem 
Auge gelassen werden. In dem Gesetze ist sehr wenig von einer 
ständigen Organisation der Geschlechter zu merken. Die „baug- 
gildi", wenn auch Agnatenverwandtschaft, erscheint jedesmal 
nur in Beziehung zu dem jeweiligen Einzelnen, der ihrer Hilfe, 
Fürsorge und Rache bedarf. Sie gruppiert sich jedesmal um 
diesen Einzelnen oder um seinen nächsten Erben, der dann als 
„Haupt der Fehde", als Hauptperson bei den verschiedenen For- 
derungen erscheint. Die übrigen Mitglieder der Sippe nehmen 
ihren Platz nach Graden der Verwandtschaft, nicht nach Ab- 
stufungen des Ranges und Wertes innerhalb des Geschlechtes 
ein. Von Häuptlingen oder Aeltesten ist kein einziges Mal die 
Rede, von einem geschlossenen Rate der Agnaten auch nicht, 
obgleich in dem gemeinsamen Rate der Sippe die baugamenn die 
entscheidende Stimme führen ^). Nach dieser juristischen Auf- 



») FroenÖa rdÖ: FL. IX, 20, 22; XI, 18, namentlich FL. XI, 9: Ef 
m«er hefer fiarhoUcJ broÖur sins, fd se föÖorfroenÖr oc moÖorfroenÖr svein- 
sins slict henni til heimanfylgiu af fidrlutum sveinsins sem peim synis er 
hyggnastir ero, en ef fä scill 4, pd raöi peir bauggildis menn er arf 
peirra ero nee^tir, ef peir hafa viÖ til. — Der Vorzug der Agnaten wird 
hier direkt auf deren Nähe zum Erbe zurückgeführt. — Finsen, Familieret, 
L, 123, macht auf einen Fall im isländischen Rechte aufmerksam, da 
alle Mitglieder des Geschlechtes und nicht die Erben nacheinander mit- 
sprechen mussten: i eet tilfselde stod det eukelte Aetsmedlem endog paa 
engang i rapport til samtlige övrige Aetpmedlemmer, idet ingen maatte 
bortgive sin hele formue uden saratykke af samtlige slsegtuinge lige indtil 
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fassung sind also alle Mitglieder eines „Ätt" einander gleich 
und es bestehen keine Obrigkeiten innerhalb desselben. Im Hin- 
blick auf die historischen Nachrichten darf man aber getrost be- 
haupten, dass eine derartige Auffassung einseitig das spätere staat- 
liche Interesse und die juristische Fiktion vertrete. Die norwegischen 
Könige haben mit aller Energie gegen die Kleinfürsten gekämpft, 
und sofern es im XII. und XIII. Jahrhundert in Norwegen staat- 
lich anerkannte aristokratische Ansprüche gab, waren sie mit 
der Stellung des territorialen Dienstadels, der Lendirmenn, ver- 
knüpft. Die Sagen aber berichten aus älterer Zeit über Coden 
in Island und Hersen in Norwegen, deren Ansehen augenschein- 
lich auf ihrer Stellung innerhalb ihres Geschlechtes und Stammes 
beruhte. Ein Erling Skjälgson, ein Kveldulfr, ein Njal sind wohl 
nicht lediglich als Gaufürsten aufzufassen. In Bezug auf Thorolf 
Kveldulfsen ^) z. B. raten die Söhne der Hildrid charakteristisch ihn 
nach Süden, d. i. wohl nach SönÖmöre zu senden, denn da würde 
er sein Geschlecht finden, welches dafür sorgen werde, dass er 
nicht übermässig gross wachse: der Rat ist so zu verstehen, dass 
der einflussreiche Mann sich der Sitte und Ordnung seines Ge- 
schlechtes fügen müsse. Aus den Erzählungen von den Fehden, 
welche die Helden der Sagen unter einander führen, ist auch 
so viel zu ersehen, dass es keineswegs auf die Verwandtschafts- 
nähe ankam, wenn es galt, einen einflussreichen Vertreter irgend 
einer Forderung zu finden. Aber jedenfalls fallen alle derartigen 
Thatsachen in das Gebiet der faktischen Machtverhältnisse und 
Verbindungen und finden in unserem juristischen Material keine 
entsprechende Berücksichtigung ^), In den Rechtssammlungen 



slffigtskabets graendse. — Es handelt sich also jedenfalls darum, etwaige 
Erbansprüche zu garantieren. 

^) Egilssaga XII, § 14. 

*) Das Thrönder Recht klagt, FL. I, 8, über die Unsitte „l>ar sem 
maÖr er aftekinn, pa vilia frcendr hins dauÖa pann or settinni taca er 
bestr, p6 hann se hvarki vitandi, viliandi verandi umaftoec hins dau6a, oc 
vilia eigi d peim hefna er drap, p6 at peim se kostr . . . oc hefir margr 
marÖr af pvi mykit cettarskarp fengit (Vgl. FL. I, 1). In diesen Worten 
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kommt die innere Organisation der Geschlechter niemals zum 
Vorschein. 

Ausser der zerstörenden Wirkung der aufkommenden Staats- 
gewalten ist auch, wie schon gezeigt, die auflösende Thätigkeit 
des Instituts der Elie augenscheinlich von der grössten Wichtig- 
keit bei der Umbildung der Gesellschaft gewesen. Was die 
kanonischen Verbote der Ehe zwischen Verwandten anbetrifft, 
so ist es klar, dass sie eine Entwicklung von Geschlechtern ausser- 
ordentlich erschwerten. Es liesse sich eine solche bei der Exi- 
stenz der Kirchenverbote im Falle der streng durchgeführten Ab- 
sonderung der Frau von ihrem heimatlichen Heerde denken, in- 
sofern dabei nur die agnatische Fortbildung der Gesellschaft 
übrig bliebe^). Oder auch wäre es denkbar, dass bei der Be- 
kehrung eines heidnischen Volkes durch die christliche Kirche 
den kanonischen Vorschriften insofern die Spitze abgebrochen 
würde, als das betreffende Volk, wie z. B. die Kelten in Schott- 
land oder Wales ^), so ausgedehnte und ausgebildete Geschlechter 
besässe, dass dessen Mitglieder ohne Schwierigkeit im Bereich 
derselben über den sechsten Grad hinaus heiraten könnten. 
Keines von beiden passt auf den von uns erörterten Fall, und 
deshalb muss die Anwendung der kirchlichen Vorschriften einen 
grossen Anteil an der Vermischung und Auflösung der Ge- 
schlechtsgenossenschaften gehabt haben ^). 



liegt eine Andeutung auf eine Hierarchie innerhalb des Geschlechts. Aber 
diese Hierarchie wird nicht des näheren geschildert; und verbleibt also im 
Bereiche der faktischen Verhältnisse. 

^) In einem gut beglaubigten und höchst interessanten Falle haben 
sich auf christlich -germanischem Boden ausgedehnte und mächtige Ge- 
schlechtsorganisationen gebildet, nämlich in Dithmarschen. Die Verwandt- 
schaft durch Weiber ist dabei oifenbar kaum berücksichtigt worden. 

^) lieber die Klan Verfassung in "Wales s. Seebohm, The tribal 
Community in "Wales. 

^ Ein faktisches Bestreben, das Geschlecht durch Ehen zusammen- 
zuhalten, finden wir trotz der Eheverbote in manchen Gegenden Deutsch- 
lands. S. Frauenstädt, Blutrache und Sühne, 25, 28. 
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Man muss aber weiter gehen und berücksichtigen, dass selbst 
in den Grundsätzen und Gebräuchen, welche der heidnischen Zeit 
entstammen, Elemente der Auflösung enthalten waren, welche 
der Tendenz zur Bildung von Geschlechtern mächtig entgegen- 
wirkten. Die Ehe durch Vertrag wirkt dem Agnatismus be- 
stimmt entgegen. Der Vertrag ist zwar als Kauf aufgefasst, 
aber dieser Kauf, wie wir ihn kennen lernen, bewirkt keines- 
wegs die vollständige Abtretung des Weibes an den Ehemann, 
sondern nur die Zulassung dieses letzteren zu gewissen Nutzun- 
gen an Leib, Vermögen und Gewalt, wenn man sich so aus- 
drucken darf. Die Vertragsehe kommt in dieser stürmisch be- 
wegten Gesellschaft auf, um den Vergewaltigungen der Raubehe 
entgegenzuwirken^). Die Behutsamkeit, mit welcher die Ver- 
wandten der Braut dieselbe in die Gewalt des Mannes übergeben, 
der andauernde Schutz, den sie der Verheirateten angedeihen 
Hessen, die Leichtigkeit, mit welcher die Ehe sich auflöst — 
das sind alles Gegenstücke zu der Unsicherheit der Lebensweise, 
den langen Reisen und grossen Gefahren, überhaupt dem aben- 
teuerlichen Leben der Ehemänner. In gewissem Sinne erweist 
sich gerade die Kraft der Sippe, die lebensfähige Verbindung des 
Weibes mit ihrem Geschlechte. 

Aber das Geschlecht der Frau wird in der nächsten Generation 
zum Geschlechte der Mutter und damit dringt offenbar ein ver- 
hängnisvoller Zwiespalt in das Leben der Sippe ein. Wir haben 
es als ein interessantes Moment in der norwegischen Entwicklung 
bezeichnet, dass das Recht sich noch vielfach in dem Stadium 
des Doppelgeschlechts aufhält. Aber der weitere Schritt zur 
nefgildi, welche alle durch Weiber Verwandten umfasst, ist auch 
im norwegischen Rechte bezeugt und damit treten wir aus dem 
Begriffe des Geschlechts zu dem der Verwandtschaft über. 

Am Schlüsse sei es noch einmal erlaubt, zu betonen, dass 
die besprochenen norwegischen Rechte, ihrer ganzen historischen 



') Vgl. GL. 32, FL. Y, 45. 
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Anlage gemäss, nicht sowohl folgerichtig durchgeführte Institute, 
als einen merkwürdigen Widerstreit der Richtungen bekunden. 
Im Gebiete der germanischen Rechtsgeschichte mögen sie 
dazu dienen, den Ursprung von wichtigen Eigentümlichkeiten 
im Familien- und Eherecht zu beleuchten. Vom allgemeineren, 
sozialgeschichtlichen Standpunkte betrachtet, schärfen sie ein- 
dringlich eine Lehre ein, gegen welche vielfach gesündigt wor- 
den ist: alle Geschichte ist eben ein Fluss der Entwickelung 
und sie lässt sich demnach nicht in feste Gestaltungen, sondern 
nur in Strömungen zerlegen. 
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Die Handelskompagnien Oesterreiebs 

nach dem Oriente und nach Ostindien in der 

ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts. 

Yon 

Josef DuUinger. 



I. 

Im Verlaufe des siebzehnten und in einem beträchtlichen 
Teile des achtzehnten Jahrhunderts konnten sich die Geschicke 
der meisten grösseren Staaten Europas nur unter dem blutig- 
düsteren Scheine der Kriegsfackel vollziehen. Die Entwicklung 
des Handels und der Finanzen stand viele Jahrzehnte hindurch 
unter den Wirkungen jener wilden, ruhelosen Zeit, sowie jener 
P>fahrungen, die bei der beispiellosen Zerrüttung der Staats- 
wirtschaft, den Handelskrisen und der allgemeinen Stagnation 
im Verkehre, hauptsächlich die Staaten England und Frankreich 
an sich zu machen gezwungen waren. 

Frankreich war es vor Allem, welches in seinem Ringen 
aus den hemmenden Fesseln durch das System Laws mit seinen 
genialen Kombinationen von kolonialen Gründungen, Währungs- 
experimenten und Finanzkünsten in ein Labyrinth von Irrungen 
geriet, dessen Ausgang zur Katastrophe führte. 

Wenn im Leben der Völker ein Jahrhundert keine so be- 
deutend grosse Zeitdauer ist, so haben die Lehren, welche die 
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Regierungsmänner Oesterreiehs aus der kolossalen Zettelwirtschaft 
Laws hätten ziehen können, diese doch nicht abgehalten, nach 
kaum einem Säkulum dieselben gefährlichen Wege zu betreten 
und den Volkswohlstand eines ganzen Reiches an den Ruin 
zu bringen. 

Das Versinken der Law'schen Unternehmungen hatte die 
Wirkung eines untergehenden Schiffes auf hoher See; weitaus 
waren die Wellenlinien sichtbar, und das Zittern des bewegten 
Elementes mag wohl manchen Staatsmann, der in der Bann- 
meile ebenfalls in einem lecken Fahrzeuge sich befand, zu be- 
sonderer Vorsicht gemahnt haben. Das Gefährliche der Dogmen 
Laws schon in seinen ersten Stadien erkennend, suchten die 
meisten Nachbarstaaten durch verschiedene Anordnungen sich 
gegen die Folgen dieser schweren Verirrungen zu schützen; 
besonders Oesterreich war es, welches durch seine Handels- 
beziehungen mit Frankreich dem verderblichen Einschwärzen 
Law^'scher Papiere ausgesetzt war. 

Dieser Eventualität zu begegnen, erschien am 12. September 
1721 ein Patent, welches dem Publikum Aufklärungen über den 
Wert der Law'schen Bankbiglietten und Aktien geben sollte und 
den Handel mit diesen Papieren auf das ernstlichste verbot ^). 
Der Schaden, den übrigens Oesterreich an dieser Epoche ge- 
nommen, dürfte durch dieses Patent nicht viel abgeschwächt 
worden sein; denn zur Zeit seines Erscheinens war wohl alle 
Welt über Law und sein System schon längst im Reinen. 



Ohne Hinweis auf die Geschichte Laws müsste wohl Jeder- 
mann füglich in Staunen geraten über das im ersten Viertel 
des 18. Jahrhunderts bei allen Handel und Seeverkehr treiben- 
den Staaten so plötzliche und gleichzeitige Emporschiessen von 
Handelskompagnien, die alle nur ein Ziel im Auge hatten ; denn 
als das Gestirn Laws noch im Zenith seiner Erfolge stand, gab 



*) Codex Austriae, tom. IV, p. 13. 
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es wohl mehr als einen Staat, welcher einen starken Reiz zur 
Nachahmung in sich fühlen mochte. Zum Glück für die Völker 
wagte es aber keine Regierung, das gefährliche Experiment in 
seinem ganzen Umfange an sich zu erproben, sondern die meisten 
richteten ihr Hauptaugenmerk nur auf den reichen Gewinn, den 
Frankreich aus einer klugen Ausbeute der Privilegien und Handels- 
verbindungen mit den beiden Indien und am Mississippi hätte 
ziehen können. 

Der Produktenreichtum, den diese Länder in sich bargen, 
war schon vor Law bekannt, und lange schon vor diesem wurden 
Versuche gemacht, Verbindungen dahin anzuknüpfen. Doch 
geraume Zeit blieben diese Quellen eines reichen Gewinnes 
nur lässig kultiviert, und es war daher das unbestrittene Ver- 
dienst Laws, mit dem neuerlichen Aufdecken der Schätze dieser 
Länder einen mächtigen Gährungsstoff in das wirtschaftliche 
Leben vieler Völker gebracht zu haben. 

Jedes grössere Reich, welchem maritime Mittel zu Gebote 
standen, erweiterte seine kommerziellen Beziehungen nach diesen 
fernen Landen oder errichtete neue Handelskompagnien; so 
vergrösserte England seine Süd- und Meridional - Kompagnie ; 
Holland ui^d die Generalstaaten ihre indische Handelsgesellschaft; 
Spanien gründete zu Cadix die Philippinische Kompagnie; diesem 
folgte Dänemark und Schweden, welche Alle mittelst landes- 
herrlicher Oktrois zum Handel nach Ostindien autorisiejt waren 
und Anteil haben wollten an den so verlockend geschilderten 
fernen Reichtümern. Alle rühmten sich, nach dem Beispiele 
der Law'schen Kompagnie eingerichtet zu sein. 

Gegenüber diesen gewaltigen Anläufen der Kolonialpolitik 
konnte Karl VL umsoweniger müssiger Zuschauer bleiben, als 
er in den Niederlanden eine nicht nur sehr industriegeschulte, 
sondern auch mit einem seltenen Handelsgeiste begabte Be- 
völkerung besass; vielmehr erteilte er bald nach Uebernahme 
des Landes fremden und einheimischen Kaufleuten Freibriefe 
,^um Seehandelsbetriebe unter Zusage seines kaiserlichen Schutzes. 
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Diese gewinnbringenden Geschäfte Einzelner reizten zur Aus- 
dehnung und führten schliesslich zur Gründung einer „Ost- 
indischen Kompagnie" 

Oesterreichs territoriale Ausdehnung, seine natürliche 
Handelsstrasse, welche ihm die Donau nach dem Osten bot, 
und eine glückliche politische Konstellation hatten diesem Reiche 
jedoch schon vor dieser Zeit einen Absatzweg seiner Handels- 
artikel eröffnet und zur Gründung der orientalischen 
Kompagnie geführt, welche wir in diesen Darstellungen auch 
zuerst eingehender besprechen wollen> 

Der am 21. Juli 1718 zu Passarowitz geschlossene Friede 
zwischen dem österreichischen Kaiserstaate und der Pforte war 
mit einem Handelsvertrage verbunden; die Stipulationen des- 
selben wurden durch den damaligen österreichischen Residenten 
am ottomanischen Hofe Anselm Franz v. Fleischmann gefertigt 
und erhielten am 16. August desselben Jahres die kaiserliche 

Sanktion ^). 

« 
Die besondere Sorgfalt, mit welcher Karl VI. jede Gelegen- 
heit zu merkantil istischer Entwickelung seiner Staaten wahrnahm, 
lies auch die mit diesem Vertrage gebotenen Vorteile nicht lange 
unbenutzt, denn schon mit Patent vom 27. Mai 1719^) wurde 
die Errichtung einer Kompagnie für den Handel nach dem 
Oriente angeordnet. 

Die zu konstituierende Gesellschaft hatte den Namen: 
„Kaiserlich privilegirte orientalische Kompagnie" 
zu führen und sollte nicht allein berechtigt sein, nach der Türkei 
und ihren Nebenländern zu Wasser und zu Land den Handel mit 
allen erlaubten Waren all ingrosso auszuüben, sondern auch in 
Wien und Belgrad und nach Bedarf auch an anderen Orten der 
Monarchie Fabriken, Niederlagen und Magazine zu errichten; 
auf Artikel, deren Erzeugung erst durch die Kompagnie in 



Codex Austriae, III, p. 916. 

^ Arch. d. k. k. Minist, d. Innern, Gart. 2914, V. G..2. 
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Oesterreich eingeführt oder durch sie verbessert worden sind^ 
sollte sie das ausschliessliche Privilegium zur Fabrikation und 
zum Verschleisse besitzen. 

Thunlichste Erleichterung war in Bezug auf Mauth und 
Deklaration zugestanden; für Waren, welche von der Haupt- 
niederlage zu Wien nach der Türkei gingen oder von dort an 
die Kompagnie einlangten, waren 3 % des Wertes als Zoll, und 
für Waren, die von auswärts zu Handelszwecken nach dem 
Oriente an die Kompagnie einliefen, oder für orientalische 
Waren, die über Wien hinausgingen, ausser den erwähnten 3 
noch 1 % als Transitomauth zu bezahlen; Fabrikate waren ausser 
diesen Zöllen noch mit einer Accise von 2% belastet, von 
welcher jedoch Rohprodukte, welche die Kompagnie in ihren 
Manufakturen verarbeiten Hess, befreit waren ^). 

Sollte im Falle eines Krieges mit der Türkei eine Unter- 
brechung dieses Kommerzialtraktates eintreten, so war die 
Kompagnie berechtigt gegen eine Entrichtung von 5 % als 
Transito- und Konsumomauth freien Handel, sowohl in das König- 
reich Ungarn, wie auch in die angrenzenden Nebenländer und 
in das Kriegslager zu treiben. 

Die zur Errichtung dieser Kompagnie erforderlichen Fonds 
sollten im W^ege der Subskription aufgebracht und in Anteil- 
scheinen ä 1000 fl. rheinisch emittiert werden. Zu diesem Preise 
war es Jedermann, ob In- oder Ausländer, geboten, sich durch 
beliebig viele Einlagsquoten an dem Unternehmen zu beteiligen. 
In der Voraussetzung, dass sich diese Anteilscheine bald eines 
Ueberwertes über das Nominale erfreuen dürften, sollte der 
Preis von 1000 fl. nur für jene Stücke Geltung haben, welche 
während der ersten 6 Monate, vom Tage der Sanktion der 
Statuten an, subskribiert worden sind. Nach dieser Zeit sollte 
der Preis eines solchen Anteilscheines „nach dem zu verspürenden 
Geschäftsfortgange" durch den Ausschuss bestimmt werden. 



^) Mit Patent vom 10. Dezember 1725 wurden diese Abgaben einer 
bedeutenden Reduktion unterzogen. Codex Austr., IV, p. 307. 
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Wer innerhalb der ersten 6 Monate dem Unternehmen bei- 
getreten war, war berechtigt zu jeder Zeit — insoferne die Aktien- 
emission wegen fehlender Verwendung des Geldes üicht sistiert 
war — noch so viele Aktien zu erwerben, als er innerhalb der 
erstgenannten Frist bezogen hatte. 

Wie in allen diesen Bestimmungen eine Ermunterung zu 
kommerzieller Thätigkeit nicht zu verkennen war, so waren auch 
denEinlagen die weitreichendsten feegünstigungen und Sicherheiten 
zugesagt. Kapitalien der Ausländer konnten in keinem Falle, 
mithin auch nicht bei Ausbruch eine« Krieges mit jenem Lande, 
in welchem der Ausländer sesshaft war — wie dies in früheren 
Zeiten üblich gewesen — einer Konfiskation oder Taxe unter- 
worfen werden, sowie auch der anzuhoflFende Gewinn niemals 
mit einer Steuer oder Abgabe belastet werden sollte. 

Die Einlagen waren unkündbar, konnten jedoch an Andere 
«ediert werden. In den anberaumten Generalzusammenkünften 
gab der Besitz von 1 bis 9 Anteilen das Recht zu Einer Stimme 
bei den gefassten Beschlüssen; wer 10 bis 19 Anteile sein Eigen 
nannte, hatte 2 Stimmen, und wessen Anteile 20,000 fl. oder 
noch mehr betragen sollten, hatte 3 Stimmen; eine höhere An- 
zahl von Stimmen in Eine Person zu vereinigen, „wenn dieselbe 
auch mit einem grösseren Quantum interessieret wäre", war 
nicht statthaft. 

Als Sitz der Kompagnie war Wien bestimmt und zur 
Leitung derselben ein Kollegium (Ausschuss oder Deputation) 
von 15 Personen aus der Zahl sämmtlicher Interessenten durch 
Wahl bestellt, welche mindestens alle 14 Tage im Wiener Haupt- 
komptoir sich zu versammeln und Beratungen zu pflegen hatten. 
Die Mitglieder dieses Kollegiums waren auf die Dauer von 
3 Jahren gewählt und mussten „damit die sämmtlichen Inte- 
ressenten ein desto völligeres Vertrauen haben können, dass alles 
mit gebührendem Eifer, Aufrichtigkeit und Verschwiegenheit zum 
Besten der Kompagnie dirigiert und verwaltet wird", eine feier- 

Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. ^ 
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liehe Angelobung leisten; der Direktor und einijge Beamte 
waren in Eid und Pflicht genommen. 

§ 6 der Kompagniestatuten betont ausdrücklieh, dass „bei 
allen Gestionen der Gesellschaft blos rem et sortem allein, 
keineswegs aber Personalprärogative oder Dignitäten zu berück- 
sichtigen seien" ^). § 15 ordnet eine jährliche Bilanzierung an; 
ein schon im ersten Jahre der Geschäftsführung sich zeigender 
Gewinn sollte erst nach Beendigung des zweiten Geschäftsjahres 
zur Verteilung gelangen. 

Sowohl aktiv wie passiv war die Kompagnie der hierzu auf- 
gestellten kaufmännischen Gerichtsbarkeit unterworfen, und so 
wie der Kaiser, der sich die Stelle als „supremus protector" 
vorbehielt, dem Unternehmen seinen landesherrlichen Schutz 
und gedeihlichenfalls auch noch die Erweiterung der Freiheiten 
versprach, so waren auch alle Gerichtsstellen; Zivil- und Militär- 
behörden gehalten, der Kompagnie im Falle der Not oder auf 
deren Ansuchen mit ihrer Autorität beizuspringen. Das Privi- 
legium war anfänglich auf die Dauer von 20 Jahren erteilt^). 

Die Idee zu dieser Schöpfung war eben nicht ganz neu zu 
nennen; schon im Jahre 1664 entstand in Oesterreich eine 
orientalische Handielskompagnie, deren Gründung der damals be- 
rühmte Nationalökonom Dr. Johann Joachim Becher angeregt 
haben will. Er stellte sein Unternehmen ebenfalls als ein ge- 
winnversprechendes dar, zu welchem Minister und reiche Leute 
ihre Kapitalien einlegten; das Direktorium war einem Kaufmanne 



^) Solchen naiven Yersicherungen : sittlichen Ernst in einer Sache 
wahren zu wollen, hegegnet man in vielen Kundgebungen und Akten- 
stücken jener Zeit; der Verbreitung einer guten Meinung von den all- 
gemeinen Moralbegriffen — wohl der damaligen Yorzeit, dürfte damit 
schwerlich Vorschub geleistet werden. 

*) Ausser den bereits zitierten Quellen über die Gründung der Orient. 
Kompagnie wurden zu diesen Darstellungen benützt: k. k. Fin. Min. Archiv: 
Fascikel „Orient. Komp." — Arch. d. k. k. Min. d. Innern, Cart. 2914, V. G. 2. 
— Dr. Franz Freih. v. Mensi: Die Finanzen Oesterreichs v. J. 1701 — 1740> 
p. 297, 426. 
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aus Deutschland, welcher in Wien Niederlagen hielt, Namens 
Triangel Fuchs, und einem gewissen Lelio de Luca anvertraut. 
Die unsicheren politischen Verhältnisse, die in Handelssachen 
noch wenig geschulte Bevölkerung, hauptsächlich aber unge- 
schicktes und unredliches Gebaren in der Leitung, sollen dem 
Werke nur eine kurze Lebensdauer ermöglicht haben ^). 

Hätte daher die in Frankreich zur selben Zeit entfesselte 
Leidenschaft nicht auch in Oesterreich das Verlangen gezeugt, 
das Privatkapital öflFentlichen Unternehmungen zuzuwenden, so 
würden diese verlockenden Zugeständnisse allein wohl nicht 
hingereicht haben, das Zustandekommen dieser Handelsgesell- 
schaft nach dem, wenn auch damals noch reichen und mächtigen, 
osmanischen Kaiserstaate so ganz ausser Frage zu stellen^). 

Im Dezember 1719 war die Errichtung der Kompagnie so 
weit gesichert, dass die Statuten derselben — welche in ihren 
Hauptmerkmalen mit den Punktationen des Patentes vom 27. Mai 
übereinstimmten — überreicht werden konnten, deren Geneh- 
migung und Verlautbarung sodann mit kaiserlichem Patente vom 
29. Dezember 1719 erfolgte^). Zum ersten Direktor wurde ein 
Wiener Kaufmann, namens Schubarth, ernannt*). 

Bald liefen die ersten SchiiFe aus und kehrten, reich beladen 
mit Rohmaterialien, Tierhäuten, Drogerien etc., wieder zurück. 
Den guten Fortgang des Unternehmens erwähnt im September 
1720 eine Notiz im „Wiener Diarium", welche gleichzeitig be- 



Dr. Job. J. Becher'8 Närrische Weisheit, 1707, p. 112—117. 

*) Wie wenig die damaligen Verhältnisse in Oesterreich, nach dem 
kaum beendigten Türkenkriege und den anderweitigen Wirren, der Durch- 
führung so grosser wirtschaftlicher Pläne günstig waren, beweist, dass 
Mitte September 1720 das gesamte Aktienkapital der Kompagnie nicht 
mehr wie 217 000 fl. betrug (v. Mensi, Die Finanzen Oesterreichs vom 
Jahre 1701—1740, p. 297). 

^ Codex Austriae, III, p. 947. 

*) Europäische Fama, 225. Teil, p. 419. 

4* 
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kannt giebt, dass auch der Wiener Stadt-Banco sich hierbei mit 
^iner bedeutenden Summe beteiligt habe^). 

Der Kompagnie war sehr daran gelegen, den Wiener Stadt- 
Banco an ihren Unternehmungen beteiligt zu sehen; das Ansehen 
imd der Kredit, welchen dieser, seiner klugen und vorsichtigen 
Leitung wegen, allgemein genoss, konnte jedenfalls nur vorteil- 
haft auf jene rückwirken. 

Allmählich gewannen, die Geschäfte der Kompagnie eine 
immer grössere Ausdehnung; den bedeutendsten Zuwachs ver- 
schaffte ihnen das Patent vom 29. April 1721 2). Nach dessen 
Wortlaut erhielt die Kompagnie für 20 Jahre das ausschliessliche 
Recht, im adriatischen Meere Schiffe von 60 Schuh Länge und 
darüber, sowohl zum eigenen, wie fremden Gebrauche bauen zu 
dürfen, wozu noch verschiedene Begünstigungen beim Erwerbe 
des hierzu erforderlichen Holzes geboten waren. Mit demselben 
Patente wurde auch die Fabrikation des Segel- und Flaggen- 
tuches, des Strick-, Seil- und Tauwerkes, die Verfertigung von 
Ketten und SchiflFsankern, die Giesserei eiserner Kanonen und 
die Zubereitung von Pech und Teer als ein Monopol der Kom- 
pagnie erklärt, mit welchen Artikeln sie nicht allein ihren eigenen 
Bedarf decken, sondern auch in und ausser Landes Handel 
treiben durfte; gleichfalls als ein Monopol wurde der Kompagnie 
unter Einem auch die Einfuhr und die bisher in Oesterreich 
noch nicht betriebene Rafflnierung des rohen Zuckers gestattet 
und schliesslich ward ihr noch das alleinige Recht zum Bezüge 
des rohen Kupfers aus den gesamten Bergwerken der Erbländer, 



*) Der Wiener Stadt-Banco beteiligte sich im Jahre 1720 über An- 
ordnung des Kaisers und gegen Ueberlassung von GefäUen yon seiten des 
Aerars mit einer Summe yon 100 000 fl. als einer mit 6 Proz. yerzinsliche 
Einlage; diese Beteiligung yerkaufte der Wiener Stadt-Banco im Jahre 
1726 samt aUen Rechten und Zinsenrückständen um den Betrag yon 
150 000 fl. (Wiener Diarium, Nr. 1790 y. J. 1720 und v. Mensi, a. a. O., 
p. 297). 

*) Wiener Diarium, Nr. 1851 vom 26.-29. April 1721 und Cod. Austr. 
IV, p. 76—85. 
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sowie zur Verarbeitung der Erze und zum Vertriebe der hieraus 
erzeugten Gegenstände eingeräumt. Als eine weitere Begünstigung 
ihres Seehandels wurde der Kompagnie mit demselben Patente 
für 15 Jahre die Bewilligung erteilt, mit ihren Schiffen bis nach 
Portugal und den über Neapel und Sizilien hinaus, gegen den 
Occident liegenden Ländern zu segeln und mit ihren Artikeln 
Handel zu treiben. 

Die Ueberlieferung so vieler wirtschaftlicher Befugnisse in 
eine Hand war aber weder im Interesse der übrigen Handel 
und Industrie treibenden Bevölkerung gelegen, noch waren die 
Betriebsmittel der Kompagnie mehr im Verhältnisse zu dem so 
rapide wachsenden Umfange ihrer Geschäfte. Diese mussten 
daher notwendigerweise vermehrt werden. 

Unter Bekanntgabe, dass die Erträgnisse des Jahres 1720 
die Verteilung einer achtperzentigen Dividende gestatteten, wurde 
nun gleichzeitig eine neue Subskription auf 1500 Aktien eröffnet, 
welche in Anbetracht der so günstig geschilderten Situation des 
Unternehmens binnen kurzer Frist gezeichnet waren. 

Aber auch dieser neuerliche Zuwachs an Barmitteln scheint 
die Lücken in dem Bedarfe der Kompagnie nicht geschlossen 
zu haben; nur vermied man bei den weiteren Geldbeschaffungen 
den geraden Weg und fing an, trotz des warnenden Wetter- 
leuchtens, das zu jener Zeit die Law*schen Spekulationen über 
Frankreichs Grenzen warfen, finanziellen Kunststücken zu fröhnen 
und mit Anwendung von Reizmitteln das öffentliche Interesse 
für sich wach zu erhalten, wenn möglich zu erhöhen. 

Mit derselben kaiserlichen Emanation, welche die Verleihung 
so vieler Privilegien enthielt, die Verteilung einer Dividende und 
die notwendig gewordene Vermehrung der Fonds kund gab, wurde 
auch, und hauptsächlich aus dem Grunde, „der Kompagnie immer 
neue Kapitalien zuzuführen," die Eröffnung einer Lotterie in 
Aussicht gestellt, „bei welcher die Teilnehmer kleine Einlagen 
in sicherem, durch das Los sich ergebenden Terminen kontant. 
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und mit kleineren oder grösseren Gewinnen" wieder zurück er- 
halten sollten. 

Nach dem dieser VeröflFentlichung beigeschlossenen, sehr 
komplizierten Spielplane war das ganze Werk in 100 000 Lose 
oder Nummerbriefe geteilt, welche in 100 von 3 zu 3 Monaten 
stattfindenden Lotterien (Ziehungen), mithin im Verlaufe von 
25 Jahren, zu verlosen waren ^). 

Es war berechnet, dass auf diese 100 000 Lose in 100 
Ziehungen 1 478 000 TreiFer zu entfallen hätten, und die zu ge- 
winnende Gesamtsumme 117 Millionen und mit Hinzurechnung 
der später noch näher erörterten Prämien über 120 Millionen 
Gulden betragen sollte. Der Gesamteingang für diese 100 000 
Lose war mit 86 824 280 Gulden präliminiert. 

Diese ZiflFerngruppierung wurde durch nachstehende Detail- 
bestimmungen verständlich gemacht: 

Für jede Ziehung waren 2000 Treffer von 20 bis zu 50000 fl., 
und ausserdem noch kleine Gewinnste zu 3 Gulden ausgeworfen; 
von letzteren sollten in jeder der ersten 40 Ziehungen 18 000, 
in jeder der nächstfolgenden 20 Ziehungen 14 000, in jeder der 
drittnächsten 20 Ziehungen lOCXX), dann in der 81. bis 90. Ziehung 
je 6000 und in der 91. bis 99. Ziehung nur mehr je 2000 zur 
Verlosung kommen; in der letzten oder 100. Ziehung konnten 
keine solch kleinen Gewinnste mehr gemacht werden, sondern es 
war der niederste TreflFer mit 2000 Gulden festgesetzt. 

Dass aber diese 100 000 Lose die vorstehend ziffermässig 
nachgewiesenen 1 478 000 Gewinnste machen, folglich auf ein und 
dasselbe Los mehrere Gewinnste fallen mussten, erklärt sich aus 
dem Grunde: dass nur solche Lose als verlost betrachtet und 
aus der Nummernurne ausgeschieden wurden, welche einen Treffer 
von mindestens 100 Gulden gemacht hatten; bei jenen Losen 
hingegen, welche mit 20 oder nur mit 3 Gulden gezogen wurden, 
war nur der die Einlage übersteigende Gewinn bar hinauszu- 



1) Wiener Diarium, Nr. 1851 u. 1890 ex 1721. 
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zahlen, oder vom Loseigentümer, wenn der steigende Preis des 
Loses den gemachten Gewinn von 20 oder 3 Gulden überschritten 
hatte, die DiflFerenz zu entrichten, und das Los spielte in der 
nächsten Ziehung wieder mit. Mit jedem dieser Lose konnte 
dieser Fall sich öfter ereignen. 

Der Preis eines Loses war bei jeder der ersten 3 Ziehungen 
mit 1 Gulden bemessen; die Kontinuierungsgebühr für jedes 
nicht definitiv verloste Los war für jede der 4., 5. und 
6. Ziehungen mit je 1 Gulden, und so fort nach jeder dritten 
Ziehung um 1 Gulden steigend, bis zur hundertsten oder letzten 
Ziehung mit 34 Gulden festgesetzt, so zwar: dass, wenn jemand 
während der ganzen Dauer der Lotterie bis zur letzten Ver- 
losung gar nicht gezogen worden wäre, sein Los aber immer 
kontinuiert hätte, auf dasselbe schliesslich 1717 Gulden ein- 
gezahlt haben würde; in der 100. Ziehung musste selbes jedoch 
mit mindestens 2000 Gulden gezogen werden^). 

Zu diesen Kontinuierungen konnte niemand gezwungen 
werden, sondern wessen nicht gezogenes Los nach Verlauf von 
6 Wochen nach der Ziehung mit der fixierten Nachzahlung nicht 
erneuert, oder auf welches die DiflFerenz nach einem gemachten 
kleinen Gewinne nicht entrichtet worden ist, wurde als verfallen 
betrachtet^ und die Lotteriekammer hatte das Recht, dasselbe 
zu dem jeweilig normierten Preise wieder weiter zu verkaufen. 
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Bei diesen Einzahlungen, wie auch bei der F^ortsetzung (Jer 
Lotterierechte waren vielfache Erleichterungen geboten; wer eiu 
gewisses Quantum von Losen durch eine bestimmte Zeitdauer 
behielt, durfte in der Folge nur mehr die Zinsen jenes Kapitals 
entrichten, welches zur jedesmaligen Kontinuierung erforderlich 
gewesen wäre; das Kapital selbst wurde ihm erst bei einem 
sich ergebenden Gewinne in Abrechnung gebracht. Ferner 
sollten jene Losinhaber, auf deren Lose während der ersten 
30 Ziehungen keinerlei Gewinn entfiel, welcher das Ausscheiden 
derselben ohnedies bedingen würde, berechtigt sein, ihre ge- 
samte Einlage gegen lOperzentigen Abzug zurückzuverlangen. 

Dagegen sollte derjenige, welcher während den ersten 
20 Ziehungen 100 Loose zusammen genommen, und dieselben 
bis zur 50. Ziehung kontinuierte, eine Aktie der orientalischen 
Kompagnie als Prämie und überdies einen Assekuranzschein er- 
halten, welch letzterer die Gewähr gegen jeden möglichen 
Verlust dadurch bieten sollte, dass nach jeder Ziehung auf die 
Gesamtheit der in solchen Scheinen enthaltenen Lose — jene 
ausgenommen, welche mit einem grossen oder mittlerem Treffer 
gezogen wurden — 30000 fl zur Verteilung bestimmt waren. 
Durch diese speziellen Begünstigungen erhöhte sich der ver- 
anschlagte Gesamtgewinn auf 120 Millionen Gulden. 

Die Gewinnste der ersten drei Ziehungen waren mit 20®/o, 
die aller späteren mit 10% der Besteuerung unterworfen und 
die Auszahlung derselben für drei Monate nach der Ziehung 
anberaumt. 

Für die genaue Einhaltung der Statuten war nebst den Ein- 
lagen zur Lotterie auch das gesamte bewegliche und unbeweg- 
liche Eigentum der Kompagnie als Pfand erklärt und der Autor 
dieses so komplizierten Werkes, Johann Christof v. Sprögl 
zum Direktor desselben ernannt. 

Ueberdies war zur Ueberwachung aller die Lotterie be- 
rührenden Verkommenheiten eine eigene Stelle unter dem Namen 
-Lotteriekammer" creiert worden. 
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Mit 80 verlockenden Prämissen ausgestattet, entsprach dieses 
Unternehmen anfanglich vollkommen seinem Zwecke; die Lose, 
welche, um die Spiellust zu reizen, mit den fantasiereichsten 
Devisen berühmter Männer geschmückt waren, gingen reissend 
ab und verschafften der Kompagnie jene Mittel, mit welchen 
sie ihre weitgesteckten Ziele rascher zu erreichen vermochte. 

Kurze Zeit, nachdem die Lotterie ins Leben gerufen war, 
vermehrte die orientalische Kompagnie abermals die Zahl ihrer 
Negotien. Das Armenhaus vor dem damals bestandenen Schotten- 
thore war Eigentümer der zu jener Zeit sehr berühmten Linzer 
Wollzeugfabrik. Nachdem es aber dieser Verwaltung nicht gelang, 
diesen Industriezweig gewinnbringend zu gestalten, so verkaufte 
sie dieses Etablissement an die orientalische Kompagnie um den 
Kaufschilling von 240000 Gulden i). 

Mit der Erwerbung dieser Fabrik waren der Kompagnie 
wieder neue Handelsvorteile zugewachsen; sie erhielt nämlich 
auf die Dauer von 50 Jahren das ausschliessliche Recht, für die 
meisten österreichischen Provinzen der alleinige Erzeuger und 
Verschleisser aller baumwollenen Stoffe zu sein. Sie konnte in 
der ganzen Monarchie Filialen ihrer Fabrik errichten und ihre 
Marktfieranten in alle Kronländer aussenden; die Einfuhr von 
fremder derlei Ware war streng verboten und der Kompagnie 
sogar fiskalische Gewalt zugestanden, im Falle sie solche irgendwo 
entdecken würde. In Zoll- und Mautangelegenheiten war, wie 
bei allen anderen Artikeln der Kompagnie, so auch hier für 
jede mögliche Begünstigung vorgesehen^). 

Immer höher stieg der Kredit und das Ansehen der Kom- 
pagnie und immer ausgebreiteter wurde das Feld ihrer Thätig- 



^) Diese Fabrik, von dem Linzer Handelsmann Christian Sind im 
Jahre 1672 gegründet, erfreute sich schon damals vieler Vorrechte und 
ging mit diesen im Jahre 1716 in das Eigentum des benannten Hauses 
über. A. Beer, Oesterr. Industriepolitik, 1894; Schlötzer's Briefwechsel, 
10. Teil, p. 201^222. 

*) Patent vom 6. November 1724. Cod. Austr., IV, p. 224. 
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keit. Nicht wenig trug zu ihrer günstigen Beurteilung die offen- 
kundige Vorliebe des Kaisers für das Unternehmen bei. Durch 
einen flottanten Geldstand war es ihr bald möglich, Verbesse- 
rungen und Vergrösserungen an dem letzterworbenen Objekte 
vorzunehmen, welche nicht allein den Erzeugnissen zu einer 
grossen Vollkommenheit verhalfen, sondern auch zu einem 
massenhaften Umsätze führten. Nach Verlauf von kaum zwei 
Jahren reichte dieses Etablissement schon nicht mehr aus, den 
Bedarf an Ware zu decken, und die Kompagnie erhielt die Be- 
willigung zur Erbauung einer zweiten Fabrik in Schwechat bei 
Wien, welche mit denselben Privilegien wie jene in Linz aus- 
gestattet wurde ^). 

Die Aktien sowohl wie auch die Lose der hundertfachen 
Lotterie waren ein Artikel der lebhaftesten Nachfrage geworden. 
Bis zum Jahre 1729 währten diese anscheinend glücklichen Ver- 
hältnisse ungetrübt fort ; nur die Lotterie nahm eben nicht mehr 
ihren statutenmässigen Verlauf. Anstatt dass, wie im Plane 
derselben festgesetzt, alle drei Monate eine Ziehung stattgefunden 
hätte, beschleunigte man den Gang dieses Unternehmens und 
häufte Ziehung auf Ziehung, so dass bis zum Jahre 1729 bereits 
78 Verlosungen erfolgt waren ^). 

Diese forcierte Abwickelung der Lotterie brachte die Geld- 
mittel der orientalischen Kompagnie bald ins Gedränge; erhoffte 
man auch von den Zuschüssen, je weiter die Verlosungen vor- 
schritten, eine immer grösser werdende Deckung, so war diese 
doch nicht mehr im Stande, die vorhandenen Kalamitäten zu 
beheben. Das Gegenteil dieser Voraussetzung trat ein: die 
steigenden Kontinuierungen, in zu kurzen Intervallen von den 
Losbesitzern abverlangt, konnten in vielen Fällen nicht mehr 
geleistet werden, und die Kompagnie mussle — wollte sie ihren 



>) Patent vom 8. Januar 1726. Cod. Austr., IV, p. 376—381. 

*) Nach dem ursprünglichen Verlosungsplan hätte die 100. Ziehung 
am 1. Juni 1746 stattfinden sollen; durch die Abkürzung der Verlosungs- 
fristen war die 100. Ziehung schon für das Ende des Jahres 1731 anberaumt. 
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Verpflichtungen nachkommen und die planmässig ausgesetzten 
Prämien rechtzeitig bezahlen — bei den notwendig gewordenen 
GeldbeschaflFungen oft zu vorzeitigen, nicht selten mit Verlust 
verbundenen Veräusserungen von Produkten oder Erzeugnissen 
ihre Zuflucht nehmen. Trotz der mannigfa<ihfen Unerquicklichen 
Zustände, in welche die Kompagnie nach und hach geriet, war 
es ihr doch gelungen, bis in das Jahr 1730 hinein, ihre Solvenz 
zu behaupten. 

Der Stern der orientalischen Kompagnie war schon seit 
längerer Zeit im Niedergange begriiFen, die Handelspolitik 
Karl VI. lenkte ihr Augenmerk auf einen anderen Punkt der 
Monarchie, dem man wegen seiner universellen Bedeutung alle 
Sorgfalt zuzuwenden begann. 

Die Regierung konnte sich der Erkenntnis niclit verschliessen, 
dass der beschrittene Weg zur baldigen Zahlungsunfähigkeit und 
zum Ruine der Kompagnie führen müsse; die Lotteriekammer 
hielt Beratungen über Beratungen, deren Ergebnis jedoch wieder 
nur in trügerischen Voraussetzungen gipfelte. 

Mit kaiserlichem Patent vom 11. Juli 1729^) wurde bekannt 
gemacht, dass aus der ersten hundertfachen Lotterie eine grössere 
Anzahl von Losen, für welche die Kontiuuierung nicht mehr 
geleistet wurde, und welche aus diesem Grunde der Lotterie- 
kammer anheimgefallen waren, eine Lücke in der planmässigen 
Abwicklung dieses Unternehmens geschaffen habe. Um nun die 
Fonds der Kompagnie ungeschwächt auf der notwendigen Höhe 
zu erhalten, sei die Errichtung eines neuen Glücksspieles neben 
der schon bestehenden hundertfachen Lotterie beschlossen worden. 
Dieses neue Werk sollte aus 1000 Losen ä 50 fl. bestehen, 
welche in Intervallen von 10 zu 10 Tagen und in Serien von 
je 10 Stück binnen drei Jahren zu verlosen wären. Zur eigent- 
lichen Verlosung und Rückzahlung sollten in 81 Ziehungen je- 



^) Wiener Diarium, Nr. 61 ex 1729; derselbe Jährgang erhält noch 
in Nr. 78 und 100 Notifikationen, welche einige noch später hinzugetretene 
Verteile hervorhoben und den sehr verworrenen Plan zu erläutern suchten. 
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doch nur 830 Lose gelangen und für die von Fortuna nicht be- 
günstigten 170 Stück nach der 81. Ziehung Leibrenten briefe in 
der Höhe der geleisteten Einzahlung erfolgt werden. 

Diese Leibrenten waren in zwei Kategorien geteilt; 5 Proz. 
jährliche Anfangsrente erhielt, wer auf sein Kapital gänzlich 
Verzicht leistete. 4 Proz. erhielten jene, welche einen Teil 
ihres persönlichen Anspruches nach ihrem Tode auf ihre Erben 
oder Cessionäre übertragen wissen wollten. Die Einrichtung 
war wie bei den Tontinen getroffen; von der Sterblichkeitsziffer 
der Mitglieder abhängig, war die Rente für die Ueberlebenden 
in fortwährender Steigerung begriffen. Jeder Losbesitzer konnte 
wann immer vor der 8L Ziehung die Kontinuierung seiner Lose 
einstellen und seine gemachten Einzahlungen zurück verlangen, 
musste sich hierbei aber statt Bargeldes ebenfalls zur Wahl aus 
den vorstehend besprochenen Alternativen bequemen. 

Der Wert eines jeden nicht gezogenen Loses steigerte sich 
von Ziehung zu Ziehung durch die als Kontinuierung zu leistende 
Aufzahlung, und zwar in sehr bedeutenden Progressionen, so 
zwar, dass ein Los, welches zur ersten Verlosung 55 fl. kostete, 
bei der 27. Verlosung schon einen Wert von 1097^/4 fl. re- 
präsentierte^). Im Verhältnisse zur Einlage stiegen verlockend 
auch die Ziffern der Gewinnste. Einem Verluste an seinem aus- 
gelegten Gelde konnte — ausser bei jenen, welche der Be- 
teiligung mit Leibrenten verfielen — nach dem Plane dieser 
Lotterie niemand ausgesetzt sein. 

Der Plan zu diesem Werke rührte von einem Abbe Claude 
de Louan Naute her, welcher auch vom Kaiser mit einem 
Jabresgehalte von 3000 fl. zum Direktor dieser sog. „Neuen 
Lotterie" ernannt wurde. Welch grossen Erwartungen man sich 



^) Bei der 27. (letzten) Verlosung betrug die Kontinuierungsgebühr 
79 fl.; die Steigerung von Ziehung zu Ziehung betrug durchschnittlich 4 fl.; 
diesen Betrag als Grundlage für die weitere Bewertung der Lose ge- 
nommen, müsste ein solches Los bis zur 81. Ziehung über 10 000 fl. an 
Kontinuierungsgeldern entrichtet haben. 
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hierbei hingab, erbellt daraus, dass mit demselben Dekrete, 
welches Naute zum Direktor bestellt, diesem Manne auch das 
Versprechen gegeben wurde, ihn bei den bezüglichen Eingängen 
an jeder Million mit einem halben Perzente partizipieren zu 
lassen, mindestens aber ihn mit 15 000 fl. abzufertigen*). 

Die Verlegenheiten, in welchen die orientalische Kompagnie 
sich befand, konnten weder durch diese, noch durch die folgen- 
den Experimente mehr behoben werden; Ursache war wohl in 
vorderster Linie das Verlassen der statutenmässigen Bahn bei 
der hundertfachen Lotterie; Anlass zu diesem gab aber jeden- 
falls ein Umstand, dessen Beseitigung nicht in der Machtsphäre 
der Kompagnie gelegen war, und welchem wir im weiteren Ver- 
laufe dieser Darstellungen noch begegnen werden. 

Nach dem Schlusssatze des Patentes sollten die Verlosungen 
erst nach vollständiger Begebung der Lose beginnen; am 27. August 
1729 fand die erste Verlosung statt; beinahe gleichzeitig erschien 
aber auch eine Kundmachung, welche die im Publikum auftauchen- 
den Bedenken gegen die Lotterie; „dass die Lose auf einen 
solchen Preis steigen sollten, dass die Assekuration derselben 
unmöglich fortzusetzen sei, mithin man notdringlich gezwungen 
werde, in die Leibrenten zu verfallen'' — durch das Versprechen 
zu zerstreuen suchte: „dass Veranstaltungen werden getroffen 
werden, dass es auch Minderbemittelten möglich sein wird, die 
Assekuration ihrer Billetten ohne Beschwerde oder Verlust vor- 
zunehmen" ^). 

Mitte September 1729 erschien schon eine Notifikation, welche 
vor dem Ankauf von Losen warnt, deren Kontinuierung schon 
durch eine oder mehrere Ziehungen nicht geleistet worden, und 
womit Saumselige im Kontinuieren auf die nachteiligen Folgen 
aufmerksam gemacht werden; um Erleichterungen im Kauf und 
Verkaufe der Lose herbeizuführen, konnte jedermann den Um- 



1) Archiv d. k. k. Minist, d. Innern. „Commerc.'* Index Nr. 1898/7, 8. 
*) Wiener Diarium, Jahrg. 1729, No. 64 u. 75. 
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tausch seiner Lose in die doppelte Anzahl halber |Lose ver- 
langen ^). 

Diesen Verlautbarungen folgten noch mannigfache erleichr 
ternde Zugeständnisse, die Lose jedoch scheinen nie vollständig, 
abgesetzt worden zu sein. 

In einer am 14. März 1730 unter dem Vorsitze des Hof- 
kammer-Präsidenten Graf Sinzendorf abgehaltenen Konferenz 
und in dem |an den Kaiser erstatteten bezüglichen Vortrage 
wurde das Schädliche des Verlassens der ursprünglichen Lotterie- 
statuten, aber auch das neue Experiment mit dem Naute'schen 
Plane einer herben Kritik unterzogen, und der Schaden, den die 
orientalische Kompagnie, im Falle eines Zwanges zur gänzlichen 
Abwickelung der Lotterieangelegenheiten erleiden würde, mit 
2^|2 Millionen Gulden beziffert. 

In einer weiteren am 16. Mai 1730 gehaltenen Beratung der 
in Kommerzsachen subdelegierten Hofkommission wurde in einem 
daselbst an den Kaiser verfassten Vortrage abermals die prekäre 
Lage der orientalischen [Kompagnie eingehend beleuchtet und 
Abbate Naute als ein Mann dargestellt, „welcher in dergleichen 
Lotteriewerk keine vollkommene, sondern nur eine superficial 
experiens -Wissenschaft besitze". Es wurde daselbst angetragen, 
da von den Losen II. Emission nur mehr 190 in den Händen 
von 6 oder 7 Interessenten sich befänden, die Ziehungen zu 
sistieren, keine Lose mehr hinaus zu geben und die Eigentümer 
der bereits hinaus gegebenen auf eine schon wieder in Aussicht 
genommene dritte Lotterie zu verweisen^). 



^) Wiener Diarium, Jahrg. 1729, No. 64 u. 75. 

^ Es war in diesem Schriftstücke der Antrag gestellt: den Besitzern 
von Losen, sowohl der I. wie der II. Emission, für ihre Einlagen Leib- 
rentenbriefe zu erfolgen, welche sie gegen eine 4 oder 5 proz. Verzinsung 
als solche behalten, oder aber auch als Einzahlung zur dritten Lotterie in 
der Weise verwenden konnten, dass zum Bezüge von 1000 fl. in Losen 
200 fl. in solchen Briefen und 800 fl. bar zu erlegen gewesen wären» 
Bezügl. der Vorträge vom 14. März u. 16. Mai 1730: Finanz. Minist. Archiv 
Fascikel: ^Orient. Komp." 
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Am 20. Juli 1730 fand die letzte (27.) Ziehung aus der 
IL Lotterie statt. 

Nach Verlauf von kaum 10 Monaten seit Publizierung des 
Naute'schen Lotterieplanes musste eingestanden werden, dass die 
disponiblen Gelder der Lotterie nicht mehr hinreichen, die fälligen 
Gewinne zu bezahlen. 

Das kaiserliche Patent, mit welchem dieses traurige Be- 
kenntnis veröffentlicht wurde, enthielt nun wirklich die Sanktion 
eines neuerlichen Lotterieprojektes, welches Direktor v. Sprögl 
mit der Motivierung „um nicht die notwendigsten Fonds der 
Kompagnie angreifen und ihr dadurch erhöhte Schwierigkeiten 
bereiten zu müssen", in Vorschlag gebracht hatte ^). 

Nach dem Programme dieser letzten Lotterie konnten die 
Gewinnste der ersten, welche nicht bar honoriert, sondern mittelst 
Anweisungen (Paghero) beglichen wurden, als Einzahlung ver- 
wendet werden, und zwar in der Weise: dass 100 fl. Paghero 
mit 200 fl. barer Aufzahlung für 350 fl. Lotterie -Einlage ange- 
nommen wurden; ein ähnlicher Vorgang war auch den aus der 
zweiten Lotterie stammenden Leibrentenbriefen bei deren Ver- 
wendung zum Losankaufe zugestanden. 

Die Zahl der zu emittierenden Lose war auf 30000 ä 100 fl. 
festgesetzt, welche in 50 Ziehungen von 3 zu 3 Monaten verlost 
und rückgezahlt werden sollten; nach dem Plane war für jede 
Ziehung ein gewisses Quantum Lose bestimmt, welches ihrer von 
Jahr zu Jahr steigenden Zift'er und der immer grösser werden- 
den Prämien wegen, einer successiven Erhöhung des Einheitspreises 
unterlag, so zwar, dass ein Los bei sinngemässer Anwendung 
der in der hundertfachen Lotterie entwickelten Skala, welches 
zur 1. Ziehung 100 fl., zur 2. Ziehung 101 fl. u. s. f. kostete, 
bis zur letzten Ziehung auf den Preis von 1500 fl. gestiegen war. 

Die gemachten Gewinne konnten, wie bei der hundertfachen 
Lotterie, wieder zur Kontinuierung der Lose verwendet werden. 



^) Patent vom 30. Mai 1730. Wiener Diarium, Nr. 40 ex 1730. 
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Der Vorgang hierbei war folgendermassen ausgedacht: Lose, 
welche einen die Einlage überschreitenden Gewinn erzielen, sind 
aus der Lotterie ausgeschieden; jene hingegeti, auf welche Treffer 
im Betrage unter der gemachten Einlage fallen, erhalten diese 
und nebstbei noch eine vierperzentige Obligation im Nennwerte 
der Differenz, welche sich zwischen Einlage und Gewinn ergab. 
Diese Obligation berechtigte seinen Besitzer zur erneuten Teil- 
nahme an der Lotterie und musste von den Kassen derselben 
als Einlage zum Kurse von 75®|o angenommen werden. Trat 
der Eigentümer einer solchen Obligation der Lotterie nicht mehr 
bei, so war sein Los als vakant anzusehen, und zu dem jeweiligen 
im Plane festgesetzten Preise wieder zu veräussern. 

Trotz der [damals in allen Schichten der Gesellschaft vor- 
herrschend gewesenen Geneigtheit, den Grad seines materiellen 
Befindens ohne langes Besinnen dem Spiele des Zufalls zu über- 
lassen, bewirkten doch diese abenteuerlichen Künsteleien das 
Gegenteil dessen, was sie anstrebten. Die Erfahrungen, welche 
die Teilnehmer an den vorausgegangenen Unternehmungen machen 
mussten, hatten das ganze Lotteriewesen schon so diskreditiert, 
dass sich niemand mehr an solch mystischen Plänen beteiligen 
wollte, und dies um so weniger, als alle Welt wusste, dass es 
sich wieder nur um eine Fristerstreckung jenes unabwendbaren 
Ereignisses bei der Kompagnie handle, dessen baldiger Eintritt 
kein Geheimnis mehr bildete. 

Das Patent vom 30. Mai 1730 hatte sonach für die Kom- 
pagnie keine praktischen Erfolge mehr aufzuweisen. Während 
die vorhandenen Geldmittel es ermöglichten, dass von den Losen 
erster Emission noch am 12. Juni und von jenen der zweiten 
noch am 27. Juli 1730 eine Ziehung stattfinden konnte, ge- 
langten Lose des jüngsten Experimentes nicht mehr in den 
Verkehr. 

Das Fehlschlagen all' dieser Glücksspiele bewirkte, dass 
die Kompagnie in Zahlungsstockungen geriet; den raschen Gang 
zur Katastrophe konnten weder aufgenommene Hypothekar- 
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schulden noch auch die zeitweiligen Aushilfen seitens des Wiener 
Stadtbanco mehr hemmen ^). 

Die Regierung machte keine Versuche mehr tur Rettung 
des üntertiehmens, obwohl gerade von iht der erste Schritt aus- 
ging^ der zum Verhängnis führte; denn als v. Sprögl unter 
irrigen Voraussetzungen aus der Abwickelung der hundertfachen 
Lotterie eiilön Gewinn von mindestens 2wei Millionen Gulden zu 
Gunsten der Kompagnie kalkulierte, an welchem das Flnaüi- 
Urar mit 50 % partizipieren sollte, entnahm Karl VI. in der 
Meinung, es sei ein disponibles Superplus, 2^4 Millionen Gtllde9 
aus den Fonds der Lotterie, eine Summe, welche die fort- 
währenden Kriege zurückzuerstatten nicht ermöglichten und 
auch durch die späteren Experimente nicht mehr hereingebracht 
werden konnte 2). 

Mittels des kaiserlichen Patentes vom 23. April 1731 ^) 
wurde der Verfall der Kompagnie bekannt gemacht und erklärt, 
dass die mit der Lotterie gemachten schädlichen Manipulationen 
dessen alleinige Ursache seien, weshalb auch auf Allerhöchsten 
Befehl der Autor und Direktor dieser Unternehmungen, der 
vorgenannte v. Sprögl, in Haft genommen, und im Falle ihm die 
Untersuchung an diesem Ausgange die meiste Schuld beimessen 
würde, der ihm gebührenden Strafe zugeführt werden sollte. 

In einem an den Kaiser gerichteten Vortrage der Lotterie- 
Hof kommission, welche sodann das vorstehende kaiserliche Patent 
zur Folge hatte, wird v. Sprögl „als verschiedener criminum 
Stellionatus et falsi vollkommen überführt" angeklagt, und 



^) Mittels Hofdekret vom 21. März 1731 wurde der Kompagnie die 
Bewilligung erteilt, zum Behufe der Aufrechterhaltung ihrer Fabriken von 
dem Wiener Negotianten v. Pauner ein Hypothekendarlehen von 30 000 fl. 
aufzunehmen; auch der Wiener Stadt-Banco half in den letzten Jahren 
■des Bestandes der Kompagnie dieser öfter durch Eskomptierung von 
Wechseln aus. (Archiv des k. k. Minist, des Innern „n. ö. Commerc." Ind. 
Hn 1898/7, 8; ferner v. Mensi, Oesterr. Finanzen von 1701—1740.) 

*) Relationen über die „oriental. Kompagnie (k. k. Fin. Minist. Archiv), 
») Cod. Austr., IV, p. 661 und Wiener Diarium vom 25. April 1731. 
Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 5 
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dessen Inhaftnahme in Antrag gestellt. Sowie auch weiteres be- 
antragt w^urde von den Mitschuldigen v. Sprögls die betrügerischer 
AVeise an sich gebrachten Vorteile aus den Manipulationen mit 
der Lotterie im Ausgleichswege — „um den öffentlichen Un- 
willen nicht noch mehr zu steigern — privatissimo pauschal- 
weise herein zu bringen". — Doch die hierüber gepflogenen späte- 
ren Verhandlungen und Relationen wiesen diese Anschuldigungen 
mit aller Entschiedenheit zurück. Nachdem über den Ausgang 
dieser Untersuchungen nichts mehr yerlautbart wurde, so scheint 
es, dass v. Sprögl der Hauptschuld an dem Ruin des Lotterie- 
Unternehmens nicht überwiesen werden konnte ^). 

Um nun hauptsächlich den Forderungen der Lotterie -In- 
teressenten nach Möglichkeit gerecht zu werden, hatte die eigens 
zu diesem Zwecke eingesetzte Lotterie-Hofkommission den Stand 
der Lotterie und die Aktiven der Kompagnie, mit welchen diese 
für erstere haftungspflichtig erklärt war, zu untersuchen, und 
auch die Guthabungen der Beteiligten zu prüfen. Alle Gerecht- 
same der Kompagnie sollten in das Eigentum der Lotterie- 
Interessanten übergehen und von diesen selbst bewirtschaftet 
werden. Der Kaiser, welcher sich noch immer das oberste 
Protektorat vorbehielt, ernannte zum einstweiligen Direktor der 
nunmehrigen Kompagnie -Masse den Hofkammerrat Emanuel 
von Hilleprand^) und knüpfte an alle diese Verordnungen 
auch die Zusage: „dass all dasjenige, was von ihm als ein 
supponiertes Uebermass aus den Fonds der Lotterie entnommen 
wurde, wieder aus eigenen Mitteln in Form einer durch 15 Jahre 



^) Aus dem öfter genannten Fascikel im Archive des k. k. Finanz- 
Ministeriums. Aus derselben Quelle stammt auch die weitere Mitteilung, 
dass Abbate Naute für seinen Lotterieplan „dreitausend und etliche hun- 
dert Gulden** erhielt, und ihm ausserdem, „um ihn ehestens von hier weg- 
zubringen, ein proportioniertes Reisegeld" ausgezahlt wurde. 

*) Der bisherige Direktor J. Ch. Schub arth, welchem der schlimme 
Stand der Kompagnie wohl schon seit langem bekannt war, nahm anfangs 
1.729 seine Entlassung. (Dr. Franz Martin Mayer, Ueber die oriental 
Kompagnie. Graz 1883.) 
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ZU leistenden Aushilfe jährlicher hunderttausend Speziesthaler 
an die nunmehrige gemeinsame Masse zurückerstattet werde". 

In § 5 des letztzitierten Patentes verspricht der Monarch 
noch überdies: dass die vor ausgebrochenem Verfalle der Lotterie 
am 1. Juni 1730 zahlbar gewesenen Paghero, deren Gesamtsumme 
sich auf 335 000 fl. belief, aus einem den Interessenten sonst nicht 
anhaftenden Fonde in drei Raten, nämlich am 1. Juli, 1. August 
und 1. September 1731 bei dem geheimen reservierten Hofkassen- 
amte bezahlt werden. 

Wie deutlich auch in diesem Patente der gute AVille zum 
Ausdruck gelangt, den verursachten Schaden wieder gut zu 
machen, so liessen doch die fortwährende Kriegsbereitschaft und 
infolge dessen die stete Leere der Staatskassen die gegebenen 
Zusagen nicht zur Erfüllung kommen. Da sie aber dennoch 
aufrecht erhalten blieben, so wurden sie im Laufe der Zeit Gegen- 
stand vielfacher Verhandlungen zwischen Regierung und Lotterie- 
Interessenten , von welchen hauptsächli(;h die Bevollmächtigten 
der Letzteren eine grosse Rührigkeit au den Tag legten und 
stückw^eise kleine Vorteile zu erringen suchten. 

Auf die wiederholten Vorstellungen und Gesuche, welche 
diese Bevollmächtigten in ihren Angelegenheiten nach Hofe rich- 
teten, wurde ihnen durch das Patent vom 11. Juli 1734 folgende 
Antwort zu teil: 

„Es seien Seiner Majestät Alles dasjenige allerunterthäuigst 
vorgetragen worden, was die Bevollmächtigten sowohl wegen Zu- 
weisung eines hinlänglichen Fondes in betreff der allermildest 
versprochenen Aushülfe der jährlichen hunderttausend Reichs- 
thaler auf 15 aufeinander folgende Jahre,- als auch wegen ge- 
statteter weiterer Ausziehung der I^otterie und der hiedurch er- 
folgenden Verteilung der Massa des öfteren bittlich vorgestellt 
haben. Nun wünschen aber Seine kaiserliche Majestät nichts 
mehr, als dass Zeit und Umstände so beschaffen wären, damit 
jene Milde und Gnade, so den Lotterie-Interesseuten aus zarte- 
stem Mitleid zugewendet werden, denselben hätten auch erwiesen 

5* 



Digitized by VjOOQ IC 



^8 Josef Dullinger: 

>;rerden können. Die Bevollmächtigten mögen deshalb die schwe- 
benden gefährlichen Kriegsläufe vor Augen haben, welche eine 
weitere Belastung des Aerars und des Publikums nicht zulassen; 
die ihnen bewilligte 15jährige Aushilfe bliebe unverändert, nur 
sollten sie in Geduld das Bessere der Zeiten, und von diesem 
anch die ei-folgende Realisierung des kaiserlichen Versprechens 
abwarfen^ i). 

Nach dem Wortlaute dieses Patentes war der Wert der 
verheissenen Geldaushilfe wohl sehr fragwürdiger Natur geworden, 
und es gelang dem Ausschusse momentan nur, vom Kaiser die 
Bewilligung zu erhalten, dass die aus der zweiten Lotterie stam- 
menden Leibrentenbriefe in vierperzentige Staatsobligationen um- 
gewandelt werden durften, deren Tilgung innerhalb 30 Jahren 
erfolgen sollte. 

Mittelst eines Avertissements vom 13. Oktober 1734 2) wurde 
den Teilnehmern an der hundertfachen Lotterie bekannt gegeben, 
dass die im Juni 1730 in der 82., 83. und 84. Lotterie gezoge- 
nen Kapitalien und anderen Gewinne skontriert und die bezüg- 
lichen Gelder und Effekten den Beteiligten zugefertigt werden 
können, wie auch, dass die gänzliche Verlosung der aus der 
hundertfachen Lotterie noch aushaftenden 16 Ziehungen bewilligt 
sei, „um succesive Alles in gehörige Ordnung zu bringen". Es 
war dies «ine billige Rücksichtnahme auf jene Losbesitzer, welche 
im Laufe der bisherigen 84 Ziehungen ihre Lose fortwährend 
kontinuiert, mithin eventuell 1218 fl. für je Ein Stück eingezahlt 
hatten. Bei dem Umstände, als der ursprüngliche Ziehungsplan 
verlassen und seine Prämien reduziert werden mussten und 
weiters diese Konzession an die Bedingung geknüpft war, dass 
durch diese Ziehungen weder das Aerar belastet noch auch die 
auf dem Lotterieunternehmen haftenden Schulden vergrössert 
werden durften, war diese Verfügung nur insoweit vom Vorteil 



^) Cod. Austr., IV, p. 852. 

*) Wiener Diarium, Nr. 82 ex 1734. 
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für Jene begleitet, welchen d^8 Gluck durch einen höheren 
Treifer auch eine höhere Forderung auf unbestimmte Zeit be- 
scheert hatte ^). 

Ära 17. Jänner 1735 und die darauf folgendea Tage fa»d 
die angekündigte Hauptverlosung aller bisher Enoch nicht ge- 
zogenen Lose statt, worauf sodann die Interessenten aufgefordert 
wurden, sich }e eher je lieber bei der Lotteriekammer einzu- 
finden, teils wegen Skontrierung der Lose, teils um hierbei über 
das Ausmass und die Wahl der Zahlmittel ins Beine zu kommen; 
hauptsächlich aber um wegen künftiger Einrichtungen der Kom- 
pagnie Beschlüsse zu fassen^). 

Nach einer im Jahre 1736 vorgenommenen Aufstellung der 
Aktiva und Passiva der Lotterie -Masse betrugen die ersteren 
3 600 000 fl. allerdings unter Hinzurechnung der versprochenen, 
durch 15 Jahre zu leistenden Aushilfe des Kaisers von jährlichen 
100 000 Speziesthalern = 2 250 000 fl., deren Realisierung aber 
durch gar keinen Zeitpunkt präzisiert war. Diesen Aktiven 
stand ein Passivum von gleicher Höhe gegenüber, in welchem 
die Forderungen der Lotterie-Interessenten — zum grossen Teile 
aus der vorerwähnten Hauptverlosung herrührend — mit 
3 435 705 fl. bezifl^ert waren. Es wäre somit bei Einhaltung des 
gegebenen Versprechens möglich gewesen, sämtliche Lotterie- 
Angelegenheiten solvent abzuwickeln. 

Obwohl nun die Deputierten der Lotteriekammer noch des^ 
öfteren die Interessenten um sich versammelten, um Massnahmen 
zur Geltendmachung ihrer Ansprüche zu beraten oder auftauchende 
Pläne zur Sanierung des Unternehmens zu prüfen, konnten wesent- 



*) Die Zahl dieser Lose konnte nicht ermittelt werden, jedoch niuss^ 
das hierin investierte Kapital noch ein sehr bedeutendes gewesen sein;, 
eine Notiz im Wiener Diarium, Nr. 9 ex 1735 giebt kund, dass bis zum 
29. Januar desselben Jahres in dieser Hauptverlosung 5500 Lose verlost 
worden sind, was allein schon — in der Voraussetzung einer stets baren 
Kontinuierung — einem eingezahlten Kapitale von 6 699 000 fl. entsprochen 
haben würde. 

2) Wiener Diarium, Nr. 101 ex 1734, dann Nr. 7, 9, 18 u. 20 ex 1735. 
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liehe Zugeständnisse durch eine geraume Zeit nicht mehr er- 
zielt werden^). 

Erst nach dem Tode Karl VI. wurde den Zuständen der 
Lotteriemasse wieder einige Beachtung zugewendet.. Auf Befehl 
Maria Theresias erfolgte nämlich im Jahre 1741 eine grosse li- 
quidation, auf Grund deren alle Forderungen an die Masse zu 
einem Dritteile auf die Besitztümer der Kompagnie und zu zwei 
Dritteilen auf die Aushilfe, die der Kaiser versprochen hatte, 
angewiesen, und die Gläubiger aufgefordert wurden, ihre in 
Händen habenden Schuldurkunden ä raison dieses Verhältnisses 
gegen die neuen Papiere umzutauschen. 

Ziffermässig war diese Verteilung der Lasten so ziemlich 



*) Einen besonderen Eifer entwickelte hierbei der kaiserl. Niederlags- 
verwalter Jakob Föhr; dieser Mann brachte in einer am 8. November 1735 
stattgehabten Zusammenkunft der Lotterie -Interessenten die Abhaltung 
einer 4. Lotterie in Vorschlag; das Programm zu derselben war so ziem- 
lich gleichlautend mit jenem der 2. und 3. Lotterie. Uneinigkeit unter 
den Deputationsmitgliedern und der Umstand, dass dem Proponenten die 
Verfolgung eigennütziger Zwecke nachzuweisen versucht wurde, Hessen 
das betreffende Projekt nicht zu weiterer Diskussion gelangen. 

Von Seite desselben Proponenten wurde dem Kaiser in einer am 
18. November 1736 stattgehabten Audienz behufs Verminderung der Lasten, 
welche auf den Lotterieunternehmungen hafteten, die Einführung einer 
Wuchersteuer empfohlen. Der Vorgang hierbei war folgendermassen ent- 
wickelt: Von Darlehen, welche gegen Hypothek zu 7, 8, 9, 10, 11 und 
12 Proz. gegeben waren, sollten, von jedem 6 Perz. übersteigenden Zins- 
gulden 15 Kr. als Steuer entrichtet werden, so zwar, dass bei 7 Perz. der 
28. Teil, bei 8 Perz. der 16., bei 9 Perz. der 12., bei 10 Perz. der 10., bei 
11 Perz. nahezu der 9. und bei 12 Perz. der 8. Teil der gesamten Schuld- 
zinsen als Steuer zu entrichten gewesen wäre. Unter 7 Perz. oder bei 
Darlehen ohne Unterpfand konnte diese Bestimmung keine Anwendung 
finden. — Den Lotterieunternehmungen sollte diese Steuer insofern zugute 
kommen, als deren Entrichtung in Lotteriepapieren statt Bargeld statthaft 
gewesen wäre. Das Unmoralische, das dieses Steuerprojekt als eine Art 
von Sanktionierung des Wuchers in sich barg, bereiteten ihm das gleiche 
Schicksal, welches schliesslich den Lotterieideen Föhr^s widerfuhr. (K. k. 
Fin. Min.-Archiv: Aus dem im Jahre 1736 von dem kaiserl. Niederlags- 
verwalter Jakob Föhr unter dem Titel: „veritas cum utili in compendio" 
verfasöten 'Rechenschaftsberichte.) 
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im Einklänge mit den im Jahre 1736 bilancierten Aktivposten 
von 1350000 fl. Kompagnievermögen und 2 250000 fl. Forderung 
an den Staatsschatz; aber die Gläubiger waren durch diese An- 
ordnung bemiissigt, von nun ab zwei in ihrem Werte sehr. un- 
gleiche Garanten als Schuldner anzuerkennen ; denn während die 
Massapapiere ihren AVert behielten, da die Lotteriekammer doch 
nach und nach einen Teil ihrer Schulden abstossen konnte, sanken 
die Aushilfspapiere (Rekognitiones) immer tiefer, da der Staat 
sieh in fortwährenden Kriegsnöten befand, und an eine Schulden- 
tilgung nicht denken konnte. 

Von dieser Zeit an ruhte die ganze Angelegenheit bis zum 
Jahre 1754, wo sie der Strom der Reformen, welcher Oesterreich 
in den Jahren von 174S bis 1756 durchflutete, mit in seine Kreise 
zog. Die Zustände bei der Lotteriemasse hatten sich mittler- 
weile bedeutend verschlimmert; schon im Jahre 1740 war sie 
gezwungen, die Schwechater Fabrik zu verkaufen, und die ver- 
änderte Handelspolitik nach dem Tode Karls VI. brachte die 
Kompagnieprivilegien vollends um ihren AVert ^). 

Als daher im Jahre 1754 abermals Verhandlungen mit den 
Interessenten eingeleitet und eine neuerliche Liquidierung der 
Forderungen angeordnet wurde, betrachteten die Regieruugs- 
männer Maria Theresias ihre Verpflichtungen schon von einem 
ganz anderem Gesichtspunkte. Vor allem wurden jene Schuld- 
urkunden, welche nicht schon im Jahre 1741 konvertiert worden 
waren, als verfallen erklärt. 

Den gesunkenen Wert der haftenden Pfandobjekte immer 
betonend, wurden sodann fiir die liquiden Forderungen 30% 
in vierperzentigen AViener Stadt -Banco- Obligationen geboten, 
welch letztere aber erst nach zehn Jahren aufkünd- und rück- 
zahlbar sein sollten. Verschärft wurde diese Massregel noch da- 
durch, dass jenen Interessenten gegenüber, welche von diesem 



*) Die Schwechater Fabrik wurde am 25. August 1740 um den ver- 
einbarten Preis von 293 000 fl. verkauft. (Archiv d. k. k. Minist, d. Innern 
Cart. 2914, VO. 2.) 
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Angebote nicht innerhalb 14 Tagen, vom Tage der VeFl^utbaruQg 
an^ Gebranch gemacht haben sollten« „die Regierung sich nicht 
mehr gebunden erachte und von einer anderweitigen Propositioa 
nichts mehr hören wolle ** ^). 

So sehr die Gläubiger Ton ibren Guthabungen auch nicht 
viel mehr erwarteten, so machten sie doch Vorstellungen zpr 
Erlangung besserer Bedingnisse, indem sie sieh auf die Ver^ 
sprechungea Karls VI. und auf die gelegentlieh der Konversion 
auch von der Kaiserin gemachten Zusagen beriefen. Allein die 
Juristen der Krone legten die Versprechungen des Kaisers als 
Akte der Gnade und nicht des Rechtes aus, und solche zu er- 
ffdlen könne man nicht gezwungen werden; und was die Ver- 
pflichtungen aus der Konvertierung betriift, erklärten sie: jener 
Austausch schliesse keinerlei Versprechen in sieh. 

Unter solchen Argumentationen und bei dem so bestimmt 
ausgesprochenen Willen der Kaiserin: weitere Konzessionen nicht 
mehr zuzulassen, gab es für die Gläubiger keinen Ausweg mehr, 
und sie mussten sich wohl oder übel zur Annahme von 30% 
ihrer Forderungen bequemen; man berechnete, dass die Gesamt- 
summe derselben nicht vjel über 530000 Gulden betragen habe^). 

Auf Grund dieses Ausgleiches und der Vorschüsse, welche 
der Wiener Stadt -Banco den Lotterie -Unternehmungen geleistet 
hatte, ging schliesslich das bedeutendste Objekt der Massa, die 
Linzer Wollzeugfabrik in den Besitz dieses Gläubigers und bei 
einem späteren Ereignisse in jenen des Staates über, in welchem 
sie sodann als Aerarialfabrik bis Mitte unseres Jahrhunderts 
verblieb ^). 



^) Kais. Edikt vom 25. Juli 1754. (k. k. Fin.-Minist- Archiv, Fascikel 
^OrientaL Kompagnie".) 

*) Maria Theresia, ihr Staat und ihr Hof im Jahre 1755. Relationen 
des preussischen Grosskanzlers v. Fürst, enthalten in Leop. Ranke's 
histor. Zeitschr., Bd. 11, p. 710—714. 

•) Die Linzer Wollzeugfabrik musste zufolge Anordnung Maria The- 
resias im Jahre 1754 an den Wiener Stadtbanco übergeben werden. (Fin.- 
M in ist.- Archiv, Fascikel „Niederösterr. Commerz.") — Nach der Katastrophe 
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Mit diesen Verhandlungen verschwand auch die letzte Spur 
der orientalischen Kompagnie. Das Zusammenwirken so vieler 
auch von aussen andrängender widriger Verhältnisse vernichtete 
die Keime eines aufstrebenden Handels- und Industriewesens und 
brachte ein Unternehmen zu Falle, welches, ausgestattet mit so 
vielen Prärogativen der kaiserlichen Macht, einen Griff ins Volle 
hätte wagen, und vieles zur Hebung des Staatswohlstandes hätte 
beitragen können. 

Die Ursache des Nichteintreffens dieser Voraussetzungen war 
hauptsächlich der Wankelmut Karls VI. — ungeachtet seiner all- 
bekannten strengen Rechtlichkeit — und die Leichtigkeit, mit 
der sich Projektauten bei ihm Gehör und Glauben verschaffen 
konnten. Wenn auch die Kompagnie mit ihren verhältnismässig 
geringen Fonds in eine zu grosse Zahl von Geschäften verflochten 
war und dadurch ihre Kraft zu sehr zersplitterte, so war doch 
die abenteuerliche Künstelei mit den Glücksspielen und die 
Entnahme des mit der hundertfachen Lotterie in Verbindung 
gebrachten vermeintlichen Superplus der Stoss ins Herz für das 
Unternehmen. 

Oesterreichs natürlichste Handelsstrasse für den Weltverkehr 
war nach Osten gerichtet. Karl VI. wähnte durch lange Zeit in dem 
Traktate mit der Türkei den geeignetsten Boden für den Aufbau 
seiner volkswirtschaftlichen Pläne zu besitzen und betrachtete 
die den grössten Teil s^nes Reiches nach Osten hin durchziehende 
Wasserstrasse als den ausreichenden Vermittler der Produktions- 
und Handelsthätigkeit seiner Völker nach jenen Gegenden. Die 
nach seinem Tode veränderte Handelspolitik bestimmte jedoch 
seine Nachfolgerin, ihr Augenmerk auf Triest zu richten, in 
welchem man von nun ab jenen Punkt erkannte, dem in volks- 
wirtschaftlichen Dingen eine grosse Zukunft erblühen müsse. 



vom Jahre 1811 ging dieses Objekt in den Besitz des Aerars über, in 
welchem es bis zur gänzlichen Auflösung der Fabrik im Jahre 1858 verblieb. 
(Fin.-Min.-Verord. vom 15. Mai 1858.) 
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Maria Theresias Einflussnahme verdankte* Triest baldigst seine 
hohe Bedeutung als Hafen- und Seehandelsstadt. Aus diesem 
Grunde Hess die Herstellung von Seehäfen im Süden der 
Monarchie an die mahnende UnvoUstäudigkeit von derlei Ein- 
richtungen im Osten nicht mehr herankommen. Die so sichtlich 
gewordene Teilnahmslosigkeit der Regierung gegen die Kom- 
pagniiß ermutigte deren Feinde, vor allem die Venetianer, welche 
sich in ihrem Handel beeinträchtigt fanden, kiihner und offener 
gegen das Unternehmen aufzutreten und ihm Hindernisse jeder 
Art zu bereiten. 

. In dieser AVeise leitete sich der Verfall der Kompagnie ein; 
wenn nichts anderes, so dürfte ihr langes Siechtum den Beweis 
erbracht haben, dass ihre Existenz berechtigt gewesen wäre, der 
günstigen Nachrichten während ihres aufrechten Bestandes nicht 
zu gedenken. Dass der Handel nach dem Oriente noch weit später 
ein lohnendes Beginnen war, beweist, dass Friedrich H. im Jahre 
1751 zu Emden eine orientalische Kompagnie gründete, welche 
die Bedeutung und den Seehandel dieser Stadt auf eine hohe 
Stufe brachte. Erst das Jahr 1806 hatte mit seinen Unglücks- 
fällen für Preussen auch den Ruin dieses Unternehmens im 
Gefolge. 

IL 

Als nach den langen, vernichtenden Kämpfen die Mächte 
wieder ihre bedeutendste Aufgabe darin erblicken konnten, das 
Streben und Ringen ihrer Völker auf dem Felde wirtschaftlicher 
Thätigkeit zu fördern, reifte in dem für solche Anregungen sehr 
empfänglichen Geiste Karls VI. der Entschluss: neben der schon 
bestehenden und zu jener Zeit eines guten Fortganges sich er- 
freuenden orientalischen Kompagnie auch an einem anderen 
Punkte seines grossen Länderbesitzes ein ähnliches Emporium 
für Handel und Industrie ins Leben zu rufen. Diesen merkanti- 
listischen Ideen des Kaisers kam ausser der Fruchtbarkeit und 
dem Produktenreichtume vieler seiner Gebiete, auch die hohe 
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geistige Kultur, die eine seiner jüngst erworbenen Provinzen 
ihr eigen nannte, sehr zu statten. 

Die Niederlande, nach Beendigung des spanischen Erbfolge- 
krieges unter Oesterreichs Szepter gelaugt, boten durch das Zu- 
saramentreflfen der vorstehenden Momente die vollste Gewähr 
für das Gelingen dieses Vorhabens. Dafür sprachen nicht 
-allein die, durch eine starke Befestigung der Küsten, geschützte 
Lage dieses Landes, und die hierdurch gebotene Sicherheit seiner 
Häfen, als vielmehr noch der seiner Bevölkerung eigene rege 
Produktions- und Handelsgeist. 

Auf diesen Teil seines Reiches wurde des Kaisers Augen- 
merk hauptsächlich gelenkt und von der Bildung einer mari- 
timen Handelsgesellschaft daselbst reicher Gewinn in sichere 
Aussicht gestellt. War jedoch die Gründung der orientalischen 
Kompagnie durch den Traktat mit der Türkei leichter möglich 
gemacht, und hätte deren Bestand schon durch die günstigen 
geographischen Verhältnisse, die eine Konkurrenz sehr schwer 
zuliessen, gesichert werden können, so war dagegen die Er- 
richtung einer Handelskompagnie, die den lebhaften Spekulations- 
geist der Niederländer fördern und schützen sollte, schon eine 
etwas gewagtere Sache, und bei den Eifersüchteleien der be- 
nachbarten Seemächte nur unter fortwährender Abwehr zu be- 
werkstelligen. 

Als nach den Friedensschlüssen von Uttrecht und Rastatt 
im Jahre 1714 der Seehandel, den die Niederländer von ihren 
Küsten aus nach Ostindien betrieben, wieder in lebhafteren Auf- 
schwung kam, führte die Konkurrenz der Holländer und Portu- 
giesen bald zu Beschwerden und Streitigkeiten, indem sich die 
genannten Mächte auf mehrere Artikel des Münster-Traktates 
und des später geschlossenen Barrierevertrages beriefen, wonach 
der Handel der Niederländer nach Ostindien sehr beschränkt 
sein sollte. Zahlreiche Schriften behandelten das Recht beider 
Parteien. Karl VI., welcher erkannte, dass gerade das leb- 
haftere Pulsieren der Handelsthätigkeit den Reichtum der Nieder- 
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lande bilde, schenkte diesem Federkriege nicht nur keine Be- 
achtung, sondern ermunterte im geheimen den strebsamen Sinn 
der Kaufleute, indem er ihnen versprechen liess, ihr Beginnen 
nach Kräften schützen zu wollen. Diese Andeutungen reichten 
hin, die Unternehmer noch kühner zu machen; in kurzer Frist 
bildete sich zu Ostende eine Kompagnie mit einem Kapitale von 
2400000 Gulden, infolge dessen sie ihrem Handel eine noch 
grössere Ausdehnung zu geben vermochten ^). 

Die steigenden Erfolge einerseits erhöhten aber auch den 
Neid und die Erbitterung andererseits; aus Wortgefechten wurden 
Akte physischer Gewalt, welche die KauffarteischiflFe beider 
Parteien gegenseitig übten. Schon im Jahre 1719 kamen Fälle 
vor, dass Schiffe der Niederländer von den Holländern feindlich 
behandelt und als Prisen genommen wurden. Die Niederländer 
Hessen solche Gewaltthaten nicht unerwidert, und so kam es bei 
diesen mit wilder Leidenschaft geführten Streitigkeiten so weit, 
dass die Generalstaaten im Juni 1720 ihren Admiralitätskollegien 
den Befehl erteilten, Fahrzei^e abzuschicken, welche die Ver- 
nichtung und Kontrebandierung der der niederländischen Kom- 
pagnie gehörigen Schiffe und Güter vollziehen sollten. Den 
holländischen Unterthanen wurde bei strengen Strafen untersagt, 
in den Dienst der niederländischen Handelsgesellschaft zu treten, 
Um den Ernst der Situation möglichst zu verschärfen, wurde 
sogar den holländischen Kriegsschif!*en aufgetragen, in gegebenen 
Fällen thätige Hilfe gegen die Niederländer zu leisten^). 

Hatten die Holländer von diesem feindseligen Vorgehen die 
Vernichtung des Handels der niederländischen Kompagnie er- 
hofft, so war gerade das Gegenteil eingetreten. Obwohl dem 
Kaiser keine Seemacht zu Gebote stand, so liess er sich doch 



^) Aus Brabant wurde unter dem 16. Jan. 1720 berichtet, dass die zu 
Ostende ins Leben getretene indische Kompagnie noch immer beschäftigt 
sei, sich nach dem Beispiele der von Law in Paris errichteten Kompagnie 
in gutem Stande zu erhalten. Wiener Diarium vom Jahre 1720. 

^) Wiener Diarium, Nr. 1764 vom 26. Juni 1720. 
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nicht 80 leicht einschüchtern; in dem Bewusstsein seines guten 
Rechtes und in diesem noch durch die Ratschläge des Prinzen 
Eugen V. Savoyen, der in den Niederlanden die Stelle eines 
Generalstatthalters bekleidete, bestärkt, beschloss er auf diese 
Herausforderungen mit der Erteilung eines Octrois zn antworten. 
Er setzte voraus, dass durch bestimmte Kundgebungen seines 
souveränen Willens jene Hindemisse beseitigt und die Gegner 
der niederländischen Handelsthätigkeit werden entwaffnet werden, 
umsomehr als auch die politischen Konstellationen das bisherige 
Einhalten von Opportunitätsrücksiehten überftussig machten. 

Schotten und Engländer hatten schon längst Pläne zur Er- 
richtung einer Handelskompagnie vorgelegt; Prinz Eugen forderte 
seinen Stellvertreter in den Niederlanden Marquis de Prie 
auf, gleichfalls Statuten zu entwerfen, und diese wurden nach 
eingehender Prüfung als die vorzüglichsten anerkannt. 

Auf Grund dieses Entwurfes wurde das kaiserliche Patent 
vom 19. Dezember 1722 veröffentlicht, welches die Errichtung 
einer kaiserl. privil. Handelskompagnie zu Ostende mit dem 
Hauptsitze zu Antwerpen anordnete ^). 

Nach seinem Inhalte war der zu bildenden Gesellschaft für 
die Dauer von 30 Jahren das ausschliessliche Recht zuerkannt, 
nach Ost- und Westindien sowie nach den afrikanischen Küsten 
Handel zu treiben, wobei ihre Schiffe das kaiserliche Wappen 
und die kaiserliche Flagge führen durften. Das Stammkapital 
sollten 6 Millionen Gulden, geteilt in Aktien ä 1000 fl., bilden; 
auch den Fremden war die Teilnahme an dem Unternehmen 
zugestanden, diesen jedoch vorsichtshalber unter der Bedingung, 
dass sie nie ein Stimmrecht in den Versammlungen der Aktionäre 
haben sollten. Sechs Direktoren, durch freie Wahl bestimmt, 
hatten die Leitung des Unternehmens zu führen, mussten aber 
v^ährend def I>auer ihrer Funktion ihr Domizil in den Nieder- 



*) LettreB patentes d'octroy, accord^es par Sa Majest^ imperiale et 
catholique. BruxeUes 1723. (Arch. d. k. k. Minist, d. Innern.) 
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landen haben ^). Verwandtschaften in auf- und absteigender 
Linie waren im Direktorium nicht geduldet. Die Funktions- 
dauer der Direktoren war auf 6 Jahre beschränkt, w^ährend 
wölcher jeder derselben 30 Stück voll eingezahlte und auf 
seinen Namen lautende Aktien der Kompagnie als Eigentum zu 
besitzen und als Kaution für sein aufrechtes Gebaren bei den 
Kassen der Kompagnie zu hinterlegen hatte. 

Handel für eigene Rechnung mit Gütern, welche die Kom- 
pagnie führte, war sowohl den Direktoren wie auch allen in 
welch immer für einer Eigenschaft Bediensteten verboten, und 
es war im gegebenen Falle das ergriflfene Gut zu Gunsten der 
Kompagnie verfallen. 

Im geschäftlichen Verkehre war der Kompagnie die vollste 
Unabhängigkeit zugestanden; sie hatte das Recht mit den Fürsten 
jener Läader, nach welcher sie ihren Handel richten wollte, 
autonom Verträge zu schliessen, deren Inhalt nachträglich zur 
Kenntnis des Kaisers zu bringen war. 

Gegen jede Beeinträchtigung, von wo dieselbe auch immer 
ausgehen möge, sollte die Kompagnie des kaiserlichen Schutzes 
sicher sein und volle Steuerfreiheit bei dem Bezüge von Uten- 
silien, welche sie zu ihrer Schiffahrt notwendig hatte, ge- 
^niessen. 

Der Vorliebe des Kaisers für Kolonialpolitik sollte die Kom- 
pagnie insofern dienlich sein, als das Patent bestimmt, dass die 
Gesellschaft wohl ermächtigt sei, in Indien Ländereien und 
sichere Hafenorte zu erwerben, für sich zins- und tributpflichtig 
zu machen, — jedoch nicht mehr autorisiert, diese Erwerbungen, 
für w elche sich der Kaiser s^ine Souveränitätsrechte vorbehielt, 
zu verkaufen oder gegen andere Besitztümer zu vertauschen. 
Unternehmungslustige, welche sich an einem dieser Orte anzu- 
siedeln beabsichtigten, wurden mit der Zusicherung aller und 



^) Die ersten sechs Direktoren ernannte der Kaiser in eigener Macht- 
vollkommenheit (§ 31 des Patentes). 
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jeglicher Freiheit in der Ausführung dieses Vorhabens er- 
mutigt. 

Als Gegenleistung für diese Konzessionen verlangte Karl VI. 
von den Erträgnissen der Kompagnie eine sechsperzentige jähr- 
liche Abgabe für den Staatsschatz und für sich selbst das Ge- 
schenk eines goldenen gekrönten Löwen, welcher das AVappen 
der Kompagnie in seinen Klauen halten, und 20 Mk. im Ge- 
wichte haben sollte. Jedem seiner Erben und Nachfolger war 
die Gesellschaft zur Darbringung eines gleichen Zeichens ihrer 
Huldigung verpflichtet. 

Mit der freudigsten Genugthuung wurden alle diese An- 
ordnungen aufgenommen. In kurzer Frist erfolgte die Kon- 
stituierung der Gesellschaft, und am 11. August 1723 konnten 
die ersternannten Direktoren schon die Einzeichhung auf die 
Aktien entgegen nehmen; — am nächsten Tage waren die sechs 
Millionen voll, und vier Tage später hatten die Aktien bereits 
ein Agio von 12 %. 

Die ersten Beschlüsse der Gesellschaft schienen auch die 
Erwartungen und das Vertrauen, das man ihr entgegenbrachte, 
zu rechtfertigen. In alle Meere, die ihr nun eröffnet waren, 
sandte sie Schilfe aus und errichtete Fakturien für ihre Artikel; 
mit reichen Ladungen kehrten die Fahrzeuge von ihren Ex- 
peditionen wieder zurück. 

Das Machtwort des Kaisers hatte die erhoffte Wirkung; das 
entschiedene Auftreten der Kompagnie und die Sicherheit, mit 
der sie die kaiserliche Flagge handhabte, imponierte stehtlich 
ihren Gegnern und hielt sie von weiteren Angriffen ab. 

Nebst Glück und Geschick förderten auch eine Zeit lang 
die politischen Gestaltungen das Emporkommen des Unter- 
nehmens. Am 1. Mai 1725 wurde zwischen Karl VI. als Herrscher 
von Oesterreich und Philipp V. als König von Spanien nebst 
einem Defensiv- und Offensivvertrage für Kriegsfälle, auch ein 
Kommerztraktät abgeschlossen, nach welchem den österreichischen 
Unterthanen die spanischen Häfen eröffnet, ihrem Handel nach 
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Ostindien jegliche Begünstigung eingeräumt und der Fortbestand 
der Kompagnie garantiert sein sollte. 

Dieses Bündnis machte die Gesellschaft womöglich noch 
kühner und unternehmungslustiger; sie gründete eine Nieder- 
lassung an der Küste von Koromandelj eine andere am Ganges ; 
immer mehr und mehr wuchs das Vertrauen zu dem Unter- 
nehmen; die Aktien waren im fortwährenden Steigen begriffen 
und erreichten zu jener Zeit einen Kurs, welcher beinahe das 
Doppelte des Nennwertes betrug. 

Allein diese glücklichen Zustände sollten nicht zu lange 
währen; wagten es auch die Holländer und Portugiesen nicht, 
die Kompagnie offen zu bekriegen, seit des Kaisers Macht und 
Ansehen sie zu schützen versprach, so waren ihr Neid und ihre 
Umtriebe nichts weniger als erloschen. Schon hatten sie Eng- 
land für sich gewonnen, welches seinen Seehandel ebenfalls be- 
einträchtigt fühlte, und vereint wendeten sie sich nun an Frank- 
reich und Spanien, um mit diesen gemeinsame Schritte gegen 
des Kaisers Schöpfung zu unternehmen. 

Die Verträge zwischen Oesterreich und Spanien bildeten 
wohl noch einige Zeit einen Schutzwall gegen diese verbündeten 
Anschläge; die treulose Politik, die Spanien in der Person des 
Ministers Ripperda gegen Oesterreich übte, verschaffte ihnen jedoch 
bald freieres Spiel. Schleppend kam Philipp V. seinen Ver- 
pflichtungen nach, und that nichts gegen die wachsende Koalition, 
in der augenfälligen Absicht, die Verlegenheiten Oesterreichs 
zur lefchteren Befriedigung seiner eigenen beutelustigen Pläne 
auszunützen. Bald stellte Frankreich die Alternative, dass nur 
von der Suspension der Ostendeschen Kompagnie die Fortdauer 
des Friedens mit Oesterreich abhänge; gleichzeitige Remon- 
strationen Englands und Hollands verschärften die Aufregung 
und den Ernst der Situation. 

Ohne Flotte, um sein Recht mannhaft zu verteidigen, und 
ohne Allianz, die ihm Hilfe leisten wollte, nahmen die Ver- 
hältnisse zwischen Karl VI. und den rivalisierenden Seemächten 
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eine immer drohendere Gestalt an, urasomehr als im Kriegsfälle 
auch die fortwährenden finanziellen Schwierigkeiten einen Erfolg 
für seine Macht hätte kaum erhoffen lassen. Schweren Herzens 
musste daher der Kaiser der Erhaltung des Friedens das 
verlangte Opfer bringen und bei den mit Frankreich, Eng- 
land und Holland am 31. Mai 1727 abgeschlossenen Friedens- 
präliminarien in eine siebenjährige Suspension der Privilegien 
der Ostendeschen Kompagnie einwilligen; ein später zusammen- 
tretender europäischer Kongress sollte diese Angelegenheit noch 
mehr ins Reine bringen. 

Dass die feindlichen Mächte es auf eine gänzliche Unter- 
drückung^ des Unternehmens abgesehen hatten, war nicht in 
Zweifel zu ziehen; die erzwungene Suspension war nur ein 
vorbereitender Schritt für später eintretende Ereignisse, die 
sodann eine abermalige Aufnahme der Thätigkeit seitens der 
Kompagnie gänzlich unmöglich machen sollten. 

Allmälig lockerte sich das Verhältnis zwischen Oesterreich 
und Spanien; diese Macht schloss im Jahre 1729 mit Frankreich, 
England und Holland den Vertrag von Sevilla, in welchem sie feier- 
lichst der Verbindung mit Oesterreich entsagte und den Wiener 
Traktat vom Jahre 1725 für gelöst erklärte. Ohne die gerechten 
Einwendungen Oesterreichs weiter zu beachten, gingen die in 
jenem Vertrage der Ostendeschen Handelsgesellschaft eingeräum- 
ten Begünstigungen an England über, und der Kompagnie war 
hiermit ein Todesstoss versetzt. 

Aber noch immer war das Unternehmen nicht ganz der Macht- 
sphäre Karl VI. entrückt; es erforderte einen neuerlichen Anlauf 
seiner vereinten Gegner, ihm sein gutes Recht vollends zu ent- 
winden. Die politischen Wirren, in welchen Europa sich durch die 
fortwährenden Ränke Frankreichs und Spaniens befand, boten 
hiezu bald die geeignete Handhabe. Entzweit mit den benach- 
barten Seemächten und von Spanien verraten, war der Kaiser 
genötigt neue Allianzen zu suchen, hauptsächlich aus dem Grunde, 
um sich der Sorgen zu entledigen, welche ihm die Sicherung 

Zeitschrift für Social* und Wirthschaftsgeschichte. VII. 6 
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der dynastischen Erbfolge bereitete. Das Augenmerk der öster- 
reicliischen Diplomatie fiel liiebei zuerst auf England, dessen 
Freundschaft jedoch nur mit den härtesten Zugeständnissen er- 
kauft werden konnte. Für die Anerkennung der pragmatischen 
Sanktion und für die Aussicht auf einen dauernden Frieden 
musste der Kaiser nebst mehreren anderen Befugnissen seiner 
Macht auch den letzten Schein seiner maritimen Handelsrechte 
in den österreichischen Niederlanden opfern. 

In dem Friedenstraktate, welcher am 16. März 1731 zwischen 
Oesterreich und England zu Stande kam, und welchem sich 
später auch die Generalstaaten anschlössen, wurde im § 5 die 
gänzliche Aufhebung der Ostendeschen Kompagnie und die 
Einstellung jeder Handelsschiflffahrt aus dem Hafen von Ostende 
für alle Zeiten vereinbart; sogar zu dem Versprechen musste 
Oesterreich sich herbeilassen, in seinen ganzen Niederlanden nie 
wieder eine Handelskompagnie zu errichten ^). 

Schon lange überwogen die glücklichen Tage der Ostende- 
schen Kompagnie nicht mehr die Nachteile, welche die Streitig- 
keiten und die Erbitterung der übrigen seefahrenden Rivalen 
ihretwegen dem Lande bereiteten. Diese Thatsachen waren 
Karl VI. nicht fremd; bei seinem sonst wankelmütigen Charakter 
sah er jedoch in jedem einmal gefassten Beschlüsse auch seine 
Ehre engagiert, und diese gebot, das geschaflfene Werk so 
lange als möglich aufrecht zu erhalten. Mit dem Akte vom 
16. März 1731 war nicht allein die Ostendesche Kompagnie 
aufgehoben, sondern der gesamte Handel der Niederlande ver- 
nichtet. Von nun ab sank der staatsökonomische Wert dieser 
Provinz tief unter Null; getrennt vom grossen Körper, ward sie 
eben nur der Zankapfel vieler Parteien, und ihre Verwaltung 
verursachte Auslagen, zu welchem die Erträgnisse in einem sehr 
ungünstigen Verhältnisse standen. 



^) Wiener Diarium, Nr. 21 vom Jahre 1731. 
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Welch geringen Wert die Niederlande im weiteren Laufe 
der Zeiten für Oesterreich hatten, beweist der Umstand, dass 
Maria Theresia, welche doch gewiss mit der sorgsamsten Rigo- 
rosität über ihren Länderbesitz wachte, diese Provinz im Jahre 
1741 für eine Hülfeleistung gegen Friedrich II. und für die 
Aufrechterhaltung des Friedens mit Bayern eben dieser letzteren 
Macht — obwohl vergeblich — als Geschenk anbot ^). 



^) Alfred R. V. Arneth, Maria Theresias erste Regierungsjahre, 
Bd. I, p. 237. — Beer, Geschichte des Welthandels, Bd. II, p. 247; Reicha- 
fama vom Jahre 1727, p. 87 — 102; Schirach, Biographie Carl VI. und 
Zeddler's TJniVersÄllexikon, Bd. 56, p. 327, 362 u. 446. 
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Zur Wirtsehaftsgesehiehte der französischen 
Demokratie.') 

Von 

Boris Minz^s (Sofia). 



In der Einleitung zu seiner „Gesctiichte Europas seit den 
Verträgen von 1815" sagt Professor Alfred Stern treflfend: 
^Ein Blick in die Verfassungsurkunden und Gesetzbücher der 
Periode von 1815 bis 1817 lehrt das allmähliche Zurückweichen 
ererbter Gewalten aus dem Alleinbesitz der Macht und die all- 
mähliche Ausdehnung staatlicher Rechte und Pflichten auf neue 
Gesellschaftsklassen. In der äusseren wie in der inneren Politik 
gelangt die demokratische Idee, dies Wort im weitesten Sinne 
genommen, zum Durchbruch und ruft, trotz vielfacher Hemmungen 
und Gegenstösse, die stärksten Abweichungen von den anfangs 
gegebenen Zuständen hervor." Das Hauptthema von Kovalevskijs 
Arbeit ist eben dieser historische Wendepunkt in der sozialen 
und politischen Entwickelung des revolutionären Frankreich, in 
welchem die demokratische Doktrin zum Durchbruch und 
zur vorherrschenden Stellung gekommen war (Kovalevskij, Ein- 
leitung, Bd. I, S. VI). 

Im ersten Bande untersucht er die Frage, aus welchen 
Elementen sich die Lehre von der Bürgergleichheit und der 

^) Kovalevskij, Maksim, Die Entstehung der jetzigen Demokratie. 
(Proischozdenie sovremennoj demokratii.) Moskau, K. T. Soldatenkov, 8®. 
Bd. I, 1895, VIII, 658 S.; Bd. II, 1895, IX, 570 S.; Bd. III, 1897, 334 S.; 
Bd. IV, 1897, XI, 352 S. (russisch). 
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Volkssouveränität bildete, welche Lehre zu verwirklichen der 
Konstituante zu teil wurde. In die tiefe Vergangenheit zurück- 
zugreifen und den Entwicklungsgang der demokratischen Idee 
bis zum Urquell zu verfolgen, unternimmt Kovalevskij nicht, 
denn sonst müsste er, um sein Wort zu gebrauchen, ^die ganze 
Kulturgeschichte einer Revision unterwerf en'*. Er beschränkte 
sich daher auf die Untersuchung der nächsten Einflüsse, welchen 
die Schöpfer der Physiokratie, der Volkssouveränitätsschule und 
der Lehre vom politischen Gleichgewicht ausgesetzt waren. Die 
Quelle dieser Einwirkungen auf das französische Leben findet 
er in England und Nordamerika. Die französische Gesellschaft 
nahm in sich diese Ideen durch die Vermittlung ihrer populären 
Schriftsteller auf, und es bildete sich eine Art von sozialem und 
politischem Katechismus heraus, in welchem auf alle dringenden 
Zeitfragen konventionelle Antworten zu finden waren. Aus vielen 
sich widersprechenden Teilen, aus der Lehre von Freihandel und 
Protektionismus, aus den Theorien der Ein- und Nichteinmischung 
des Staates, aus der Verherrlichung der Volkssouveränität und 
aus dem Wunsche, diese unter die Königsgewalt, die Aristokratie 
und die Grundbesitzer zu teilen, entstand jene revolutionäre 
Doktrin, deren Abglanz in den Cahiers zum Ausdruck kam. Der 
Verfasser ist bestrebt, die Einwirkung dieser Doktrin auf das 
allgemeine Programm ökonomischer und politischer Reformen 
dieser Zeit zu verfolgen. 

Im ersten Teile des ersten Bandes, betitelt: „Die gesell- 
schaftliche Ordnung in Frankreich während der zweiten Hälfte 
des XVIII. Jahrhunderts'* verweilt Kovalevskij zuerst bei dem 
Prozess, dank welchem der Bürgerstand bereits vor der Revo- 
lution nicht nur in den Besitz ungeheurer beweglicher Güter, 
sondern auch des Grund und Bodens getreten war. Zwar war 
der Uebergang von adligen Gütern in den bürgerlichen Besitz 
mit gewissen Schwierigkeiten und gesetzlichen Hemmnissen ver- 
bunden, doch dies konnte die Nachfrage nach solchem Besitz, 
mit den ihm innewohnenden Vorteilen, nicht zurückhalten. Diese 
Auffassung, welche der Verfasser auf Grund zeitgenössischer 
Berichte gewonnen, ist der von Cherest (La chute de l'ancien 
regime) entgegengesetzt. Der letztere ist der Meinung, das& 
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dank dem sogenannten „Francfief" -recht die adligen Güter in den 
Besitz der Bauern übergingen. Nach Kovalevskij, kam das Wachs- 
tum der Industrie und des Kredits ausschliesslich dem mittleren 
Stande zu gute. Indessen, da die Adelstitel mit Geld als 
,,un effet de commerce'* erworben werden konnten, war selbst- 
verständlich von keiner Abgeschlossenheit des Adelsstandes die 
Rede. Im Bürgerstande hatten die Pächter und Finanzmänner 
die grössten Reichtümer angehäuft. Unter den Kapitalisten findet 
sich eine grosse Anzahl von Mitgliedern der Hofaristokratie. Es 
sind dies die „Regierungspensionäre", deren Zahl über 300000 
ausmacht. Im Vergleich zu England spielten in Frankreich die 
Fiuanzmänner eine untergeordnete Rolle, den Haupteinfluss hatten 
die Pächter und die Bankiers. Im Vergleich zu England und 
Deutschland gab es in Frankreich am Ende des XVIII. Jahr- 
hunderts kein feudales Eigentum im städtischen Revier. Je mehr 
man sich Paris und Versailles nähert, wo die reiche Bourgeoisie 
wohnt, um so weniger finden wir Spuren von freiem bäuerlichen 
Grundbesitz. Das Fabrikwesen steckte noch in den Kinder- 
schuhen. Zwar finden sich schon gewisse Anläufe zur Bildung 
der modernen Grossindustrie, indess war die Kleinindustrie die 
vorherrschende Form. Was den Bauernstand betrifft, so nimmt 
man seit Tocqueville an, er wäre im Besitze eines guten Teiles 
des Grund und Bodens gewesen. In der letzten Zeit versuchten 
Forscher wie Karßev ^), Cherest und andere diese Meinung zu 
widerlegen. Sie behaupteten, dass vor dem Jahre 1789 die 
Bauern nicht Grundbesitzer, sondern Erbpächter gewesen wären. 
Immerhin giebt es genug Angaben, dass in den Stadt- und Dorf- 
gemeinden nicht wenig bäuerliche Grundbesitzer waren, die weder 
Rente noch Grundzins (censive) zahlten. Die Dorfcahiers ent- 
halten vieles betreffend den bäuerlichen Grundbesitz, und Klagen, 
dass „les proprietes sont extremement petites et divisees" und dass 
„les malheurs des temps" die Bauern zwangen, ihre Güter „aux 
seigneurs et bourgeois des villes voisines" zu verkaufen, kommen 



^) Die Bibliographie der französischen Berichte über das russische 
"Werk Kareevs siehe bei B. Minzes, Die Nationalgüterveräusserungen etc. 
(Staatswissenschaftliche Studien, Bd. 4, Heft 2), S. 117—118. 
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in den Cahiers häufig vor. Nicht nur in der Nähe von Städten 
wie Paris und Versailles, sondern auch in den nordöstlichen 
Provinzen tritt besonders das Wachstum des Grossgrundbesitzes 
hervor. Was die nordwestlichen Provinzen betrift't, so erzählt 
Joung: ^I told M. de la Bourdonaye (dem Intendanten von Reimes), 
that his province of Bretagne seemed to me to have nothing in 
it, but Privileges and poverty." 

Wir können wohl annehmen, dass je weniger intensiv eine 
Wirtschaft war, um so leichter sie von einem Bauer erworben 
werden konnte, ihrer mindern Rentabilität, folglich ihrer grösseren 
Billigkeit halber. Nun können wir uns die Frage vorlegen, ob 
nicht dieser Umstand auf die Vermehrung der Zahl der Klein- 
grundbesitzer günstig einwirkte. In der That, solche gab es 
übergenug in Bearn, keineswegs aber in den Provinzen Guienne 
imd La Marche, Languedoc und Montauban, sowie Provence. Hier 
war es für den Bauer mit geringen Ausgaben verbunden, Grund- 
stücke in Teilpacht zu nehmen. In Südfrankreich war also das 
Teilpachtsystem verbreitet, was den Bauer der Notwendigkeit 
Grundbesitz zu erwerben enthob. Die Ansicht .loungs von der 
Verbreitung des Teilpachtsystems, welches nach ihm ^/g von 
Frankreichs Grundbesitz ausmachte, ist von Theron de Montange 
in Bezug auf den Süden als übertrieben erwiesen worden. Von 
Seiten der Grundherren finden der feudale Rückkauf (retrait 
feodal) sowie die Aneignung der Gemeinheitsrechte häufig statt, 
wodurch sich die Lage der erblichen Grundzinspächter und der 
kleinen Grundbesitzer verschlimmerte, da es ihnen an Viehweide 
zu fehlen beginnt, also auch die Düngermittel geringer werden. 
Auch sind die Grundherren bestrebt, die Gemeindeweiden urbar 
zu machen. Und so kommt Kovalevskij zum Schluss, dass der 
bäuerliche Grundbesitz in Frankreich während des vorigen Jahr- 
hunderts zu unbedeutend war, als dass man nicht annehmen 
dürfte, dass der Grundzug des Ancien regime die Monopolisierung 
des Grund und Bodens in den Händen des Adels und der hohen 
Bourgeoisie war. 

In der Administration beginnen die Intendanten die Haupt- 
rolle zu spielen ; sie legen die Verwaltungsmacht des Adels lahm. 
Die Intendanten sind aus dem Bürgerstande. Auch aus den 
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Gemeindeangelegenheiten wird der „Seigneur'^ verdrängt. Hof- 
uod Militärdienst sind seine Zufluchtsorte. Durch die ^venalite 
des Offices" gelangen aber auch die reichen Bürger in den Besitz 
der höchsten Würden und bilden allmählich die zahlreiche Klasse 
der „annoblis". Indessen begann die Regierung durch künst- 
liche Mittel der Vermengung zwischen dem Bürger- und Adels- 
stande Schranken zu setzen. Was besonders das Steuersystem 
betrifft, so vergrösserten die wohlhabenden Elemente die ohne- 
dies grosse Zahl der Privilegierten unaufhaltsam. Das stete 
Wachstum der Ständeorganisation gipfelte im Gegensatz zwischen 
reich und arm, und es ist kein Wunder, wenn die Revolution , 
nach der treffenden Bemerkung des Venezianers Capello, den 
Charakter einer „guerra dei poveri contra i richi" annahm. 

In den Augen der Zeitgenossen erschien die während der 
Revolution des Jahres 1789 stattgefundene Umwälzung als „Um- 
sturz des Feudalsystems". Dies entspricht aber keineswegs den 
wahren Verhältnissen. Nichts kann eine falschere Vorstellung 
von Frankreichs ökonomischer und sozialer Ordnung geben, als 
wenn man sie als eine rein feudale betrachtet. Frankreich hatte 
vom Feudalismus nur das Monopol des Grundbesitzes in den 
Händen des geistlichen und weltlichen Adels bewahrt. 

So lange die persönliche Abhängigkeit vorherrschend war, 
zwang schon die ökonomische Berechnung den Grundherrn, sich 
um den Wohlstand seiner Hörigen zu kümmern. Das sich all- 
mählich ' bahnbrechende System des Grundzinsvertrages befreit 
den Herrn von diesen Rücksichten. Das Erbpachtsystem erscheint 
ihm als eine unangenehme Form, da der Grundzins mit dem 
Wachstum der Nachfrage nach Grund und Boden nicht Hand in 
Hand geht. Die Grundherren sind daher bestrebt, sich die Reste 
des Feudalsystems, die Gemeinheiten, anzueignen, die „droit de 
parcours", „droit de glanage", „compascuite", „bans des recoltes'' 
(Flurzwang) u. dgl. m. aufzuheben, weil dadurch besonders „les 
grands proprietaires" leiden. 

Das Erbpachtsystem mit seinem unveränderlichen Grund- 
zins wurde allmählich zu einer Geldabgabe, die besonders seit 
der Entwertung des Silbers zu einem Einkommenminimum herab- 
sank; dieses System wird den Grundherren verhasst und auf 
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ihren freien Grundstücken hüten sie sich neue Erbpachtverträge 
zu schliessen. Entweder lassen sie ihren Grund und Boden auf 
eigene Rechnung bebauen oder sie nehmen zur Farmwirtschaft 
Zuflucht. Die Grossfarmwirtschaft, ein Dorn im Auge der Land- 
bevölkerung, führt zur Entvölkerung des flachen Landes. Eng- 
lands besondere klimatische Verhältnisse, sowie die Insellage 
dieses Staates führten im XVI. Jahrhundert, wegen der Ent- 
faltung der Wolleproduktion, zur Verdrängung des mittelalter- 
lichen Erbpachtsystems durch die Farm Wirtschaft ^). Das Ein- 
greifen der grundherrlichen Gewalt in das wirtschaftliche Leben 
der Bauern, der allmähliche Sieg der neuen wirtschaftlichen 
Tendenzen führte in Frankreich zum Verfall der Bauernwirt- 
schaft, welche in vielen Orten die Ausgaben zu decken nicht ver- 
mochte. Es wurde schwer, einen Käufer unter was immer für 
Bedingungen zu finden. Um den Grundzins zu entrichten, musste 
der Landmann nicht selten alles verkaufen, was er hatte, das 
Arbeitsvieh und die Dungmittel nicht ausgenommen. Dann blieb 
ihm nichts übrig als die ganze Wirtschaft aufzugeben. 

Die am Ende des XVIII. Jahrhunderts so oft wiederkehrenden 
Brotteuerungen führten dazu, dass der Bauer keine Samen hatte 
und den Grundzins nicht zahlen konnte. Diese Klagen sind 
wohl nicht übertrieben, da sie durch die Statistik der Ernten, 
der Steuern und der feudalen Abgaben, welche auf diesen Ernten 
lasteten, bestätigt werden. In einem Cahier heisst es „nous 
sommes dupes de notre travail", da die Bauern von ihrer Arbeit 
nichts gewinnen. 

In den Cahiers der beiden höheren Stände, die in vieler 
Hinsicht vom grundbesitzenden Bürgerstande unterstützt waren, 
werden die Forderungen nach vollständig freier Verfügung über 
den Grund und Boden, nach Aufhebung der hemmenden gesetz- 
lichen Bestimmungen erhoben. Sie kritisieren das Grundzins- 
system und fordern, dass man den Halbteilbau (metayage) gänz- 
lich abschafl^e. Gegen das Erbpacht- resp. Grundzinssystem 



^) Darüber cf. Kovalevskij, Maksim, „Der Wendepunkt in der Ge- 
schichte des engl. Grundbesitzes und der engl. Landwirtschaft" in der ruse. 
Zeitschrift „Historische Rundschau", Bd. III. 
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erhoben sie weniger Proteste als gegen den Champart. Das 
Rückkaufsrecht (retrait) gab den Grundherren die Möglichkeit, 
die besseren Grundstücke der Grundzinspächter, besonders wenn 
sie den Grundzins nicht entrichten konnten, zurückzunehmen. 
Wie es scheint, haben die Grundherren in der zweiten Hälfte 
des XVIII. Jahrhunderts nicht selten zu diesem Vorrecht Zu- 
flucht genommen, um sich von dem für sie unvorteilhaften Erb- 
pachtsystem zu befreien. Wo aber der Bauer durch pünktliche 
Zahlung des Grundzinses keinen Anlass zur Enteignung gab, 
suchten sich die Grundherren durch grausame Handhabung ihrer 
Feudalmonopole für den niedrigen Grundzins zu entschädigen. 
Waren aber die Banaherrlichkeiten (banalites) eine Quelle des 
wirtschaftlichen Ruins für die Landbevölkerung, so warfen sie 
den Grundherren keineswegs grosse Vorteile ab. Daher suchten 
diese die ßannherrlichkeiten in Pacht zu geben, die Pächter aber 
verstanden es, die Bauern auszubeuten. 

Ausser vielen anderen drückenden Abgaben lasteten die 
„lods et ventes" beim Uebergang des Grundbesitzes von einer 
Hand in die andere um so drückender, als auch hier der Will- 
kür der Grundherren ein weiter Spielraum überlassen war. 
AVährend der 25 Jahre, die dem Ausbruch der Revolution voran- 
gingen, wurden von Seiten der Feudalherren Versuche gemacht, 
Bannrechte und Abgaben, die längst ausser Kraft gekommen 
waren, wieder einzuführen. Dazu diente die Erneuerung der 
Grundbücher (terriers), von denen es in einem Cahier heisst, 
sie wären „les plus terribles fleaux des habitants de la campagne". 

Der Wohlstand der Landbevölkerung wurde mit jeder Gene- 
ration geringer. Die erneuerten Bestrebungen der Grundherren, 
fragliche Abgaben zu erheben, wurden von selten der Parla- 
mente gewisserraassen unterdrückt, denn diese wurden immer 
mehr von demokratischen Ideen beherrscht. Zwischen den Gruud- 
herren und Bauern kommt es zu langen Prozessen, die Jahr- 
zehnte dauern, — „le seigneur litige avec ses vaissaux", lesen 
wir oft in den Bauerncahiers. Dabei ging ein guter Teil der 
Abgaben in die Hände der Vermittler, wie die Verfasser der 
terriers und Advokaten über. 
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Der niedere Klerus und Provinzialadel war nicht auf Rosen 
gebettet. Je mehr man sich der Revolution nähert, um so mehr 
kann man den Uebergang des Besitzes in wenige Hände nicht 
nur beim dritten Stande konstatieren, sondern auch bei beiden 
privilegierten. Der Dorfgeistliche und der verarmte Adlige 
näherten sich durch ihre unsichere Existenz so ziemlich der Lage 
des Kleinfarmers oder der Teilbauern. Doch war der Geistliche, 
welcher oft aus niederem Stande stammte, von derselben Hoff- 
nung und demselben Hass, wie die Bauern erfüllt, wogegen der 
verarmte Adlige sich abseits hielt, stolz auf seine Privilegien und 
vererbten Vorurteile. Die Interessen dieser Stände erheischten 
keineswegs den Fortbestand der herrschenden sozialen und Grund- 
besitzverhältuisse. Diese Ordnung der Dinge lag vielmehr ihrer 
ökonomischen Wiedergeburt hemmend im AA^ege. Es scheint 
jedoch, als ob sich nur die Dorfgeistlichen dessen bewusst waren. 
Der verkommene Adelsstand klammerte sich an das Vorhandene 
krampfhaft an und sah in der Beibehaltung und Vermehrung der 
Privilegien das einzige Mittel, seine Lage zu verbessern. 

Am meisten litten die zinspflichtigen Bauern und die Halb- 
pächter von den Vorrechten der Grundherren und vom kirch- 
lichen Zehnt. Die Behauptung der Schriftsteller von der Schule 
Taines, die Klagen über diese Missstände wären übertrieben, 
sonst hätte die Landwirtschaft damals aufhören müssen, ist nicht 
stichhaltig, denn wie in den schlimmsten Zeiten des Römischen 
Reiches, wie im ersten A'iertel des XVIII. Jahrhunderts nach 
dem spanischen Erbfolgekriege, so wurde auch, nach vielen 
Cahiers zu schliessen, am V^orabend der Revolution, wenn auch 
nicht in demselben Masse, die Landwirtschaft verlassen. So 
lesen wir in einem Cahier: der Landmann „abandonne la culture 
de ses terres et ne met plus sa ressource que dans l'industrie 
du moment present". AVenn die Bauern dennoch die Landwirt- 
schaft nicht überall und völlig verliessen, so geschah dies erstens, 
weil der Uebergang von einer Produktion zu einer andern nicht 
leicht stattfinden kann und zweitens, weil die Landleute als 
Hausindustrielle, Land- und Fabrikarbeiter oder Handwerker 
Nebenverdienste hatten. Der Handelsvertrag mit England vom 
Jahre 1786, welcher auf Frankreichs Fabrikproduktion nach- 
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teilig eingewirkt hatte, schadete auch den in den Fabriken und 
sonstigen industrieUen Unternehmungen beschäftigten Bauern. 
In einem Zunftcahier der Normandie wird nicht nur gefordert, 
dass der Handelsvertrag mit England gekündigt werden sollte, 
sondern auch „comme les mecaniques prejudicient considerable- 
ment le pauvre peuple, qu'elles reduisent la filature a rien, en 
demander la suppression" .... „Les femmes et les filles de 
la campagne n'avaient 4'autre occupation que de filer du lin. 
Aujourd'hui ce commerce est tombe", lesen wir in einem 
anderen Cahier. Die Angaben bei Joung sowie die der Cahiers 
setzen ausser Zweifel, dass in den letzten vorrevolutionären 
Jahren die Landwirtschaft eingeschränkt wurde, da die Grund- 
rente von den Steuern absorbiert zu werden pflegte. Während 
der ersten Jahre der Revolution verbesserte sich die Lage der 
Bauern. Sie hatten keine Feudalabgaben zu entrichten, der 
Grund und Boden wurde frei, der Zehent abgeschafft, die Steuer- 
last minder drückend und die Steuern konnten in Assignaten, 
die immer mehr im Werte fielen, bezahlt werden. Dies hielt 
auch die Verminderung des bewirtschafteten Gebietes auf. 

Um sich der Unbequemlichkeit der Vorrechte der Privile- 
gierten in Bezug auf das Steuersystem möglichst zu entziehen, 
nahm die Regierung zu künstlichen, für sie einträglichen Monopolen 
und indirekten Steuern Zuflucht, die wiederum für die arbeitende 
Bevölkerung zur immer grösseren Last wurden, — und mit 
Recht durfte Jefferson sagen: „the people is squeezed". 

In dem Kapitel „Die Zunftorganisation und die Entstehung 
der freien Gewerbe" wird der Ent wickelungsgang der Zünfte seit 
ihrer Blüteperiode skizziert, ihr allmählicher Absonderungsprozess 
und der immer schroffer zum Ausbruch kommende Kampf der 
städtischen Zunftgewerbe mit den ländlichen Hausindustrieformen 
geschildert. Die Regierung fand in den Zünften eine neue Ein- 
kommenquelle (affaires extraordinaires) ; so verkaufte sie die 
Aufseherstellen und seit dem XVI. Jahrhundert eine Anzahl 
Meisterprivilegien für jede Zunft, ohne von dem Käufer bestimmte 
Fachkenntnisse zu fordern, und zahlreich sind die gegen diese 
privilegierten „Pfuscher" (faculistes) erhobenen Proteste. Indem 
die Zünfte allmählich einen Kastencharakter annehmen, beginnen 
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sich „Gesellenverbände'' (eompagnonages) zu bilden, die später 
zu Trägern der Streikbewegungen werden sollten, gegen welche 
Parlamente und Regierung auftreten. So wurde z. B. in Toulouse 
im Jahre 1749 verordnet: „defense ä tous les aubergistes et 
cabaretiers et autres personnes de les (compagnons menuisiers) 
recevoir en plus grand nombre que trois , , . k peine de 300 
livres d'amende". Wenn man die zeitgenössischen Klagen gegen 
die Thätigkeit dieser Gesellenverbände liest, möchte man glauben, 
es handle sich um einen jetzt ausgebrochenen Streik, „soviel 
Aehnlichkeit haben die Arbeiterbewegungen des XVIII. Jahr- 
hunderts mit denen, deren Zeugen wir jetzt oft sind". Trotz 
allen Bestrebungen der Arbeiter bleibt ihr Lohn sehr niedrig. 
Zwar ist er an sich grösser geworden, da aber der Preis der 
Produkte in einer grösseren Progression gestiegen, konnte wohl 
mit Recht das Cahier von Lyon von einer „extreme misere de 
nos ouvriers"* reden. Der Parlamentspräsident Du Paty findet 
die Lage der Arbeiter im Jahre 1783 schlimmer, als die der zur 
Galerenarbeit Verurteilten: „Les galeriens ne sont pas maltraites. 
lls travaillent et on les paye. Chose terrible, il y a peut-etre 
10 millions de fran<;ais qui voudraient etre aux galeres s'ils n'y 
etaient pas condamnes". Die Unsicherheit der Existenz, besonders 
durch häufige Schliessung der Fabriken verursacht, zeigte, wie 
die Gewerbe gleich der Landwirtschaft eine harte Krise durch- 
zumachen hatten. Die Solidarität zwischen Arbeitnehmern und 
-gebern wurde völlig gelockert. Zunftorganisation und Bannrechte 
gerieten in Verfall, und dies sollte bald den Physiokraten zum 
Ausgangspunkt der zum erstenmal von ihnen verkündeten „Aera 
der ökonomischen Freiheit^ dienen, die von fast allen mit grosser 
Freude begrüsst wurde. Quesnays Zeitgenossen fanden in seiner 
Lehre eine Antwort auf die brennendsten Fragen. Die Forderung, 
Tradition durch Vertrag zu ersetzen, verkündete den Sieg des 
Farmwesens über das Erbpachtsystem und der Gewerbefreiheit 
über das Monopol. Dies musste umsomehr Anklang finden, als 
das Herrengut und die Zunft aufgehört hatten, die produzierende 
Bevölkerung vor Verlust des Grundbesitzes und vor Arbeits- 
losigkeit zu schützen, — das Volk hatte folglich kein Interesse, 
deren Aufrechthaltung zu wünschen. Man hat aber Grund genug, 
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anzunehmen, dass auch die besitzenden Klassen im grossen und 
ganzen ihre Rechnung bei der sich bahnbrechenden Ordnung 
zu finden hofften. Waren doch die Grundherren bestrebt den 
Umfang der Erbpachts- resp. zinspflichtigen Güter einzuschränken 
und den hinzugekommenen Kapitalisten-Grossfarmern den Vorzug 
vor den proletarisierten Landleuten zu geben. Auch die be- 
gabteren und geschickteren Mitglieder der Zünfte mussten wohl 
den Druck der Zwangsreglementierungen schwer empfinden. 
Die Proteste, die zur Zeit der Reformthätigkeit Turgots oder 
der Konstituante gegen die Abschaffung der Zünfte erhoben 
wurden, stammten nicht von den Meistern. Es sind dies die 
Cahiers, die Gewerbefreiheit fordern. Dass nicht der Verfall 
des Zunftwesens der Ausgangspunkt der Entstehung eines 
Arbeiterproletariats war, zeigt der Umstand, dass es in Frankreich 
von jeher Tagelöhner- „gros ouvriers" gab, die ausserhalb jeder 
korporativen Organisation standen. 

Der zweite Teil des ersten Bandes befasst sich mit „Frank- 
reichs politischer Ordnung am Vorabend der Revolution". Hier 
schildert der Verfasser die Einwirkung der physiokratischen 
Ideen auf die Reformversuche der provinzialen Selbstverwaltungs- 
organe mit ihrem Hauptprinzip der ausschliesslichen Vertretung 
des Grundbesitzes. Die von Necker und Brienne zu Stande 
gebrachten Pro vinzial Versammlungen und die im Jahre 1787 
durchgeführte Gemeindereform zeigen, dass die lokale Selbst- 
verwaltung bereits vor der Revolution auf eine ernste Grundlage 
gestellt wurde. Die Konstituante hatte nur den von den vor- 
revolutionären Ministern eingeschlagenen Reformweg weiter zu 
gehen, was in der im Jahre 1790 proklamierten Departemental- 
organisation Frankreichs einseitig verwirklicht wurde. Bei den 
Reformversuchen der provinzialen Selbstverwaltung am Ende 
des Ancien regime hatte es sich nicht um die Erhaltung uralter 
Traditionen, sondern um vollkommen neue politische Bildungen, 
die den provinzialen Machtbefugnissen der Privilegierten ein 
Ende setzen sollte, gehandelt. Es ist klar, warum Turgots, 
Neckers und Brienne's Reformversuche bei den damals noch 
mächtigen Vertretern des provinzialen Separatismus, bei den 
Provinzialparlamenten und -Staaten auf einen so hartnäckigen 
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AViderstand stiesseD. Indessen gewann diese oppositionelle 
Handlungsweise der Provinzialparlamente, dank ihrem Kampfe 
gegen die absolutistische Regierung, die Sympathien der öffent- 
lichen Meinung. Die Versammlung der Notablen, welche durch 
ihre Forderung der Einberufung von Reichsständen das ganze 
Volk an sich gezogen, wollte eigentlich das innerpolitische 
Programm der Regierung nicht annehmen. Auch die weiteren 
Versuche der Regierung, die privilegierten Klassen, gleich dem 
dritten Stand, gleichmässig zu besteuern, wurden von den Parla- 
menten heftig bekämpft. Dem Geiste der Notablenversammlung 
blieb auch die „assemblee generale du clerge" treu, die sich 
um die gerechten Forderungen des „pauvre parti obscure. appele 
la nation", wie sich Mirabeau ausdruckte, sehr wenig scherte. 
Doch auch diese Versammlung forderte die Einberufung der 
Reichsstände. Aus den von den Privilegierten verfassten Cahiers 
sieht man, wie viele Provinzen nur die weitere Entwicklung der 
alten Prinzipien forderten, auf denen die französische Monarchie 
ruhte. In deren Unantastbarkeit sahen sie eine Garantie für 
ihre eigenen Interessen und für die politische Freiheit. Alles, 
was damit nicht übereinstimmte, erschien ihnen als gefährliche 
Neuerung, als unvernünftige Nachahmung des Fremden. Um 
dem französischen politischen Nationalgefühl treu zu bleiben, 
sollte, ihren Forderungen gemäss, die geschichtliche Tradition 
konserviert werden. Darin sahen sie einen Damm gegen den 
zersetzenden Einfluss der demokratischen Strömungen und der 
nicht minder gefährlichen ministeriellen Willkür, die den pro- 
vinzialen und ständischen Freiheiten gegenüber stets feindlich 
gesinnt waren, die immer für Verwaltungszentralisation und 
Regierungsvormundschaft eintraten. 

Nun geht der Verfasser im dritten Teile „Die gesellschaft- 
lichen und politischen Doktrinen in Frankreich während des 
XVIII. Jahrhunderts" zur Schilderung der Ideen über, zu deren 
Trägern die Gegner der alten Ordnung wurden und deren re- 
volutionäre Doktrin der gesetzgeberischen und administrativen 
Praxis zu Grunde gelegt wurde. Die ökonomischen und gesell- 
schaftlichen Lehren entflossen der Kritik der damaligen wirtschaft- 
lichen und sozialen Verhältnisse, was sogar in solchen Werken 
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wie „Der Geist der Gesetze" oder in Rousseaus „Origines de Tia- 
egalite" zum Ausdruck kam. Der Menge von Schriften, von deneu 
Boisguilleberts angefangen, liegt der Gedanke der praktischen 
Anwendung zu Grunde. Die feudalen Bannrechte, für deu Inhaber 
derselben, wie für die arbeitende Bevölkerung gleich hemmend, 
die Ueberlastung des Grund und Bodens mit ungerechten und 
drückenden Steuern, waren die Haupttriebfedern der Lehre vom 
„produit net" und verschafften dem System des „ordre naturel 
et essentiel des societes politiques" den bleibenden Sieg, wenn 
auch in den Reihen der Vorkämpfer selbst nicht wenig Meinungs- 
verschiedenheiten entstanden. Immerhin wurden in den Dekreten 
vom 4. August sowie in vielen Artikeln der „declaration des 
droits", die Bestrebungen der Physiokratie ebenso verwirklicht, 
wie in der Konstitution des Jahres 1791 die Lehre des Contrat 
Social und des Esprit des Lois. Zwar erhebt Turgot, dieser 
Gesinnungsgenosse der Physiokraten, Einwendungen gegen die 
einseitige Auffassung der Lehre vom Ertrage des Grund und 
Bodens, indem er seine Theorie der Grundrente aufstellt, die 
als Vorläuferin von Smiths und Rikardos Anschauung zu be- 
trachten ist, indess gelang es ihm damals nicht, die sich bahn- 
brechenden Behauptungen seiner Freunde zu ändern. In ihren 
Bestrebungen, dem Besitzerwerb jedes Einzelnen Grenzen zu 
setzen, indem sie Ueberschreitung derselben als „Usurpation sur 
le droit de possession d' autrui" brandmarken, zeigen sie eine 
nicht zu verkennende geistige Verwandtschaft mit Locke. In 
dieser Hinsicht stimmen Mably und Rousseau, die in Vielem 
Gegner der Physiokraten waren, mit ihnen überein. Der Unter- 
schied der Lehren Rousseaus und Mablys war ein rein theoretischer. 
Selbst Brissot, von dem Aulard und Janet behaupten, er wäre 
ein Vorläufer des modernen Sozialismus gewesen, war eigentlich 
nichts anders als ein Schüler Lockes als er behauptete: „Das 
Eigentumsrecht endet dort, wo das Bedürfnis aufhört"; „da aber 
die Eigentumsgesetze einmal vorhanden sind, so muss man sie 
achten". Zwar gab es in der Litteratur auch gewisse kommu- 
nistische Forderungen, der Geist der Cahiers ist diesen aber 
abhold. Diese fordern für den Besitzer freie Verfügung über 
sein Eigentum. Allein dieses ist in den Schriften der Physio- 
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kraten nicht das quiritische ^dominium" ; Hessen sie doch die Auf- 
hebung korporativen Eigenturas zu. In dieser Hinsicht schienen 
sie sich dem Prinzip „Salus populi suprema lex" zu nähern. 
In ihren Lehren zeigen sich jedoch auffallende Widersprüche, 
Sie predigten die Notwendigkeit der gesetzlichen Despotie, wo- 
gegen Montesquieu und Turgot — das Recht auf Arbeit. Was 
Rousseau und Mably betrifft , so Hessen sie den Staat sich in 
die Angelegenheiten des privaten Grundbesitzes einmengen und 
ein gesetzliches Eigentumsmaximum festsetzen. 

Die autokratischen Anschauungen der Physiokraten fanden 
in den Cahiers keinen Anklang, was sich sogar in der politischen 
Thätigkeit des Dupont de Nemours oder in der litterarischen 
Morellets zeigte. Montesquieus Befürwortung des Rechtes auf 
Arbeit und Turgots theoretische und praktische Thätigkeit mit 
seinen „ateliers de charite" hatten das System der englischen 
Armenpflege zum Vorbild. Die Forderung des „droit au travail" 
wird in den Cahiers seltener aufgestellt, dafür aber betrachten 
diese die Güter des Klerus als einen Fonds für die zu organi- 
sierende Armenpflege. Das Recht auf Arbeit wird besonders in 
der Litteratur betont: Le Quinio's Broschüre ,,Ecole des labou- 
reurs" (1790) bildet den Uebergang von der Lehre Turgots zu 
den radikaleren Theorien der Neuzeit. Seine Theorie trug weder 
theoretische noch praktische Früchte. Die kommunistischen 
f^elnen berührten während der Revolution fast ausschliessHch 
die Agrarfrage. Die Revolution, die ihre Spitze gegen den 
priviHgierten Grundbesitz richtete und die nicht ohne Mitwirkung 
der Geldaristokratie verwirklicht wurde, konnte keine Rechnung 
dabei finden, mit der kühnen Forderung der NationaHsierung 
des beweglichen Besitzes die Bourgeoise gegen sich zu hetzen. 
Die Physiokraten gerieten in einen Widerspruch, indem sie voH- 
kommene ökonomische Freiheit und Despotie, Unantastbarkeit des 
Besitzes und das Recht auf Arbeit, sowie die Pflicht der Eigen- 
tümer, die arbeitenden Elemente zu unterhalten, betonten. Als 
einen Widerspruch der Physiokraten, den wir auch in den Cahiers 
fiaden, kann man die Behauptung betrachten, dass das Eigentum 
nur physischen Personen, keineswegs aber Korporationen gehören 
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dürfe, und ohne das Eigentumsrecht zu verletzen, könne die 
Regierung den Klöstern ihren Besitz nehmen. Indess konnte man 
vom juristischen Standpunkte aus dem Ursprung der Kirchen- 
güter keinen spezifischen Unterschied unterschieben, da dieser fast 
derselbe war, wie der des feudalen Besitzes. Wie dem auch sei, 
die Unveräusserlich keit der Kirchengüter war ein Damm für die 
Nachfrage nach Grund und Boden von selten der reichgewordenen 
Bourgeoisie, welche bestrebt war, dieselben Vorteile zu gemessen, 
welche der Grundbesitz dem Adel gewährte. Und so wieder- 
holte sich in Frankreich dieselbe Bewegung, die in Deutschland 
während der Reformation und in England unter Heinrich VIII. 
stattgefunden hatte. Was aber die Geschichtsforscher bei der 
Schilderung der Nationalgüterveräusserung unbeachtet zu lassen 
pflegen, ist die vollkommene Nichterfüllung der Forderungen der 
französischen Wähler in Bezug auf die philantropische und volks- 
aufklärende Verwertung der zu entziehenden Güter. 

Nachdem Kovalevskij den Kampf der Handelsideen der 
Physiokratie mit dem Schutzsystem des Colbertismus geschildert, 
geht er zur „Bauern- und Arbeiterfrage in der Litteratur und 
in den Cahiers vom Jahre 1789" über. Findet sich in den 
Schriften der Physiokraten keine ausdrückliche Forderung der 
Aufhebung der Feudalrechte, was mit den Zensur Verhältnissen 
wohl zu erklären ist, so mündete ihre Doktrin zweifelsohne darin. 
Die von ihnen gepredigte Freiheit des Eigentums und der Ver- 
träge hätte sonst mit der herrschenden Monopolisierung des Grund 
und Bodens nicht im Einklänge stehen können. Ihnen gebührt 
das Verdienst, den Widerspruch des Bannrechtssystems mit den 
Forderungen der landwirtschaftlichen Theorie aufgestellt und 
dessen Nachteile für Bauern und Grundherren nachgewiesen zu 
haben, was dann in der Forderung des Cliquot-Blervache : „ad- 
mettre le peuple au rachat de la copropriete seigneuriale" gipfelte. 
Sogar in den Cahiers der höheren Stände findet sich die fast überein- 
stimmende Forderung in Bezug auf die Versorgung der Bauern mit 
Grund und Boden und Loskaufung der Bannrechte, „les droits feo- 
dauxpersonnels" sollten dagegen unentgeltlich abgeschafft werden. 

Quesnays Ansicht von den Vorteilen des Grossfarmsystems 
stand im krassem Widerspruch mit den Interessen des Land- 
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Proletariats. ^Ce sont les richesses des fermiers qui fertilisent 
les terres, qui attirent, qui fixent les habitants des campagnes", 
behauptete er. als ob er, der sich so oft auf die englischen Schrift- 
steller beruft, nicht gewusst hätte, dass bereits seit Ende des 
XV. Jahrhunderts, viele englische Schriftsteller gegen diese 
Grossfarmwirtschaft ihre Stimme erhoben, weil mit dieser der 
Verfall des Wohlstandes der Landbevölkerung und die Massen- 
auswanderungen aus dem flachen Lande verbunden waren. Dies 
hatte auch in Frankreich viele Jahrzehnte vor dem Auftreten 
der physiokratischen Schule stattgefunden. Indessen zeigte sich 
auch eine Gegenströmung zu Gunsten des Kleingrundbesitzes, 
in der Litteratur und in den Cahiers. Das Zunftwesen wurde 
in der Broschürenlitteratur einer scharfen Kritik unterworfen, 
zwar fanden sich auch eifrige Vertreter derselben, wie z. B. 
Marat. Die Cahiers zeigen keine solche Uebereinstimmung, wie 
es in Bezug auf die Abschaffung der Bannrechte der Fall ist. 
Dies kann aber dadurch erklärt werden, dass in den Cahiers 
die Meister mehr zu Worte kamen. Immerhin forderten nicht 
nur die Dorfcahiers, sondern auch die städtischen die völlige 
Abschaffung der Zünfte. 

Mit der Forderung eines gerechten Steuersystems schlugen 
die Physiokraten die von Boisguillebert mit demokratischem Eifer 
betretene Bahn ein: ihre Lehre von der einzigen Grundsteuer 
zielte auf die Eigentümer, und ihre Angriffe auf die indirekten 
Steuern hatte den Schutz der armen Bevölkerung im Auge, — 
^impositions indirectes, pauvre paysan" (Quesnay). „II y a 
surcharge pour les consommateurs pauvres. Elles sont sans 
aucune proportion avec les revenus'* (Turgot). Ueber den Ein- 
fluss dieser physiokratischen Ideen auf die Prinzipien der revo- 
lutionären Gesetzgebung kann kein Zweifel obwalten. Sogar in 
den Cahiers der Privilegirten wird die Ansicht vertreten, dass 
es in Steuersachen keine Privilegien geben dürfe. Zwar brach 
sich die physiokratische Idee von der Besteuerung des reinen 
Einkommens überall Bahn, indess, was die Art und Weise des 
durchzuführenden Steuersystems betrifft, gab es genug Meinungs- 
verschiedenheiten. Gegen die einseitige Auffassung der einzigen 
Grundsteuer trat mit seinem Witze Voltaire auf, dessen Einfluss 
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auf die Verfasser der Cahiers, die keine Anhänger dieser Steuer 
waren, kaum -zu verkennen ist. In den Cahiers der Adeligen 
und der Dorfgemeinden, die dieser Steuer abhold waren, findet 
sich eine scharfe Kritik derselben, dagegen treten für diese 
viele städtische Cahiers ein. Hatten die Physiokraten auf das 
neue Steuersystem einen* höchst geringen Einfluss, so wirkten 
sie auf das kritische Verhalten der vorrevolutionären Gesellschaft 
im höchsten Masse. 

Was die „politische Doktrin" der vorrevolutionären Epoche 
betrifft, so trug die immer mehr wachsende „Anglomanie" und 
Vorliebe für die „amerikanischen Ordnungen" zur Ausbildung 
der Idee von der „demokratischen Monarchie" sehr viel bei. 
Das Ancien regime kannte zwar gewisse Verfassungsformen, 
was aber in England zum Ausgangspunkte des modernen Par- 
lamentarismus wurde, blieb in Frankreich als loses Bruchstück 
zurück, und nur die Parlamente bewahrten eine Art Selbständig- 
keit. Auch wurde in mancher Provinz eine gewisse Form der 
durch die Stände beschränkten mittelalterlichen Monarchie auf- 
recht erhalten. Da aber die Gesetzgeber der Konstituante zu 
keinen altern Vorbildern zurückgreifen konnten, um eine moderne 
Verfassungsform auszuarbeiten, so mussten sie zu fremden 
Mustern Zuflucht nehmen. Sie richteten daher ihre Blicke bald 
nach Philadelphia, bald nach London. Dieser Nachahmungsgeist, 
wofür man den Verfasser der Konstitution vom Jahre 1791 Vor- 
würfe gemacht hatte, war eine natürliche Folge jenes Wirrwarrs 
der politischen Institute, der durch die absolutistische Regierung 
allmählich geschaffen wurde. Indessen sind manche der Meinung, 
diese Konstitution wäre missglückt, weil sie zu sehr englisch 
(Louis Blanc) und andere weil sie zu wenig englisch (Benjamin 
Constant, Fran^ois Pages) gewesen wäre. Inwiefern die Gesetz- 
geber der ersten revolutionären Periode nach englischem Muster 
handelten, ist nicht so leicht zu entscheiden, da man doch vor 
allem feststellen muss, wie sie sich überhaupt Englands Ver- 
fassung vorstellten. Zwar hatten viele von den damals einfluss- 
reichen Franzosen England besucht. Doch aus ihren Schriften 
erhellt, wie sie stets von ein und demselben Standpunkte Eng- 
lands innerpolitische Ordnung betrachteten. Die Teilung der 
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Gewalten, die Unabhängigkeit der Gesetzgebung der Verwaltung 
gegenüber, — dies betonen sie vor Allem. In der Teilung der 
Gewalten, im Zweikammersystem, im absoluten königlichen 
Veto mussten die Anhänger des englischen Prinzips die Haupt- 
vorzüge erblicken. Sogar die revolutionären Gegner der „An- 
glophilen" fassten den Sinn der englischen Verfassung in der- 
selben Weise auf, nur erblicken sie in den „konservativen" Be- 
standteilen derselben den Quell des Unheils für England. Diese 
einseitige und beinahe allgemeine Auffassung von selten der 
Freunde und der Gegner der englischen Konstitution kann man 
sich nur dadurch erklären, dass sie sich alle unter dem Einfluss 
derselben Autoritäten befanden. In der Abhandlung „Ueber die 
Verfassungen der wichtigsten Staaten Europas" von De-la-Croi 
(1791) werden die Quellen zum Studium der englischen ange- 
geben. Es sind die Werke von Montesquieu, Delolme, Blacston, 
Mably. 

In Wirklichkeit aber war der Eckstein der englischen 
Verfassung nicht die Absonderung und Unabhängigkeit der 
Exekutivgewalt der gesetzgebenden gegenüber, sondern ihre 
Abhängigkeit von der Volksvertretung. Hierin bestand das 
Unterpfand der politischen Freiheit Englands und des bleibenden 
Sieges der Prinzipien des Jahres 1688. Dies gipfelte in der 
Erweiterung der Machtsphäre des Parlaments, welches über alle 
Gebiete der inneren und äusseren Politik seine Kontrolle übte. 
Die Freiheit, welche in politischer Hinsicht, dank der Herrschaft 
der Parlamentsregierung, herrscht, wird, was die öffentlichen 
Rechte der Bürger betrifft, durch die Abhängigkeit der Ver- 
waltung von den Gerichten, durch die Schwurgerichtsorganisation 
u. s. w. gesichert. Diese Ordnung der Dinge hat selbstverständ- 
lich nichts Gemeinschaftliches mit jener Absonderung der 
gerichtlichen Gewalt von der exekutiven, was eigentlich Montes- 
quieu und seine Nachfolger, die Gesetzgeber der Konstituante, 
der englischen Verfassung unterschoben. Bedeutende franzö- 
sische Parlamentarier pflegten die grössten Irrtümer zu begehen, 
sobald es sich um Englands Verfassung handelte, so nannte 
Siyes das englische Pairsystem gothisch, d. i. den Stempel des 
Mittelalters tragend; Condorcet und Brissot bedauerten, dass 
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^England seine politische Freiheit eingebüsst hätte"; andere, 
wie Bergasse, warnten gegen die Gefahren, welche die „eng- 
lische Opposition" in sich berge. Und so betonte Aulard mit 
Recht, dass die Gesetzgeber des Jahres 1789 alles vermieden, 
um nur den Schein nicht zu erwecken, als ob sie eine zahlreiche 
parlamentarische Partei bilden möchten. Es gab zwar auch 
Ausnahmen, wie z. B. Mirabeau, aber sie unterlagen stets. 

Im selben Jahre, wo in Paris die Generalstaaten einberufen 
wurden, fand die erste Sitzungsperiode des Amerikanischen 
Kongresses statt. Zwar hatten die nordamerikanischen Einzel- 
Btaaten ihre Verfassungen, diese wurden aber englischem Muster 
nachgebildet, mit Ausnahme vom streng demokratischen Penn- 
sylvania, wo es nur eine Kammer gab und wohin die franzö- 
sischen Publizisten ihre Blicke richteten. Gross war der Einfluss 
der amerikanischen Deklaration der Rechte und der amerika- 
nischen föderalen Verfassung auf die französischen Gesetzgeber. 

Die amerikanische Verfassung war unter bedeutend grösserem 
Einfluss der politischen Theorien ausgearbeitet, als die englische. 
Die Lehre von der strengen Trennung der Gewalten führte im 
Prinzip zu gegenseitiger Lähmung derselben; und jede parla- 
mentarische Thätigkeit wäre in Nordamerika gehemmt, würde 
die Praxis den Fehlern der Gesetzgebung nicht abgeholfen haben, 
was besonders durch das Eingreifen des Kongresskomitees zu 
geschehen pflegte. Dieser wichtige Umstand konnte freilich den 
französischen Gesetzgebern nicht bekannt sein, da der Kongress 
zum ersten Mal im Jahre 1789 tagte. Daher mussten sie sich 
unter dem Einfluss der in der nordamerikanischen Bundes- 
verfassung einseitig durchgeführten Prinzipien befinden. 

Trotz schroffer Divergenzen, dienten Montesquieus und 
Rousseau-Mablys Schule zur Ausbildung der „Theorie der demo- 
kratischen Monarchie". Die Lehre von Trennung und Gleich- 
gewicht der Gewalten, welche Montesquieu als eine Panacee für 
die politische Freiheit betrachtet hatte, wurde weder von Rousseau 
noch von dessen Nachfolger Mably angegriffen. Indem diese 
aber die erstere Theorie zum Ausgangspunkte ihrer Betrachtungen 
nahmen, zogen sie aus ihr die streng logischen Folgerungen, 
die Montesquieu selbst kaum hätte wagen können. Daher kamen 
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sie, die politische Freiheit verteidigend, zum Schluss, man solle 
dem König die Macht, das Parlament einzuberufen und aufzu- 
lösen sowie das Vetorecht zu üben, nicht einräumen. In Mablys 
Fiisstapfen, der viele Attribute der vollstreckenden Gewalt auf 
die gesetzgebende übertragen, gehend, beschloss die National- 
versammlung, dass sich die Kammer ohne königliche Einwilligung 
versammeln dürfe; dem König gewährte sie ein beschränktes 
Vetorecht und erklärte sich für allein befugt, Krieg zu erklären, 
Frieden zu schliessen und durch ihr Fioanzkomitee die Staats- 
einnahmen und -Ausgaben ins Gleichgewicht zu bringen. Hierin 
erblickten die Gesetzgeber, nach eigenem Geständnis, den Sieg 
der Montesquieuschen Theorie von der Trennung der Gewalten. 
Die Nuancen von den Lehren der Meister wurden also verwischt 
und deren Forderungen fanden nur in ihrer extrem schroffen 
Form in der Nationalversammlung Zugang, obwohl sich Rousseau 
gegen solche Uebertreibungen verwahrt hatte (Consid. sur le 
Gouvern. de la Pologne): „II ne faut pas outrer mes maximes 
au de lä de mes intentions et de la raison". Wie wenig Montes- 
quieu den Geist des englischen Verfassungsmechanismus ver- 
stand, der seit dem Ende des XVII. Jahrhunderts zum Siege 
der Volksselbstverwaltung führte, sieht man aus seiner Be- 
hauptung, dass, sobald sich die Exekutivgewalt in den Händen 
derjenigen befände, die der gesetzgebenden Kammer entnommen, 
es mit der Freiheit aus wäre, da beide Gewalten in denselben 
Händen vereinigt sein würden. Und die Nationalversammlung 
scheint dieser Aeusserung blindlings gefolgt zu sein, als sie es 
dem König überliess, Minister- zu ernennen und zur selben Zeit 
ihren Mitgliedern verbot, es zu werden. Kovalevskij wendet 
sich gegen Taines Behauptung, dass die Nationalversammlung 
mit Ausnahme der Bestimmungen zu Gunsten der „royaute de 
parade" oder sonstigen inkonsequenten Massnahmen das Prinzip 
der Rousseauschen Lehre streng durchgeführt hätte. Die demo- 
kratische Monarchie, meint Kovalevskij im Gegensatz zu den 
Historikern, die Taines Ansicht sind, wurde keineswegs im 
„Geiste der Gesetze" verurteilt. Wenn sich Montesquieu auch 
als Anhänger der beschränkten Regierungsgewalt, deren Macht- 
befugnisse sich unter König, Aristokratie und Volk verteilen. 



Digitized by VjOOQ IC 



104 Boris Minzes; Miscell«. 

erklärte, so war er doch der Meinung, dass die Grenzen dieser 
drei Machtfaktoren je nach Umständen verschieden bestimmt 
werden könnten: Hebet in der Monarchie die Prärogative des 
Adels und der Städte auf und ihr werdet die Volksregierung 
schaffen, meinte er, und die Nationalversammlung, seiner Stimme 
folgend, schaffte alle Zwischengewalten ab und suchte eine 
Direktive in jenen Kapiteln des „Geist der Gesetze", wo es sich 
um die Natur und das Lebensprinzip der Demokratie handelt. 
Das Volk, dem die Regierungsgewalt gehört, heisst es bei Mon- 
tesquieu (Buch II, Kap. II), muss Alles selbst leisten, wenn es 
nur im Stande ist, es gut zu machen; was es aber nicht gut zu 
tun vermag, muss den Ministern überlassen werden. Daher 
auch der Schluss, dass die Aemter möglichst durch Wahl besetzt 
werden müssten. Und die Nationalversammlung beschloss, dass 
alle Munizipal-, Bezirks- resp. Kantonal- und Departemental- 
beamten sowie Richter niedriger und hoher Instanzen gewählt 
werden sollten. 

„Die Intoleranz ist sinnlos und grausam; sie ist das Recht 
der Tiger und nicht der Menschen. Dabei zerreissen die Tiger 
ihre Opfer des Hungers, wir aber einiger Paragraphen wegen", 
sagt Voltaire (Traite sur la tolerance, Bd. 35, 1785, p. 317). 
Diese freie Anschauung in Glaubenssachen war weder Rousseau 
und Mably eigen, noch der öffentlichen Meinung, und der am 
meisten radikale Mably wiederholt in dieser Hinsicht nur Mon- 
tesquieus Ansichten. Auch er gestattet dem Gesetzgeber neuen 
Glaubenslehren entgegenzusteuern. In Bezug auf Pressfreiheit 
lassen sie alle, Voltaire nicht aufgenommen, gewisse Beschränk- 
ungen zu. Und die Gesetzgeber verwirklichten nur diese Doktrin. 
Was die öffentlichen Rechte, wie Unverletzlichlveit des Eigentums 
und Gleichheit vor dem Gesetze anbelangt, so findet sich der- 
selbe Einfluss Montesquieus, Rousseaus und sogar Mablys, die 
auch hierin in der Hauptsache übereinstimmten, obwohl der 
letztere seine Kritik an dem Eigentumsrechte am schärfsten 
übte. Das Gleichgewichtsprinzip, welches von der französischen 
Verfassung proklamiert wurde und welches ein heisser Wunsch 
der englischen Radikalen war, stammt aus der Neuen Welt. In 
dieser Hinsicht wirkte nicht wenig die Freimaurerei mit ihrer 
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längst vor der Revolution proklamierten Devise: ^Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit". Zu Freimaurerlogen gehörten Siy^s, 
die Brüder Lameth, Brissot, Condorcet, Danton, Mirabeau, Ro- 
bespierre. Auch in der Verteidigung des Gleichheitsprinzips 
spielten Rousseau und Montesquieu die Führerrolle. 

Rousseaus Kommentator, Mably, verlässt den Genfer Philo- 
sophen dort, wo dessen Lehre zu dem von Montesquieu und 
dessen Nachfolgern gepriesenen Repräsentativsystem in Wider- 
spruch geriet. Auch die Schriftsteller der unmittelbar vor- 
revolutionären Zeit bewegen sich in derselben Gedankenwelt. 
Sie nehmen die ersten Prämissen der Lehre Rousseaus an und 
verwerfen die Folgerungen. Und wenn sie auch über die ge- 
fährlichen Schattenseiten des Repräsentativsystems klagen, so 
. wagen sie dennoch nicht, dieses über Bord zu werfen und die 
Unteilbarkeit der Souveränität zu proklamieren. Nur Marat 
teilte Rousseaus Ansicht, als er behauptete, dass die Dekrete 
der Nationalversammlung provisorische Geltung haben müssten, 
bis diese von der Nation sanktioniert werden, also ganz wie im 
^Contrat social": „Jedes Gesetz, welches vom Volke nicht un- 
mittelbar ratifiziert wird, ist nichtig; es ist kein Gesetz". Bei 
Rousseau ist ein praktischer Ausweg angegeben, bei Marat kein 
Wort davon. Erst die Konstitution des Jahres 1793 machte 
einen praktischen Versuch, diese Frage zu lösen, die heutzutage 
durch das „Referendum" verwirklicht wird. Und so fand 
die von der Deklaration der Rechte verkündete Volkssouveräni- 
tät keine praktische Anwendung, und Rousseaus Lehre, insofern 
sie wirklich originell ist, zerstörte nicht die Ganzheit und Ein- 
heit der Doktrin, deren Realisierung sich die Gesetzgeber des 
Jahres 1789 zur Aufgabe gesetzt hatten. Diese Doktrin be- 
herrschte damals die Geister, wovon wir Zeugnisse in den Ca- 
hiers, in verschiedenen Projekten der monarchischen Rechten 
und sogar in der Privatkorrespondenz des Kaisers Leopold fin- 
den. Man sieht, dass die politische Philosophie des XVlIl. Jahr- 
hunderts in dieser Hinsicht unter allen Parteien ein und dieselbe 
Ansicht zur Geltung brachte. Allen leuchtete die Notwendigkeit 
konstitutioneller Garantien der persönlichen Freiheit und des 
Eigentums ein; Allen war der Vorteil des Repräsentativ- 
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Systems, der Verantwortlichkeit der Minister und der Unver- 
letzlichkeit der königlichen Gewalt klar. Ein interessanter Beleg 
dazu ist die ^Profession de foi" Leopolds vom 25^ Januar 1790. 
Die Zwietracht zwischen Ludwig XVL und der Volksvertretung 
entstand nicht wegen der Verfassungsfrage, sondern wegen der 
ökonomischen und ständischen Vorrechte der Privilegierten. 

Wenn wir uns die Ffage stellen, woher es kam, dass die 
Monarchie zu gunsten der Demokratie geopfert wurde, obwohl 
die ganze Nation und ihre Vertreter, der König und seine Minister, 
die Gemässigtsten und die Radikalsten, die „Unparteiischen" und 
die „Rasenden" die Verwirklichung der Freiheit in den Grenzen 
einer monarchischen Organisation gewünscht hatten, so finden 
wir in den Aeusserungen von Zeitgenossen der verschiedenen 
Gesinnungsrichtungen eine Antw^ort darauf: die Idee der Gleich- 
heit überwucherte alle anderen Bestrebungen und führte dazu, 
dass alles gewaltsam aus dem Wege geschafft wurde, was der 
Verwirklichung dieser Idee hinderlieh war. „Man hat eine könig- 
liche Demokratie gegründet, d. h. eine Regierungsform, die eigentlich 
keinen Namen hat", schreibt der venezianische Gesandte Capello 
im August 1790. Dieser Kampf für ßürgergleichheit gegen 
Stand esprivilegium trat in uen vorrevolutionären Provinzial- 
versammlungen zu Tage. Die Mitglieder der Provinzialversamm- 
lung von Dauphine, privilegierte wie nicht privilegierte, hegten 
dieselbe Ueberzeugung, die Grundlage der Volksvertretung dürfe 
nicht die Abkunft, sondern das Eigentum sein. Sogar in den 
Provinzen, wo der Absolutismus am wenigsten um sich gegriffen 
hatte, wurde von der öffentlichen Meinung die Forderung auf- 
gestellt, durch Abstimmung nach Köpfen und durch doppelte 
Bürgervertretung in der Provinzialversammlung dem Bürger- 
stande in Bezug auf die Privilegierten das Gleichgewicht zu 
sichern. Diese Forderung wurde auch nachher in vielen Cahiers 
geäussert. Aus dem Volke seien alle Kräfte ausgesogen ; nolens 
volens müsse man auf die Güter des Adels und der Kirche die 
Hand legen, daher müsse sich auch die Regierung des Beistandes 
des Mittelstandes vergewissern, schreibt Jefterson im Herbst des 
Jahres 1788. Allein der Mangel jeglicher Initiative seitens der 
Regierung in dieser ausschlaggebenden Frage, von deren ener- 
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gischer Lösung Mirabeau die Entscheidung über das Schicksal 
der Monarchie erwartete, rief allgemeine Entrüstung hervor. Im 
Gegensatz zu den im XVIII. Jahrhundert herrschenden Ideen 
steifte sich doch der Adel auf seine Sonderrechte, abgesehen 
von seinen 47 sezessionistischen Mitgliedern, die dank ihren 
materiellen Beziehungen zu der Finanzwelt nicht abgeneigt waren, 
sich den Forderungen der Bourgeoisie anzuschliessen. In den 
Reihen der Geistlichkeit bildete sich bald nach der Eröffnung 
der Generalstaaten eine weite Kluft zwischen den hohen Würden- 
trägern und den aus dem Bürgerstande stammenden Cures. Die 
Vertreter des dritten Standes zerhauten den gordischen Knoten, 
indem sie sich energisch als Nationalversammlung konstituierten. 
Sie bewilligten sofort die weitere Erhebung der Steuern, doch 
nur solange sie tagen sollten. Hierin folgten sie dem Beispiele 
der englischen Parlamente, die in der Periodizität der Steuer- 
bewilligung eine Garantie für ihre Wiederberufung gefunden 
hatten. Auch beeilte sich die Nationalversammlung, die Kon- 
solidierung der Staatsschulden für eine der nächsten ihrer Auf- 
gaben zu erklären und die Staatsgläubiger unter den Schutz der 
Ehre und der Gewissenhaftigkeit der französischen Nation zu 
stellen. Auch der Unbemittelten wurde gedacht; zu diesem Be- 
hufe wählte man eine Kommission, die sich mit der Frage der 
Volksverpflegung zu befassen hatte. 

Die Regierung aber beging den Fehlgriff, zu gunsten des 
Adels Stellung zu nehmen, was in der Deklaration vom 23. Juni, 
abgesehen von der in derselben verkündeten Abschaffung gewisser 
Privilegien, zum Ausdruck kam. Hiermit wurde das Ansehen 
der Krone aufs Spiel gesetzt: „Les interets des corps n'etaint 
point unis a ceux de la prerogative royale, et, en voulant les 
rendre inseparables, les privilegies ont entraine le trone dans 
leurs propre chute", sagt sehr treffend die Frau v. Stael. Was 
für Freiheitsgarantien die erwähnte königliche Deklaration auch 
gewährte, den Gleichheitsbestrebungen, man kann es behaupten, 
versagte sie fast jede Anerkennung. Die Ersetzung der Stände- 
vertretung durch die Volksvertretung war der erste Sieg der 
Gleichheit über das Sonderrecht, welcher auch zu allen anderen 
Erfolgen der Demokratie führen sollte. Die „Deklaration der 
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Menschenrechte" war der erste Schritt auf der betretenen demo- 
kratischen Bahn. Ueber die Hauptprinzipien dieser Rechte, die 
jetzt sogar in unbeschränkten Monarchien wie Russland und die 
Türkei zur Geltung gekommen, wurde in der Nationalversamm- 
lung mit Fiebereifer verhandelt. War dies auch eher ein rein 
theoretischer, akademischer Streit, oder waren, wie sich Carlyle 
drastisch ausdrückte: „die Volksvertreter mit der Ausarbeitung 
von Regeln für unregelmässige Zeitwörter beschäftigt", immerhin 
war der durchschlagende Sieg dieser philosophisch-politischen 
Deklaration der beste Beweis, dass es sich hier um die Erfüllung 
eines allgemein empfundenen praktischen Bedürfnisses handelte. 
Mögen uns auch, beim ersten Anblick, die Hauptprinzipien der 
Deklaration von Stubendenkern wie Cumberland, Locke, Rousseau, 
Voltaire, Montesquieu entlehnt erscheinen, in Wirklichkeit haben 
sie Gesetzesurkunden wie die Magna Charta Libertatum, die 
Habeas corpus Acte, das Toleranzedikt, die Petition of rights, die 
amerikanische Unabhängigkeitsdeklaration zum Urquell, nur dass 
die Kontinentalschriftsteller den englischen Lehreü grössere meta- 
physische Begründung, strengere logische Konsequenz verliehen. 
So entwickelte Montesquieu Lilburnes und Lockes Theorie von 
der Trennung der Gewalten bis ins Extrem — bis zur völligen 
Absonderung, bis zum Gleichgewicht derselben: „il faut que le 
pouvoir arrete le pouvoir", wie er sagte. Und Rousseau ersetzte 
das englische Prinzip der beschränkten Volkssouveränität durch 
die antike Idee des völligen Aufgehens des Individuums im 
Staate und stellte sein Prinzip der unbeschränkten und unteil- 
baren Volkssouveränität auf. Die Fehler der Theoretiker spiegeln 
sich dann in der Thätigkeit der Gesetzgeber und die Schöpfer 
der amerikanischen Föderativverfassung nehmen darin das bei 
Montesquieu entlehnte Prinzip der Trennung der Gewalten als 
„die wesentlichste Garantie der englischen Freiheit" auf. Und 
dies wirkt wiederum auf Frankreichs politisches Bewusstsein 
zurück. Das metaphysisch-philosophische Verfahren verleitet die 
französischen Gesetzgeber zur Verquickung politischer Fragen 
mit religiös-ethischen Idealen, was freilich nur in der antiken 
Gesetzgebung, wo dies alles miteinander verschmolzen, am Platze 
•gewesen war. Nun wollte die Konstituante für alle Menschen 
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und alle Völker gleich obligate „articles de foi" ausarbeiten und 
verdiente dadurch den gerechten Vorwurf Mirabeaus: ^dank den 
metaphysischen Spitzfindigkeiten werdet ihr der Mehrzahl un- 
verständlich bleiben und von denjenigen, die euch nicht be- 
greifen, begeistert begrtisst werden" ^). Die Majorität teilte aber 
Petions Ansicht: ^il ne s'agit pas ici de faire une declaration 
des droits seulement pour la France, mais pour Thomme en 
general. Ces droits sont de tous les temps." Die Idee, dass 
Verfassungen nicht „verfasst" werden dürfen, dass deren Stärke 
nicht von der logischen Folgerichtigkeit der von ihnen ent- 
wickelten Abstraktion, sondern von deren Einklang mit den von 
der Geschichte gezeitigten Eigenheiten des Nationalcharakters 
abhängt, scheint der Mehrheit der Volksvertreter fremd gewesen 
zu sein: „alle Völker sind berufen, dieselbe Verfassung zu haben, 
da sie alle von der Natur dieselben Rechte bekommen'^, dies ist 
das letzte Wort ihrer politischen Weisheit. Daher müssen wir 
uns wundern, dass sich diese Deklaration dennoch durch eine 
gewisse Nüchternheit uud verhältnissraässig praktischen Inhalt 
auszeichnet. Und zum Ausgangspunkte ihrer Konstruktionen 
nahm die Versammlung das nicht von der Theorie, sondern von 
der Praxis ausgearbeitete Prinzip an: der Machtbefugnis jeder 
Regierung müsse dort eine Schranke gesetzt werden, wo das 
Eigentum und die Person bedroht werden. Hierin lag auch ein 
bewusstes Bestreben, die Staatsgewalt — gleichviel ob sie König 
oder Volksvertretung ist — in die Unmöglichkeit zu versetzen, 
die Person ihrer angeborenen Rechte zu berauben. Aeusserte 
doch seiner Zeit Oamille Desmoulins die Meinung: „au dessus 
de la volonte generale il y a le droit naturel" ^). „Die ganze 
Bedeutung der Deklaration der Menschenrechte läuft, nach meiner 
Meinung, auf die Anerkennung dieser Wahrheit hinaus. Die 
Verfasser dieser Deklaration haben sich ausschliesslich damit 
um die Nachwelt verdient gemacht", sagt Kovalevskij (II, 69). 
Hiermit wurden auch die Rechte der jeweiligen Minoritäten nun 
den in Verfassungsstaaten herrschenden Majoritäten gegenüber 
gesichert. Dessen waren sich die Mitglieder der Konstituante 

^) Sitzung vom 20. August 1789. 

^ Camille Desmoulins, La France libre, 1789, S. 10. 
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bewusst: ^Un pouvoir pouvant etre arrete par rien, est par cela 
meme despotique" (Buzot); „Le despotisme de la multitude est 
le plus funeste de tous" (Virieu). ladess ergriff man keine 
Massregeln, um diese unveräusserlichen Rechte zu sichern, was 
um so unverzeihlicher ist, als man Englands und Amerikas 
Erfahrung vor Augen hatte, — nämlich die Realisierung des 
Grundsatzes der römischen Juristen: ubi jus, ibi justitia. Montes- 
quieus Auffassung von der Trennung der Gewalten scheint den 
Ausschlag gegeben zu haben, sagte doch Thuret, der Bericht- 
erstatter des Verfassungskomitees: „il faut que le cours de 
Tadministration ne soit pas entrave par la justice." Hierdurch 
wurde der strengen Durchführung der in der Deklaration prokla- 
mierten Menschenrechte jeder praktische Rückhalt entzogen. 
Mochte Mirabeau, wie mancher andere, auf Englands Beispiel 
gestützt, gefordert haben, jedem Bürger das Recht und die Pflicht 
einzuräumen, von jeder Gesetzvorletzung von selten der Ver- 
waltung das Gericht in Kenntnis zu setzen, die Konstituante war 
anderer Ansicht und beschloss, dass jeder Rekurs zum Gerichte 
gegen stattgefundene „delits d'administration" von der einzu- 
holenden Einwilligung der höheren Departementalverwaltung, 
des sogenannten Direktoriums abzuhängen hat. Diese Bestimmung, 
worin der Deputierte Rewbell einen krassen Widerspruch mit 
dem proklamierten Freiheitsprinzip erblickt hatte, wurde nachher 
auch auf das Recht der Ministeranklage erstreckt. Nur dass 
die Erlaubnis dazu dem Gutdünken der jeweiligen Volks- 
vertretung überlassen wurde. Hiermit wurde die Grundlage zum 
bekannten Artikel 75 der Konsularverfassung gelegt, der bis 
zur Gründung der dritten Republik Gesetzeskraft hatte. Dieser 
Fehlgriff der Konstituante wurde zum Hauptquell der allmählichen 
Aufhebung der von der Konstituante proklamierten Freiheits- 
und Gleichheitsprinzipien ; und das geschah bald auf gesetzlichem, 
bald auf Verwaltungsverordnungswege. 

Das Prinzip des unverletzlichen Eigentumsrechts des Indi- 
viduums beherrschte die Vertreter der Konstituante, obwohl sie 
über manche Einzelfrage, so z. B., ob man den kirchlichen Zehnt, 
dies oder jenes Feudalrecht als Privateigentum anzusehen habe, 
debattieren. Persönliche Freiheit, Gleichheit vor Gericht und 
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Gesetz, Gleichheit des Gerichts und Gesetzes, Gleichheit in Steuer- 
entrichtung, hierauf beschränkten sich die Forderungen der Cahiers 
und die Bestimmungen der Deklaration der Menschenrechte. 
Daher war es auch den Vertretern der unpopulären Minderheit 
leicht, das Prinzip des beschränkten Wahlrechts durchzuführen. 
Auch das Recht der religiösen Freiheit wurde sehr schüchtern 
gewahrt: „Niemand kann für seine Ueberzeugungen, seien sie 
auch religiöse, verfolgt werden, jedoch unter der Bedingung, 
dass durch ihre Aeusserung die vom Gesetze bestimmte gesell- 
schaftliche Ordnung nicht verletzt werde", heisst er in der 
Deklaration. 

Mit Recht sagt Bentham, dass, in anbetracht dieses Vor- 
behalts, selbst Ludwig XIV. diesen Artikel hätte unterschreiben 
können. Erst aus der Lektüre der Cahiers wird es einem klar, 
woher diese Zurückhaltung der Konstituante stammt. Daher 
auch die Erfolglosigkeit von Mirabeaus energischem Protest, der 
behauptete, die grenzenlose Glaubensfreiheit erscheine ihm derart 
heilig, dass schon der Ausdruck „Toleranz" an sich etwas 
Tyrannisches habe. (Arch. Parlem. VIII, 473.) Wenn auch 
von der Konstituante die Forderungen der Glaubensfreiheit un- 
zureichend formuliert wurden, engherzig und intolerant war sie 
keineswegs und übertraf darin selbst England und die nord- 
amerikanischen Stauten. Was z. B. die Protestanten Frankreichs 
durch das Edikt vom Jahre 1787, vollends aber durch die Dekla- 
ration der Menschenrechte erwarben, sollte den Irländern erst 
im Jahre 1892 zu teil werden, — der volle Mitgenuss der bürger- 
lichen Rechte. Immerhin im grossen und ganzen zeigte sich die 
Deklaration in Bezug auf die öflFentlichen Rechte der Bürger 
äusserst gemässigt. So wurde darin der Versammlungs- und 
Petitionsfreiheit keine Erwähnung gethan. Gewiss wurde sie 
auch nicht untersagt, doch sieht man daraus, wie wenig Beach- 
tung die Schöpfer der Deklaration der grossen Rolle, die die 
Versammlungen in Repräsentativdemokratien zu spielen berufen 
sind, schenkten. Schon der Verkündiger der Demokratie Mably 
äusserte sich an einer von seinen Biographen unbeachteten Stelle: 
„ich frage mich, schreibt er, ob das Volk das Recht habe, sich 
zu versammeln, sobald es ihm einfalle, ohne sich dabei irgend 
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welchen Verordnungen, der ständigen Polizei zu fügen und ohne 
unter der wachsamen Kontrolle eines Beamten zu stehen? Sollte 
dies der Sinn des pennsylvanischen Gesetzes sein, so muss man 
gestehen, dass im Bestreben, ein Volksgesetz zu sein, es eigent- 
lich ein anarchistisches geworden'* ^). 

Den Gesetzgebern des Jahres 1789 fehlte nämlich das Vor- 
bild einer Repräsentativdemokratie: in England blieb dieselbe 
Aristokratie, und das beschränkte Vertretungssystem der Nord- 
amerikanischen Staaten reimte sich mit dem Begriff der Demo- 
kratie wenig. Nicht nur die öffentlichen, sondern auch die 
politischen Rechte der Bürger wurden von der Deklaration sti- 
puliert. Mari muss der Konstituante die Gerechtigkeit widerfahren 
lassen, dass sie verstanden hatte, worin eigentlich die Garantie 
für das gesellschaftliche Selbstverwaltungssystem liege. Wäre 
die durch die Emigranten von aussen, durch die Verschwörungen 
der Königspartei von innen hervorgerufene Furcht vor einem 
Kriege nicht dazwischen gekommen, hätte die durch die wachsende 
Hungernot verursachte Aufregung der Massen nicht zugenommen, 
so würde eine Verfassung, wie die vom Jahre 1791, nicht zu- 
stande gekommen sein, eine Verfassung, die Unversöhnbares ver- 
söhnen wollte: monarchische Form und republikanischen Inhalt. 

Der zweite wichtige Schritt war die Liquidierung dermittel- 
alterlichen Stände- und Besitzordnung und die durch die Säku- 
larisation der Kirchengüter hervorgerufene Vermögensum- 
wälzung. Die Nacht des vierten August ist ein noch nie da- 
gewesenes Weltereignis, — sie bedeutete einen völligen Bruch 
mit Frankreichs ganzer Vergangenheit, ja mit der ganzen alten 
Ordnung überhaupt, sie bezeichnet nicht nur einen Umschwung 
in den Institutionen, sondern in den Sitten und Gewohnheiten. 
Sie wurde aber von den neuen politischen Ansichten und von 
den in der Volkswirtschaft stattgefundenen Veränderungen vor- 
bereitet: Durch die Erfolge der Farm Wirtschaft, durch die Aus- 
dehnung der gutsherrlichen auf Kosten der Erbpachtgüter, durch 
das Einengen der Gemeindenutzungen, durch die Massenaus- 



^) Observations sur le gouvernement et les lois des Etats Unis d'Ame- 
rique, Werke, 1794—1795, Bd. VIII, 8. 368. 
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Wanderung der Landbevölkerung in die Städte. Dies Alles ver- 
ursachte in vielen Gegenden einen Riss in dem alten Mitbesitz- 
system und in der ökonomischen Solidarität der Interessen der 
Grundbebauer und Grundbesitzer, die während der Feudalherr- 
schaft eng verbunden gewesen waren. Aehnliche Veränderungen 
waren in der Zunftordnung, in der ganzen Organisation des 
kirchlichen Besitzes und des gesamten Staates vor sich gegangen. 
Der Kirchenzehnt war die Rente der hohen Geistlichkeit ge- 
worden, — der niedere Klerus wurde einfach besoldet; die 
Kirchengüter waren nur noch dem Namen nach Armenbesitz, 
dienten nur in schwachem Grade den Aufgaben der Volksbildung. 
Andrerseits hatte auf Unkosten der Städte und Provinzialprivi- 
legien u. dgl. m. eine stetige Zunahme der Regierungsgewalt 
stattgefunden, wodurch die Grundlage zur später eingeführten 
Verwaltungseinheit und — Centralisation geschaffen worden. 
Und stellte eben der Adel den Initiativantrag zur Abschaffung 
seiner Sonderrechte, so geschah dies, worin alle zeitgenössische 
Beobachter einig sind, aus Furcht vor weiteren Gewaltthaten. 
Hatte das ablebende feudale Grundrecht mit verursacht, dass 
jeder Fortschritt in der Landwirtschaft gehemmt wurde (die 
durch die Goldentwertung immer sinkende Erbpachtrente, die 
althergebrachten Servituten!) so musste selbstverständlich die 
proklamierte Ablösung den Grundherren erstens die für den 
in vollen ^Besitz der Bauern übergehenden Grund und Boden 
gebührenden Gelder eintragen und zweitens die Feudalherren 
in den Stand setzen, ihre Güter reichen Farmern auf kurze Zeit- 
pacht zu übergeben. Es wurde hierdurch dem Grundherrn mög- 
lich, die Rente zu steigern oder aber seine Güter auf eigene 
Faust in einer intensiven Kultur bebauen zu lassen. Hatten 
Montesquieu und nach ihm Turgot, Condillac, Cliquot-Blervache 
bereits früher die Meinung geäussert, der Grund und Boden 
trage Früchte nicht dank seiner Fruchtbarkeit, sondern dank 
der Freiheit seiner Bewohner, so konnte selbstverständlich diese 
Meinung nicht ohne Einwirkung auf die Gesetzgeber bleiben. 
Immerhin trifft die Physiokratische Lehre für die schroffe Lösung 
der Frage keine Schuld. Die Physiokratie war nicht nur von 
Anfang an gegen das System der Trennung der Gewalten und 
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des politischen Gleichgewichts, sondern sie vertrat in Sachen der 
sozialen Wiedergeburt Frankreichs den Standpunkt langsamer, 
streng durchdachter Reformen. Die Vertreter der Physiokratie 
dachten an eine gesetzliche Entschädigung der Privilegierten für 
die ihnen genommenen Rechte, die Konstituante traf Massregeln, 
die kaum dem von ihr in Schutz genommenen Bauernstande 
nützen konnten. Die Abschaffung des Erbpachtsystems und die 
Ablösung der Erbrenten musste, wie es mit Recht ein Deputierter 
aus der Normandie betonte, „den Grossgrundbesitzern, den grund- 
losen Landarbeitern, sowie überhaupt der Landwirtschaft schaden. 
In den Gegenden, wo der Boden sehr fruchtbar ist, ist das 
Pachtsystem unbekannt; dagegen ist es eine gewöhnliche Er- 
scheinung, wo der Ackerbau wenig einträgt." In solchen Gegen- 
den, meinte mit Recht der Redner, erfordere die Landwirtschaft 
grosse Vorarbeiten und Kosten. Um dazu den Pächter zu be- 
wegen, setze der Grundeigentümer den Pachtzins herab. Ver- 
schaffe also die Erbpacht dem Grundbesitzer die Möglichkeit 
seine Güter bearbeiten zu lassen, so habe auch der Besitzlose 
keinen geringeren Vorteil dabei. Denn wie sollte er sonst ohne 
Kapital den nötigen Boden bekommen. Scharf äusserte sich 
der Vertreter von Strassburg, Turcheim, über die Art und Weise, 
wie man die Feudalrechte abgeschafft hatte: „Kapitalisten und 
Pariser Bankiers verstanden es leider die in der Nationalver- 
sammlung in grosser Menge vertretenen Advokaten auf ihre 
Seite zu bringen. Es bildete sich auf solche Weise eine Mehr- 
heit, die bereit war, zu Gunsten der Spekulanten, der Besitzer 
von beweglichen Gütern und Wertpapieren die Interessen der 
Grundbesitzer zu opfern. Wohin sollte die Abschaffung aller 
sozialer Unterschiede führen? Etwa zum allgemeinen Wohle? — 
Mit nichten! Es wurde nur die Möglichkeit geschaffen, jener 
absoluten Demokratie, jener chimärischen Gleichheit aller Mit- 
glieder des Menschengeschlechtes zum Siege zu verhelfen, von 
der die Poeten geträumt hatten. Und dies geschah zu einer 
Zeit, wo man leicht hatte voraussehen können, dass die den 
Menschen angeborene Ungleichheit der Fähigkeiten unabwendbar 
zur Bildung neuer, schwererer Knechtschaftsketten führen, dass 
an die Stelle der adeligen und geistlichen Aristokratie, die der 
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Kapitalisten und Reichen treten werde." Allein die von Rousseau 
und Mably verkündeten Lehren fanden mehr Gehör: „Suivrons 
nous l'exemple de TAmerique anglaise, uniquement composee 
de propietaires qui ne connaissent aucune trace de la feodalite'*, 
meinte ein Deputierter ^). Vom Geiste dieser Gleiehheitstendenzen 
ist auch das von der Konstituante proklamierte, seioer Natur nach 
demokratische System der gleichen Erbschaftsteilung. Dieses 
System, das, wie seine Verteidiger hofften, zur Verbreitung des 
kleinen Besitzes führen sollte, wurde auf gesetzlichem Wege 
von der Gefahr der Testirfreiheit befreit. Die durch die politi- 
schen Institute proklamierte Demokratisierung der Gesellschaft 
musste mit der radikalen Umwälzung in den Besitzverhältnissen 
enden. 

Die unentgeltliche Abschaffuug des kirchlichen Zehents, wo- 
durch nur die Staatsausgaben vermehrt wurden, da der Staat die 
Unterhaltung des Klerus übernahm, war, wie sich Siyes treffend 
ausdrückte, ein Geschenk, welches die Grundbesitzer auf Un- 
kosten der Geistlichkeit, sowie des ganzen Volkes erhielten ^), 

Bei den Debatten über die Einziehung der Kirchen- 
güter spielten volkswirtschaftliche Rücksichten eine Nebenrolle, 
es handelte sich hauptsächlich um finanzielle Bedürfnisse des 
Staates. Es konnte keine Rede davon sein, dass der Staat 
Recht hätte, auf den kirchlichen Besitz die Hand zu legen. 
Es wurde von den Gegnern der Säkularisation laut verkündet, 
dass nicht der Staat, sondern die Armen das Recht auf diesen 
Besitz hätten. Auch wurde hervorgehoben, dass die zu ver- 
kaufenden Güter in den Besitz der reichen Staatsgläubiger über- 
gehen würden; der Staat würde dabei nichts profitieren, da 
erstens durch das grosse Angebot der Wert der zu verkaufen- 
den Güter sinken würde und da zweitens diese mit grossen 
Schulden belastet wären. 

Den Forderungen der Zeit stellten sich die Sonderinteressen 
der Privilegierten entgegen, was bereits in den Bewegungen, die 



^) Rapport fait ä la commune de Strasbourg . . . par Jean de Turcheim, 
1789. R. Reuss, L'Alsace pendant la R6v. fran^aise, S. 259—260. 
*) Arch. Parlem., VIII, 345. 
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unmittelbar der Revolution vorangingen, zum Ausdruck kam. 
Das Wachstum der Bevölkerung, der Gewerbe und des Handels 
hätten os verursacht, dass der im Verhältnis zu den PrivilegierteD 
bedeutend zahlreichere Mittelstand nicht geneigt sei, dieselbe 
ungünstige Stellung aufzunehmen, wie es im Jahre 1614 der Fall 
gewesen, wo er in den Generalstaaten so ungünstig vertreten 
gewesen wäre, berichtet Capello am 15. Dezember 1787. Die 
üebermacht der Privilegierten, schreibt er im Dezember 1788, 
würde zur Wiederherstellung der Feudalordnung führen, deren 
AbschaflFung Richelieu so viel Mühe gekostet hätte. Da es aus 
den Cahiers nicht leicht ist, sich die Wünsche des gemeinen 
Volkes mit Sicherheit klar zu machen, versucht dies Kovalevskij 
auf indirektem Wege zu erreichen, durch die Analyse der seit 
dem Beginne der Revolution chronisch gewordenen Aufstände, 
über die der Gesandte Capello im Jahre 1789 sagt: „Sie ge- 
hören in Frankreich zum gewöhnlichen Fluss des Lebens und 
sich darüber des Näheren auszubreiten, wäre dasselbe, als wenn 
man vom stetigen Wechsel von Wärme und Kälte spräche.^ 
Erst im Jahre 1794 kommen diese Aufstände weniger häufig 
vor; Taine wird wohl darüber die meisten Einzelheiten mit- 
geteilt haben, doch interessierte ihn dabei gerade die von 
Kovalevskij aufgestellte Frage am wenigsten. Diese Aufstände 
erscheinen Taine zuerst als eine „spontane" dann als eine „von 
den Führern organisierte Anarchie." Nach ihm, wäre es ein 
Protest des hungrigen Magens, des Neides des Armen gegen 
den Reichen gewesen, ein vom straflosen Verbrechen offen ver- 
übter Raub, ein Zerstören des Zerstörens halber oder um die 
Eigentümer zu terrorisieren und sie zu zwingen, der revolutionären 
Regierung zu gehorchen. Wie auch die in verschiedenen Epochen 
und bei verschiedenen europäischen Völkern stattgefundenen 
Bauernaufstände einförmig erscheinen mögen, der kundige Ge- 
schichtsforscher vermag darin individuelle sozial -geschichtliche 
Momente zu unterscheiden. 

Mit Ausnahme der lokalen Bauernaufstände in der Provence, 
trägt kein einziger am Ende 1788 und Anfangs 1789 den Stempel 
der sozialen Erschütterung. Es sind systemlose Gewaltthaten 
teils zu Gunsten der bedrohten Lokalautonomie, teils zur Ab- 
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Schaffung der Steuerlast und ungleichen Verteilung der Abgaben 
verübt. Die Bauernaufstände in der Provinz dagegen sehen 
es zum ersten Mal auf die ganze soziale Ordnung ab. Taine 
begnügt sich mit der Erklärung: „aussi bien ä les voir agir, 
on dirait que la theorie du Contrat social leur est infuse'* ^). 
Indess der wahre Schlüssel zum Verständnis dieser Bewegungen 
liegt in dem während der letzten vorrevolutionären Jahrzehnte 
stattgefunden Versuche, das System der grundherrlichen Ab- 
gaben wieder zu beleben und zu befestigen, was dann einen 
lebhaften Protest in den Dorfcahiers hervorrief. Die Bauern 
verbrennen nicht nur die Feudalarchive, sie sind bestrebt, sich 
die unangebauten Felder anzueignen. Es tritt von Seiten der 
besitzlosen Landarbeiter ein bewusstes Bestreben zu Tage, sich 
Land anzueignen. Der Handelsvertrag mit England vom Jahre 
1786 verursachte eine Verminderung der Gewerbethätigkeit, 
worunter die Arbeiter zu leiden hatten. Die Lebensmittel wurden 
teuer, die wohlhabenden Klassen schränkten sich ein, was auch 
genug zur Vergrösserung des Elends beitrug. War der Hauptwunsch 
der Bauern, die Feudalrechte abgeschaflFt zu sehen und Land zu 
Eigentum oder in Pacht zu bekommen, so wünschten die Arbeiter, 
man solle vor Allem die Lebensmittelpreise herabsetzen und 
ihnen einen ausreichenden Verdienst sichern. In Einem waren 
Bauern und Arbeiter einig, in dem Wunsche, man solle die ein- 
gezogenen Güter, ganz oder zum Teil, zur Errichtung von 
Nationalwerkstätten verwenden, man solle einen Teil der von 
den Kirchengütern erhaltenen Einkünfte für Wohlthätigkeits- 
zwecke bestimmen und Besitzlose mit Land versehen. Land- 
leute und städtische Arbeiter wünschten Steuerfreiheit für die- 
jenigen, die von Lohnarbeit leben. Daher auch ihr Hass gegen 
die indirekten Steuern. Die wenig besitzenden oder besitzlosen 
Landleute hatten im Grossen und Ganzen dieselben Interessen 
wie die Arbeiterklassen und so bildeten die niederen Schichten 
der französischen Gesellschaft im vollem Sinne dieses Wortes 
einen vierten Stand (quatrieme ordre), wovon in den radikalen 
Broschüren des Jahres 1789 die Rede ist. 



^) La r6volution, I, 26. 
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Der dritte Stand forderte „le franc alleu general", Freiheit 
des Grundbesitzes, Veräusserung der Staatsdomänen, Säkulari- 
sation der Kirchen- und Klöstergüter. Das Vordringen der 
Bourgeoisie auf dem flachen Lande hatte lange vor der Revo- 
lution begonnen. Sie begann grundherrlichen bäuerlichen Besitz 
zu erwerben. Im ganzen Norden und Nordosten Frankreichs 
entwickelte sich das Zeitpachtsystem auf Kosten der Erbpacht. 
Diese Evolution wurde durch die Nationalguterveräusserung nur 
beschleunigt, umsomehr, als die Gesetzgeber keine Massregel 
trafen, um durch die Organisation von billigem Bodenkredit 
den Bauern die Konkurrenz mit der Bourgeoisie zu erleichtern, 
umsomehr, als die Versuche von Landverteilung an die Besitz- 
losen mehr oder minder erfolglos zu endigen pflegten. Daher 
ist es kein Wunder, wenn die bis jetzt in der Geschichte noch 
nie dagewesene Agrarrevolution, die mit der Besitzverschiebung 
von gut zwei Dritteln des gesamten unbeweglichen Eigentums 
des I^andes verbunden war, fast ausschliesslich dem dritten 
Stande nützte, und zwar nicht nur den Kapitalisten, sondern 
auch den Repräsentanten der freien Gewerbe sowie den Farmern ^). 
Ein Teil der herrschaftlichen Güter hatte sich bereits vor der 
Revolution in den Händen des Mittelstandes konzentriert. Und 
da diesem der Erwerb der zu veräussernden Domänen und Kirchen- 
güter bevorstand, suchten seine Vertreter in der Konstituante 
zu Gunsten der Grundbesitzer all die Vorteile zu bewahren, 
deren Quell der den „serfs" vermeintlich abgetretene Grund und 
Boden war. Dies äusserte sich auch in der gesetzlichen An- 
erkennung der schreienden Ungerechtigkeit, des droit d'enclave, 
obwohl nicht nur zur Zeit der Verfassung der coutumes, sondern 
auch am Vorabende der Revolution in halb Frankreich das 
Prinzip „nulle terre sans titre" vorherrschend war. Allein der 
rasche Fluss abwechselnder Ereignisse, Geldverlegenheit und 
Auswanderung derjenigen, zu deren Gunsten all diese Massregehi 
getroffeu waren, führte im Jahre 1791 (18. Juni) zur unentgelt- 
lichen Abschaffung der „droits casuels" und schliesslich zur 



^) Ueber die Polemik zwischen Prof. LuSickij und Prof. Kovalevskij 
betreffend die Nationalguterveräusserung, siehe Anhang. 
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Aufhebung aller grundherrlichen Rechte (17. Juli 1793) ohne 
irgend welchen Loskauf. Dies geschah zur Zeit, als es der 
Bourgeoisie bereits gelungen war, sich des Löwenanteils an der 
Nationalgüterbeute zu vergewissern. Und fand Arthur Joung 
auf seiner Reise in Frankreich im Jahre 1792, dass „small 
proprietors who farm their own lands enjoy a very iraproved 
an easy Situation" ^), so liegt der Grund davon nicht in der 
gesamten agrarpolitischen Gesetzgebung der Konstituante, sondern 
in dem Umstände, dass der Bauer seinen Erbteil mit den ungemein 
entwerteten Assignaten loskaufen konnte, was freilich eine Wohl- 
that für ihn war. Im Jahre 1792 findet Joung, dass der Wohl- 
stand der kleinen Grundbesitzer besonders südlich der Loire 
(wo also das Prinzip „nulle terre sans titre"* geherrscht hatte) 
gewachsen wäre, da die Bauern keine Grundrenten entrichten 
wollten^). Und in einer Depesche vom 23. Oktober 1796 be- 
richtet Lord Malmesbury, die Bauern, sowie überhaupt die 
kleinen Grundbesitzer, hätten trotz häufiger Requisitionen und 
revolutionärer Erpressungen, wie es scheint, von der neuen 
Ordnung am meisten gewonnen, da sie von Anfang an für ihre 
landwirtschaftlichen Produkte keine Assignaten hätten annehmen 
wollen. In ihre Hände wäre also die klingende Münze ge- 
kommen, was ihnen ermöglicht hätte, zu unglaublich billigen 
Preisen Nationalgüter zu erwerben, da die Assignaten höchst 
entwertet gewesen wären ^). 

Am 14. Juni 1791 wurde einstimmig das Gesetz angenommen, 
welches unter dem Verwände, die abgeschafften Zünfte u. dgl. 
nicht wieder aufleben zu lassen, die Existenz der Privat- 
verbände und -gesellschaften unmöglich machte. Meinte doch 
der Berichterstatter, man solle nicht den gewerbetreibenden 
Bürgern erlauben „de s'assembler pour leurs pretendus interets 
communs". Und auch hierin erschien die Konstituante als Ver- 
treterin der einseitigen Interessen der besitzenden Klassen. Erst 
dem Konvente war es vorbehalten, mit dem Prinzipe der freien 
Konkurrenz vollkommen zu brechen. Indess auch der Konvent 



^) Travels in France, Ausg. vom Jahre 1889, S. 303. 

*) Ebenda, S. 329. 

») Diaries of Malmesbury, III, 271, 290. 
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war dem Korporationsgeist (esprit de corps) feindlich gesinnt, 
auch für ihn war die Allmacht des Staates ausschlaggebend. 

Zwar zeigte sich in keiner gesetzgeberischen Handlung der 
Konstituante der innere Widerspruch zwischen Theorie und 
Praxis schroffer, als in der Ausarbeitung des Wahlrechts, zwar 
zeigte sich die Versammlung von den engsten Bourgeoisie- 
interessen, im Gegensatz zu den von ihr proklamierten Menschen- 
rechten, geleitet; auffallend ist der Umstand, dass sie nur den 
unbeweglichen Besitz zur Grundlage des Wahlzensus wählte. 
Wie kam es, dass man nur die direkte Steuer als Kriterium des 
Zensus betrachtete? „Ich glaube, sagt Kovalevskij, dass in dieser 
Beziehung die Gesetzgeber des Jahres 1789 nicht so von dem be- 
wussten Wunsehe, die politische üebermacht der grundbesitzenden 
Klassen zu sichern, als von der herrschenden politischen Doktrin 
und von Englands und Amerikas Beispielen geleitet wurden." 

Auf die Schilderung der vom Verfasser mit grosser ver- 
gleichender rechtsgeschichtlicher Kenntnis untersuchten Haupt- 
momente der allgemeinen Verfassungsarbeit, sowie des ganzen 
Aufbaues des inneren Rechtswesens des französischen Revolutions- 
staates in den ersten konstituierenden Jahren, auf die Darstellung 
der inneren Triebfedern des üeberganges der Volksmonarchie zur 
demokratischen Republik müssen wir aus Raumrücksichten ver- 
zichten. Abgesehen von den merkwürdigen vom Verfasserzum ersten- 
mal herausgegebenen Berichten des venezianischen Gesandten 
Antonio Capello ^), benutzt er die überreiche zeitgenössische Revo- 
lutionslitteratur sowie sonstige gedruckte Quellen, um das Ent- 
stehen der gegenwärtigen europäischen Gesellschaftsordnung dar- 
zustellen. Seine zahlreichen, treffend gewählten Citate aus 
Broschüren, Reden, Proklamationen, Gesetzakten, Berichten u. dgl. 
lassen uns die Wechselwirkung der Ideen und der wirtschaft- 
lichen Veränderungen begreifen. Das Verfahren des Verfassers 
ist weit davon entfernt schematisch zu sein, an vorein- 
genommene Formeln die historischen Thatsachen anzupassen, sie 



^) I dispacci degli ambasciatori veneti alla corte di Francia durante 
la Rivoluzione editi da Massimo Kovalevsky. Yol. I. Torino, fratelli Bocca 
editori, 1895, XXII, 516 S. 8<>. 
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als Belege zu gebrauchen oder zu missbrauchen. Was Kovalevskij 
vor allem von dem talentvollen Psychopathologen des revolu- 
tionären Zeitalters, Taine, vorteilhaft unterscheidet, ist das ruhige, 
unvoreingenommene Bestreben, aus der Evolution der volks- 
wirtschaftlichen, resp. technisch-wirtschaftlichen Tendenzen An- 
haltspunkte für die Erklärung der sich bekämpfenden sozial- 
politischen Ideen, Rechtsformen und — Ideale zu gewinnen. Dies 
wird wohl das interessanteste, leider aber im allgemeinen am 
wenigsten eingehend begründete Moment in seiner verdienst- 
vollen Arbeit sein. Es soll hiermit freilich nicht gesagt sein, 
Kovalevskijs Schlussfolgerungen seien falsch. Die Lösung der 
Fragen, in welchen Gebieten die von den Physiokraten gepriesene 
Farmwirtschaft die Vorhand zu gewinnen begann, oder wohin 
das bewegliche Kapital zu fliessen für vorteilhaft fand, dürften 
wohl als unwiderlegbar angesehen werden. Wollten wir Kova- 
levskij für die in der wissenschaftlichen Litteratur fehlenden 
historisch-statistischen Vorarbeiten verantwortlich machen, so 
hiesse dies die grossen Schwierigkeiten, mit denen er zu kämpfen 
hatte, ungerecht verkennen, zumal da gerade in dieser Hinsicht 
die Ergebnisse der französischen Forschung beinahe jeden Dienst 
versagen, ein Misstand, dessen sich einsichtsvolle Franzosen 
bewusst zu werden beginnen ^). Hätte Kovalevskij mit der pein- 
lichen Gewissenhaftigkeit eines Chemikers nur die einzige Frage 
der Verteilung des Grundbesitzes am Vorabend der Revolution 
erforschen wollen, so würden allein für ein Viertelfrankreich 
kaum die Kräfte ausgereicht haben. Welche klaffende Lücke 
in der Kenntnis des ablebenden sozial-ökonomischen Ancien 
regime hätten wir zu verzeichnen, würde uns der in unserem 
Jahrhundert gleichsam neuentdeckte Arthur Joung seine klassische 
Reisebeschreibung nicht hinterlassen haben. Da aber die W^issen- 
schaft keine absolute Monarchie, sondern eine repräsentative 
Republik ist, darf sicherlich die Schuld der Gesamtheit auf einen 



*) Vgl. z. B. Henri St-Marc, Etüde sur Penseignement de l'economie 
politique dans les universites d'AUemagne et d'Autriche. Paris 1892. 
S. 119 u. ff.; Aulard, La Revolution fran^aise, 12. dec. 1892, S. 560—561; 
ebenda, 1898, Nr. 10, 8. 373—374. 
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einzigen, wie das russische Sprichwort drastisch sagt: „vom 
kranken Kopf auf den gesunden'*^ nicht herabgewälzt werden, 
wie es der Kiever Professor Lucickij in seinen Ausführungen 
gegen Kovalevskij thut. Die gesamte umfassende Litteratur der 
Frage beherrschend, begann Kovalevskij ein Werk, aus dem 
auch der Spezialforscher manch wertvollen Ueberblick gewinnen 
kann. Möge es dem Verfasser nur vergönnt sein, sein Unter- 
nehmen mit Erfolg zu Ende zu fuhren, mögen sich aber auch 
zu gleicher Zeit arbeitsame Detailforscher wie Professor Lucickij 
melden, um ihm und jedem anderen an seiner Stelle die schwierige 
Lösungsarbeit der arg verwirrten Frage der vor- und revolu- 
tionären Sozialgeschichte Frankreichs zu erleichtern. 



Anhang, 

Einige Worte über Professor Lucickijs Studien betreffend 
die Nationalgüterveräusserung. 

Nach Erscheinen meines Werkes^) hat Professor Lucickij 
von der Kiever Universität den Auftrag erhalten, die Frage der 
Nationalgüterveräusserung an Ort und Stelle zu erforschen. Die 
Ergebnisse seiner Reisen hat Prof. Lucickij in zwei kurzen und 
inhaltsreichen „Missionsberichten'^ in russischer Sprache ver- 
öffentlicht^). Der erste Bericht ist dann vom Verfasser in fran- 
zösischer^) und der zweite in deutscher*) und französischer^) 



^) B. Minz6s, Die Nationalgüterveräusserung etc. Jena 1892. (Staats- 
wiss. Studien, Bd. 4, Heft 2); vgl. auch meine Studie: Une question 6cono- 
mique et sociale encore non r^solue etc. Revue d'6conomie politique, 1893, 
Märzheft. 

*) Kiev 1894 (8°. 42 S.); 1896 (8<». 65 S.). 

^) Revue Historique, sept.-oct. 1895, p. 71 — 107. 

*) Lutschizky, Das bäuerliche Eigentum in Frankreich etc. Zeit- 
schrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Bd. IV, Heft III u. IV, 1896, 
S. 376—456. 

*) Loutchitzky, Petite propri6te en France etc. Paris 1897. 
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Uebersetzung herausgegeben. Der Sammelfleiss des Verfassers 
ist enorm: was er im Laufe von kaum 7 — 8 Monaten, wie er 
selbst berichtet, an statistischem Material abschrieb und ab- 
schreiben Hess, scheint die Kräfte eines einzelnen übersteigen 
zu wollen; jedoch, wie wir von Lucickij erfahren, er arbeitete in 
den Archiven sogar 12 Stunden im Tage. Prof. Lucickij hat 
noch im Jahre 1894 das Erscheinen seines grundlegenden Werkes 
in Aussicht gestellt. Hier haben wir es also mit vorläufigen An- 
gaben zu thun. An einem anderen Orte gedenken wir über 
Prof. Lucickijs Arbeiten des Näheren zu sprechen, hier soll nur 
seiner Polemik mit Prof. Kovalevskij mit einigen Worten gedacht 
werden^). In dem Abschnitt über die Nationalgüterveräusserung 
(Bd. II) stand Kovalevskij, abgesehen von Memoirenwerken u. dgl., 
hauptsächlich meine Untersuchung zur Verfügung. Da ich in 
meinem Werke ausdrücklich gewarnt habe, auf Grund der von 
mir untersuchten Gebiete Schlüsse auf ganz Frankreich zu ziehen, 
so musste selbstverständlich Prof. Kovalevskij in seinem Werke 
zu anderen Anhaltspunkten Zuflucht nehmen, um im Zusammen- 
hange mit den Evolutionstendenzen von Frankreichs vorrevolu- 
tionären volkswirtschaftlichen Verhältnissen die Bedeutung der 
Nationalgüterveräusserung zu erklären. Freilich waren diese 
Anhaltspunkte ziemlich spärlich — die Schuld trifft vor allem 
die französische Forschung — , und daher mag wohl die Behaup- 
tung Kovalevskijs, die Nationalgüter hätten vor allem die reiche 
Bourgeoisie, die Vertreter der liberalen Gewerbe, hauptsächlich 
die Farmer, erworben, vorläufig eine statistisch unbewiesene 
Behauptung bleiben (11, 215 — 216). Indessen sagt selbst Lucickij: 
„üeberall nahmen die Bauern Anteil an den Käufen und erwarben 
Land, wo und wieviel sie konnten, ungeachtet der Bestre- 
bungen anderer Käufer aus der Bourgeoisie. Und das geschah, 
gleichgiltig ob die Güter der Kirche oder die der Emigranten 
oder anderer Personen konfisziert und auf den Markt gebracht 
wurden 2). Berücksichtigen wir den Charakter der revolutionären 

^) cf. Kovalevskij 's Aufsatz in der russ. Revue „Russkaja Myslj'*, 
1896, August. 

^) II. Bericht, 8. 450 — 451. Aus Rücksicht auf die des Russischen 

nicht mächtigen Leser citiere ich: „I. Bericht" (resp. die ^Revue Histo- 
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Gesetzgebung betreffend die Zwecke und die Art der Güter- 
veräusserung , die ich ausführlich untersucht hatte, berück- 
sichtigen wir die Kaufkraft und Gütererwerbtendenz der reichen 
Bourgeoisie, der mit Assignaten resp, Gütern entschädigten 
Staatsgläubiger, so können wir uns leicht denken, worauf sich 
hauptsächlich Kovalevskijs induktives Verfahren gestützt ^habe, 
zu welchem, leider, beim gegenwärtigen Zustande der historischen 
Statistik, jeder Geschichtsforscher Zuflucht nehmen muss. Die 
von Lucickij vorläufig veröffentlichten statistischen Tabellen, 
die ein sehr beschränktes Gebiet umfassen, ja in ihren aller- 
wich tigsten Partien nur einige vereinzelte Gemeinden berück- 
sichtigen, können nichts weniger als zur Lösung der grössten- 
teils offenen Frage beitragen. Und doch scheint Prof. Lucickij 
mit diesen seinen Beweisen, die von ihm vertretene, wie es 
scheint, Prof. Kovalevskij entgegengesetzte Ansicht bestätigen 
zu wollen! Daher mag wohl der letztere vorläufig Recht haben, 
wenn er sich dagegen entschieden verwahrt: „die von Prof. 
Lucickij aufgestellte Fra^e kann nicht durch Berufung auf 
Hunderte von veräusserten Grundstücken, deren Erwerber Bauern 
gewesen wären, gelöst werden" (11, 216). Prof. Lucickijs vor- 
läufige wissenschaftliche „Missionsberichte'* scheinen auch in 
manch anderer Hinsicht etwas voreilig zu sein. Ich beschränke 
mich auf ein paar typische Beispiele. 

Eines der von Prof. Lucickij am genauesten und eingehend- 
sten untersuchten Dörfer ist Mons en Laonnais im Distrikte 
Laonnais. In der Tabelle 7 (IL Bericht, S. 418) finden wir die 
Angaben für die „Verteilung des Grundeigentums zwischen den 
Ständen vor der Revolution" im obengenannten Dorfe in Pro- 
zenten: Gesamtgrundbesitz 364 Morgen (arpents); davon im 
Besitze des Adels 14,5 Proz., des Klerus 45,0 Proz., der Bour- 
geoisie 5,5, der Bauern 35,0, Summa 100 Proz. Diese Daten 
seien, wie der Verfasser mitteilt, dem Steuerverzeichnisse (röles 
des vingtiemes) entnommen (ebda. S. 416). Auf S. 435 — 436 
desselben 11. Berichtes heisst es buchstäblich: „Vor der Re- 
volution war, nach den röles des vingtiemes, das Grundeigentum 

rique*^) und „IL Bericht" (resp. die „Zeitschr. f. Sozial- und Wirtschafts- 
geschichte'*). 
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in diesem Dorfe (Mons en Laonnais) in folgender Weise zwischen 
den Ständen verteilt: der Adel besass ungefähr 53 arpents, der 
Klerus 89 arp., die Bourgeoisie ungefähr 169 arp., die Bauern 
58 arp." Also zusammen nicht 364 (wie auf Seite 418), sondern 
369. Und vergleichen wir diese Daten mit den Prozentangaben 
auf Seite 418 (Tabelle 7), so bekommen wir folgende Grund- 
besitzverteilung: Adel 14,5 Proz., ergo ca. 53 arpents; Klerus 
45,0 Proz., ergo 163,80 arp., nicht wie auf Seite 435 89; Bour- 
geoisie 5,5 Proz., ergo über 20 arp., nicht 169; Bauern 35,0 Proz., 
ergo über 127 arpents, nicht 58. Dieselben Daten finden sich 
auch im russischen Text (S. 36, 47)! 

Prof. Lucickij behauptet, er wäre der Entdecker der ganz 
unbekannten Steuerverzeichnisse, roles des vingtiemes: „j'ai de- 
couvert, relativement aux communes, toute une serie de descrip- 
tions agricoles ignorees jusqu'ici"* (I. Bericht, S. 80). Im zweiten 
Bericht (S. 401) heisst es: „Aus was für Bestandteilen bestand 
nun diese Dorfbevölkerung ... in welchen Quantitätsverhältnissen 
standen diese Gruppen zu einander etc.? Diese Fragen wurden, 
so viel ich weiss, nie in der historischen Litteratur untersucht, 
und die Quellen, welche für ihre Entscheidung erforderlich sind 
und welche ich soeben angedeutet habe, hauptsächlich die roles 
des vingtiemes et de capitation, wurden weder von französischen 
noch von anderen Geschichtsforschern benutzt." Zwar handelt 
es sich hier nicht um eine Frage, wie die, wem die Ehre der 
Entdeckung des Sauerstoffes gebühre, doch glaube ich auch 
diesen Punkt nicht unerwähnt lassen zu dürfen. Gesetzt sogar 
den Fall, dass kein Spezialforscher vor Lucickij vom Vorhanden- 
sein dieser so bekannten Steuerverzeichnisse gewusst 
hätte, so können wir uns doch nicht erklären, wie Prof. LufJckij 
diese Worte schreiben kann, da doch GimeP) viele Jahre vor 
ihm die roles des vingtiemes eingehend benutzt, da der franzö- 
sische Forscher Marion^) eine höchst wertvolle Studie darüber 
im Jahre 1894 veröffentlicht hatte. Und dabei sagt Prof. Lucickij 
selbst, dass Gimel die roles des vingtiemes benutzt hätte (II. 

^) BuUetin du comit6 des travaux historiques, 1890. 
*) Les roles du vingti^me dans le pays toulousain. Vgl. die Zeitschrift 
„La Revolution frauQaise^, vom 14. Nov. 1894, S. 406—424. 
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Bericht, S. 391). Marions thut er aber mit keinem Worte Er- 
wähnung. Und nun vollends will Prof. Lucickij auf Grund der 
von ihm untersuchten Steuerlisten von Bourgogne die Entdeckung 
gemacht haben, dass sich in der von mir im Departement Seine- 
et-Oise untersuchten unvollständige Angaben fänden, dass darin 
der Grundbesitzstand der Gewerbetreibenden, Handwerker, Tage- 
löhner, Witwen etc. nicht eingetragen wäre und ich folglich zu 
trügerischen Schlüssen kommen müsste (I. Bericht, S. 90). Was 
sich in den von Prof. Lucickij untersuchten Steuerlisten befindet, 
kann ich freilich nicht wissen, indess ich erlaube mix, mich gegen 
seine unbewiesene und unbeweisbare Behauptung zu verwahren, 
da sich in den von mir mit grösster Reserve benutzten 
Steuerlisten ^) die genauesten Angaben des Besitzes 
jedes Dorfbewohners befinden, ohngeachtet dessen, ob 
dies ein Acker oder ^/4 eines Hauses ist. Prof. Lucickij 
hätte doch etwas vorsichtiger mit seinen Behauptungen sein 
sollen ! 

Diesmal verzichte ich auf andere wichtige Fragen einzu- 
gehen. Die sehr nützlichen Arbeiten Prof. Lucickijs freudig 
begrüssend — betrat er doch die von mir genau angewiesene 
und eingehend motivierte historisch - statistische Bahn ! ^) — , 
konnte ich nicht umhin, bei der Besprechung des Werkes von 
Prof. Kovalevskij die Umstände nicht unerwähnt zu lassen, die 
doch den in seinen Aeusserungen höchst vorsichtigen Professor 
F. A. Aulard, einen der tüchtigsten und kompetentesten Revo- 
lutionsforscher, veranlassten, folgendes Urteil über Lucickijs 
zweiten Bericht zu fällen: „Oui, ces pages sont pleines; mais 
il faut avouer qu'elles sont parfois confuses, obscures. Fautes 
d'impressions, contradictions de detail, que d'obstacles arretent 
et rebutent le lecteur" (cf. die Revue „La Revolution franpaise", 
1898, Nr. 10, S. 374). Und dies schreibt Aulard, der den Russen 
ihre Verdienste um die Erforschung der französischen Sozial- 
geschichte gewöhnlich nicht hoch genug anschlagen kann! 

*) cf. meine Nationalgüterveräusserung, S. 99 u. fif. 

') Ebenda, S. 3—4, 7, 96 u. ff.; Revue d'6con. polit., o. c, S. 217. 
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Robert Allmers, Die Unfreiheit der Friesen zwischen Weser 
und Jade. Eine wirtschaftsgeschiehtliche Studie. Stuttgart 
1896 (Münchener volkswirtschaftliche Studien, herausgegeben 
von L. Brentano und W. Lotz, Stück 19). 

Seit dem Tode des hervorragenden Vorstandes des olden- 
burgischen Staatsarchivs W. Leverkus ist das oldenburgische 
Staatsarchiv in unverantwortlicher Weise bureaukratisch ver- 
steinert und steril, nicht einmal die weiteren von Leverkus 
bereits druckfertig bearbeiteten Bände des ausgezeichneten und 
in seiner Bedeutung bekanntlich weit über eine blos lokalhisto- 
rische Erscheinung hinausragenden Urkundenbuchs des Bistums 
Lübeck sind zur Publikation gebracht worden. Da müssen wir 
schon froh sein, dass es einem jungen Gelehrten ermöglicht 
wurde, durch archivalische Forschungen in dem oldenburgischen 
Archive unser Wissen über die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Nordseegestade zu bereichern. 

Da der Verfasser selber seinen Buchtitel sonderbar findet, 
so möchten wir anmerken, dass wir uns nicht befreunden können 
mit der Effekthascherei, die in doch nur halb zutreffenden 
Büchertiteln wie „Bauernbefreiung" und „Unfreiheit* liegt. 

Das Land zwischen Weser und Jade: Butjadingen und Stad- 
land, der alte Rüstringergau, gehört den Nordseemarschen an, 
die wohl ursprünglich — soweit Moore solches zuliessen — von 
auf dem Rande der Geest gelegenen Ansiedelungen aus und 
dann schon sehr früh von auf den erhöhten Packwerkbauten 



Digitized by VjOOQ IC 



128 Referate. 

der Wurthen gelegenen und später durch Deiche geschützten 
Einzelansiedelungen aus bewirtschaftet wurden, lieber die 
älteren Zeiten weiss uns der Verfasser natürlich nichts Neues 
zu berichten; er konstatiert auf Grund der früheren Forschungen 
für die Zeit vom 13. — 15. Jahrhundert die Existenz einer in 
rechtlicher und wirtschaftlicher Bethätigung freien und kräftigen 
Bauernrepublik. Dass aber das Nichtvorhandensein von Resten 
einer kommunistischen Agrarverfassung ein wesentlicher Vorzug 
gewesen sei, ist eine unbewiesene Meinung. Mit Beginn des 
16. Jahrhunderts vermochten die Bauern den benachbarten, sich 
auf Landsknechtsscharen stützenden Grafen von Oldenburg nicht 
Widerstand zu leisten, die in der Reaktionszeit des grossen 
Bauernkrieges auf der hohen Schule der märkisch-brandenburgi- 
schen Bauernunterdrückung bauernfeindliche Anschauungen ein- 
sogen und dann auch die Reformation benutzten zur Einziehung 
der Kirchen- und Gemeindeländereien, welche zur Unterhaltung 
von Kirchen und Schulen wie zur Deckung der Armenlasten 
und zur Aufbringung der schweren Deichlasten gedient hatten. 

Der Vorwurf eines historischen Quietismus kann dem Ver- 
fasser gewiss nicht gemacht werden. Wir vermissen aber bei 
ihm, wie häufig bei modernen Wirtschaftshistorikern, was wir 
von exakten quellenmässigen Forschungen verlangen: genügend 
Beweismaterial, das uns zu einer Nachprüfung der gezogenen 
Schlüsse in den Stand setzen soll. 

Wenn der Verfasser die von der gräflichen Gewalt statuirte 
Unteilbarkeit der bäuerlichen Besitzungen, wie das Veräusserungs- 
und Verpfändungs verbot aus der Absicht der Herabdrückung 
der Bauern erklären will, so geht er u. E. fehl. Durch Teilung 
der Höfe und Abverkauf von Land wäre das wirtschaftliche 
Niveau der Bauerschaft schwerlich gehoben worden, denn es bleibt 
— zumal der Verfasser alle Beweise vermissen lässt — mehr 
als zweifelhaft, ob die notwendige Spannfähigkeit, doppelt not- 
wendig wegen der Deichlasten, erhalten geblieben wäre, und ob 
die Inteusität der Bewirtschaftung und der Reinertrag der bäuer- 
lichen Betriebe bei den bereits vorhandenen Investirungen irgend- 
wie dadurch gefördert worden wäre. Unter vielen Verhältnissen, 



Digitized by VjOOQ IC 



Referate. 129 

wir glauben dazu die vorliegenden rechnen zu müssen, ist das 
Teilen der Besitzungen und Betriebe unter eine gewisse Grösse, 
die natürlich nicht überall gleich ist, durchaus unwirtschaftlich ; 
nur eine dogmatische Lehrmeinuug kann das Anerbenrecht ohne 
weiteres und generell als schädlich verwerfen. 

Die Behauptungen des Verfassers, dass eine rationelle Vieh- 
zucht eine höhere Intelligenz verlangt als der rationelle Körner- 
bau und dass grössere Indolenz von der Viehzucht zum Körnerbau 
führt, sind wie der behauptete Maugel an Betriebskapital eben- 
falls unbewiesen, üeberzeugend dagegen wird der Missbrauch 
der Gerichtsgewalt in eigener Sache uns vorgeführt, während ein 
bauernfeindlicher Einfluss des Römischen Rechts im 16. Jahrhun- 
dert auch in norddeutschen Gegenden durchaus nicht allgemein 
negiert werden darf. Die Schilderung der Bildung von landwirt- 
schaftlichen Grossbetrieben im 16. Jahrhundert und die weitere 
Herabdrückung der Bauern noch im 17. Jahrhundert ist anschau- 
lich, wir vermissen indessen ein befriedigendes Eingehen in die 
landwirtschaftliche Technik und deren Wandlungen, wie betreffs 
Wirtschaftssystem, Ertrag der einzelnen Wirtschaftszweige und 
Früchte. So ist es z. B. ganz natürlich, dass der Viehdurch- 
futterungspflicht leichter ein Widerstand der Verpflichteten er- 
folgreich entgegentreten konnte als der Leistung von Hand- und 
Spanndiensten. Ohne eine genaue Kenntnis auch der tech- 
nischen und rein privatwirtschaftlichen Verhältnisse lassen sich 
die volkswirtschaftliehen Zustände nun einmal ebensowenig in 
der Vergangenheit wie in der Gegenwart verstehen, und die 
sogenannten Gesetze in der Volkswirtschaft erleiden — be- 
kanntlich sollte man sagen können — gar viele Ausnahmen. 

Wenn 1672 Abstand genommen wird von den erst neu ge- 
forderten Auflagen und man sich mit dem begnügt, was man 
überhaupt erhalten kann und von Geldleistungen zu Natural- 
diensten rückwärts revidiert (pag. 119) und wenn man 1686 
gar wieder versucht den Geldzehnten um die Hälfte zu erhöhen 
und 1692 und 1693 auf dieser Erhöhung besteht, so vermögen 
wir darin nicht, wie der Verfasser, den Beginn einer Bauern- 
befreiung zu erblicken. Mag gewissen Worten aus 1672 immer- 

Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VIT. 9 
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hin die Erkenntnis der Un Haltbarkeit der wirtschaftliehen Zu- 
stände bereits zu Grunde liegen, für eine „Inaugurierung neuer 
wirtschaftlicher und sozialpolitischer Massnahmen" giebt uns der 
Verfasser leider keine Beweise. Die wenigen Sätze (pag. 122), 
die das Ende des 17. und das ganze 18. Jahrhundert abthun, 
sind unbegründete optimistische Behauptungen, die wir bis zum 
Gegenbeweis für unzutreffend halten. Aber im 19. Jahrhundert, 
seit Napoleons Säuberung des feudalen Augiasstalles, wird die 
Agrarreform Thatsache. 

Wenn der Verfasser zum Schluss den fortschrittlichen Geist 
und die liberalen Ideen preist, so müssen wir ihn doch darauf 
hinweisen, dass er uns nur die Bauern aber nicht — die 
anderen geschildert hat; und doch ist blos der kleinere Teil 
der Bevölkerung so glücklich Marschbauer zu sein! 

Bern. G. H. Schmidt. 
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Recht und Gericht im Jahre 1500. 

Eine vergleichende sozialgeschichtliche Skizze. 

Von 

Kart Breysig. 



2. Das Bürgerliche Recht. 

Ihering hat sein grosses rechtsphilosophisches Werk geist- 
voll, aber mit einiger souveräner Willkür Zweck im Recht ge- 
nannt. Er will damit sagen, dass das Recht, wenn anders es 
diesen Namen verdienen wolle, niemals um seiner selbst willen 
da sein dürfe, sondern immer einen ausser ihm liegenden Zweck 
verfolgen müsse. Man sieht, diese Deduktion ist unanfechtbar, 
aber etwas dünn und blass, denn man fragt unwillkürlich, 
welcher Art denn nun diese dem Rechte gesetzten Zwecke seien. 
Der Soziologe >vird keinen Augenblick zögern, diese Frage dahin 
zu beantworten, dass alle diese Absichten und Ziele, welcher 
besonderen Art sie auch sein mögen, jedenfalls eine gemeinsame 
Eigenschaft haben lüüssen: es können keine anderen als soziale 
sein. Denn die ursp üngliche Absicht der primitivsten Rechts- 
vorschrift, wie die letzte Ausgestaltung einer ganz komplizierten 
und differenzierten Rechtsordnung, ja der Endgedanke alles Rechts 

Zeitschrift für Social- und Wirthichaftsgeschichte. VII. 10 



Digitized by VjOOQ IC 



132 Kurt Breysig: 

Überhaupt ist die Herstellung von Beziehungen zwischen den 
Menschen, also von assoziativen Verhältnissen. Das Recht bän- 
digt und bezwingt den souveränen Eigenwillen des Einzelnen und 
unterwirft ihn den Satzungen einer Genossenschaft. Das Recht 
an sich ist einer der stärksten Triumphe des sozialen Instinkts 
der Menschen, es bedeutet a priori Band und Fessel des Indi- 
viduums. Alle Rechtswissenschaft ist, recht betrieben, nur an- 
gewandte Soziologie. 

Jedes Recht ist seinem innersten Wesen nach Frieden 
schaffend. Indem es den Rechtsstreit erfindet, will es aber 
den Streit beseitigen: es giebt dem Kampf zwischen den Indi- 
viduen und eventuell auch zwischen den Körperschaften eine 
friedliche Form und ist auch deswegen seinem Charakter nach 
assoziierend; gewiss, auch aller Zwist und der Krieg selbst ist ein 
Phänomen des sozialen Prozesses, doch die grössere Fülle sozialer 
Beziehungen entsteht im Frieden. 

Auch die Gewalten, die das Recht setzen und seine Be- 
folgung wahren, sind durchaus sozialer Natur; es sind eben die 
grossen Gemeinschaften, zu denen die Menschen sich zusammen- 
finden, um gemeinsam gewisse, ihnen besonders am Herzen 
liegende Lebenszwecke zu erreichen. In den für die eigentlich 
historische Betrachtung zunächst und fast allein in Betracht 
kommenden Epochen ist es nicht ganz ausnahmslos, aber der 
überwiegenden Regel nach der Staat, die mächtigste und best- 
organisierte dieser sozialen Einungen. Er drängt die anderen, 
zur Rechtsschöpfung allenfalls auch berufenen Körperschaften, 
Familie, Stand, Klasse, wie auf sehr vielen anderen Gebieten 
des sozialen Lebens, so auch auf diesem beiseite, weil er der 
Stärkere ist. Die Erzwingbarkeit der einmal gegebenen Satzung, 
die im Grunde ein integrierender Bestandteil jedes idealen Rechtes 
ist, kann er am ehesten garantieren, wenn auch — wie auf 
diesen Blättern oft genug darzulegen sein wird — durchaus 
nicht immer. 

Trotz dieser politischen Natur fast allen Rechtes, von dem 
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die Geschichte zu erzählen weiss, liegt indessen die Bedeutung 
des Rechtes für die Sozialgeschichte weit mehr in der Auf- 
klärung, die es über das nichtstaatliche Leben der Völker ge- 
währt. Mit der wundervollen Plastik, die unsere ältere Rechts- 
sprache auszeichnet, hat das Deutsch des Mittelalters die 
Rechtsbücher der Zeit Spiegel genannt und redet vom Sachsen- 
spiegel und vom Schwabenspiegel. Der innere Sinn dieser Be- 
zeichnung ist sicher der, dass ein Rechtsbuch seinen Kennern 
eine Richtschnur, eine Regel des Lebens darbieten solle; das 
Wort will das Recht als das Vorbild, als den Erzieher, als das 
Gewissen seines Volkes kennzeichnen. Der Historiker aber wird 
in einem Gesetzbuch noch in anderer Beziehung einen Spiegel 
der Nation sehen, die es sich gegeben hat: es ist ein Spiegel 
der Menschen, insofern es ein Bild von ihrer Lebensauffassung, 
von ihrem sittlichen, ihrem sozialen Verhalten giebt. Denn 
gewiss ist ein Recht bestimmt, ein Ideal zu entwerfen, das wirk- 
liche Leben wird oft von ihm abweichen, hinter ihm zurück- 
bleiben. Aber den Gesetzgebern wohnt nicht wie den Urhebern 
religiöser Satzungen die Absicht inne, ein Ziel zu stecken, das 
kaum oder nie erreichbar ist, sondern sie legen das Handeln eines 
nach ihrer Meinung rechtschaffenen Mannes zu Grunde. Und 
da ein irgend entwickeltes Recht alle Beziehungen des wirt- 
schaftlichen wie des rein sozialen Verkehrs sich einzuverleiben 
pflegt, so spiegelt es in der Regel die gesamte Lebensanschauung 
eines Volkes wieder. Und da es ferner auch in seinen gröbsten 
und greifbarsten Bestimmungen sittliche Prinzipien zur Geltung 
bringt, so offenbart es die tiefsten Herzensgeheimnisse eines 
Zeitalters, eines Volkes. Man redet oft von der Notwendigkeit 
einer Sitten-, einer Sittlichkeitsgeschichte der Völker, und deren 
Aufgaben gehören sicherlich zu den vornehmsten Gegenständen 
einer universalen Kulturgeschichte. Aber die bei weitem um- 
fassendsten und zugleich authentischsten Dokumente für solche 
Forschungen bieten die Rechtsvorschriften der Völker dar. In 
allen Zeiten mit armer und mangelhafter Geschichtsüberlieferung 

10* 



Digitized by VjOOQ IC 



134 Kurt Breysig: 

werden sie in der Regel die einzigen sein ; aber auch später bei 
reicher entwickelter Tradition pflegen die Menschen ihre eigent- 
liche Meinung über sittliches Verhalten nirgends so unverhüllt 
niederzulegen wie in ihren Rechtsvorschriften. Gewiss, man 
heuchelt auch da oder man spannt in der ehrlichen Absicht, 
einen sittlichen Fortschritt herbeizuführen, die Forderungen höher, 
als der Durchschnitt der wirklichen Leistungen erlaubt, aber man 
treibt nie so viel gut gemeinte oder wirkliche Hypokrisie wie 
in kirchlich -religiösen Geboten. Und den unverfälschtesten 
Aktenstücken der Sittlichkeitsgeschichte, Autobiographien, Tage- 
büchern und Briefwechseln steht das Recht zwar nach an In- 
timität, sie schliessen noch tiefer im Innern gelegene Gemächer 
der Seele auf; aber sie sind einmal weit weniger umfassend, 
sodann subjektiver, individueller und deshalb weniger allgemein 
gültig als das Recht. Die Sitten und Bräuche des täglichen 
Lebens aber, die manchem als das einzige Objekt der Moral- 
geschichte gelten, bieten gewiss allerlei charakteristische Daten, 
aber sie sind mehr Symptome und zwar zuweilen recht ober- 
flächliche und nicht eben bedeutende der Sittlichkeit, als dass 
sie zu denjenigen ihrer Manifestationen gehörten, auf die es an- 
kommt. Ohne die Hilfeleistung der Rechtsgeschichte würden 
beide Nachrichtenmassen dem Historiker wenig ausreichende 
Quellen gewähren. 

Nun aber ist offenbar, dass bei den verschiedenen Nationen 
der Geist der Gemeinschaft, die sich so in ihrem Rechte spiegelt, 
auch in ihm seine Eigenart und Besonderheit ausdrücken muss. 
Wohl liegt die Idee nahe, dass die auch bei stark fortschreitenden 
Völkern in so vielen Stücken ähnliche gesamtsoziale Entwickelung 
auch der Rechtsgeschichte eine ähnliche Richtung geben muss. 
Hält nun gar die Völker, die man. vergleicht, ein Band 
gleicher Rasse und annähernd ähnlicher Kultur zusammen, so 
wird man noch mehr geneigt sein, von vornherein einen gewissen 
Parallelismus anzunehmen. Aber die ganz besonderen, in ge- 
wissen Stücken einzigartigen Prozesse, in denen die allgemeine, 
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innere und äussere Geschichte eines Volkes verläuft, prägen selbst- 
verständlich diesem Produkt seines sozialen Lebens ein beson- 
deres Gepräge auf; man wird in jedem einzelnen Falle Analogie 
und Besonderheit sorglich scheiden müssen. Mehr aber noch 
fällt vielleicht, wie bei aller vergleichenden Geschichte, ins Ge- 
wicht, welche Entwickelungsstufe ein Volk zu der in Betracht 
kommenden Zeit erreicht hat, denn gerade jener Parallelismus 
erweist sich vielleicht in der Aehnlichkeit der Aufeinanderfolge 
verschiedener Stadien am ehesten. Aber er wird auch nur dann 
nachzuweisen sein, wenn man diese Analogien der Entwickelungs- 
chronologie ins Auge fasst, die eben deshalb um so wichtiger 
sind, weil sie mit der Chronologie der Jahreszahlen oft so ganz 
und gar nicht zusammenfallen. Eben wie die Menschen, so 
wachsen und reifen auch die Völker in ganz verschiedenem 
Tempo: die vergleichende Universalgeschichte weist genug Bei- 
spiele nach, wo zur selben Zeit mannesstarke, jugendliche, kind- 
lich unreife und greisenhaft verfallene Nationen in einem terri- 
torialen Bezirk neben einander leben. 

Für den Versuch, der hier unternommen werden soll, eine 
vergleichende Skizze von dem Rechtszustand der germanisch- 
romanischen Nationen zu Ausgang des Mittelalters und beim 
Anbruch der neueren Zeit zu geben, kommen nun diese beiden 
Momente in gleichem Masse in Betracht. Die soziale Entwickelung 
und mit ihr das Recht in dieser Völkerfamilie war auf dem ge- 
meinsamen Boden des germanischen Altertums erwachsen, aber 
die Reste der romanischen Bevölkerungen, die namentlich im 
Süden, sehr stark waren, und die innere Gewalt der unvergleich- 
lich viel reiferen, überreifen Kultur des Römertums, die in einem 
noch viel weiter nach Norden reichenden Bezirk die unerfahrene 
Jugend der Germanen übermässig beeinflusste, haben hier von 
Anfang an eine Kreuzung ebensowohl der nationalen Besonder- 
heiten wie der Eigenarten zweier ganz verschiedener Entwicke- 
lungsalter entstehen lassen. Und die Verflechtung dieser ganz 
divergenten Entwickelungsreihen ist dadurch noch mehr kompli- 
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ziert worden, dass der römische Einfluss die einzelnen Rechts- 
gebiete zu ganz verschiedenen Zeiten erreicht hat und dass die 
originäre germanische Rechtsgeschichte inzwischen auch nicht 
überall gleichmässig verlaufen war, sondern sich nach den ein- 
zelnen Ländern in vielen Stücken differenziert hatte. 

Der sehr summarische Versuch dieser Blätter wird der 
Schwierigkeiten, die sich ihm bei der notwendigen historischen 
Analyse der um 1500 bestehenden Rechtsmassen solchergestalt 
darbieten, gewäss nur zum Teil Herr werden, umsomehr, als 
weder die ältere nationale, noch die neuere vergleichende Rechts- 
geschichte sich um diese Probleme viel gekümmert hat. Aber 
soll er überhaupt unternommen werden, so wird hier zuerst die 
Eigenart der beiden grossen Rechte, auf denen die Rechtsbildung 
des neueren Europa als auf den sie konstituierenden Faktoren 
beruht, in aller Kürze überblickt und nebeneinandergestellt werden 
müssen : zuerst immer, wie billig, das in doppeltem Sinne ältere, 
nämlich weit früher entstandene und weit länger gereifte, das 
römische, dann das autochthone, germanische. Und von den ver- 
schiedenen Zweigen, die die nationale Differenzierung der Völker 
germanischen Stammes bis zum Ausgang des Mittelalters am 
Baum des ursprünglich einheitlichen Rechtes hat emporschiessen 
lassen, soll zu diesem systematischen Vergleich nur der eine, 
der deutsche, herangezogen werden. Wie sich die anderen na- 
tionalen Rechtsentwickelungen dazu verhalten, wird erst nachher 
darzulegen sein. 

Warum ist das Recht der Römer ein so grosser und starker 
Organismus geworden, dass es in der universalen Rechtsgeschichte 
das aller andern Völker überschattet? Doch wohl, weil im 
Geiste, wie in der Entwicklung dieser Nation zwei Voraus- 
setzungen zusammentrafen, die in dieser klassischen Vollendung 
und in dieser Kombination nie vorher sonst sich gefunden haben: 
ein ausgeprägter Trieb zur Macht, zum Herrschen und eine 
ebenso ausgesprochene Neigung zu verstandesmässig logischer 
Betrachtung der äusseren Dinge. Es sind zwei ganz verschiedene 
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Faktoren, denn der eine ist sozialer, der andere geistiger Natur: 
aber eben diese Konjunktur entspricht dem Wesen des Rechts. 
Denn ein Recht, das nicht nur ein Notbau ist, wie es wohl 
das griechische gewesen sein mag, sondern ein festgegründetes, 
wohl gegliedertes Gebäude, kann nur da entstehen, wo man ein- 
mal den sozialen und materiellen Beziehungen, die zu regeln es 
bestimmt ist, ein leidenschaftliches Interesse entgegenbringt und 
wo, zum zweiten, ein organisierender, d. h. ebensowohl zer- 
teilender als zusammenfassender Verstand Lust daran findet, in 
das Gewirr dieser zumeist rein thatsächlichen Verhältnisse und 
Vorschriften Ordnung und Uebersicht zu bringen, ja wo die Lust 
am Recht-Setzen gar dazu führt, diese Verhältnisse und Vor- 
schriften noch über das von der Praxis selbst gegebene Bedürfnis 
hinaus differenzierend und bestimmend immer feiner und systema- 
tischer auszugestalten. 

Diese beiden Bedingungen aber hat das römische Volk von 
früh an in höherem Masse erfüllt, als alle ihm verwandten 
Nationen auf ganz gleicher Entwicklungsstufe. Es hat an seinem 
Staatswesen diesen ordnenden Sinn bewährt, der eine merk- 
würdige Kombination von praktischen und geistigen Elementen, 
von Wissenschaft und Politik oder Oekonomie — das Staatsrecht 
ist eine römische Erfindung — , aber es hat ihn ebenso früh . 
auch auf die Gebiete sozialer Beziehungen übertragen, die mit 
dem politischen Leben wenig oder nichts zu schaffen haben, 
sondern die ganz und gar privater Natur sind und von denen 
in diesem Zusammenhang allein gesprochen werden soll. Denn 
so sicher und stark wie der Römer als Staatsmann herrschen 
und erobern wollte, so fest und zäh wollte er auch als Privater 
besitzen und erwerben. 

1. Wirtsehafts-Recht. 

A. Römisches. 

Von den drei grossen Gruppen, in die sich alles Privatrecht 
zunächst auflösen lässt, dem sozialen Recht im engeren Sinne, 
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d. h. dem Personen- und Familienrecht, dem ökonomischen Recht, 
d. h. dem des Besitzes, des Eigentums und der Verpflichtungen, 
und endlich den Vorschriften, die für einen besonderen Fall 
diese beiden Rechte kombinieren, den erbrechtlichen, tritt in 
dem System der römischen Rechtsgeschichte die wirtschaftlich 
mächtigste, die vorwiegend ökonomische in den Vordergrund. 

Und schon in den Hauptkategorien, in die es dies Recht 
zerlegt, offenbart es die eine von seinen charakteristischsten Eigen- 
schaften, seine Begriflfe bildende und scheidende Kraft. Die 
Unterscheidung von Besitz und Eigentum, d. h. faktischer und 
rechtlich begründeter Sachbeherrschung lässt schon an der 
Schwelle des römischen Rechts erkennen, von welcher Logik 
dieses System erfüllt ist. Aber ebenso bezeichnend ist diese 
selbe ganz generelle Unterscheidung für den sozialen Geist 
dieses Rechts. Denn so sehr sich die gesamte Formulierung 
der Idee des Besitzes auch dagegen verwahrt, ihn mit seinem 
legitimen Schwesterinstitut, dem Eigentum, verwechselt zu sehen, 
so verfolgt doch die ganze Lehre den Zweck, den Besitz als 
solchen auch da, wo er sich nicht auf Eigentum, d. h. auf einen 
Rechtsgrund der Sachbeherrschung, stützen kann, zu schützen, ja 
ihn selbst dann gegen Störung vorläufig sicher zu stellen, 
wenn diese aus einem Recht auf die Sache abgeleitet wird. 

Dass das römische Recht so verfährt, könnte zunächst auf 
einen Grund allgemeiner Staatsraison zurückgeführt werden; man 
könnte annehmen, dass es, um Frieden und Schutz gegen jede, 
auch die legitimste Selbsthilfe zu schaffen, so entscheide. Aber 
die entscheidende Ursache liegt wohl tiefer: man wollte — 
wenigstens im späteren Verlauf der Geschichte dieses Instituts — 
das besitzende Individuum schützen, man wollte den Herrscher- 
willen der Persönlichkeit respektiert haben. Und auch damit 
ist nur zum ersten Male die Manifestation eines Grundzuges 
dieses Systems nachgewiesen: seine starke Neigung, für den 
Einzelnen als solchen einzutreten, die Unantastbarkeit seiner 
Machtsphäre zu schützen, wo immer und so weit es nur angeht, 
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und ihr nur da Grenzen zu setzen, wo das Recht selbst und 
sein Reich zu herrschen beginnt. Der Einzelne soll in seinem 
subjektiven Rechte — denn als solches gilt für den Augenblick 
auch der unrechtmässige Besitz — gegen jeden Eingriff geschützt 
werden, der sich anderer, als der im Recht selbst dargebotenen 
Mittel bedient. 

Wenn man dann zu der Unterscheidung des Besitzes vom 
Eigentum auch noch die Detention, d. h. das nackte Innehaben 
ohne einen Herrschaftswillen über die Sache, vom Besitz ab- 
trennte, so war damit eine für viele Grenzverhältnisse zweck- 
mässige, doch materiell nicht weiter grundlegende Begriffsbildung 
gegeben. Um so stärker aber tritt eine solche hervor, wo das 
System nun zum Eigentum selbst übergeht. Auch hier treten 
die beiden Elemente, von denen noch eben die Rede war, als 
konstituiernde Faktoren des einzelnen Rechts auf das deutlichste 
hervor: die vom Staat peinlich geachtete und geehrte Macht des 
Einzelnen, zugleich aber auch die ebenso grundsätzliche Forderung, 
dass ihm solche Rechtswohlthat nur dann widerfährt, wenn er 
seine Macht in den dem Staate genehmen und vou Ihm gebotenen 
und regulierten Formen ausüben will. 

Zunächst zeigt sich der Respekt des Staates vor dem Eigen- 
tum darin, dass er und sein Recht nur ganz wenige Fälle kennen, 
in denen er es durchbrechen lässt: religiöse und die notdürftigsten 
Verkehrsinteressen sind neben geringfügigen baupolizeilichen 
Vorschriften für Stadthäuser und einigen nachbarrechtlichen 
Bestimmungen die einzigen Gründe, aus denen das römische Recht 
eine Beeinträchtigung des Eigentums zulässt. Und es ist cha- 
rakteristisch, dass es schon sehr früh, in den zwölf Tafeln z. B., 
mit skrupulöser Peinlichkeit festsetzt, dass der Grundeigentümer 
gehalten sei, dem Nachbarn das Auflesen solcher Früchte zu 
gestatten, die von dessen Bäumen heruntergefallen seien, und 
dass späterhin das prätorische Recht diese Befugnis dahin be- 
schränkte, dass der Nachbar nur jeden zweiten Tag kommen 
dürfe, um Fallobst und dergl. aufzuheben. 
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Dass es aber dem Geist des römischen Rechts nicht nur 
entsprach, das Individuum im Verhältnis zur Gesamtheit und zu 
andern Personen zu schützen, sondern dass es eine schlechthin 
individualistische Vorliebe für den Einzelnen als solchen zeigte, 
erweist die Lehre vom Miteigentum sehr deutlich. Dies System 
bevorzugt nämlich den Einzel-Eigentümer offenbar und lässt 
zwar ein Miteigentum mehrerer zu, aber es trägt durch seine 
äusseren Bestimmungen nicht eben dazu bei, das Gefühl der 
Solidarität, das ein solches Verhältnis zur Voraussetzung hat, 
irgend zu stärken, sondern ist vielmehr in sehr antisozialem, 
ungenossenschaftlichem Sinne darauf bedacht, jedem von den 
mehreren Einzelnen, unter die sich das Eigentum teilt, möglichst 
viel Macht auf Kosten der anderen zuzusprechen und vor allem 
es ihm zu erleichtern, aus solch einem, dem Rechte augenschein- 
lich nicht recht sympathischem Verbände auszuscheiden. Denn 
es erlaubt jedem der Miteigentümer, auf eigene Hand über die 
Sache zu verfügen, und reserviert ihnen das Recht, jederzeit die 
Auflösung der Gemeinschaft, die Teilung des Eigentums zu ver- 
langen. 

Den Eigentümer zu schützen ist das römische Recht dagegen 
sehr bereit und hat ein ganzes System von Klagen ausgebildet 
— denn es liebte es, sehr kasuistisch für möglichst viele 
Eventualitäten besonders fest ausgeprägte Formen des Rechts- 
streits auszubilden. Die eine Hauptgruppe von ihnen, unter 
dem Namen vindicatio rei zusammengefasst, hat die Fälle völliger 
Besitzentziehung im Auge und sieht nicht nur vollkommene 
VTiederherstellung des Besitzes, sondern auch die Erstattung aller 
etwa inzwischen dem rechtmässigen Eigentümer verloren ge- 
gangenen Früchte vor. Um nun wiederum den unrechtmässigen, 
aber vielleicht gutgläubigen Besitzer nicht allzu hart zu treffen, 
hat das Gesetz auch zu seinen Gunsten ein ganzes Netz von 
Einwendungen und Abzugsbefugnissen ausgeklügelt. Eine zweite 
Gruppe von Klagen aber, negatoria actio geheissen, schützt den 
Eigentümer ebenso bedachtsam gegen Beeinträchtigungen seines 
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Rechts, die, von geringerem Umfang, seine Ausübung nur ein- 
schränken, nicht völlig unmöglich machen. Und um dem Eigen- 
tümer die Beweislast, die in derartigen Prozessen ihm freilich 
zufällt, nicht allzusehr zu erschweren, setzt es fest, dass er nicht 
gehalten ist, alle Ursprünge seines Eigentumsrechts zu erweisen, 
sondern es begnügt sich mit dem Nachweise längeren ununter- 
brochenen Besitzes; ja, es gestattet, falls diese Frist noch nicht 
abgelaufen ist, die Publiciana in rem actio, d. h. die blosse 
Deduktion, dass er, der Eigentümer, überhaupt einmal besessen 
habe. Doch um auch in diesem Falle den angegriffenen Besitzer 
zu schützen, ist eine Anzahl entgegengesetzter Kautelen zu seinen 
Gunsten geschaffen, insonderheit ist diesem selbst wieder die 
Eigentumsklage vorbehalten. 

Dieselbe Hochachtung des Staates vor dem privaten Eigen- 
tum spricht aus den feierlichen Formen, mit denen in den älteren 
Zeiten der römischen Rechtsentwicklung die Uebertragung und 
Neubegründung des Eigentums umkleidet war. Der historische 
Ursprung dieser Förmlichkeit war freilich entgegengesetzter, 
sehr unindividualistischer Natur, er geht auf die Zeiten zurück, 
da noch fast alles Eigentum Staatseigentum war, aber dass sie 
auch später beibehalten wurde, da von solchem Kommunismus 
kaum noch eine Spur übrig geblieben war, entsprach nur dem 
hohen Werte, den man dem Recht des tlinzelnen auch auf diese 
äussere Weise aufprägen wollte. So geschahen denn nicht nur 
die Ueberweisungen aus öffentlichem in privates Eigentum und 
umgekehrt, wie vor alters, noch lange durch einen offiziellen, 
magistratischen Akt, sondern auch Eigentumsübertragungen unter 
Privaten. Und selbst die rein private Form der Uebermachung 
von Eigentum, die neben der letzteren gerichtlich vollzogenen, der 
in jure cessio, aufkam, trug noch einen äusserst zeremoniellen 
Charakter. Die Mancipation, wie man sie hiess, musste vor 
fünf Zeugen und einem Waagehalter vollzogen werden. Die 
einzige faktische und nicht formelle Eigentumserwerbung, die das 
ältere und mit ihm das neue Recht zuliessen, war die Ersitzung, 
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eben jene Usukapion, die, wie wir sahen, im Eigentumsprozess 
eine so grosse Rolle spielt und die deshalb mit mancherlei 
Kautelen sowohl zu Gunsten des Ersitzenden wie eines etwa 
geschädigten wirklichen Eigentümers ausgestattet wurde. 

Als im Laufe der Zeit diese formalen Eigentumsübertragungen 
untergegangen, obsolet geworden waren, war man doch mit grosser 
Sorgfalt darauf bedacht, die faktische Eigentumsübertragung, die 
man nun allmählich allgemein zuliess, an gewisse Voraussetzungen 
zu knüpfen, die sie über die blosse Besitzübermachung hinaus- 
hoben, sie schwieriger, aber auch sicherer als diese machten, 
Man verlangte vor allem den nachweisbaren Willen zur Eigen- 
tumsübertragung bei beiden Beteiligten als „rechte Ursache" und 
deren Rechtsfähigkeit. Selbst die Eigentumserwerbung an herren- 
losen Sachen, die Okkupation, wurde mit besonderen Schutz- 
regeln gegen UebergriflFe, aber auch gegen die Anzweifelung der 
so erworbenen Rechte umgeben. Aber wie eifrig man auch in 
dieser Materie auf den Schutz des Einzelnen bedacht war, er- 
weist sich bei den Vorschriften über den Eigentumserwerb, der 
durch Verbindung zweier Sachen herbeigeführt ist, also etwa 
dadurch, dass Steine des A. in ein Haus des B. eingemauert sind. 
Man hat bei dieser an das Miteigentum erinnernden Lehre 
ebenso skrupulöse, ja noch eingehendere Bestimmungen auf- 
gestellt, um die Rechte beider Partizipierenden sicher zu stellen, 
man hat hier Konfusion, Accession, Specification, d. h. trennbare 
und untrennbare Vereinigung und Verfeinerung, Verbesserung 
eines Stoffes durch eines anderen Arbeit, unterschieden, dann 
entsprechend der Verbindung von zwei Sachen, die ver- 
schiedenen Eigentümern gehören, hat man auch die Möglichkeit 
ins Auge gefasst, dass integrierende, aber abtrennbare Teile einer 
Sache umgekehrt von einander geschieden werden und nun zwei 
verschiedenen Eigentümern zufallen sollen; man hat auch diese 
Materie, die namentlich durch den Fruchterwerb des Pächters, 
des Emphyteuta, wichtig wird, mit grosser Feinheit geordnet. 

Man sieht schon an diesen ersten Beispielen, wie logisch 
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das System des römischea Privatrechts sich aufbaute, und dass 
es nicht im mindesten sich genügen Hess, wie wohl einfachere 
Rechte gethan haben, sich dem Bedürfnis des Lebens anzupassen, 
sondern wie es das fein filierte Netz seiner Begriifsscheidungen 
auf die einfachsten Rechtsakte breitete und sie dadurch nicht nur 
logisch, sondern auch praktisch vielfach zerlegte. Nur in einem 
Punkte wird dieser Reichtum, der hier und da wohl selbst in 
einen embarras de richesse ausartet, durch auffällige Armut ab- 
gelöst: bei der Behandlung der nicht quantitativen, sondern 
qualitativen Einschränkungen des Eigentums, namentlich des 
Grundeigentums. Hier, wo das germanische Recht eine strotzende 
Fülle der mannigfaltigsten Rechtsverhältnisse aufweist, finden 
sich im römischen nur zwei spärliche Institute, das der Super- 
ficies für den städtischen und das der Emphyteuse für den länd- 
lichen Grundbesitz. Aber der Grund dafür ist gewiss nicht in 
dem Mangel an konstruktivem Recht bei den Juristen und an 
rechtsbildender Phantasie bei der Praxis zu suchen, sondern in 
dem übergrossen Drange der römischen Jurisprudenz, nur ganz 
klare Rechtsbeziehungen zu schaffen, und mehr noch in der auch 
hier durchbrechenden Sorge, vor allem das Prinzip des privaten 
Eigentums nirgends alterieren oder durch allzu ungewisse Ueber- 
gänge modifizieren zu lassen. Und vollends hassenswert wären 
einem römischen Juristen vermutlich die zahlreichen Vermengungen 
persönlicher und dinglicher Abhängigkeit erschienen, die die 
germanischen Rechte mit so liebevoller Sorgfalt ausgebildet haben. 
Man war früh vielmehr auch hier so hart-konsequent wie nur 
möglich, um den Begriff des Eigentums in seiner vollen Aus- 
dehnung so oft als möglich aufrecht zu erhalten und ihn so 
selten als möglich durch Zwischenformen verdrängen zu lassen. 
Nur zu jenen beiden Konzessionen hat man sich verstanden, weil 
sie das Bedürfnis des wirtachaftlichen Verkehrs so forderte. Sie 
mögen übrigens den römischen Juristen auch widerwärtig genug 
gewesen sein; der beste Beweis dafür ist, dass gerade diese 
beiden Institutionen auch auffällig wenig ausgestaltet und zer- 
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gliedert worden sind. Die eherne Herrschaft der individuellen 
Rechte und insonderheit des Königs unter ihnen, des Eigentums, 
sollte möglichst wenig angetastet werden. 

Das Institut der Superficies nahm Rücksicht auf den Fall, 
dass auf einem Grundstück ein anderer als sein Eigentümer ein 
Haus errichtete. Es wahrte selbstverständlich dem Bodeneigen- 
tümer sein Recht, aber es gab auch dem Besitzer des Hauses 
eine besondere Befugnis an der Sache — jus in re, nämlich 
aliena, hiess man es — , die er auf fremdem Grund errichtet 
hatte. Diese Mischform des Eigentums hat sich allerdings schon 
sehr früh in Rom eingebürgert, die Verhältnisse der Stadt und 
die Neigung zu festeren als Mietswohnungen führten dazu, aber 
vielleicht hätte der strenge Geist des heimischen Rechts trotzdem 
nicht in diese Verletzung des blossen EigentumsbegriflFs gewilligt, 
wenn nicht auch hier wieder die ganz entgegengesetzten sozialen 
Interessen des frühen römischen Mittelalters den Boden für die 
spätere schroff- individualistische Entwickelung bereitet hätten. 
Wenn nämlich ursprünglich, wie angenommen wird, dem Staat 
aller Boden der Stadt gehörte, so kann das Hauseigentum der 
Privaten anfänglich überhaupt nur den Charakter der Superficies 
gehabt haben. 

Ganz ähnlich aber hat die analoge Form der ländlichen 
Eigentumsbeschränkung an eine kommunistische Staatsinstitution 
angeknüpft. Von dem sehr grossen Gemeinbesitz des römischen 
Volkes, dem ager publicus, hat man frühzeitig einzelne Stücke 
an Private ausgethan und hat diese Bodenparzellen Zoll- oder 
Zinsacker, agri vectigales, genannt, weil man von ihnen Abgaben 
für den Staat erhob. In diesem Verhältnisse aber war dem Ge- 
meinwesen das Eigentum durchaus vorbehalten, und da das In- 
stitut sich bei den italienischen Kolonen und in noch ausge- 
dehnterem Masse in den Provinzen weit ausbreitete, ist es auch 
in den Privatverkehr übergegangen: die Emphyteuse der Kaiser- 
zeit scheint von ihm ausgegangen zu sein. 

Man hat die Emphyteuse ganz ebenso wie die superficies 
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als jus in re, als Recht an fremder Sache interpretiert; doch 
ist der Eigentümer hier, dem besonderen Bedürfnis agrarischer 
Verhältnisse entsprechend, nie allzusehr bevorrechtet worden: 
es war ihm nur beim Besitzwechsel der — verkäuflichen — 
Emphyteuse ein Vorkaufsrecht gewahrt, und die Emphyteuse 
galt an sich nicht als auf Zeit beschränkt; der Emphyteut seiner- 
seits war nur gehalten, seinen Besitz nicht eigenmächtig zu de- 
relinquieren. Man sah offenbar im Emphyteuten, der, wie es 
scheint, der Regel nach zu erblichem Rechte auf seinem Gute 
sass, einen so privilegierten Rechtsinhaber, dass man seinen An- 
spruch dem Eigenthum näher stellte und es also auch höher 
achtete, als das des wirklichen Eigentümers. 

Viel bereitwilliger zu Konzessionen in Hinsicht auf den sonst 
so starr aufrecht erhaltenen Eigentumsbegriff war das römische 
Recht da, wo das Interesse des Eigentümers selbst eine Ein- 
schränkung seiner Rechte wünschenswert macht, wo er gegen 
zeitweilige Beschränkungen zeitweilig anderweitige Vorteile zu 
erlangen gedenkt. Es handelt sich um die Herstellung des 
Kredits in seiner schwerfälligeren, aber sichersten und deshalb 
wahrscheinlich auch ältesten Form, der des Sachkredits. Dass 
hier der Eigentümer, der durch Aufgabe von Rechten an seinem 
Eigentum sich Geld verschaffen oder sonstige wirtschaftliche Vor- 
teile für sich erlangen will, der Schuldner, also nicht nur in wirt- 
schaftlichem, sondern auch in rechtlichem Sinne der Hilfe- 
suchende ist, braucht nicht erwiesen zu werden. Und dem- 
gemäss ist denn auch die Rechtsentwickelung allmählich sehr 
weit gegangen, um Formen zu finden, die zu Gunsten des Eigen- 
tümers einem Andern erlauben dessen Eigentumsrecht einzuengen 
und abzuschwächen. 

Aber es ist interessant und für den Geist dieses Rechts, das 
80 ganz individualistisch stets für die Herrschaft des Einzelnen 
über sein Eigentum einzutreten bereit war, höchst charakteristisch, 
dass es sich auch zu diesen Zugeständnissen nur langsam und 
stufenweise herbeigelassen hat. Man sieht gleichsam sichtbar vor 



Digitized by VjOOQ IC 



146 Kurt Breysig: 

Augen, wie zähe es um die Aufrechterhaltung des Eigentums 
selbst da noch focht, wo es sich um das Interesse des Eigen- 
tümers handelte: es war royalistischer als der König. Selbst- 
verständlich machte sich auch die logische Schwierigkeit geltend, 
eine andere Form für das neue, in ganz alten Zeiten sicherlich 
noch gar nicht vorhandene Bedürfnis zu finden; aber wäre nicht 
jenes überwiegende sachliche Motiv gewesen, so hätte man wohl 
schneller die Mittel und Wege entdeckt, die direkter zum Ziele 
führten. 

Zuerst nämlich wollte oder konnte man sich auf der Suche 
nach einer Form des Sachkredits nicht anders helfen, als indem 
man das Eigentum an der dem Rechtsgeschäft zur Basis dienenden 
Sache selbst vom Schuldner auf den Gläubiger übertrug, wenn 
auch nur für Zeit. Dieses Rechtsinstitut — man nannte es 
fiducia — führte nun zwar die Unbequemlichkeit mit sich, dass 
es dem Schuldner die Verfügung über sein — ehemaliges, 
nicht mehr jetziges — Eigentum entzog, aber darüber wusste 
man sich durch geschickt ausgewählte Hilfsmittel, Rückver- 
pachtung oder Rückverleihung, hinwegzuhelfen. Man sieht, 
dieses ältere Recht scheute keinen Umweg, um die Heiligkeit 
des Eigentums so lange als möglich aufrecht zu erhalten. 

Dann that man einen Schritt weiter und schuf das Pfand- 
recht, d. h. man gewährte dem Schuldner die Möglichkeit, auf 
die von ihm dem Rechtsgeschäft zu Grunde gelegte Sache vom 
Gläubiger Vorschuss so zu erhalten, dass er sie nicht mehr als sein 
Eigentum, sondern nur als seinen Besitz herauszugeben brauchte. 
Der Gläubiger wurde nunmehr Besitzer, ein Verfahren, das sich 
offenbar für Mobilien besonders empfahl. Aber obwohl es für 
diese so nahe lag, ist man doch auch za dieser Antastung des 
Eigentums, das immerhin durch den Verlust des Besitzes übel 
gemindert wurde, nur auf demselben Wege gekommen, der etwa 
zur Bildung der Emphyteuse und manches anderen privatrecht- 
lichen Institutes geführt hat, durch Adoptierung eines öifentlich- 
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rechtlichen Gebrauchs. Man benutzte nämlich die schon lange 
angewandte Pfändung bei säumigen Steuerzahlern. 

Erst ganz zuletzt hat man den entscheidenden Schritt ge- 
than, der das Pfandrecht vom Eigentumsrecht emanzipierte und 
zu einer selbständigen Rechtsform ausbildete: man schuf die 
Hypothek, ein neues jus iure. Mit ihr verzichtete man auf jede 
andere Sicherung des Gläubigers als die durch Vertrag und gab 
zugleich diesem Rechtsgeschäft eine sehr viel dehnbarere und ge- 
schmeidigere Abgrenzung, indem man z. B. zuliess, dass nicht 
bestimmte Sachen nur, sondern auch etwa die gesamte fahrende 
Habe oder das gesamte Vermögen als die Unterlage, nach der 
das Rechtsgeschäft sehr plastisch den Namen führt, dienen durfte, 
oder dass dieses Rechtsverhältnis ganz formlos, selbst ohne Ver- 
trag, ja auch als stillschweigende Uebereinkunft zustande kommen 
durfte. 

Die Entstehung dieses neuen Rechtsinstituts hat sich all- 
mählich vollzogen, wie es scheint vor allem aus dem Bedürfnis 
agrarischer Verhältnisse heraus: die Not der kleinen Pächter 
zwang dazu, bequeme Formen zu finden, durch die sie ihren 
Pachtherren durch Verpfändungen, z. B. ihres Inventars, Ver- 
mögenssicherheiten für ihre Pachtzahlungen bestellen konnten. 
Aber merkwürdig, diesen letzten Schritt zur Befreiung des Sach- 
kredits von der Herrschaft des Eigentumsgedankens hat man 
einigermassen sorglos zurückgelegt. Insbesondere die von diesem 
neuen Rechte zugelassene Formlosigkeit der Hypothekar- 
Abmachungen hat viel wirtschaftliche Unordnung und Schädigung 
angestiftet. Das römische Privatrecht ist in diesem Punkte in 
Beinen letzten Entwickelungsstadien weder so logisch, noch auch 
so eigentumsfanatisch wie sonst vorgegangen und es hat hier 
mancherlei notwendige Vorsicht in der einen wie in der 
anderen Hinsicht ausser acht gelassen. Es mag sich darin die 
innere Wendung des Charakters der Zeit wiederspiegeln: die 
Epoche, die dieses letzte Stadium der Entwicklung des Sach- 
beleihungswesens zurückgelegt hat, war gewiss nicht weniger 
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geneigt, den Vermögensstand der Privaten zu schützen, aber ihr 
lag mehr an der Erleichterung des Kreditverkehrs, als an der 
Aufrechterhaltung der alten, dem Eigentum zwar nicht minder 
günstigen, aber starreren, solideren Sachschuldenformen. 

Einen Beleg für das entgegengesetzte Verfahren bietet die 
Geschichte eines nach römischen Begriffen ganz analogen Instituts, 
des letzten Rechts an einer fremden Sache, das dieses Rechts- 
system geschaffen hat. Freilich entstammt es auch der alten 
Zeit des jus civile und kennzeichnet sich in den meisten Formen 
seiner Anwendung als aus einer Epoche wesentlich immobilen 
Besitzes hervorgegangen. Puchta, der eleganteste unter den 
modernen Kennern des römischen Rechts, rühmt die logische Kon- 
struktion der Servitut als besonders rein: sie ist in der That 
das Recht an fremder Sache par excellence, insofern sie das 
Eigentum einschränkt, ohne es — wenigstens in der über- 
wiegenden Zahl der Fälle — nachzuahmen, wie es z. B. die 
Superficies, die Emphyteuse und die älteren Arten des Pfand- 
besitzes thaten, oder es in neuer Gestalt wieder aufleben zu 
lassen, wie es die Hypothek beabsichtigte. Sie war recht eigent- 
lich dazu geschaffen, dem Eigenthum da eine lockere Fessel an- 
zulegen, wo es aus Gründen wirtschaftlicher Zweckmässigkeit 
notwendig war, aber es durchaus nicht zu verdrängen. Sie ist 
aus sehr einfachen Bedürfnissen des Zusammenlebens entstanden: 
wo ein Besitzer, um zu seinem Grundstück zu gelangen, über 
das des Nachbars gehen musste, wurde ihm das Recht auf diesen 
Weg ausdrücklich ausgemacht. Allmählich aber hat sich aus 
dieser einfachsten Form der Servitut ein weitverzweigtes System 
von Rechten entwickelt, die vielfach kaum noch an jenen Aus- 
gangspunkt erinnern. Zunächst fand man nützlich, als den In- 
haber, den Ausnützer einer Servitut nicht nur eine Person, son- 
dern unter Umständen auch das Grundstück anzusehen, dem sie 
zugute kam, und von diesen Realservituten dienen die auf Fuss- 
und Fahrweg, Wiesentrift und Wasserleitung bezüglichen vor 
allem dem platten Lande, während die städtischen das Recht, 
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die Belastung eines fremden Hauses durch die Balken des 
eigenen stützen zu dürfen, oder das andere, durch ein fremdes 
Grundstück einen Wasserablauf zu führen, in sich begreifen, oder 
das Verbot, durch Höherführen der Mauern dem Nachbar Licht oder 
Aussicht zu benehmen. Die Personalservituten, die solche blieben, 
wurden ihrerseits sehr mannigfaltig ausgestaltet; man schloss 
den Usus in sie ein, d. h. den Gebrauch, und den Fruktus, d. h. 
die Ausnutzung einer fremden Sache. Man gab ihnen damit auch 
in Hinsicht auf die Mannigfaltigkeit der Objekte eine fast unbe- 
grenzte Ausdehnung und näherte sie unter gewissen Umständen 
doch auch wieder dem Eigentum an : so, wenn man etwa im Testa- 
ment einem Erben ein Grundstück für Lebenszeit zum Usus und 
Fruktus übermachte. Aber alle sonstigen Bestimmungen atmeten 
den Geist sorgfältiger Schonung des Eigentums; was es 
an Befugnissen aufzugeben genötigt wurde, wurde auf das sorg- 
fältigste festgesetzt. Immer freilich blieb es dabei, dass eine 
Servitut jemanden zwang, zu gunsten eines anderen etwas zu 
thun oder zu leiden — nur mit der einen Beschränkung, dass 
das Objekt solcher Abrede eine Sache sei. 

Es gehört wohl zu den delikatesten Unterscheidungen des 
römischen Rechtssystems, dass es von allen diesen Rechten an 
Sachen ganz scharf eine andere Gruppe von Rechten an Per- 
sonen abtrennte, nämlich die, die durch Stipulierung einer Leistung 
entstehen. Dem Bereich des ökonomischen Privatrechts gehören 
auch sie zu, denn es handelt sich nur um wirtschaftlich, ja 
sogar nur in Geld bewertbare Leistungen; aber das Objekt des 
Rechtes und der entsprechenden Klage ändert hier seine Natur: 
Besitz, Eigentum und Recht an Sachen, die Kategorien des 
Privatrechts, von denen bisher die Rede war, zielen alle ab auf 
die Beherrschung eines Gegenstandes; die Obligationen aber — 
so hat man diese Gruppe genannt — sind Rechte an Leistungen, 
also an Personen, an Menschen. Der Unterschied ist im Grunde 
nur ein formaler: denn ob jemand als Pfandgläubiger einen An- 
spruch auf die Rückzahlung des Darlehns, zu dessen Deckung 
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das Pfand bestellt ist, oder eventuell auf das Eigentum des 
Pfandes hat, oder ob er einen Schuldvertrag mit seinem Schuldner 
geschlossen hat, der diesen zur Rückzahlung seiner Summe ver- 
pflichtet, in jedem'Fall ist der Haftpflichtige zuletzt eine Person 
— eben der Schuldner. Andererseits ist in jedem der beiden 
Fälle der Rechtswille der Paciscenten auf eine Sache gerichtet, 
auf das Geld nämlich, das zurückgezahlt werden soll. Dennoch 
ist der Unterschied sehr klar, in dem einen Falle, in dem des 
Pfandvertrages, ist der Rechtstitel des Gläubigers durch einen 
Menschen, nämlich den Schuldner, und eine Sache, nämlich das 
Pfand, sichergestellt, im zweiten aber, in dem des Schuldver- 
trages, ist nur die Person der Garant des Rückgabeversprechens. 

Auch hier hat man den Eindruck, als hätten die beiden 
konstituierenden Faktoren dieses Privatrechts zusammengewirkt, 
um gerade dieses Ergebnis hervorzubringen. Tief eindringende 
Logik und ein zäher ökonomischer Egoismus sprechen auch aus 
dieser Abgrenzung ganz unverhüllt. Jedes Schuldverhältnis wird 
durch diese entschiedene Begriffsteilung sogleich mit heller Klar- 
heit in Hinsicht auf seine Sicherung beleuchtet: dass in dem 
einen Fall eine feste, greifbare Sache die tragende Basis des 
Rechtsgeschäfts ist und dass im anderen eine allen Wechsel- 
fällen des Lebens ausgesetzte Person sich als Objekt darbietet, 
wird solchergestalt schon durch den Namen beider Rechtsgruppen 
aufs deutlichste angezeigt« 

Und die Definition ist um so feiner und schärfer, als der 
Begriff der Obligation alle persönlichen Pflichtverhältnisse, deren 
Effekt nicht in Geld auszudrücken ist, grundsätzlich ausschliesst, 
so etwa die Ehe, das Verlöbnis, das elterliche und das Kindes- 
recht. Ja selbst Leistungen, die auf geistiger Arbeit beruhen 
und die wir heute ohne alles Bedenken in dieselbe Kategorie 
stellen würden, sind von ihrem Bereich ausgeschlossen. Man 
wünschte nur die Sphäre der hart wirtschaftlichen Thätigkeit zu 
umfassen, hielt überdies auch die Uebernahme geistiger Arbeit 
gegen Entgelt für unanständig. 
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Das Objekt einer Obligation konnte nun zunächst doch eine 
Sache sein, freilich vermittelt durch die Thätigkeit dessen, der 
sie etwa herauszugeben verpflichtet ist. In diesem Bereich Hess 
man sich aber nicht immer auf die gleiche Konkretheit ein, wie 
im Eigentums-, Besitz- und den analogen Rechten. Man liess 
nämlich in allen Fällen, in denen es sich um Recht auf Lieferung 
von Sachen, ersetzbare, auch durch andere Spezies desselben 
Genus vertretbare Dinge handelte, ohne weiteres Dinge der- 
selben Art und desselben Quantums als Gegenstand der Klage 
zu. Und in jedem Falle wurde als schliesslich erzwingbares 
Objekt des Rechtsstreites der Geldwert angesehen: auch bei den 
Handlungen, den eigentlichen Leistungen, die ebenfalls das Ziel 
einer Obligation bilden konnten. Auf beiden Gebieten der Ob- 
ligation aber, zu denen sich als drittes noch das des Schadens- 
ersatzes gesellt, hat sich ein im einzelnen vielverzweigtes System 
des Vertrags-, insbesondere des Kreditrechts aufgebaut; ja, durch 
die Kategorie des Schadensersatzes hat man hier auch den Zu- 
gang zu den zivilrechtlich in Betracht kommenden Theilen des 
Strafrechts gefunden; auch den Dieb und den Räuber sah man 
wie den, der irgend jemandes Eigentum unerlaubt geschädigt 
hatte, als durch eine Obligation belastet an. 

B. Deutsches Wirtschaftsrecht. 

Es giebt Teile des Systems, die zahlreichere und prinzipiellere 
Unterschiede römischer und germanischer Rechtsauffassung auf- 
weisen, als das im engeren Sinne des Worts ökonomische, d. h. 
das Sachen- und Obligationenrecht, aber zu charakteristischen 
Differenzierungen ist es auch hier gekommen. 

In sehr zarten und feinen Schattierungen zeigt sich diese 
Verschiedenheit zunächst an dem Rechtsbegriff, der auch hier 
an die Schwelle alles Sachenrechtes zu stellen ist, dem Besitz. 
Das germanische Recht hat nämlich gerade in diesem Punkt 
eine begriffbildende und -scheidende Kraft bewährt, wie sonst 
vielleicht niemals wieder und hat in der Gewere ein der römischen 
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possessio analoges, wenn auch von ihr nicht unwesentlich ab- 
weichendes Rechtsinstitut geschaffen, das ihr an Feinheit und 
Entschiedenheit der juristischen Distinktion kaum nachsteht. 

Die Gewere ist zunächst ganz wie die possessio an sich 
kein Recht, sondern nur ein faktisches Verhältniss, das nur um 
Handel und Wandel vor allzu grosser Unsicherheit zu bewahren, 
vom Recht in gewissen Fällen in Schutz genommen wurde. Sie 
bedeutete, wie die possessio, die thatsächliche Herrschaft über 
eine Sache. Aber ein Unterschied macht sich bemerkbar, der, 
so leicht und fein er scheint, doch ins Gewicht fällt. Die 
römische possessio nämlich ist in sofern ein nur etwas blasseres Ab- 
bild des Eigentums, als sie den animus dominii, den subjektiven 
Willen zum Eigentum, voraussetzt. Ein Usufruktuar z. B., der 
ein Gut bewirtschaftete und Frucht und Nutzen aus ihm zog, 
galt doch nicht für einen possessor, wenn man ihm auch gewisse 
Surrogate des einem solchen gewährten Rechtsschutzes verlieh. 
Im deutschen Recht aber unterschied man eine reine Gewere 
von der eigentlichen, der Lehns-, der Zins-, Satzungs- und Leib- 
zuchts-Gewere, d. h. der in Verbindung mit Eigentum und allen 
andern genannten Rechtsverhältnissen auftretenden Gewere. Diese 
reine, die „hebbende were", wie der Richtsteig Lehnrechts es 
ausdrückt, wird jedem zugestanden, der auch auf Grund eines 
ganz modifizierten Rechts, eines Rechts an der Sache, eines jus 
in re, wie die römische Jurisprudenz es ausdrücken würde, 
Besitzer ist. Eine Nuance des Rechts also, die die Gewere der 
Detention einigermassen annähert. 

Man sieht, an diesem Punkte des Systems hat das deutsche 
Recht ebensoviel logische Technik bewährt wie das römische, 
aber zugleich macht sich hier schon geltend, dass die sou veraine 
Idee des Eigentums von ihm nicht zu solcher Vollkraft ent- 
wickelt ist, wie von jenem. Das römische Recht ehrte in der 
possessio den Herrscherwillen des Einzelnen über die von ihm 
regierte Sache; aber die grossen Privilegien, die es ihm gewährte, 
wollte es nicht an einen Besitzer verschwenden, der nicht 
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wenigstens die Absicht und den Ehrgeiz der ungeschwächten 
Macht über die Sache, nämlich die Idee des Eigentums, hegte. 

Die Behandlung des Eigentums selbst bietet für diesen 
Unterschied deutscher und römischer Rechtsauffassung noch sehr 
viel charakteristischere Belege. Zunächst ist notwendig, fest- 
zustellen, dass der Mangel an Abstraktionskraft, der dem deutschen 
Recht überhaupt eigentümlich ist, sich selbst an diesem, so sehr 
weit hervorstechenden Punkte nicht verbergen lässt. Das deutsche 
Recht hat erst sehr spät — im vierzehnten Jahrhundert — den 
Namen Eigentum (auch Eigenschaft) gefunden, nachdem es die 
Institution des Eigentums schon längst nicht nur — wie selbst- 
verständlich — gekannt, sondern auch schon mannigfach aus- 
gebildet hatte. . Man hatte schon längst namentlich das Eigen- 
tum an Boden und Häusern, d. h. an imbeweglichen Sachen, 
dadurch gekennzeichnet, dass man sie frei ledig Eigen oder 
durchschlächtig Eigen genannt hatte, aber dass man nicht ein- 
mal so weit gelangt war, um das Recht an einer solchen eigenen 
Sache mit einem besonderen Namen zu kennzeichnen, ist cha- 
rakteristisch. Und es zeigte sich darin doch nicht nur eine 
formale Schwäche des deutschen Rechts, sondern es war auch 
ein Zeichen für eine materiell andere Auffassung des Rechts- 
instituts selbst. 

Eine gewaltige Schranke schied das deutsche vom römischen 
Eigentum: es war von vornherein, man möchte sagen, von der 
Geburt, von der Entstehung an in der mannigfachsten Weise 
gehemmt und gehindert durch Rechte, die als weit höhere und 
wichtigere galten, als die des Privateigentums, durch die Rechte 
der Genossenschaft. Ein Acker, ein Haus, die eine Gemeinde 
etwa im Prozess an eine andere verlor, gingen auch ihrem 
privaten Eigentümer verloren. Aus der zum Teil gemeinsamen 
Bebauung des Bodens ging ferner für ländliches Eigentum eine 
Reihe quasi- öffentlich -rechtlicher Beschränkungen hervor, die 
doch nur dem Privatnutzen der Gemeinde-, der Markgenossen, 
zu gute kamen. Die Offenhaltung von Wegen, die Lagerung 
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von geschlagenem Holz, die Weiderechte auf dem brachliegenden 
Acker, die mit dem Umtriebe der Dreifelderwirtschaft und der 
Weidegemeinschaft zusammenhängenden Pflichten , dies alles 
waren Beschränkungen des Privateigentums, die zum Teil etwa 
an die Servituten des römischen Rechts erinnern, aber doch des- 
halb ganz abweichender Natur waren, weil sie nicht wie Servi- 
tuten einzelnen Berechtigten zugute kamen, sondern allen Gliedern 
der Gemeinschaft. 

Und der Genossenschaftsgedanke erweist sich der Gewalt 
des Eigentums gegenüber nicht nur in dieser Form übermächtig, 
sondern auch in der des Familienprinzips: es wurde dem Erbrecht 
eine Konsequenz gegeben, die selbst das höchste Recht des 
Lebenden, das Eigentum, hemmte und beschränkte. Für das un- 
bewegliche Vermögen zeigt sich ein Einspruchsrecht der nächsten 
oder gar noch weiterer Erben im Falle der Veräusserung, das 
sogar noch im dreizehnten Jahrhundert bestimmter ausgebildet 
worden ist. Ursprünglich zielte diese Befugnis des Erben, zur 
Eigentumsübertragung seines zukünftigen Erblassers seine Zu- 
stimmung zu geben, der Erbenlaub, auf alles Vermögen ab, 
später aber, seit dem dreizehnten Jahrhundert, wurde sie auf 
das vom Erblasser selbst ererbte Gut, das Erbeigen, beschränkt, 
das übrige Vermögen aber, das Kaufeigen, davon ausgenommen. 
Nun ist klar, dass bei diesen Bestimmungen die Genossenschaft 
völlig über den Einzelnen und seine Rechtsmacht triumphiert; 
der Erblasser, in einem individualistischen Rechte gewissermassen 
der Herr über den Erben, wird hier sein Knecht. 

Der Unterschied zwischen germanischem und römischem 
Recht ist. hier mit Händen zu greifen: der Einzelne wird als 
Eigentümer in einer beträchtlichen Anzahl wichtiger Fälle vom 
deutschen Recht geradezu depossediert zu Gunsten politischer, 
wirtschaftlicher und Familiengemeinschaften, während das römische 
Recht gar nicht genug Mittel ersinnen konnte, um das Individuum 
gerade als Sachbeherrscher so souverän und unabhängig wie 
möglich zu machen. Dass das deutsche Recht nebenher bemüht 
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war, das Eigentum formal zu heben und insonderheit seine Ueber- 
tragung durch eine Fülle von Zeremonien so feierlich wie 
möglich zu gestalten, darf an der Richtigkeit dieser Beobachtung 
nicht irre machen. Wenn schon ein altes Volksrecht eine feier- 
liche Uebergabe von Handschuh, Zweig und Scholle, das Berühren 
des Thürpf Ostens und das symbolische Fortgehen des Ue her- 
gebenden fordert, wenn es für die Eigentumsübertragung von 
einem grösseren Grundstück die Anwesenheit von zwölf Zeugen 
anordnet und ausserdem wünscht, dass ebensoviel Knaben mit- 
gebracht werden, deren Gedächtnis maii durch Backenschläge 
und Ohrzausen die Wichtigkeit des Aktes einprägen solle, so 
zeigt sich hier allerdings derselbe Hang zur Solennität, den auch 
das ältere römische Recht aufweist. Aber was dort als Beweis 
für die Hochschätzung des Einzeleigentums ausgelegt w^erden 
muss, darf im germanischen Recht, mit seinen gehäuften Privi- 
legien für die Ansprüche der Genossenschaften, nicht so interpretiert 
werden. Es zeigt sich darin wohl die Hochschätzung solcher 
Rechtsübertragungen überhaupt, aber sie ist ein Respekt, der der 
immer nebenher berechtigten Genossenschaft engeren oder weiteren 
Grades fast mehr gilt, als dem Einzeleigentümer selbst. Und nicht 
anders werden die späteren Entwicklungsformen der Eigentums- 
übertragung — Auflassung, Aufbietung und gerichtliche Ueber- 
tragung — angesehen werden dürfen. 

Andrerseits aber ist das deutsche Recht nicht im mindesten 
so sorgfältig und liebevoll auf die Streitigkeiten eingegangen, 
die über Eigentum entstehen können. Wo das römische System 
eine Fülle von Klagen ausgebildet hat, findet sich im deutschen 
Recht nicht einmal ein Ansatz zur Ausbildung eigentümlicher 
Klagformen. 

In Hinsicht auf Immobilien hat die germanische Entwicklung 
zwar sehr sorgfältig vorgesehen, wie lange neu übertragenes 
Eigentum noch angefochten werden könne, wobei vor allem nur 
der Ansprüche solcher Nebenberechtigter ausser dem alten Eigen- 
tümer gedacht war, die aus irgendwelchen Genossenschafts-, 
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und namentlich Familien- und Erbenrechten noch in der Lage 
waren, den schon vollzogenen Rechtsakt zu erschüttern. Aber 
für den Schutz des Eigentümers gegen Störungen und Eingriffe, 
für den das römische Recht so viel Rechtsmittel bereit stellte, 
hat man wenig oder gar keine besondere Vorkehr getroffen. 
Man sah allerdings ein, dass der Unsicherheit, die durch Ge- 
währung jenes Einspruchsrechtes an Dritte geschaffen wurde, 
eine Zeitgrenze gesetzt werden musste, und band sie an eine 
Präklusivfrist von Jahr und Tag, aber weitere Werkzeuge und 
Waffen zur Aufrechterhaltung gab man in die Hand des Eigen- 
tümers nicht. 

Ein wenig eingehender ist freilich das Recht der beweglichen 
Sachen behandelt worden. Man hat hier gegen Eigentumsent- 
ziehung auch bestimmte Klagen gegeben: man hat sich hier 
sogar in eine etwas kasuistischere Zerlegung der Materie ein- 
gelassen, als es sonst wohl im deutschen Recht geschah. Man 
sah eine Klage für den Eigentümer vor, der ein Stück seiner 
Fahrnis gutwillig in fremde Hände gegeben, etwa als Pfand oder 
auf Borg oder zur Aufbewahrung, es aber nicht zur rechten, 
zur „beschiedenen" Zeit zurückerhält, und eine andere für den, 
dem etwas von seiner fahrenden Habe wider Willen abhanden, 
„aus seine Gewere'^, gekommen ist. Aber auch hier bleibt das 
deutsche Recht weit davon entfernt, dem verletzten Eigentümer 
einen so zweckmässig gebauten und fein gegliederten Apparat 
von Rechtsmitteln zur Verfügung zu stellen, wie das römische. 
An einer charakteristischen Stelle hemmt es sogar den Eigen- 
tümer in der Wiedererlangung verlorenen Gutes: es gestattet 
ihm nämlich die Inanspruchnahme des Seinigen dann nicht, wenn 
es zuletzt nicht in seiner, sondern in seines Vertrauensmannes 
— Depositars, Commodatars u. s. w. — Gewere gewesen ist. 
Ein eigentümlicher Brauch, den das doppeldeutige Rechts-Sprich- 
wort „Hand muss Hand wahren'* stützt und der selbst dann 
Geltimg hatte, wenn der Vertrauensmann die anvertraute Sache 
böswillig fortgegeben hatte. 
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Und macht sich in diesem befremdlichen Rechtsgrundsatz 
sicherlich auch wiederum der Genossenschaftsgedanke, der jenes 
alte Vertrauensverhältnis, auch wenn es schon von der einen 
Partei gebrochen ist, immer noch von der anderen aufrecht er- 
halten sehen will, geltend, so hat sich dieselbe Idee in einem 
ganz anders gearteten Falle offenbar ebenso stark zur Geltung 
gebracht. Jenes Einspruchsrecht des Erben, das unter Um- 
ständen die Uebertragung unbeweglichen Eigentums vom Erb- 
lasser auf einen Dritten vereiteln konnte, hat man in Hinsicht 
auf Fahrnis zwar nicht ungeändert zugelassen, aber eine gewisse 
indirekte Wirkung hat man ihm eingeräumt. Man verstattete 
nämlich eine Vergebung fahrender Habe mit der Bedingung, 
dass sie dem Schenkenden bei Lebzeiten noch zum Niessbrauch 
verbleiben sollte, nur dann, wenn die Erben des Donators dem 
Schenkungsakt zustimmten. „Donner et retenir ne vaut", so drückt 
diese Regel ein französischer Rechtsspruch kurz und bundig aus. 

Allen den Minderungen und Hemmungen der Herrschaft des 
Eigenthümers über die ihm gehörende Sache, die das deutsche 
Recht so weit vom römischen abrücken, entspricht es nun, wenn 
die Rechtsformen, die das römische Recht als jura in re teils 
als Einschränkungen, teils als schwächere Surrogate des Eigen- 
tümers ansah, in der germanisch-deutschen Rechtsentwicklung 
weit weniger zurückbleiben hinter der Fülle römischer Rechts- 
gestaltung, als die Ausbildung des Eigentums selbst. Einzelne 
unter den römischen Rechtsinstituten dieser Gruppe haben zwar 
fast gar keine Analogie im germanisch-deutschen System : so die 
Servituten. An nachbarlichen Beschränkungen des Grundeigen- 
tums fehlte es zwar nicht, aber Realservituten zu Gunsten 
einzelner Grundstücke scheinen zwar schon vor der Rezeption 
bräuchlich geworden zu sein, aber man ist nicht zu einem präzisen 
RechtsbegrifF dieser Kategorie gelangt. Eben das häufige 
Vorkommen jener Beschränkungen von Genossenschafts wegen 
mag der Ausbildung eines scharf abgegrenzten Rechtsinstituts 
hiüderlich gewesen sein. Das Pfandrecht dagegen, namentlich 
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an beweglichen Sachen, weist selbst in der historischen Ent- 
wicklung viel Parallelen zur römischen Rechtsgeschichte auf. 
Die Satzung , wie man die Verpfändung der Liegenschaften nannte, 
wie auch die Verpfändung von Fahrnis scheint ursprünglich auch 
nach germanischer Anschauung aufs engste mit der Uebertragung 
wirklichen Eigentums vom Schuldner auf den Gläubiger ver- 
bunden gewesen zu sein. Charakteristisch ist, dass man neben 
ihr auch den Kauf auf Wiederverkauf anwandte, bei dem der 
Schuldner das Pfand dem Gläubiger verkaufte, sich aber Rück- 
kauf ausbedang, und dass man heute einen Unterschied zwischen 
diesem Rechtsgeschäft und dem der Satzung nicht mehr aufzu- 
finden vermag. So mag das germanische Recht, wenn es auch 
aus formaler ünbeholfenheit den Begriff der Eigentumsüber- 
tragung aus dem der Satzung nicht herauszuschälen vermochte, 
doch ganz ähnlich wie das ältere römische Pfandrecht verfahren 
sein. Daneben — nach der einen Meinung erst später, nach 
der anderen gleichzeitig — hat sich an Liegenschaften ein 
Pfandrecht ausgebildet, bei dem das verpfändete Gut nicht in 
die Gewere des Gläubigers überging. Aber sehr streng war 
auch diese Form der Sachverschuldung noch: sie wurde an- 
gesehen wie eine Eigentumsübertragung auf den Todesfall des 
Schuldners und mit Vorbehalt der Nutzniessung für diesen, das 
heisst, das Rechtsgeschäft vollzog sich ähnlich wie eine Schenkung, 
bei der sich der Schenkende den Gebrauch der Sache bei seinen 
Lebzeiten vorbehielt. Der Unterschied zwischen der Satzung 
ohne Gewere und der Vergebung von Todes wegen war nur der, 
dass in ersterem Falle eine Gegenleistung des Gläubigers an den 
Schuldner des Beschenkten, also an den Schenkenden, stattfand. 
Man sieht, das germanische Recht hat hier die ersten 
Stufen der Entwicklung, die das römische Recht in seiner Jugend 
erstiegen hatte, ebenfalls erklommen. Weiter aber ist es dann 
nicht gedrungen : der Rentenkauf, mit der sich die Satzung ohne 
Gewere später zuweilen verschmolzen hat, hat zwar mit gewissen 
Formen der römischen Hypothek grosse wirtschaftliche Aehnlich- 
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keit, ist aber doch von anderer juristischer Konstruktion. Die 
ungemein lockere und biegsame Form der Sachverschuldung, zu 
der sich die römische Hypothek zuletzt ausgebildet hat, findet 
im deutschen Rechte kein Analogon — nach allem dem, was 
sich über die rechtlich ungewisse und wirtschaftlich unsichere 
Natur der Hypothek sagen Hess, in gewissem Sinne kein Verlust, 
nach anderer Richtung freilich auch ein Zeichen von wirtschaft- 
lich primitiveren Zuständen. Man muss selbst im späteren 
Mittelalter in Deutschland das Bedürfnis nach einem so leicht 
zu handhabenden Werkzeug des Sachkredit -Verkehrs noch nicht 
so stark empfunden haben, wie in Rom. 

Ist nun auf diesen Gebieten, der Servitut und des Pfand- 
rechts, das germanische Recht nur um ein Geringes hinter dem 
Formenreichtum der römischen Entwicklung zurückgeblieben, so 
hat es diese vollends um vieles übertroffen, wo es galt, die 
wirksamsten Nebenformen und Ersatzmittel des vollen Eigentums 
auszubilden. Der Grund für beide Erscheinungen ist natürlich 
derselbe: das römische Recht mit seinem starken und bewussten 
Eintreten für den Herrscherwillen des Einzelnen liebte die reine 
Form des Eigentums über alles und hat sie deshalb zu Gunsten 
vermischter Bildungen nur langsam und zögernd eingeschränkt, 
so konnte das deutsche Recht ihm hier leichter nachkommen, zumal 
es nicht nur diese Abneigung gegen Surrogate und Halbformen des 
Eigentums nicht hatte, sondern sie vielmehr besonders liebte. Eben 
diese Lust an halb gefesseltem, halb freiem Eigentum hat denn 
auch dazu geführt, dass da, wo das römische Immobiliar-Recht 
nur die eine dürftige Form der Emphyteuse kennt, im germa- 
nischen Rechte eine Fülle von Instituten aufgesprossen ist. 
Allerdings lassen auch sie sich unter eine Kategorie zusammen- 
fassen: die Leihe, aber die konkreten Formen, in denen diese 
Rechtsbildung aufgetreten ist, sind so stark differenziert und so 
ausserordentlich zahlreich, dass in die Augen springt, wie viel 
produktiver in diesem Punkte das deutsche Recht war. 

Die Leihe ist, wie die Emphyteuse, die Uebertragung einer 
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Liegenschaft von Seiten des Eigentümers an einen andern zu Be- 
sitz und Genuss, aber sie ist nach sehr verschiedenen Richtungen 
ausgebildet worden. Die wichtigste und am tiefsten einschneidende 
Scheidung der Leihe Verhältnisse ist die in Lehen, d. h. adlig 
ritterliche ßeleihung, und in brüderliche Leihe. Der Unterschied 
beider Institute ist wesentlich sozialer nicht aber juristischer 
Natur, trotzdem hat er selbstverständlich eine auch rechtlich 
schwerwiegende Bedeutung, die zugleich höchst charakteristisch 
für germanische Rechtsauffassung ist. Die brüderliche Leihe hat 
mit der römischen Emphyteuse am ehesten Aehnlichkeit, in- 
sofern sie wie diese auf den Niessbrauch des Beliehenen und 
auf Zinszahlung an den Beleiher abzielt.. Auch dass sehr 
zahlreiche Formen dieser Leihe — denn sie nahm in den 
verschiedenen Orten und Bezirken hundert Namen und Modali- 
täten an — erblich wurden, nähert sie der Emphyteuse noch 
mehr. Kann man doch sogar vermuten, dass die im west- 
lichen Frankreich zuerst ausgebildeten Arten der bäuerlichen 
Leihe geradezu an römische Institute angeknüpft haben, sodass 
hier* schon sehr frühzeitig eine Rezeption stattgefunden zu haben 
scheint. Später aber ist eine kaum übersehbare Fülle von 
Ausgestaltungen dieser einen Grundform erstanden. In einem 
einzigen nicht allzugrossen Bezirk, in der Grafschaft Mark, finden 
sich als Ergebnis dieses DiflFerenzierungsprozesses noch bis in 
unser Jahrhundert hinein, neben Freigütern und durehschlächtig 
eigenen Gütern, neben den Stellen von Einwohnern, Brinksitzern 
und Einliegern: Pacht- und Erbpachtgüter, eigenbehörig und nach 
Fronhäuser Recht verthane Güter, nach wachszinsigem Recht ver- 
liehene und Erbleibgewinnsgüter, Behandigungs- und Erbbehandig- 
ungsgüter, Erbbauernlehn, gemeine Leibgewinn- und Zeitgewinn 
guter, Leibpacht- undZinsgüter vor ^), alles unzweifelhaft aus jener 
einzigen Wurzel entsprossen, und eine Uebersicht über ganz 



^) Rive, Ueber das Bauerngüterwesen in den Grafschaften Mark, Reck- 
linghausen, Dortmund und Hohenlimburg etc. etc. I. (1824.) S. 24 fF. 
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Deutschland würde die Zahl der Namen und Gattungen ver- 
zehn- und verzwanzigfachen können. Der wichtigste Unterschied, 
der sich ergiebt, ist der, ob es sich um Zeit- oder Erbpacht 
handelt; aber zuletzt sind die nordwestdeutschen Meierrechte 
ebenso wie der nordostdeutsche Lassbesitz und viele andere 
Arten bäuerlichen Halbeigentums allesamt auf diese eine Wurzel 
zurückzufuhren und zwar nicht nur ihrem historischen Ursprung, 
sondern auch ihrer juristischen Natur nach. Denn eben jener 
stärkste Unterschied zwischen Zeit- und Erbpacht hat sich schon 
in jener ältesten Zeit der Geschichte der Leihe im westlichen 
Frankenreich gezeigt: es gab schon damals Zeit- und Erbleihe, 
Formen, deren Gegensatz durch lebenslängliche und doch für 
drei Leiber, d. h. für drei Generationen, abgeschlossene Leihe- 
verträge vermittelt wurden. Und auch der rechtliche Grund- 
charakter dieses Verhältnisses ist überall derselbe: es handelt 
sich niemals um einen rein persönlichen Pacht- oder Mietsvertrag, 
eine locatio conductio im Sinne des römischen Obligationenrechts, 
sondern immer ist die Sache selbst, das Grundstück, der Hof 
oder um was es sich handeln mag, der Träger oder doch der 
Mitträger des Rechts und eine Fülle von Bestimmungen knüpft 
sich an die Nutzniessung dieser bestimmten Liegenschaft; mit 
Ausnahme der ungünstigsten Formen der nackten Zeitpacht ge- 
riet das Grundstück in ein ebenso genau verklausuliertes 
Rechtsverhältnis wie der es besitzende und ausnützende In- 
haber. 

Vom Standpunkt des Sachenrechts betrachtet gehört hierher 
auch das Lehen, d. h. die Leihe von Liegenschaften an Adlige. Ab- 
geeehen natürlich von dem persönlichen Rechtsverhältnis, in das 
Lehnsherr und Lehnsträger zu einander treten, ist die Rechts- 
qualität eines Lehngutes eine ganz ähnliche, wie die eines bäuer- 
lichen Leihegutes. Die Doppelseitigkeit des durch eine Be- 
lehnung entstehenden Verhältnisses wird auch durch die Zwie- 
spältigkeit der Modalitäten der Lehnserrichtung, des äusseren 
Zeremoniells, wie der Vertragsgestaltung zur Genüge zum 
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Ausdruck gebracht: während der Lehnsvertrag das persönliche 
Band zwischen Lehnsherrn und Vasallen knüpft, betrifft die Investi- 
tur lediglich die sachenrechtliche Seite des Vorgangs, sie über- 
trägt das Recht an der zu Grunde liegenden Sache, an dem Rittergute 
eben, vom Belehnenden auf den Belehnten. Und auch die Rechts- 
folgen des einen und des anderen Vertrages lassen sich unter- 
scheiden: freilich sind hier keine sachlichen Leistungen wie im 
bäuerlichen Leihe Verhältnisse ausbedungen; es ist kein materieller 
Entgelt, den der Inhaber des verliehenen Gutes an den Verleiher 
abzuführen hat, sondern ein persönlicher Dienst. Aber auch er 
erscheint sachenrechtlich an das Lehengut geknüpft: Heer- und Hof- 
fahrt nämlich, die allein ausschliesslich namhaft gemachten Leist- 
ungen eines Vasallen an seinen Lehnsherrn, gelten als Ausfluss 
der Lehngutsinhaberschaft, werden als an das Gut und nicht an die 
Persönlichkeit des Inhabers geknüpft angesehen, die ihrerseits 
noch ganz anders geartete Pflichten gegen den Lehnsherrn über- 
nahm. Aber weder der soziale Unterschied zwischen Leihe und 
Lehen, herrührend von der verschiedenen Standesqualität des 
Beliehenen — Bauers oder Edelmanns — , noch der wirtschaftliche, 
ausgedrückt in der Verschiedenartigkeit ihrer Gegenleistungen 
— militärisch -höfische oder materielle — , berühren eigentlich 
die rechtliche Natur des Verhältnisses, die in der That beiden 
Fällen ziemlich gemeinsam ist. 

Die Ausbildung dieses Verhältnisses hat nicht zu so üppigem 
Formenreichtum geführt, wie die der bäuerliche Leihe, dexmoch 
fehlt es nicht ganz an verschiedenen Ausgestaltungen. Freilich 
ein Lehen auf Zeit, wie eine Leihe auf Zeit scheint es nicht ge- 
geben zu haben, aber da das Lehen ursprünglich nur auf Lebens- 
zeit verbrieft galt, später aber sich Erblichkeit der Lehen ent- 
wickelte, sind schon damit verschiedene Formen gegeben. Doch 
sind sie wohl nur zeitweise nebeneinander hergegangen, da die 
Entwicklung alles, nicht nur des deutschen Lehenswesens sich von 
dem Drang zur Erblichkeit beherrscht zeigte. Von geringerer 
Bedeutung sind die Belehnungen mit Gedinge, d. h. unter der 
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Bedingung, z. B. auf den Fall des Todes des jetzigen Lehns- 
inhabers oder auf den Fall des Freiwerdens irgend eines von den 
Lehnsgütern, die dem Lehnsherrn zur Verfugung stehen. Im 
ganzen hat die Einheitlichkeit des politischen und sozialen Be- 
dürfnisses, dem dieses Rechtsinstitut entsprang, auch nur eine 
Form aufkommen lassen. 

Schon beim Lehen macht die Verknüpfung eines sachen- 
rechtlichen Verhältnisses mit ganz unmateriellen Leistungen des 
Bedachten aufmerksam auf eine weit von der Linie der Emphy- 
teuse abliegende Eigenschaft dieser Rechtsbildungen. Aber auch 
die bäuerliche Leihe birgt Qualitäten in sich, die sie grund- 
sätzlich von allen römischen Analogien unterscheiden. Auf den 
ersten Blick deckt sie sich ja, abgesehen von ihren ungünstigsten 
Ausartungen im blossen Zeitpachtsystem, fast ganz mit der 
römischen Emphyteuse, und die Unterschiede, die man zwischen 
ihr und etwa dem Erbzins- oder Erbpacht -Verhältnis zu- 
weilen mit Emphase hervorgehoben hat, sind in Wahrheit, so- 
weit das Sachenrecht in Frage kommt, weder juristisch, noch 
wirtschaftlich von allzu grossem Belang. Aber einen Unter- 
schied offenbaren freilich die römischen, durch Emphyteuse be- 
zeichneten und die deutschen, auf Leihe basierenden bäuerlichen 
Rechtsverhältnisse, der sehr wichtig und nicht nur für die soziale 
und wirtschaftliche, sondern ebensowohl auch für die juristische 
Wertung dieser Institution von entscheidender Bedeutung ist. 
Er ist allerdings nicht sachenrechtlicher, sondern persönlicher 
'Natur, aber eben in dieser Kombination liegt vor allem die für 
das deutsche Recht charakteristische Eigenschaft dieses Rechts- 
instituts. Nicht in allen Ausläufern, wohl aber in den meisten 
der Formen, die die Leihe angenommen hat, hat sie sich ge- 
paart mit gewissen Abhängigkeiten der Person des bäuerlichen 
Inhabers von der des geistlichen oder adlichen Verleihers. Und 
diese Vermischung persönlicher und sachlicher Herrenrechte hat 
sich zuletzt zu einem auch für die juristisch-historische Distinktion 
iast undurchdringlichen Ganzen verschmolzen. Denn da auch ein 
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Teil der sachlichen Leistungen in Personalpflichten, Dienste, 
Fronden aller Art umgesetzt wurde, da ferner in der Natur 
dieser Sachenrechte selbst, wie sogar schon in der römischen 
Emphyteuse, gewisse Beschränkungen der persönlichen Bewegungs- 
freiheit lagen, so ist am Schluss der Entwicklung dieser grund- 
herrlich-bäuerlichen Verhältnisse oft nicht zu sagen, was von 
ihrem Rechtsinhalt auf den Sachen- und was auf dqn personen- 
rechtlichen Teil ihrer Basis zurückzuführen ist. Und andrerseits 
ist durch die Verschiedenartigkeit der Mischung noch die Mannig- 
faltigkeit der Spezies dieser Rechtsform ins schier Unendliche 
gesteigert worden: zu den hundert Arten der Sachabhängigkeit 
gesellten sich hundert verschiedene Nuancen von persönlicher 
Abhängigkeit und so ist die unerhört bunte Musterkarte bäuer- 
licher Rechtsverhältnisse entstanden, die sich um das Jahr 1500 
über die meisten Länder Europas breitete. 

Die Abhängigkeit des Adels und der adlichen Güter von Fürsten 
oder anderen höher gestellten Edelleuten hat auch in Hin- 
sicht auf das Personenrecht nicht die gleiche Formenfälle 
herausgetrieben, wie in der niederen Schicht der ländlichen Be- 
völkerung, aber die Mischung persönlicher und sachlicher Sub- 
stanzen im Lehenrechte ist, wie schon berührt wurde, ganz der 
im bäuerlichen Leiherecht analog. Denn eben der Lehens- 
vertrag, der neben der sachenrechtlichen Lehensinvestitur her- 
geht, begründete noch ein weiteres, ganz personenrechtliches 
Verhältnis, das auch in seinen Wirkungen von denen des neu- 
begründeten Eigentumsverhältnisses wohl zu unterscheiden ist. 
Das ist umso bemerkenswerter, als hier nicht nur wie im bäuer- 
lichen Leiherecht ein Teil der an das verliehene Gut ge- 
knüpften Pflichten, sondern alle Leistungen persönliche sind — 
eben die Heer- und Hof-Fahrt, von denen schon die Rede war. 
Aber über sie erhebt sich das eigentlich persönliche Treuverhält- 
nis zwischen Lehnsherrn und Lehnsmann, das durch den Lehns- 
vertrag begründet wird und das viel allgemeinere Pflichten für den 
Gelehnten mit sich bringt. Und diese höhere Substanz des 
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Lehnsrechtes ist von so umfassender und zugleich so intimer 
Natur, dass sie nur sittlich, nicht aber rechtlich abzugrenzen 
ist; sie heischt vom Vasallen Treue und Hingabe, sie verbietet 
ihm jedes Verhalten, das den Lehnsherrn schädigen könnte, und 
legt auch diesem die Pflicht der Huld und der Hingabe an den 
Belehnten auf. 

Eine gewisse Vielgestaltigkeit des Lehnsverhältnisses wurde 
nur dadurch herbeigeführt, dass es durch die hohe soziale 
Stellung des Adels bald nicht nur für das private, sondern auch 
für die Sphäre des öffentlichen Rechts wichtig wurde: die 
höchsten Lehnsträger innerhalb des Adels sind allmählich über 
ihn hinausgewachsen und Selbstherrscher und halb autonome 
Staatshäupter geworden. Dadurch aber wird, was ^hier zunächst 
allein in Betracht kommt, noch mehr klar, dass es sich auch 
im Lehen wie in der Leihe um ein Rechtsinstitut handelt, das 
begriffsmässig den Rahmen des Sachenrechts völlig sprengt. 
Schon formal ist es deshalb für das germanisch-deutsche Recht 
charakteristisch : in der Vielgestaltigkeit seiner Wurzeln, Jin der 
eben seine Stärke liegt, zeigt es doch nichts von der logischen 
Klarheit und Uebersichtlichkeit römischer Rechtsbildungen. Und 
ebenso bezeichnend für die Eigenart des frühen germanischen 
Rechts im Vergleich zum späteren römischen ist die soziale Ab- 
weichung, die sich in diesem Punkte nachweisen lässt. Zu einer 
so undeutlichen Vermischung von Eigentums- und blossen Sach- 
rechten, wie sie die Emphyteuse bedeutete, hat sich das römische 
Recht erst sehr spät bewegen lassen; nimmermehr aber wäre es 
auf dieser Bahn der Beschränkung des Einzelwillens, des Eigen- 
tümers so weit fortgeschritten, dass es Eigentümer und Erbpächter 
oder Erbzinsmann zu einer so engen wirtschaftlichen und persön- 
lichen Gemeinschaft zusammengeschmiedet hätte, als welche sich die 
deutsche Leihe darstellt. Und noch weniger hätte es nach Art 
des Lehens gar auf diesem sachenrechtlichen Boden eine persön- 
liche Vereinigung aufgerichtet, die in ihrer umfassenden und 
zugleich intimen Natur jeder juristischen Greifbarkeit spottet 

12* 
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und eben darum die beteiligten Individuen in umso stärkere 
Fesseln schlägt. Mit dem Geiste innigen Zusammenschlusses 
und genossenschaftlichen Gemeinschaftslebens, den dieses Rechts- 
institut wie kein anderes germanisches atmet, hatte das aus- 
gereifte römische Recht so wenig gemein, wie das deutsche mit 
dem konsequenten Individualismus des älteren Systems. — 

Die Gruppe von Vorschriften, die das römische System als 
Obligationenrecht dem Sachenrecht anweist, weist im germanisch- 
deutschen Recht, wenigstens ihrer Gesamtstruktur nach, weniger 
Abweichungen auf, als man erwarten sollte. Das Mittelalter 
hat hier, ähnlich wie in Hinsicht auf die Lehre vom Besitz, vor 
der Gewere verhältnismässig starke formale Kraft aufgewiesen. 
Vor allem hat auch die germanische Rechtsentwickelung die 
Fähigkeit bewiesen, wenn nicht ausdrücklich und bewusst, aber 
doch faktisch das Obligationenrecht als solches vom Sachenrecht 
abzutrennen. Auch ihr ist die Obligation ein auf rein persön- 
licher Verpflichtung und Verstrickung der Parteien beruhendes 
Rechtsverhältnis, das von jeder Beimischung einer Sachbelastung 
frei ist. Eigentümlich aber ist, wie das germanische Recht bis 
zu diesem Institut vorgedrungen ist. Die Obligation ist hier 
entstanden aus einem merkwürdig naiven, noch ganz primitiven 
Rechtsgeschäft viel roherer Art. Um einen anderen zu einer 
zukünftigen Leistung zu verpflichten, sah man, wie die einen 
meinen, keinen anderen Weg, als dass man sich von ilim ein 
Pfand ausliefern liess und, falls man sich zu einer Gegenleistung 
verbinden wollte, auch seinerseits ein Pfand bestellte. Später 
aber, bei wachsendem Vertrauen auf die gegenseitige Zuverlässig- 
keit, schmilzt dieses Pfand zu einem Scheinpfand zusammen, zum 
wadium. Andere sind der Ansicht, die Entwickelung sei die 
gewesen, dass alle Obligationsverträge hervorgegangen seien aus 
Gerichtsurteilen, die aus irgend einem Vergehen die Verpflichtung 
zu irgend einer Entschädigungszahlung oder -Leistung ableiteten 
und dem Verurteilten als Pfand für die pünktliche Ableistung 
an den zu Entschädigenden ein wadium abverlangten. Jeden- 
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falls sind solche Wadiationsabreden schon sehr frühzeitig ohne 
Einmischung des Gerichts abgeschlossen worden. Später aber 
hat sich auf dieser Grundlage der rein formale Gelöbnisvertrag 
aufgebaut, bei dem der Schuldner nur seine Ehre, aber diese 
auch buchstäblich, zum Pfände setzte. Denn sehr häufig brauchte 
man die Formel, durch die der Schuldner den Gläubiger aus- 
drucklich ermächtigte, „ihn öffentlich durch Wort, Schrift und 
Bild als ehrlos zu schelten und zu brandmarken". Eine An- 
zahl verschiedener besonderer Vertragsformen ist im Laufe der 
gleichzeitigen und der späteren Entwickelung aufgekommen. 
Das System hat unzweifelhaft weit weniger kasuistischen 
Formenreichtum, wie das des römischen Obligationenrechts, 
aber es ist doch zu einer nicht ganz geringfügigen Gliederung 
gekommen. 

2. Soziales (Personen-, Familien- und Erb-) Recht. 

Dem Wirtschafts-, d. h. nach römischer Kategorienteilung 
allem Sachen- und Obligationenrecht, kann das Personen- und 
Familienrecht nur mit einem gewissen Vorbehalt als soziales 
Recht gegenüber gestellt werden. Denn wie alles Wirtschaftsleben 
überhaupt, so ist auch jenes Wirtschaftsrecht nur als soziales 
zu verstehen, und andrerseits ist auch das Personen- und 
Familienrecht voll von wirtschaftlichen Konsequenzen. Trotzdem 
wird man beide Bezeichnungen so wählen dürfen, da in jedem 
Falle der besondere Wirkungsbereich durch sie richtig gekenn- 
zeichnet wird. Und zweifellos muss eine historische Betrachtung 
des römischen Rechts nicht von dem Recht der Personen und 
Personenverbände ausgehen. Denn obwohl es begrifflich das 
prius ist, nimmt es, sobald nur erst eine gewisse Stufe der 
Familienentwickelung erreicht ist eine viel bescheidenere Stellung 
im Organismus dieses Rechtes ein, wie es denn im System auch 
eine sehr viel geringere Anzahl von Rechtsvorschriften umfasst. 
Das ist kein Zufall, denn sicherlich hat dies Recht überhaupt 
den sozialen Verhältnissen gegenüber eine weniger massgebende 



Digitized by VjOOQ IC 



168 Kurt Breysig: 

Stellung eingenommen, als den wirtschaftlichen. Man hat z. B. 
von dem römischen Sachenrecht den Eindruck, als habe es 
durchaus nicht nur die vorhandenen Zustände der römischen 
Volkswirtschaft in juristische Formeln gebracht, sondern als 
habe es durch seine • formale Entwickelung auch auf deren 
Fortbildung eingewirkt. Von dem römischen Personen- und 
Familienrecht aber wird man schwerlich annehmen können, dass 
es einen so mächtigen Einfluss ausgeübt hat: es hat eher von 
den bereits herrschenden Zuständen Akt genommen, als dass es 
sie übermächtig geregelt hätte. 

Das Recht der römischen Nation, das auch hier an erster 
Stelle ins Auge gefasst ist, hatte zunächst den wichtigsten Unter- 
schied ihrer sozialen Schichtung juristisch auszuprägen, den 
zwischen Freiheit und Sklaverei. Das römische Sklavenrecht 
hat vom Anfang bis zum Schluss seiner Entwickelung wenig 
Veränderungen erlitten und es hat zu allen Zeiten eigentlich 
nur einen Inhalt gehabt: den der Unterwerfung des Sklaven 
unter den Willen seines Herrn bis zu fast völliger Rechtlosig- 
keit. Als Entstehungsgrund der Sklaverei galt noch den 
Juristen des Justinianischen Zeitalters die Gefangenschaft, in die 
der Angehörige eines fremden Volkes im Kriege, zuweilen aber 
auch im Frieden gebracht wird, und sie mögen Recht mit dieser 
Ansicht gehabt haben. Diese Abhängigkeit aber war erblich, 
wie die Zugehörigkeit zu jedem Stande, und erstreckte sich 
selbst auf Mischlinge, ja auch auf die Freie, die sich mit einem 
Sklaven in Geschlechtsverkehr einliess. Die rechtliche Folge 
dieses Instituts aber war die Entblössung von allem oder fast 
allem persönlichen Rechte. Der Sklave galt als Eigentum, wie 
eine Sache, und besass demgemäss grundsätzlich und ursprüng- 
lich nicht die mindeste Rechtsfähigkeit weder der Aussenwelt 
noch gar seinem Herrn gegenüber. Der Herr war von Anfang 
an selbst befugt, seinen Sklaven zu töten, wenn er dazu Lust 
verspürte, er konnte ihn aussetzen, wenn er krank war, er 
konnte seine Kraft ausbeuten und seine Gesundheit aufs Spiel 



Digitized by VjOOQ IC 



Recht und Gericlit im Jahre 1500. 169 

setzen wie er mochte. Der Sklave konnte keine Verträge ab- 
schliessen, geschweige denn dass er Eigentum erwarb. 

Man wird nicht behaupten dürfen, dass die römische Skla- 
verei härter gewesen sei als die anderer Völker; die Orientalen 
haben zu allen Zeiten dasselbe Mass von despotischer Herrschaft 
des einen Individuums über andere zugelassen. Doch vielleicht 
hat wenigstens auf die eiserne Konsequenz der juristischen 
Formulierung die logische Art dieses Rechts Einfluss gehabt, die 
den Eigentumsbegriff als Analogon heranzog und ihn für die 
Konstruktion dieses Instituts und natürlich nicht eben zu Gunsten 
der Sklaven benutzte. Milderungen aber hat erst die Kaiserzeit 
gebracht; der humane Sinn dieser Epoche und in Sonderheit 
einiger milder Kaiser, wie der Claudier und des Pius, hat 
wenigstens die schlimmsten Auswüchse der Sklaverei beseitigt. 
Die Sklaven wurden nunmehr gegen Grausamkeit, Unkeuschheit 
und zwecklose Gewaltthätigkeit von selten ihrer Herren in 
Schutz genommen. Die grundlose Tötung eines Sklaven durch 
seinen Herrn wurde unter Strafe gestellt und Misshandlungen 
des Sklaven sollten den Richter ermächtigen, den Herrn zum 
Verkauf des Sklaven zu zwingen. Wie wenig aber solche Ge- 
sinnungen selbst dieser späten Zeit in Fleisch und Blut über- 
gegangen waren, geht daraus hervor, dass schon Kaiser Kon- 
stantin in Hinsicht auf diese Vorschriften anordnete, man solle 
den Herrn gelinde behandeln, dem bei Bestrafung seines Sklaven 
das Unglück zustosse, ihn zu töten. Und wenn man auch 
sonst dem Sklaven die eine oder andere Erleichterung in Bezug 
auf seine Rechtsfähigkeit gewährte, allzu gross waren diese 
Gesetzeswohlthaten nicht, sie haben an dem bestehenden Zu- 
stand nichts geändert. Eine irgend erhebliche Entwickelung des 
Sklavenrechts zeigt sich sonst nur im Punkte der Freilassung, 
d. h. in den Vorschriften, die den Modus der Emanzipation 
einzelner Sklaven festsetzten und die von den älteren spröden 
Formen allmählich zu lockeren, freieren gediehen sind. 

In sozial bedeutsamer Weise macht sich auch bei diesem 
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Institut die logische Konsequenz des römischen Rechts insofern 
geltend, als sich aus der Sklaverei gar keine weiteren, etwa 
milderen Abhängigkeitsverhältnisse entwickelt haben. Die Frei- 
gelassenen, die ehemaligen Sklaven, erlangten zwar nicht die 
vollen Rechte eines freien Bürgers, aber sie konnten schon des- 
halb nicht eine besondere soziale Zwischenschicht bilden, weil 
dieser Status nicht erblich war. Deshalb sind auch die Milde- 
rungen, die in Hinsicht auf die Rechtsminderung der Libertineu 
in späten Zeiten vorgenommen wurden, nur von geringer Er- 
heblichkeit. Ebenso wenig wichtig für das Privatrecht wurden 
die öffentlich-rechtlichen Unterschiede in der Lage der Voll- 
bürger und der verschiedenen Schichten von Halbbürgern, die 
man unterschied. An Konsequenzen aucli für bestimmte Funk- 
tionen des bürgerlichen Rechts fehlt es zwar nicht, aber dass 
durch sie eine in ihren Privatrechten wesentlich geminderte Be- 
völkerungsschicht entstanden wäre, wird man nicht behaupten 
dürfen. Noch weniger konnten die Rechtsminderungen, die auch 
dem Vollbürger infolge von Kriegsgefangenschaft, strafrechtlicher 
Verurteilung und Aehnlichem widerfuhren, zu einem solchen Ziele 
führen. Nur erst ganz spät hat sich von der Sklaverei ein 
Rechtsinstitut abgezweigt, das in der That einen neuen Stand,, 
den der Schollensklaven, begründete. 

Man sieht, in der Hauptsache hat die ständische Schichtung 
des römischen Volkes dem Rechte nur in einem Punkte, in Hin- 
sicht auf die Sklaven, Veranlassung gegeben, besondere Vor- 
schriften auszuprägen. Alle anderen Standesunterschiede-, ins- 
besondere die zwischen den einzelnen Formen der Aristokratie, 
die sich im Laufe der römischen Sozialgeschichte gebildet haben, 
und der Klasse der Vollbürgerschaft scheinen zu besonderen Modi- 
fizierungen des Personenrechts nicht Anlass gegeben zu haben — 
eine Thatsache, die doch denkwürdig ist und die den demo- 
kratischen massenindivi dualistischen Instinkt, der das römische 
Volk — immer nur unter Ausschluss der Sklaven — beseelte, 
sehr deutlich spüren lässt. 
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Erwiesen sich also die sozialen Einungen der Stände und 
Klassen, die den Einzelnen doch auch hier umschlossen, nur in 
einem, dem übelsten Falle als stark genug um die Rechtssphäre 
des Individuums zu beeinflussen, so hat die Familie doch grössere 
Kraft besessen. Von den ältesten und älteren Zeiten, in denen 
neben und über der Einzelfamilie die Gens das Individuum noch 
ihrerseits einengte, soll hier nicht die Rede sein. Auch das primitive 
strenge Recht, das dem Familienvater das Recht über Leben und Tod 
seiner Kinder gab, ist später obsolet geworden. In der Kaiser- 
zeit bedurfte das Familienhaupt zu jeder Strafe, die das Mass einer 
Züchtigung überschritt, obrigkeitlicher Mitwirkung; zuletzt wurde 
ihm das Strafrecht gänzlich entzogen. Aber auch noch das System 
der spätesten Kaiserzeit giebt dem Haupt der Familie über deren 
Glieder eine Macht, die ganz ausserordentlich ist und die sich 
namentlich den erwachsenen und mündigen Haussöhnen gegen- 
über als eine starke Minderung ihrer bürgerlichen Rechte darstellt. 
Der filius familias konnte wohl alle öffentlichen Bürgereigen- 
schaften erlangen, er konnte eine Ehe schliessen und insofern 
selbst Familienvater werden, er war auch sonst in allen Stücken 
des Privatrechts rechtsfähig, aber er hatte kein Eigentum. Wie 
der Sklave dem Herrn, so erwarb er alles, was er erwarb, dem 
Vater, und diese Unfähigkeit, Eigentümer zu sein, zog eine ganze 
Anzahl geringerer Rechtsbeschränkungen nach sich. Erst die späte 
Kaiserzeit hat eine starke Bresche in dies System gelegt, indem 
es dem Haussohn für alles im Staatsdienst bezogene Einkommen, 
wie die frühe schon für das von Soldaten im Felddienst Er- 
worbene, ein Privilegium erteilte, das ihn von dieser Fessel der 
väterlichen Vermögensgewalt frei machte. Aber man sieht so- 
gleich, dass diese eine Ausnahme noch nicht allzugrosse Wirkung 
that und in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle das alte Prinzip 
gänzlich unerschüttert Hess. Und auch die zw^eite Abweichung, 
die man sich gestattete, die Vorschrift, dass die Erbschaft der 
verstorbenen Mutter dem Kinde als Eigentum zufallen, dem Vater 
aber zum Niessbrauch überlassen blieb, — eine Regel, deren 
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Geltungsbereich man später noch hie und da erweitert hat, ist 
keine sehr wesentliche. 

Und fast ebenso stark war ursprunglich die' Gewalt, die der 
Herr des Hauses über seine Ehefrau ausübte. Man hat für sie 
den besonderen Rechtsbegriff und Namen der Manus gefunden, 
und in der That auch die Frau war in die Hand des Mannes 
gegeben. Sie galt im alten Recht als an Tochter Statt stehend. 
Nur das Recht über Leben und Tod stand in diesem Falle dem 
Familienhaupte nicht allein zu: er musste in Gemeinschaft mit 
einem Familienrat sein Urteil sprechen, das aber im schlimmsten 
Falle selbst auf den Tod lauten durfte. Diese Befugais des 
Hausherrn hat indessen dem Strome der Zeit und der Gesellschp-fts- 
anschauung weit weniger standgehalten. Sie ist in der späten 
Kaiserzeit schon völlig in Vergessenheit geraten. 

Dass diese Emanzipation der Frauen von der strengen Form 
der alten Ehe ein Ergebnis individualistischerer Gesellschafts- 
anschauungen ist, bedarf keines Wortes der Begründung. Aber 
eben deshalb drängt sich die Frage auf, warum den erwachsenen 
und eventuell selbst wirtschaftlich selbständigen Haussöhnen — 
die Haustöchter darf man völlig ausser acht lassen — nicht die- 
selbe Rechtswohlthat zu teil geworden ist — ein immerhin denk- 
würdiger Unterschied in der Entwicklung zweier vielfach analoger 
Rechtsinstitute. Dass dieAbhängigkeit der Haussöhne nicht schwand, 
wird man, meine ich, so zu erklären wissen, dass hier ein älterer, 
gefestigterer Individualismus, nämlich der der Rechtsherrschaft des 
Hausherrn über seine Familie, sich stärker und widerstandsfähiger 
erwies, als der jüngere, modernere. Und sicherlich hat hierzu 
auch die bewusste Parallelisierung dieser personenrechtlichen 
Verhältnisse mit dem Sachenrecht und zwar mit dessen schärfstem 
und ausgezeichnetstem Institut mit dem Eigentum beigetragen. 
Die Herrschaft über die Dinge — das Eigentum heisst in der 
römischen Rechtssprache nicht umsonst dominium, Herrschaft 
— liess sich der über die Menschen nur allzuleicht gleichstellen. 
Und das römische Recht ist bis zu den spätesten Zeiten überall 
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da imerbittlich geblieben, wo es galt die Souveränität des Einzel- 
willens aufrecht zu erhalten. Zu allem andern aber kamen hier 
auch noch vermögensrechtliche Fragen selbst in Betracht; die Herr- 
schaft über die erwachsenen und erwerbenden Haussöhne war 
zugleich auch die Herrschaft über deren Besitz und Einkommen. 

Von wesentlich anderer Beschaffenheit aber war das Ver- 
hältnis des Familienhauptes als Eheherrn zu seiner Ehefrau. 
Die Ehefrau wurde niemals faktisch selbständig von ihrem Manne, 
sie blieb immer mit ihm in engster persönlicher und wirtschaft- 
licher Gemeinschaft. Hier konnte man ohne viel Zögern, wenn 
es der Geist einer andern Zeit verlangte, das alte strenge Band 
des Familienlebens lockern; dass man auf die Manus ver- 
zichtete, entsprach nur etwa dem Aufhören der Gerichtsbarkeit 
über die Haussöhue. Hätte der Hausherr aber die patria po- 
testas den Söhnen gegenüber aufgeben sollen, so hätte das die 
Minderung seiner Herrschafts- und Eigentumsrechte in einer 
Region bedeutet, die durch die Aufhebung der Manus gar nicht 
berührt worden ist. Denn dafür, dass er Herr über das Ver- 
mögen seiner Frau blieb, sorgte das eheliche Güterrecht durchaus. 

Für die Auffassung der Römer vom Wesen der Familie ist 
diese ganze Entwickelung durchaus charakteristisch : sie ist sehr 
wenig genossenschaftlicher Natur. Das Haus gilt als Zubehör 
des einen Mannes, der es gegründet und es erhält, nicht aber 
als eine Vereinigung Ebenbürtiger und annähernd Gleichbe- 
rechtigter. Die alte Zeit brachte dieses Verhältnis in strengen 
zeremoniellen Formen zum Ausdruck, aber auch die neue hielt 
es in allen wesentlichen Stücken aufrecht. Die Herrschaft des 
Einzelnen wurde auch gegen die Unabhängigkeitsbestrebungen 
anderer Einzelner aufrecht erhalten, da jener mit Fug als der 
ältere und deshalb — ob mit ebensoviel Grund, sei dahin 
gestellt — als der besser berechtigte Träger des Individualismus 
angesehen wurde. 

Und auch das Eherecht ist ein wenig von diesem Geist 
starker Vorteile für den begünstigten, den stärkeren Einzelnen 
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durchdrungen, mindestens soweit Vermögensfragen in Betracht 
kommen. In den Zeiten der Manus ging das Vermögen der 
Frau an sich in das Eigentum des Mannes über, aber auch die 
freien Eheformen, die teils neben, teils nach der Manus ent- 
standen, überlieferten die Mitgift der Frau gänzlich dem Mann. 
In anderem Lichte erscheinen die spezifisch persönlichen 
Seiten des Eherechts; hier hat sich, und zwar wie es scheint, 
schon in sehr früher Zeit, eine Auffassung durchgesetzt, die weit 
mehr auf das Recht beider und nicht nur des einen Beteiligten 
bedacht w^ar. Der Frau hat man wenigstens für den Fall der 
Aufhebung der Ehe schon in diesen Stadien der Entwickelung 
eine Bewegungsfreiheit zugestanden, die der des Mannes kaum 
nachstand. Schon in der ältesten Zeit konnte die nicht unter 
religiösen Bräuchen geschlossene Ehe ganz formlos gelöst werden. 
Und auch für die feierliche, priesterlich geweihte, die den 
Patriziern vorbehalten war, wurde eine Form der Lösung ge- 
funden. Für die übrigen Ehearten aber scheint man von der 
Ermächtigung, sie zu lösen, schon früh so reichlichen Gebrauch 
gemacht zu haben, dass noch zur Zeit der Republik grundlose 
Scheidungen unter Strafe gestellt wurden. In der späteren 
Kaiserzeit aber galt als Rechtens, dass eine Ehe schon durch 
beiderseitige Zustimmung ohne alle weiteren Formalitäten ge- 
trennt werden konnte. Nebenher wurde sie durch bestimmte 
Umstände — längere Gefangenschaft oder Keuschheitsgelübde 
eines Teils — schlicht gelöst und bei bestimmten Verbrechen des 
einen Teils konnte sie in der Form der Verstossung von dem 
andern Gatten einseitig ausgesprochen werden. Und in all 
diesen Bestimmungen hat man niemals zwischen Mann und 
Frau einen Unterschied gemacht. Man hat aber auch kein Be- 
denken getragen, aus diesem personenrechtlichen Grundsatze die 
entsprechenden vermögensrechtlichen Konsequenzen zu ziehen 
— was bei dem ausgeprägten Eigentumssinn der Römer noch 
fast mehr ins Gewicht fällt. Noch in den Zeiten der Republik 
wurde die Mitgift als im Scheidungsfalle restituierbar angesehen. 
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Man nahm deshalb an, dass die Dos wohl in das Eigentum des 
Mannes übergehe. Aber man behielt trotzdem ein Eventualreeht 
der Frau an ihr bei. Das Kaiserrecht kennt eine besondere 
Klage auf Ruckgabe der Mitgift nach Beendigung der Ehe, sei 
es durch Scheidung oder durch den Tod. Ja, das Recht^hat in 
der späten Zeit noch Vorsorge für den Fall getroffen, dass der 
Ehemann ein besonderes Frauengut für seine Gattin bestellte; 
es schuf besondere Garantien dafür, dass diese Gegenmitgift, 
wie man sie nannte, die während des Bestandes der Ehe in 
Genuss und Verwaltung des Ehemanns ^lieb, nach seinem Tode 
der Frau zufiel. Ganz unparteiisch verfuhr endlich das Recht 
mit der einzigen Bestimmung, mit der es sich in das intime 
Leben der Eheleute einmischte: es verbot von alters her die 
Schenkungen unter Ehegatten — unzweifelhaft aus der Idee 
heraus, die Gutmütigkeit und Freigebigkeit eines der Ehegatten 
nicht zum Anlass einer weitgehenden, freiwilligen oder un- 
bedachten Schädigung seines Einzelvermögens werden zu lassen. 
Man sieht: in Hinsicht auf die Ehe ist im römischen System 
der Genossenschaftsgedanke noch am ehesten verwirklicht worden. 
Die Herrschaft des starken Einzelnen ist hier zu Gunsten 
der Frau an mehr als einer Stelle durchbrochen worden. Aber 
wenn schon das Verhältnis des Familienhauptes zu den erwach- 
senen Haussöhnen offenbart, wie wenig eine solche Minderung 
des Einzelwillens den innersten Tendenzen des römischen Rechts 
entsprach, so leitet die dürftige Ausbildung des Korporations- 
rechtes auf anderen Gebieten als dem des Hauses zur selben 
Beobachtung. Von der ältesten Zeit, von den Gentes und Kurien, 
abgesehen, spielen die Genossenschaften im römischen Privat- 
recht keine allzu beträchtliche Rolle. Wohl ist der Begriff der 
juristischen Person für sie ausgebildet worden,, aber selbst er 
ist charakteristisch : man kann sich in den Gedanken, dass eine 
Mehrzahl von Personen Rechte innehaben solle, so wenig 
finden, dass man zu dem Notbehelf einer Fiktion greift und sie 
sich zu einer Persönlichkeit verschmolzen vorstellt. Im öflent- 
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liehen Recht musste man zu dieser Aushülfe sehr oft greifen: 
der Staat, später die Stadtgemeinden mussten als solche fingierte 
Personen angesehen werden. Auch die religiösen Gemeinschaften 
wurden so angesehen, die Tempel und Priesterkollegien der 
Heidenzeit, ebenso wie die Kirchen des Christentums; aber sonst 
hat es *nicht oft Gelegenheit dazu gegeben. Wohl bestanden 
Handwerker-Gemeinschaften und Sterbekassen, geistliche und 
gesellige Vereine, aber namentlich das Wirtschaftsleben ist arm 
an korporativen Bildungen. Es scheint, dass erst in den Zeiten 
des vorgeschrittenen Kapitalismus in grösserem Massstabe 
Erwerbsgenossenschaften aufgetreten sind: so Gesellschaften zur 
Pachtung von Staatszöllen und -Steuern und zum Betriebe von 
Berg- und Salzwerken. Jene anderen Vereinigungen aber hat 
die Kaiserzeit eher gehemmt als gefördert; wie schon gegen Ende 
der Republik sah man in ihnen staatsgefährliche oder wenigstens 
verdächtige Veranstaltungen. Man war deshalb nicht allzu ge- 
neigt, ihre Zunahme zu erleichtern, und forderte schon für ihre 
Gründung die Einholung der staatlichen Genehmigung. Aber 
von der wuchernden Fülle des Genossenschaftslebens, der das 
deutsche Recht gegenüber gestellt war, ist hier nicht das 
mindeste zu verspüren. 

So verschwindet denn die Anzahl der Anordnungen, die 
das römische Recht in Hinsicht auf die Genossenschaften ausser- 
halb der Familie erlassen hat, neben der für diese bestimmten. 
Und das Verhältnis ist in derselben Richtung, zu Gunsten der 
Familie, noch ausserordentlich dadurch gesteigert worden, dass 
dem eigentlichen Familienrecht noch ein besonders mannigfaltig 
gegliedertes Erbrecht zugesellt worden ist. Das Erbrecht ist 
ein Teil des Familienrechtes, denn es dient in fast allen seinen 
Bestimmungen, das Haus, das jenes in seinem augenblicklichen 
Zusammenhalt schützt und ordnet, über die jeweils blühende 
Generation fortzuerhalten. Und wenn es so im Längsschnitt der 
Zeit bewirken will, was das Familienrecht für den Querschnitt 
der momentanen Lage bezweckt, so kennzeichnet es sich eben 
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dadurch als ein vorwiegend soziales Recht, so ausschliesslich es 
auch die wirtschaftliche Basis des Familienlebens ins Auge fasst. 
Denn indem es sie zu hüten und zu konservieren beabsichtigt, 
will es doch nur den Fortbestand der Familie selbst sichern. 
Und seine ökonomische Nebentendenz teilt es mit mehreren 
Gruppen des eigentlichen Familienrechts, wie etwa mit der 
väterlichen Dispositionsgewalt über das Vermögen der Haus- 
söhne oder mit dem ehelichen Güterrecht. Diejenigen von seinen 
Bestimmungen aber, die nicht zugleich die Beziehungen zwischen 
den älteren und jüngeren Mitgliedern einer Familie ordnen, 
kommen ihrer Zahl nach kaum in Betracht neben der über- 
wiegenden Menge der Fälle, die diesem Zwecke ganz aus- 
gesprochen dienen. 

Wie durchaus familienrechtlich alles Erbwesen von den 
Römern aufgefasst wurde, zeigt am unverhülltesten die älteste 
Periode ihrer Rechtsentwickelung. Sie stellte die obersten Grund- 
sätze eines Erbrechts auf, das — wie selbstverständlich — nur 
das Vermögen eines Familienvaters als Objekt kannte und zu 
seinen gesetzlichen Erben zuerst die unfer seiner Gewalt Stehenden 
berief und demnächst seine Agnaten, d.h. die mit ihm durch 
irgend ein Band der potestas Verbundenen berief. Als Agnaten 
nämlich galten alle die Personen, die einmal mit dem Erblasser 
unter einer potestas gestanden hatten, wie seine Brüder, aber 
auch die, deren Väter und Grossväter einmal in diesem Ver- 
hältnis gestanden hatten, also seine Neffen und Grossneffen, und 
schliesslich auch die Ascendenten. Der potestas, der väterlichen 
Gewalt, wurde die des Mannes, die eheliche, gleich gestellt; die 
Ehefrau also galt auch als Agnatin, nicht aber ihre Verwandten. 
Ausgeschlossen wurden durch dies Erbrecht vor allem die Tochter- 
kinder des Erblassers, denn sie standen nie unter seiner potestas, 
sondern unter der der ihm selbstverständlich weder bluts- noch 
agnatisch verwandten Schwiegersöhne, aber auch Schwesterkinder 
und -enkel und von den Ascendenten diejenigen, die eines andern 
Familienvaters potestas unterstanden, z. B. ein Mutterbruder, 
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schliesslich von den Geschwistern die Halbbrüder oder Halb- 
schwestern, die nur die Mutter mit den Erblasser gemeinsam 
haben. Fast immer — mit Ausnahme der verheirateten Töchter — 
wird die Gleichheit des Namens bewahrt; nur durch Männer wird 
die Agnation weiter vermittelt und das Ganze ist sicherlich die 
letzte Nachwirkung der Institution der Vatersippe. Wie die 
Familie ursprünglich nicht eine Gemeioschaft Verwandter, sondern 
die Vereinigung der von einem Hausherrn Beherrschten sein 
sollte, so wurde auch hier nicht eigentlich das Blut, sondern 
das Herrenverhältnis des Familienhauptes zu seinen Kindern und 
Enkeln und zu seiner Frau als Träger des Rechts angesehen. 

Später wurden auch die coguati, d. h. die Blutsverwandten 
und die affines in das Erbrecht einbezogen, doch erst Justinian 
hat durch zwei seiner Novellen die bis dahin noch geltende Pri- 
vilegierung der agnatischen Erben aufgehoben und alle natür- 
lichen Verwandten ohne Ausnahme nach der Reihenfolge De- 
scendenten, Ascendenten, Geschwister und Geschwisterbrüder, 
Halbgeschwister und Seitenverwandte geordnet. Auf beiden 
Stufen der Rechtsentwickelung aber hält man sich an den — 
jeweils geltenden — Familien begriff. Und wo das ältere Recht 
von der Familie abgeht, durch die Bestimmung nämlich, dass 
beim Mangel von Agnaten die Gens einzutreten hat, ist die Ab- 
weichung, wie kaum notwendig ist zu sagen, nur eine schein- 
bare, da die Gens ja ebenfalls ein weiterer, wenn auch zuweilen 
fingierter, Familien verband ist. 

Nebenher ist dann freilich von alters her eine Form der 
Vererbung eingeführt worden, die nicht schlechthin an die 
Familienangehörigkeit gebunden war: die durch Testament. Aber 
auch für sie war die Freiheit des Erblassers insofern ein- 
geschränkt, als die nächsten Familienangehörigen nur unter ge- 
wissen Voraussetzungen übergangen werden durften, und Justi- 
nian hat in sehr eingehender Kasuistik eine lange Reihe gesetz- 
licher Gründe kodifiziert, aus denen wenigstens Descendenten 
und Ascendenten allein unter allen erben durften. 
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Das römische Recht hat seine formale Kraft in Hinsicht 
auf das Erbrecht durch eine Fülle von differenzierenden Einzel- 
bestimmungen über die Modalitäten der Testamentserrichtung 
und des Erbantritts, die Rechtsfähigkeit der Erblasser und der 
Erben, die Nüancierung der Vererbungsart in feierliche und fak- 
tische Erbschaft — hereditas oder bonorum possessio — in Legate 
und Fideikommisse bewährt. Die soziale Bedeutung jedes Erb- 
rechts aber liegt in seiner Absicht, das Eigentum, das der Einzelne 
erworben hat, seinen Nachkommen oder wenigstens seiner Fa- 
milie zu erhalten. Eigentum und Erbrecht sind die beiden 
Stützen jeder gesellschaftlichen Differenzierung und wie jenes 
dem wirtschaftlich oder persönlich Starken, dem durch Natur 
oder durch Erbe Begünstigten vor allen zu gute kommt, so 
pflanzt das Erbrecht die unter den Individuen geschaffenen öko- 
nomischen Unterschiede fort, ohne nach den Eigenschaften der so 
Privilegierten zu fragen. Es schafft zu den natürlichen Abständen 
zwischen den Einzelnen noch künstliche, es ist in gewissem Sinne noch 
individualistischer als die individualistischste Eigentumsordnung. 
Und es erweist diese grossen, privilegienhaften Rechtswohlthaten 
freilich nicht den Erben zuliebe, sondern sie vollstreckt sie aus 
Respekt vor dem souveränen Einzelwillen der Träger der jeweils 
herrschenden Generation. 

Was Wunder, dass das römische Recht sich solchen Aufgaben 
mit besonderem Eifer widmete. Ihm war dieses stark indivi- 
dualistische Element, das jedem Erbrecht innewohnt, ganz 
kongenial. Und es hat diese Tendenz auch sehr deutlich zum 
Ausdruck gebracht, insofern es bei der Regelung des Erbganges 
unzweifelhaft auf den Rechtswillen des Einzelnen, des Erblassers, 
die meiste Rücksicht nahm. Hierfür ist charakteristisch nament- 
lich das ältere Recht, insofern es den Rechtsgrund der Vererbung 
gar nicht eigentlich in der Verwandtschaft, in der Blutsgemein- 
schaft, sondern in der Herrschaft des Familienoberhauptes über 
Beine Hausangehörigen sieht. 

Eine Einwendung gegen diese Interpretation liegt nahe. 

Zeitschrift fUr Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 13 
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In jedem Erbrecht und so auch im römischen ist selbstverständ- 
lich auch die andere, jener individualistischen entgegengesetzte 
Tendenz nachzuv^eisen : der Genossenschaftsgedanke. Denn un- 
zweifelhaft kommt die Aufrechterhaltung des Familienvermögens 
durch die aufeinander folgenden Generationen hindurch der 
Familie als solcher, also einer Gemeinschaft zu gute. Man hat 
zunächst auch hier den Eindruck, den die Sozialgeschichte auch 
sonst sehr häufig zurücklässt, dass Tradition und Genossenschaft 
eine innere Wahlverwandtschaft miteinander haben: die eine 
bedeutet den Zusammenhalt von Einzelnen im Längsschnitt der 
Zeitfolge, die andere im Querschnitt der gleichzeitigen Gene- 
rationen. Aber das römische Erbrecht hat mehr als eine Eigen- 
tümlichkeit, die dieser Deutung widerspricht. Betrachtet man 
es, wie überall und hier besonders notwendig ist, im Zusammen- 
hang mit dem Familienrecht, so ergiebt sich : wie die Familie im 
Grunde den Unterthanenverband des Hausangehörigen unter dem 
Scepter seines Oberhauptes darstellt, so ist das Erbrecht weit 
eher dazu bestimmt, diesen Herrschaftsapparat gebietender Ein- 
zelner im Laufe der Zeiten aufrechtzuerhalten, als eine — in 
Wahrheit nur in sehr beschränktem Sinne vorhandene — Ge- 
nossenschaft zu konservieren. Die agnatische hereditas des 
älteren Rechtes entsprach durchaus den Instituten der patria 
potestas und der manus, und in ihnen allen atmet der Geist 
des römischen Eigentumsrechts. 

Die Gewalt des Vaters über seine Söhne, die Gewalt des 
Ehemanns über die Frau und die Gewalt des Eigentümers über 
sein Haus und seine Scholle sind alle nur Manifestationen der- 
selben Rechts- und Gesellschaf tsänschauungen. Sie tragen alle- 
samt nicht ohne Grund so herrische Namen wie Gewalt, Hand- 
recht und Herrschaft, und sie sind alle konzentriert in der Person 
des pater familias, der zugleich wahrer römischer Bürger und 
Grundbesitzer ist. Im Grunde nehmen sich all diese Rechte aus 
wie die Attribute einer halb fürstlichen Selbständigkeit: der 
römische Vollbürger war wie ein kleiner Dynast, und das 
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römische Recht scheint in seiner Totalität wie in allen seinen 
einzelnen Ausläufern nur darauf gestellt zu sein, diese Unab- 
hängigkeit zu stützen und zu stärken. Das Eigentumsrecht 
schützt den ökonomischen Herrschaftsbereich dieses Privatsouve- 
rains; das Personen- und Familienrecht stabiliert seine Gewalt 
über die Unterthanen, über Weib und Kind und Sklaven, und 
das Erbrecht regelt ihm wie ein fürstliches Hausgesetz die Nach- 
folge und garantiert den Fortbestand dieser Herrschaftseinheiten. 
Der Staat aber, seiner Bürger sicher, beargwöhnt diese Rechtsfülle 
des Einzelnen nicht, sondern er stärkt und erhält sie auf jede 
Weise. Unter der selbstverständlichen Voraussetzung, dass seine 
Oberherrschaft und die seines Rechts anerkannt wird, stellt er eben 
dieses Recht durchaus in den Dienst des sozial und wirtschaft- 
lich starken Individuums. Nur eine Konsequenz hat man nicht 
gezogen, die ganz in der Linie dieser Entwickelung gelegen 
hätte, man hat die Teilbarkeit dieser Herrschaftsobjekte nicht 
beschränkt, wie es später bei andern Völkern geschehen ist. 
Hier mag sich der bürgerliche Geist dieses Stadtstaats bethätigt 
haben: man vertraute wohl der werbenden Kraft städtischen 
Gewerbefleisses und Kapitals und scheute vor so ängstlichen 
konservativen Massnahmen zurück, die dem Landbewohner seine 
Liebe zur Scholle und die zage Scheu vor anderem Erwerb als 
dem durch die mühsame Bestellung des Bodens eingiebt. 

Mancherlei von diesem starken Bollwerk der Rechtssouve- 
ränität des Einzelnen ist im Laufe der Zeiten abgebröckelt, auch 
im Erbrecht. Aber es ist charakteristisch, dass sich das agna- 
tische Erbrecht im Prinzip bis auf Justinian erhalten hat. weit 
länger also als die manus und die strengen Befugnisse der 
patria potestas. Und wenn auch die Durchführung des neuen 
Verwandtschaftssystems, die vor allem den Frauen und den durch 
sie vermittelten Verwandtschaften ein besseres Recht einräumte, 
sicherlich ein Zugeständnis an eine demokratischere, massen- 
individualistische Auffassung bedeutet, so wurde an den sozialen 
Fundamenten und Wirkungen dieses stark-individualistischen 

13* 
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Erbrechts doch dadurch nicht allzuviel geändert. Der Erbgang 
in der Familiendynastie war in einigen Ausnahmefällen etwas 
geändert, aber die Garantieen, die ihn schirmten und schützten, 
blieben dieselben. Und wie wenig man daran dachte, den 
Frauen eine durchgehends bessere Stellung zu gewähren, geht 
daraus hervor, dass die Ehefrauen durch die Justinianische Erb- 
rechtsreform schlechter situiert wurden, als sie es im alten 
strengen Rechte gewesen waren. Zu den Zeiten der Herrschaft 
der manus hatten sie als Agnatinnen gegolten; in der Stufen- 
folge der neuen Blutsverwandtenfolge sind sie gänzlich über- 
gangen, und jene Frauengutserrichtungen, die das neuere Familien- 
recht vorsah und von denen schon die Rede war, bildeten 
dafür doch nur einen partiellen Ersatz. Ein neuer Beweis da- 
für, dass auch dem ausgereiften römischen Rechte die Familie 
eher ein Unterthanenverband des Hausherrn als eine aus Eben- 
bürtigen bestehende Genossenschaft war; die Frau in ihrer 
sehr beschränkten Rechtsfähigkeit, für die das römische Recht 
auch sonst hundert Belege bietet, hat sich in diese gesetzliche 
Unterwürfigkeit an erster Stelle fügen müssen^). 

^) "Wie abhängig diese Skizzen, deren voUen sozialgeschichtlichen 
Ertrag erst eine III. (Schluss-) Abhandlung einheimsen soll, in ihrem 
juristischem Fundament von Puchtas und Heuslers Institutionen sind, zwei 
sehr verschiedenen und doch, jedes in seiner Art, klassischen Werken, 
braucht kaum hervorgehoben zu werden. 
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Eine Kleinstadt im Kirchenstaate. 

Wirtschaftsgeschichtliche Skizze. 

Von 

C. Calisse (Pisa). 



Civitavecchia^), das alte Centumcellae, verdankt seine historische 
Bedeutung, ja sogar seine Existenz dem Umstände, dass es während 
der Jahrhunderte langen Dauer der weltlichen Herrschaft der 
Päpste der Hafen Roms gewesen ist: Ancona konnte ihm nicht 
Konkurrenz machen, weil die Lage an der Adria weniger günstig 
sowohl für die Bedürfnisse der Hauptstadt, wie für den Ver- 
kehr des Kirchenstaates mit dem Auslande war; die kleinen 
Häfen der römischen Küste aber, vom Schwemmsande der Flüsse 
bedrängt, in ungesunder Luft und entvölkert, konnten sich an 
Bedeutung niemals mit Civitavecchia messen, dessen sicherer 
Hafen mit seinen vortreiflichen Verhältnissen, auch was die 
Grösse anlangt, den Anforderungen, die man in früheren Zeiten 
stellen konnte, reichlich genügte. Die alte Stadt wurde von 
den Sarazenen im Jahre 828 vollständig zerstört; aber die Hafen- 
anlage, ein Werk Kaiser Traians, blieb bestehen, und dies war 
die Ursache, dass die entflohenen Bewohner nach mehr als einem 



^) Vgl. C. Calisse, Storia di Civitavecchia, Plorenz, Barbara 1898, auf 
das für die weiteren Ausführungen und für Angabe gedruckter und un- 
gedruckter Quellen hier verwiesen sei. 
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halben Jahrhundert wieder in ihre Heimatstadt zurückkehrten, 
die jetzt den Namen Civitavecchia erhielt. Die Heimkehrenden 
waren gering an Zahl und mittellos; sie lebten von der Fischerei, 
vom Kleinhandel und jenen wenigen Gewerben, die für die 
lokalen Bedürfnisse genügten. Die Vermögen von einst waren 
mit der alten Stadt begraben, und nirgends in der Geschichte 
und in den Gesetzen Civitavecchias geschieht mehr dessen Er- 
wähnung, dass von Alters her eine Klasse von Adeligen oder 
Reichen bestanden hätte. Das Gebiet der Stadt war immer eng 
begrenzt, da die benachbarten mächtigen Gemeinden und Feudal- 
herren keine Vergrösserung auf ihre Kosten gestatteten; immer- 
hin aber hätte es den Bedürfnissen der wenig zahlreichen Be- 
völkerung genügen können, wenn die Bewohner Civitavecchia's 
es unbeschränkt hätten ausnützen können. Allein das Lati- 
fundiensystem entzog es einst' wie noch heute fast ganz der Be- 
nützung durch die Gesamtheit: denn auf dem Stadtgebiete hatten 
reichen Besitz vor Allen das Kloster von Farfa, dann das römische 
von SS. Cosma e Damiano und die regulierten Chorherren von 
S. Martine, ferner das Bistum der Stadt selbst und reiche Feudal- 
herren, wie die Grafen von Civitacastellana und Galeria, die 
römischen Latro und namentlich die Di Vico, die mit kurzen 
Unterbrechungen die Stadt bis in die Mitte des 15. Jahrhunderts 
beherrschten. Und obgleich diese klösterlichen und baronalen 
Herrschaften allmählich gegenüber der immer mehr erstarkenden 
päpstlichen Oberherrschaft zurücktraten, gewann doch das Volk 
wirtschaftlich nicht viel, da der Staat für sich in Anspruch nahm, 
was vordem die anderen Herren gehabt hatten. Es war eigentlich 
nur ein Wechsel in der Person des Herrn; Rechte und Besitz, 
die früher den Feudalherren zustanden, gehörten jetzt zu den 
Kameralgütern. So erklärt sich die Thatsache, dass Civitavecchia 
lange Zeit hindurch nichts andetes war, als ein Besitz der 
apostolischen Kammer. Sie ist ^^i^entümerin des gesamten Bodens 
innerhalb und ausserhalb der: Stadt; wer ein Gewerbe betreiben 
will, muss die Konzession erlangen; von allen Erzeugnissen des 
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Gewerbes wird Steuer gezahlt; von jedem Stück bebauter P>de 
wird ein Teil der Frucht abgeführt. So wurden die von der 
Kammer beamteten Kleriker, die chierici di Camera, mit Recht 
auch in offiziellen Urkunden die Herren (patroni) von Civita- 
vecchia genannt; die Gemeinde überreichte ihnen an gewissen 
Festtagen Geschenke; die Bewohner nannten sich ihre Pächter 
und Kolonen; und das Regiment der Stadt war ihnen anvertraut. 
In ihrer Eigenschaft als Stadtregierung berieten die chierici di 
Camera die wichtigeren Angelegenheiten, unter dem Vorsitze 
ihres Dekans zur Ratsversammlung vereinigt; die laufenden Ver- 
waltungsangelegenheiten aber wurden einem von ihnen mit 
dem Titel eines Gouverneurs von Civitavecchia anvertraut, 
der persönlich alle Angelegenheiten seines Amtes erledigte, die 
nicht persönliche Anwesenheit in der Stadt erforderten, und für 
die anderen einen Stellvertreter nach Civitavecchia entsendete, 
der in den Akten auch als Kommissar und luogotenente di 
giustizia bezeichnet wird. So blieb es, bis Innocens XII. im 
Jahre 1693 eine Reform der Regierung von Civitavecchia durch- 
führte, indem er sie der Camera apostolica entzog und einem 
von der Consulta in Rom zu ernennenden Prälaten übertrug, 
der auch von der Consulta direkt abhängen sollte. 

Diese Art der Regierung erklärt zur Genüge, dass die Ge- 
meinde weder unabhängig noch reich sein konnte. Sie war in 
Allem und Jedem abhängig von der Willkür der Staatsregierung 
und insbesondere der Camera apostolica. Wenn sie ihrer wirt- 
schaftlichen Not steuern wollte, konnte sie nichts anderes thun 
als sich an ihre Herren wenden, um einen Schuldenerlass oder 
eine Steuerfreiheit oder ein Privileg zu erbitten. Derartige 
Bitten kehren in der Geschichte der Stadt immer wieder und 
bilden eigentlich das charakteristische Merkmal ihres Wirtschafts- 
lebens, das seit seinen Anfängen immer mit künstlichen Mitteln 
genährt und entwickelt wurde. 

Als Civitavecchia durch einen in allgemeiner Versammlung 
gefassten Beschluss im Jahre 1224 ausdrücklich die direkte Sou- 
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veranität der Kirche anerkannte, geschah es, weil Papst Hono- 
rius III. der Stadt alle Schulden bezahlt und sie dadurch von 
all ihren Gläubigern befreit hatte, die sich gerade auf Grund 
ihrer Forderungen um den Besitz Civitavecchias stritten. Allein 
die folgenden Ereignisse Hessen den päpstlichen Schutz recht 
unwirksam erscheinen, und die Stadt fiel abermals in die Hände 
der Feudalherren, bis Nicolaus IV. sie wiederum feierlich im 
Jahre 1290 in den Besitz der Kirche übernahm; aber auch diesmal 
entsprachen die Vorsätze nicht der Wirklichkeit; denn die Anarchie 
wuchs im Kirchenstaate infolge der Parteiungen, der Aufstände, 
der Uebersiedelung der Päpste nach Avignon und des Schismas, 
das auf ihre Rückkehr nach Rom folgte — sodass die Päpste, 
die im 15. Jahrhundert die päpstliche Landeshoheit begründeten, 
wie andere Orte, so auch Civitavecchia nur mit Waffengewalt den 
Händen von Usurpatoren entreissen konnten. Dies that Eugen IV. 
im Jahre 1431, derselbe Papst, der, um die Stadt für die vielen 
Leiden, die sie erduldet, zu entschädigen und um sie grösserem 
Gedeihen zuzuführen, nicht nur alle schon in früheren Zeiten 
gewährten Begünstigungen erneuerte, sondern auch neue hinzu- 
fügte, Nachlass der rückständigen Steuern gewährte, für eine 
Zeit die Salz- und die Herdsteuer (focaticum) erliess, die not- 
wendigsten Bedürfnissartikel zollfrei einführen Hess, Freiheit der 
Weide zugestand und den Ackerbau förderte. Denn Eugen IV. 
erhoffte nicht, wie seine Nachfolger, vom Meere sondern vom 
Landbau ein Aufblühen Civitavecchia's, und da er wünschte, 
dass der Acker bestellt würde, fügte er zu seinen übrigen Privi- 
legien auch noch das hinzu, dass es jedem gestattet sein solle, 
zum Zwecke der Bebauung soviel Kameralland in Besitz za 
nehmen, wie er wollte, unter der einzigen Voraussetzung, dass 
es nicht schon von einem anderen zu demselben Zwecke okkupiert 
wäre. Zehn Jahre später bestätigte der Papst diese Begünsti- 
gungen und fügte noch hinzu, dass kein Fremder ohne Erlaubnis 
der Gemeinde auf ihrem Gebiete selbständig arbeiten dürfe; dass 
aber, wenn diese Erlaubnis gewährt würde, er den 13. Teil der 
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Produkte an die Camera apostolica abzuliefern habe, während 
den Bürgern von Civitavecchia jeglicher Zins erlassen wurde; 
dass ferner die Gemeinde einen Teil des Territoriums als reser- 
viert zum Zwecke der Weide erklären könne, ohne dass ihr 
doch daraus irgendwelche Lasten erwachsen sollten. 

Diese Verordnungen Eugens IV. blieben stets die Grundlage 
der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Stadt und Regierung, 
und auf sie beriefen sich alle späteren Päpste, wenn sie Vor- 
kehrungen für die Bedürfnisse der Stadt treffen oder Ackerbau 
und Handel fördern wollten. Die Bevölkerungsvermehrung und 
der Umschwung der gesamten Wirtschaftsverhältnisse, sowie 
die grossen Befestigungs- und Hafenarbeiten, die durch Bra- 
mante, Sangallo, Michelangelo, Bernini in Civitavecchia aus- 
geführt wurden, der ewige Krieg mit den Türken, die leb- 
hafteren Verbindungen mit Spanien und Frankreich — Hessen 
es allerdings nicht zulässig erscheinen, dass sich die von der 
Regierung getroffenen wirtschaftlichen Vorkehrungen auf die 
wenigen und einfachen Verordnungen Eugens IV. beschränkten. 
Allein diese blieben doch immer der Ausgangspunkt für alle 
folgenden, die, obgleich in erweitertem Massstabe und in den 
Details verschieden, doch die charakteristischen Merkmale jener 
nicht verleugneten. 

Eine Gruppe von päpstlichen Privilegien für Civitavecchia 
bezieht sich auf die Freiheit der Weide, die der Gemeinde trotz 
der Zugeständnisse der souveränen Gewalt immer wieder von 
den doganieri, den Pächtern der Weiden der päpstlichen Kammer, 
bestritten wurde. Die Camera apostolica als Eigentümerin des 
grössten Teiles des Territoriums verpachtete das W^eiderecht um 
einen jährlichen Pachtschilling von 3000 scudi (= 16125 ital., 
Lire); die doganieri, die Pächter, veräusserten ihrerseits ihr 
Recht gegen eine Abgabe, die „fida" (vgl. „Viehweide") genannt 
wurde, an jeden, der Vieh weiden lassen wollte. Allein da sie 
durch die der Gemeinde zugestandenen Exemptionen Schaden 
litten, suchten sie dieselben zu verhindern oder wenigstens einzu- 
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schräüken soweit sie irgend konnten, und da sie in diesem ihrem 
Bestreben natürlich auf Widerstand stiessen, entstanden lange 
und kostspielige Prozesse. Die Regierung war geneigt die Ge- 
meinde zu begünstigen und, wenn die Gemeinde vor den Ge- 
richten nicht Recht behielt, intervenierte der Papst mit einem 
Gnadenakte. So hatte z. B. Paul [II. durch Breve vom 19. No- 
vember 1540 den doganieri den Gutsbezirk von Sughereto ent- 
zogen und hier den Bürgern von Civitavecchia das Weiderecht 
bis zum Jahre 1547 zugesprochen; in diesem Jahre schloss die 
Gemeinde mit den doganieri einen Vertrag, nach welchem jßues 
Gebiet in zwei Teile geteilt wurde, von denen der eine wieder 
den doganieri zufallen, der andere der Gemeinde gegen eine 
jährliche Zahlung von 100 scudi Gold, zahlbar am Tage S. Peters, 
verbleiben sollte. Später indess behaupteten die doganieri, 
dieser Vertrag sei im Laufe der Zeit gelöst worden, währeud 
die Gemeinde die Fortdauer behauptete und die ununterbrocliene 
thatsächliche Ausübung ihres Rechtes nachwies. Das Urteil fiel 
gegen die Gemeinde aus, und dieser verblieb kein anderer Aus- 
weg zur BewahruDg eines Rechtes, das sie so lange besessen, 
als sich an den Papst zu wenden, um auf dem Gnadenwege zu 
erlangen, was ihr auf dem Rechtswege verweigert worden war. 
Und der Papst, Clemens XL, schenkte der Bitte der Gemeinde 
Gehör und verfügte mit Handschreiben vom 5. Oktober 1718, 
dass. jene Hälfte des Sughereto der Gemeinde neuerdings be- 
stätigt und von ihr als ewige Erbpacht besessen werden solle, 
ohne dass die doganieri Einspruch erheben' dürften, jedoch mit 
der Auflage, dass die Gemeinde das Land vermessen und mit 
deutlichen und festen Gronzzeichen versehen lasse und jährlich 
an die Camera apostolica 100 scudi als Kanon entrichte. 

Eine zweite Gruppe von Privilegien bezweckten die Förde- 
rung des Ackerbaues. Man konnte nicht anders zur Bebauung 
des Bodens, der im Eigentume der Camera verblieb, aneifern, 
als indem man den Nutzgenuss zugestand und zugleich die 
Pachtbedingungen möglichst milderte. So war Eugen IV. vor- 
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gegangen, und auf demselben Wege folgten ihm andere Päpste 
zu demselben Zwecke. Erwähnenswert in dieser Beziehung ist 
das Vorgehen Sixtus' V. Auf das Anerbieten der Gemeinde einen 
grossen Gutsbezirk, Ferrara genannt, unter den Pflug zu nehmen, 
verfügte er mit Handsehreiben vom 10. März 1589, dass obiger 
Gutsbezirk der Gemeinde zum dominium utile überlassen werde 
— in Anbetracht, dass die Camera apostolica (dadurch infolge 
Vermehrung ihrer Einkünfte Nutzen ziehen werde; dass ferner 
die Ausdehnung des kultiviertem Landes das Klima verbessern 
und neue Ansiedler heranziehen werde; dass die Armen Arbeit 
finden werden und dass schliesslich grössere Getreideproduktion 
auch der Stadt Rom zum Vorteile gereichen werde. Die Be- 
dingungen der Vergebung waren die folgenden: der Anbau des 
Landes sollte im Laufe von 6 Jahren vollständig sein; an die Kammer 
sollte jährlich als Zins die Hälfte der Aussaat an Getreide ent- 
richtet werden; das Recht dort zu arbeiten sollte zustehen jenen 
Personen, die in Civitavecchia geboren oder daselbst seit 10 Jahren 
ansässig wären, und von Fremden nur jenen, welche in der 
Stadt ein Gewerbe betrieben; die Verteilung sollte von der 
Commune in Uebereinstimmung mit der Camera [vorgenommen 
werden. Zu diesem Zwecke versammelte sich am 16. Februar 
1590 die Ratsversammlung unter den üblichen Formen. Die 
Debatte beginnt; ein Vorschlag folgt dem anderen, es erfolgen 
Zustimmungen und Widerspruch; aber es kommt kein Beschluss 
zustande, der die Majorität auf sich vereinigt hätte; denn die 
Debatte wird durch persönliche und Klasseninteressen bestimmt. 
Um endlich einen Ausweg aus der Verwirrung zu finden, wird 
der Vorschlag gemacht, eine viergliederige Kommission, bestehend 
aus 2 Vertretern der Reichen und 2 der Armen, einzusetzen und 
ihr die Vollmacht zur Verteilung der Ländereien nach ihrem 
Gutdunken zu übertragen. Die Versammlung stimmt zu, und 
die Wahl der Viermänner geschieht; diese nehmen die Ab- 
steckung und Parzellierung vor; die Parzellen werden durch 
das Los den einzelnen Burgern zugewiesen, und die neuen Par- 
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Zelleninhaber werden verpflichtet für die ihnen auferlegten Lasten 
Bürgen zu stellen, also für die Ablieferung der Hälfte der Aus- 
saat als jährlichen Kanons, für die Kultivierung des Bodens im 
Laufe von zwei Jahren, für die Entschädigung der Gemeinde 
für die Auslagen, die ihr erwachsen w^aren, nach aliquoten 
Teilen, für gemeinsame Erhaltung der Tennen und dafür, dass 
die Eichbäume, soweit sie nicht den Ackerbau behinderten, nicht 
gefällt würden. — Eine andere ähnliche Verfügung traf Pius VI., 
der mit Reskript vom 18. März -1776 der Kongregation del buon 
governo die Erlaubnis erteilte einen anderen Gutsbezirk der 
Kammer, die „tenuta delle Mortelle", zur Verteilung zu bringen. 
Die Kongregation, die schon von der Gemeinde eine Abschrift 
alter Akten, die sich seit dem 15. Jahrhundert auf den Besitz 
dieser tenuta bezogen, eingefordert hatte, erteilte dem Gouverneur 
von Civitavecchia den schriftlichen Auftrag, die Bürger zu Ein- 
gaben um Landverleihungen aufzufordern und die Eingaben an 
die Kongregation abzuliefern, die dann über dieselben Beschluss 
fassen sollte. So geschah es, und ein weiter Landstrich wurde 
unter eine Anzahl Bürger verteilt und die Hoffnung ausgedrückt, 
dass jene Produkte erzeugt würden, an denen Civitavecchia haupt- 
sächlich Mangel litt. 

Aber nicht vom Ackerbau konnte Civitavecchia wirtschaft- 
liches Gedeihen erwarten. Die Grundlage seiner Existenz war 
sein Hafen, die Wurzel seines Lebens das Meer, und deshalb 
mussten sich die Hauptsorgen seiner Bewohner und seiner Re- 
gierung dem Seehandel zuwenden. Bei vielen und wichtigen 
Gelegenheiten hatten es die Päpste erfahren, wie nützlich es 
für sie war einen guten Hafen so nahe von Rom zu besitzen; 
und für die Hauptstadt und für den ganzen Kirchenstaat war es vom 
höchsten Interesse, dass Civitavecchia immer ein sicherer Landungs- 
platz für die Romreisenden war und dass der Handel hier blühte. 
Auch dies Ziel wollte man in gewohnter Weise auf künstlichem 
W>ge durch Monopole und Privilegien erreichen, und deshalb 
hatte die dritte und wichtigste Gruppe der päpstlichen Verleih- 
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ungen an Civitavecchia die Handelsinteressen zum Gegen- 
stande. 

Auch hierin war Eugen IV. vorangegangen, da er ein- für 
allemal die in Civitavecchia eingeführten Lebensmittel von jeg- 
lichem Zolle befreite. Pius V. gab im Jahre 1568 das Privileg, 
dass ohne jeglichen Zoll so viel Getreide ausgeführt werden 
dürfe, als erforderlich war, um die notwendigsten Bedürfnisse 
der Stadt zu befriedigen. Man findet noch mehrere derartige 
Spezialprivilegien; wichtiger aber sind die allgemeinen Privi- 
legien, durch welche die Freiheiten des Hafens festgestellt wurden. 

Urban VHI. war der erste, der durch £dikt vom 4. Decem- 
ber 1630 den Hafen von Civitavecchia für frei erklärte. Seine 
hauptsächlichen Anordnungen waren die folgenden: die Einfuhr 
in den Hafen war frei für jedes Schiif, woher immer es kam 
und welche Ware immer es geladen hatte ; den Kaufleuten 
wurde die Freiheit von allen Zöllen und die Erlaubnis zu- 
gestanden, ihre Ware frei zu landen und in den öffentlichen 
Warenlagern zu deponieren, sie ganz oder teilweise diesen 
wieder zu einer anderen Bestimmung zu entnehmen und sich 
in der Stadt mit allem, dessen sie bedurften, zu versehen; 
ferner wurde Straflosigkeit zugesagt jedem, der in den Hafen 
floh, sei es Schulden halber, sei es wegen irgend welchen Ver- 
gehens, das er ausserhalb des Kirchenstaates begangen hatte; 
es wurde erklärt, dass die SchiflFer nicht aus sanitätspolizei- 
lichen Gründen ferne vom Lande gehalten werden sollten ausser im 
Falle evidenter Gefahr und nicht länger, als unbedingt not- 
wendig; ferner wurde in Handelsangelegenheiten rasche und 
nicht kostspielige Justiz garantiert. — Diese Gerechtsame 
wurden im Jahre 1669 von Clemens IX. bestätigt und im Jahre 
1692 von Innocens XII., dann im Jahre 1742 von Benedict XIV. 
erweitert, der auch die Universitä oder Corporation der Kauf- 
leute begründete, und schliesslich im Jahre 1786 von Pins VI. 
Dabei erklärten die Päpste stets, dass die Erfahrung die Nütz- 
lichkeit der früheren Privilegien bewiesen habe; und es ist in 
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der That kein Zweifel, dass die Handelsfreiheiten nicht ohne 
gute Folgen blieben, da die Zahl der Schiffe, die den Hafen 
besuchten, anwuchs und mit ihnen die Masse der Waren und 
namentlich des Getreides in Rom; und das war ja das Endziel: 
man suchte das Wohl der Stadt Rom durch die Begünstigungen 
für Civitavecchia zu heben. 

Immerhin aber blühte der Handel niemals so sehr, dass er 
auf die allgemeine wirtschaftliche Lage des V^olkes hätte ein- 
wirken können. Unzweifelhaft gehörten die Spärlichkeit der 
Bevölkerung, das schlechte Klima der Küste, der Mangel an 
Kapitalien zu den Ursachen, welche die Entwickelung des Han- 
dels beeinträchtigten; aber es versteht sich von selbst, dass das 
nicht die einzigen Ursachen waren — wären sie doch sonst all- 
mählich durch den Handel selbst überwunden worden wie in 
anderen Orten, die sich durch die Macht des Handels von klei- 
nen und ärmlichen Anfängen zu Reichthum und Grösse ent- 
wickelt haben. Mussten doch in Civitavecchia sogar einige 
Momente durchaus in günstigem Sinne wirken. Die geographi- 
sche Lage musste den ganzen Handel mit Rom in diesem Hafen 
zusammenlaufen lassen und ihm dadurch sowohl durch den Ver- 
kehr mit fernen Ländern als auch durch die Küstenschiffahrt 
Gewinn bringen. Ferner war das Land nicht arm an guten 
Exportartikeln; es war Ueberfluss an hochstämmigen Bäumen, 
die als vorzüglich geeignet für Schiffsbauten galten; in der 
Regel übertraf die Getreideproduktion die Bedürfnisse der Be- 
völkerung ; die Produkte der Weidewirtschaft waren ausgezeich- 
net; in unmittelbarer Nähe lagen die reichen und berühmten 
Alaunbergwerke; zahlreich waren die Pozzuolangruben, deren 
Produkte auch in entfernten Ländern gesucht waren. Und so 
muss man die Ursachen, welche das commercielle Leben von 
Civitavecchia beengten, anderswo suchen, als in lokalen Verhält- 
nissen, nämlich in dem ökonomischen und politischen Systeme, 
das damals im Staate herrschte. 

Man konnte mit den erwähnten Produkten weder frei noch 
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ohne Schwierigkeiten Handel treiben. Die Wälder waren 
grösstenteils Domanialbesitz oder auf vielfache Weise gebunden. 
Die Rechte der Bürger auf die Weideländereien waren, wie 
oben angeführt, durch die den Steuerpächtern eingeräumten 
Rechte vielfach beschränkt. Auf dem Getreide lastete ein 
strenges Ausfuhrverbot, durch das Getreideüberfluss innerhalb 
des Staates bewirkt werden sollte. Die Rechte der heimischen 
Grundbesitzer waren durch ein schroffes, protektionistisches 
System geschützt, unter dem der Handel zu leiden hatte. Ein 
Beispiel hiefür bieten die Bestimmungen über den Weinverkauf, 
Bis 1504 bestand ein Gemeinderatsbeschluss, nach welchem es 
nicht gestattet war, in der Stadt auswärtige Weine zu ver- 
kaufen, es sei denn, dass der Visconte, d. h. der Gemeinde- 
vorsteher, die Erlaubnis gegeben hätte; diese Erlaubnis wurde 
aber nur ertheilt, wenn kein Zweifel bestand, dass die Concur- 
renz die localen Producenten nicht schädigen konnte. Aber 
man ging noch weiter. Man verbot aus dem Auslande im- 
portierten Wein zu kaufen, bevor die ganze Weinlese des Ge- 
bietes von Civitavecchia consumiert war; und um dies zu er- 
reichen, vertheilte man den inländischen Wein an die Wirte, 
die verpflichtet waren, ihn nach den Preisen zu verkaufen, die 
von den grascieri, den mit der Regulierung des Lebensmittel- 
verkaufs betrauten Beamten, festgestellt wurden. Die Grund- 
besitzer hatten Vortheil von diesen Massregeln und nutzten 
diesen Vorteil aus; das übrige Volk litt darunter, wendete sich 
an die Regierung und suchte sich, als seine Beschwerden nicht 
berücksichtigt wurden, durch Schmuggel und Betrügereien zu 
helfen; die weitere Folge war, dass die Regierung mit doppelter 
Strenge vorging, und schliesslich hatte der Handel die Kosten 
zu tragen. 

Zu diesen aus den allgemeinen Ideen der Zeit über wirt- 
schaftliche Dinge entspringenden Schädigungen kamen noch 
andersartige hinzu, die zu demselben Resultate führten. Genua 
und Livorno machten Concurrenz und verfehlten nicht, der 
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Entwickelimg des Handels von Civitavecchia Hindernisse in den 
Weg zu legen; Religionsfreiheit wurde nicht zugestanden, so 
dass Protestanten nicht gerne im Hafen anliefen und es auch 
Innocens XH. nicht gelang, jüdische Händler festzusetzen; vor 
allem aber versuchte man nicht, die Energie des Volkes zu 
wecken, indem man ihm erleichterte, die natürlichen Reichtümer 
des Landes und der See zu verwerten. 

Es geschah geradezu des Gegenteil, da man die Freiheit 
der Arbeit und die Thätigkeit des Individuums durch das 
System der Monopole und Verpachtungen unterband. 

Alles wurde verpachtet, und infolge dessen herrschte und 
verbreitete sich der Monopolismus immer mehr. Die Regierung 
selbst gab das Beispiel. Ein Bericht des Bischofs Guitto Far- 
nese über den Zustand der Patrimonialprovinz besagt, dass das 
zugehörige Civitavecchia im ganzen etwa 400 Lire jährlich an 
die Kirche zahlte, manchmal etwas weniger, manchmal etwas 
mehr, je nachdem, ob sich schwerer oder leichter ein Pächter 
fand. Von den doganieri, die für eine fixe Summe das Weide- 
recht in allen Communalländereien erwarben, war schon die 
Rede. Das Ankerrecht (ancoraggio), das die Schiffe, die den 
Hafen anliefen, zu zahlen hatten; der Transport des Alauns 
und des Salzes von den Gruben in die Magazine; die Mehl- 
versorgung der Garnison; die Biscuitbereitung für die Flotte; 
die allgemeine Verwaltung der Kriegsflotte; die Befestigungs- 
arbeiten — air dies und anderes wurde stets in Pacht gegeben 
und entzog der Bevölkerung Arbeit und Gewinn. Und diese 
empfand die Schädigung um so mehr, da auch die Gemeinde 
dasselbe System verfolgte. 

Die Gemeinde nahm an den Interessen der Stadt nur ge- 
ringen Theil, auch in den Zeiten grösseren Wohlstandes; denn 
die Regierung lag ganz in den Händen von Geistlichen und 
Militärs, die direkt von Rom abhingen. Man kann sagen, dass 
die Commune keine andere Existenzberechtigung hatte, 
als die Staatslasten zu tragen, die sie natürlich auf die 
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Bürger überwälzte. Ausser zu den regelmässigen Steueru und 
den besprochenen Abgaben an die apostolische Kammer, war 
sie verpflichtet, zu den Gehältern der Regierungsbeamten beizu- 
tragen, ferner zu den Domanialarbeiten an den Mauern, dem 
Hafen, den Gebäuden, in denen die Behörden untergebracht 
waren, und sie musste ferner für alle die häufigen ausserordent- 
lichen Auflagen aufkommen. Während des Krieges Pauls IV. 
mit den Spaniern musste die Gemeinde sich in grosse Ausgaben 
für Bequartierung und Unterhalt der zahlreichen Land- und 
Seesoldaten stürzen, die damals die Stadt passierten, und musste 
dann noch lange bitten, um wenigstens einen theilweisen Ersatz 
zu erlangen. Als das Land von Räubern heimgesucht war, 
musste die Gemeinde Leute und Waifen zu ihrer Bekämpfung 
stellen und für allen Schaden, den die Räuber anrichteten, 
bürgen. Als die Felder durch Heuschreckenschwärme ver- 
wüstet wurden, musste wiederum die Gemeinde gegen diese 
Plage aufkommen. Nicht selten verbreitete sich, namentlich 
durch die türkischen Sklaven, welche die Galeeren fortwährend 
von ihren Expeditionen in die Levante mitbrachten, die Pest, 
und die Gemeinde musste die Kosten für die Massregeln zu 
ihrer Verhütung und Bekämpfung tragen, die von der Sanitäts- 
behörde der Regierung angeordnet wurden. Die Küsten wurden 
stets, namentlich von afrikanischen Piraten, belästigt, und die 
Kosten der Vertheidigung, die einer Art von berittener Bürger- 
garde oblag, lasteten ebenfalls auf der Gemeinde. Besuche des 
Papstes in der Stadt und die Reisen hoher Personen, die 
infolge der Benutzung des Hafens nicht selten waren; Prozesse, 
die sich nicht immer vermeiden Hessen; Geschenke an die 
Kammer-Cleriker, an den Gouverneur, den Bischof und andere 
öffentliche Beamte nach der Sitte der Zeit; viele andere Ge- 
legenheiten, zu zahlen, auch bei gerichtlichen Exekutionen, 
belasteten beständig sehr beträchtlich die Gemeindefinanzen, die 
ausserdem doch noch für die Gehälter der bürgerlichen Magistrate 
und Beamten aufkommen mussten, sowie für die Schulen, die 
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öffentlichen Arbeiten und alle anderen lokalen Bedürfnisse. 
Die natürliche Folge war, dass nicht selten die Ausgaben die 
Einnahmen überstiegen und die Gemeinde nur mit Mühe den 
wichtigsten Interessen der Stadt gerecht werden konnte. 

Für diesen Stand der Dinge gibt es keine bessere Erklärung, 
als die in einer Urkunde von 1694. Zwischen Gemeinde und 
Kegierung war ein Streit über die Zahlung des Gehaltes an den 
Gouverneur ausgebrochen, da diese die Gemeinde zur Zahlung 
verpflichten wollte, während sich die Gemeinde dieserVerpflichtung 
zu entziehen suchte. Von beiden Seiten wurden Beschwerdeschriften 
an die apostolische Kammer ausgearbeitet, die den Streit ent- 
scheiden sollte. In der Processschrift der Commune wurden 
nach der damaligen Rechtssitte viele Stellen des römischen und 
kanonischen Rechtes angeführt, um zu beweisen, dass die Pflicht 
die in die Provinzen entsendeten Beamten zu bezahlen, der 
Regierung zufalle ; dann aber wurde als praktisches Argument 
der thatsächliche Zustand der Gemeinde ins Treffen geführt 
Civitavecchia zahle, so heisst es da, nicht nur diejenigen Ab- 
gaben, welche auch den anderen Gemeinden des Kirchenstaates 
aufgelegt waren, sondern leiste diesem noch ein übriges; es sei 
daher nur gerecht, dass der Staat selbst den Gouverneur be- 
zahle, den er in die Stadt geschickt habe; die Richter sollten 
nur in die Bilanz der Gemeinde Einsicht nehmen und selbst 
beurtheilen, ob diese noch instande sei, eine weitere Last zu 
ertragen. Die jährlich schwankenden Einnahmen, die haupt- 
sächlich aus dem Octroi auf die Cohsumartikel herrührten, ge- 
nügten kaum für die ordentlichen Ausgaben; und doch kämen 
alle Augenblicke ausserordentliche Ausgaben hinzu; dazu noch 
die Schulden, die man nicht abzutragen imstande sei; und die 
Verhältnisse, in denen sich die Stadt befinde, Hessen nicht eine 
Zunahme oder Stabilität, sondern ein Herabgehen der Einnahmen 
als wahrscheinlich erscheinen. Um eine neue Last auf sich zu 
nehmen, schliesst das Schriftstück, müsste die Gemeinde ent- 
weder Schulden machen oder neue Auflagen einführen, aber 
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neue Schulden kann sie nicht contrahieren, da. sie die alten 
nicht abtragen kann und ihr deshalb jeglicher Credit fehlt; 
noch viel weniger aber kann sie die Abgaben erhöhen, die 
schon allzu hoch sind, zum Schmerze der Steuerzahler und zur 
Verwunderung der Fremden. 

Mit dem Schuldenmachen war die Gemeinde von Civita- 
vecchia nur allzu vertraut, und die Regierung selbst drängte 
sie auf diesen Weg und wünschte, dass sie Gelder von den 
Creditinstituten aufnehme, sei es um billigeres Geld zu beschaffen, 
als bei Privatleuten, wie sich aus mehr als einer Erfahrung er- 
gab, zu finden war, sei es um rasch die Mittel aufzubringen 
für all die Zwecke, die gefördert werden sollten. Es wurde 
eigens zu dem Zwecke, um den Communen Darlehen zu 
gewähren, ein Creditinstitut ins Leben gerufen, dir „Monte 
nuovo delle comunitä", gegründet von Innocens XL am 21. Au- 
gust 1675. Diese Bank gewährte Kapitalien zu 3%, indem sie 
Zettel und Actien, sogenannte Luoghi, im Werte von je 100 
Scudi ausgab, die in den Handel kamen, da sie dem Besitzer 
sofort in Geld ausgetauscht werden konnten. Die Gemeinde 
Civitavecchia musste viele solche Luoghi erwerben; im Jahre 
1694 erwarb sie deren 146 und übernahm dafür die Verpflich- 
tung, der Bank jährlich 438 Scudi als dreipercentige Interessen 
zu zahlen; dadurch konnte sie über ein Kapital von 14600 Scudi 
verfügen, die, mit Ausnahme von 1000 Scudi, die auf öffentliche 
Arbeiten verwendet wurden, nur zur Abtragung alter Schulden 
dienten, für welche die Gemeinde weit höhere Zinsen hatte zahlen 
müssen. Im Jahre 1707 wurden für die Kosten der Wasser- 
leitung, in den Jahren 1747 und 1754 für Arbeiten in Stadt 
und Hafen, später noch bei anderen ähnlichen Gelegenheiten 
neue Luoghi aufgenommen. Die Schulden der Gemeinde 
wuchsen infolge des Missverhältnisses zwischen Ausgaben und 
Einnahmen, und mochte man auch die letzteren beständig zu 
steigern suchen, so blieben sie doch stets hinter den Bedürf- 
nissen zurück. 



14 
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In der That waren der Einnahmen der Gemeinde nur wenige. 
Den geringeren Teil ergaben die Zölle, die Verpachtungen der 
Häuser, die der Gemeinde gehörten, die Geldstrafen und einige 
andere ähnliche Quellen. Um den Bedürfnissen des Stadthaus- 
haltes zu genügen, ersann man andere Mittel, namentlich Privi- 
legien und Monopole, die zu Gunsten der Kommune diesem oder 
jenem Gewerbe auferlegt wurden, das die Kommune nicht in 
eigener Regie betrieb, sondern an den Meistbietenden ver- 
pachtete. 

Zu diesem Vorgehen bedurfte die Gemeinde in jedem ein- 
zelnen Falle die Erlaubnis der Regierung. Hatte die Gemeinde 
diese erlangt, so wurde die Versteigerung des Rechtes ange- 
kündigt, die Ortschaften der Umgebung wurden in Kenntnis 
gesetzt, und wer die höchste Zahlung anbot, dem wurde das 
Recht zugesprochen, öffentlich und ausschliesslich das betreffende 
Gewerbe zu betreiben, für eine bestimmte Zeit und zu be- 
stimmten Bedingungen, die im Pachtvertrage vorgesehen waren. 
Das Kommunal -Archiv enthält Nachrichten über vielerlei der- 
artige Monopole ; die wichtigsten waren diejenigen, welche Brot, 
Wein, Fleisch betrafen, und unter diesen wieder war das Brot- 
monopol das einträglichste. Man nannte es die Stempelaccise 
(gabella del bollo), weil jeder Laib Brot zum Zwecke des öffent- 
lichen Verkaufes mit einem Stempel oder Siegel versehen wurde, 
damit nicht mehr Brot verkauft würde, als angegeben und zu- 
gleich gestempelt war, und damit auch nicht andere Unterschleife 
auf Kosten der Gemeinde oder des Pächters unterliefen. Dieser 
hatte das Recht von den Wiederverkäufern 10 Prozent des ver- 
kauften Brotes einzutreiben und bezahlte der Gemeinde jährlich 
eine bestimmte Summe, die immer wieder parallel zum An- 
wachsen der Bevölkerung erhöht wurde. Als diese Accise im 
Jahre 1566 eingeführt wurde, um der Gemeinde die Mittel für 
die Konstruktion einiger Brücken auf dem Lande, die notwendig 
geworden waren, zu verschaffen, trug sie der Gemeinde nicht 
mehr als jäörliche 400 Scudi; ein Jahrhundert später, im 
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Jahre 1669, wurde sie um ungefähr 650 Scudi verpachtet; im 
Anfange des 18. Jahrhunderts trug sie schon mehr als 800 Scudi, 
die auf mehr als 2000 stiegen, als Clemens XI. mit dem kommu- 
nalen Brotmonopole die Militärbäckerei vereinigte, die namentlich 
wegen der Biscuit-Approvisionirung der Kriegsflotte von grosser 
Wichtigkeit war. 

Unzweifelhaft erreichten all' diese Monopole und Accisen, 
auf Brot, Fleisch, Wein, Holz, Mühlsteine, Schnee etc. den Zweck, 
der Gemeinde Geld zu verschaffen; allein, ganz abgesehen davon, 
dass sie auch diesen Zweck nicht in dem Masse erfüllten, das 
man erwünschte, fügten sie den öffentlichen und privaten wirt- 
schaftlichen Interessen schweren Schaden zu. 

Dass sie nicht alle Hoffnungen in Bezug auf die Höhe der 
Einnahmen erfüllten, kam daher, dass die Militärverwaltungen 
für die Garnison, die Kriegsschiflfe, die Sklaven und Sträflinge 
dem kommunalen Monopolzwange nicht unterworfen waren und 
Schlächterei, Bäckerei, Weinausschank etc. für die zugehörigen Per- 
sonen auf eigene Kosten betrieben. Von den Aussenstehenden sollte 
freilich keiner an der Ausnahmestellung der Militärverwaltungen 
teilhaben; allein auf der einen Seite der Wunsch nach grösserem 
Profit, auf der anderen der Wunsch, sich der Accise zu entziehen, 
machten jede Bewachung unwirksam — wenn auch die Militärs, 
die keine Gelegenheit vorbeigehen Hessen, um der Gemeinde 
auf jede Weise ihre Abneigung auszudrücken, nicht beansprucht 
hätten, dass sich die Gemeinde aus gar keiner Veranlassung in 
ihre Angelegenheiten einmischen durfte. Die Gemeindefinanzen 
wurden dadurch beständig geschädigt, beständig wurden Re- 
klamationen nach Rom gesendet, und die Entscheidungen, die 
dann von Rom einliefen, waren in der That der Gemeinde immer 
günstig; allein wie gross der praktische Wert dieser Ent- 
scheidungen war, mag man daraus ermessen, dass sie häufig 
wiederholt werden mussten, ohne doch jemals ihren Zweck voll- 
ständig zu erreichen. 

Aber abgesehen davon schädigten die Monopole oder doch 



Digitized by VjOOQ IC 



200 C. Calisse: 

einige von ihnen den Handel, das Gewerbe und vor allem die 
ärmste Bevölkerungsklasse, der die Arbeit entzogen wurde, von 
der Viele lebten, und der sie den Preis der notwendigsten 
Lebensmittel verteuerten. Allerdings wurden, um die üebel, 
die aus der konkurrenzlosen Stellung und der Gewinnsucht der 
Päahter entspringen konnten, zu beseitigen, die Preise, die Masse, 
die Qualität der Artikel festgesetzt. Im Jahre 1776 z. B. wurde ein 
Uebereinkommen mit dem Pächter der Brotaccise getroflfen. dass 
Preis und Gewicht des Brotes den stadtrömischen Usancen ent- 
sprechen und dass Mehl nach den Marktpreisen in der Umgebung 
verkauft werden sollte. Regelmässig aber hatten die grascieri 
in dieser Richtung Vorsorge zu treifen, deren eigentliches Amt 
es war, über die Qualität der Lebensmittel, gesetzliches Gewicht, 
Mass und Preise zu wachen, die von ihnen Jahr für Jahr nach 
der Ernte und bei anderen entsprechenden Gelegenheiten fest- 
gesetzt wurden. Allein diese Aufsicht genügte nicht, zum Teile 
weil sie nicht in der Lage war, jeglichen Betrug zu verhüten, 
zum Teile weil auch die Gemeinde ein Interesse an dem grösseren 
Gewinne der Pächter hatte, der es ihr ermöglichte die Pacht im 
Verhältnisse zu erhöhen, zum Teile weil zwischen den Pächtern 
der Accise und dem Gemeindevorsteher Beziehungen bestanden, 
die im Volke die Ansicht verbreiteten, ^ss mehr für private, 
als für die öffentlichen Interessen gesorgt werde. 

Es steht dies in Verbindung mit der Thatsache, dass nicht 
dem ganzen Volke die Möglichkeit gewährt wurde, Gemeinde- 
ämter zu erlangen. Der Anteil an der Herrschaft über die Ge- 
meinde war, namentlich seit den Reformen Innocens' XII. vom 
Jahre 1698, auf die wenigst zahlreiche Klasse von Bürgern, auf 
die Reichen beschränkt, deren Häuser in Folge häufiger Be- 
kleidung der kommunalen Magistratur auch die Nobilität erlangt 
hatten. Der Patriciat von Civitavecchia, der übrigens nicht weit 
in die Vergangenheit zurückreichte, bildete sich auf zwei Grund- 
lagen aus, auf dem Reichtum, der seine Besitzer der Beschäftigung 
mit Handwerk und Kleingewerbe überhob, und auf der Zuge- 
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hörigkeit zu derjenigen Klasse, aus welcher die Magistrate ge- 
nommen wurden. Die Regierung hatte ein Interesse an der 
Umgestaltung des demokratischen in ein aristokratisches System, 
um besser ihren eigenen Einfluss geltend machen zu können. 
Während also in den ältesten Urkunden als Teilhaber der öffent- 
lichen Aemter sich die Schmiede, Maurer, Gastwirte, Barbiere, 
Waflfenschmiede, Fischer u. a. finden, weichen diese dann immer 
mehr zurück und räumen den Platz den cavalieri, capitani, 
signori, Doktoren, kurz der Klasse, die auch offiziell unter dem 
Namen der „ricchi" im Gegensatze zu den „poveri" zusammen- 
gefasst wird; und während anfänglich diese Verdrängung der 
einen Klasse durch die andere nur thatsächlich vor sich ging, 
folgte dann die gesetzliche Sanction nach, indem von der Be- 
kleidung der Gemeindeämter ausgeschlossen wurde, wer immer 
ein Handwerk oder ein Gewerbe betrieb, das als gemein galt. 
So wurde aus den Gemeindemagistraten eine Kaste. Die Ma- 
gistrate selbst aber waren in drei Rangstufen eingeteilt: erstens 
die Visconti, die die Exekutivgewalt innehatten; zweitens die 
camerlenghi, denen speziell die Patrimonial Verwaltung der Ge- 
meinde auflag; drittens die consiglieri. Wenn ein visconte zu 
ersetzen war, rückte ein camerlengo aus der zweiten in die erste 
Rangstufe auf; ebenso wurde ein camerlengo durch einen con- 
sigiiere ersetzt. Wenn es aber an einem consigliere fehlte, 
wurde ein neuer aus den wohlhabenden Familien der Stadt ge- 
wählt. Da aber in Folge der Gemeinde Verfassung die Autorität 
der Visconti die der camerlenghi und consiglieri überragte, kam 
es vor, dass, wenn Wahlen notwendig waren, die visconti es 
durchsetzten, dass ihre eigenen Söhne oder Verwandten gewählt 
wurden — wenn sie es nicht vorzogen, von der Consulta in Rom, 
die das Recht der Substitution hatte, zu verlangen, dass ihnen 
gleich für das Amt eines visconte ein Sohn oder Verwandter 
aus derselben Linie an die Seite gesetzt werde. 

Da nun also das Volk keine Hoffnung hatte, an der Ge- 
meindeverwaltung teilnehmen zu können, klagte es natürlich die 
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Reichen, die das Monopol der Gemeindeverwaltung hatten, an, 
dass sie nur an ihre eigenen Interessen, nicht an das der Ge- 
samtheit dachten. Es scheint in der That, dass die Reichen 
Veranlassung genug zu Verdacht und Klagen boten. In den 
Urkunden fehlt es nicht an deutlichen Spuren davon, dass sich 
unter den Verwaltern der Gemeinde nicht selten solche fanden, 
die ihr Amt missbrauchten und in Folge der Gefälligkeit und 
vielleicht auch der Mitschuld ihrer Kollegen, die sich in Bezug 
auf das Klasseninteresse solidarisch fühlten, ohne Skandal und 
ohne Strafe davonkamen. Die Namen, die man am häufigsten 
in den Magistratslisten liest, sind dieselben, die man unter den 
Schuldnern der Gemeinde findet, die ihren Verpflichtungen nicht 
nachkommen und jiicht immer die unerlaubte Quelle ihrer Schuld 
zu verheimlichen vermögen. Aber abgesehen davon musste die 
verschiedene wirtschaftliche Lage der Regierenden und der Re- 
gierten notwendig einen Dualismus der Interessen hervorrufen, 
die sich selten miteinander vereinigen Hessen und meistens in 
Kampf mit einander gerieten, in dem selbstverständlich der 
schwächere Teil, die Armen, gegenüber dem stärkeren, den 
Reichen, unterliegen musste. 

Dies zeigt sich deutlich bei den Monopolen und Verpach- 
tungen, deren Erfinder die Reichen, die Magistrate sind, die 
nicht unter ihnen leiden, sondern sogar Vorteil aus ihnen ziehen 
können. Die Nachteile dieser Einrichtungen trafen sie nicht, 
w^eil sie keine Gewerbe betrieben, die durch die Monopole ein- 
geschränkt wurden, und weil sie in ihren eigenen Häusern viel 
von dem aufgestapelt hatten, was die öebrigen täglich einkaufen 
mussten — und so entgingen sie den Accisen, die nur von den 
öffentlich ausgeübten Gewerben eingehoben wurden, während der 
häusliche Konsum dessen, was der Haushalt selbst hervorbrachte, 
von den Accisen frei war. Die poveri sprachen es aus, dass 
diese Bestimmungen nur deshalb galten, damit die Reichen, die 
es nicht notwendig hatten, sich an die öffentlichen Verkaufs- 
stellen von Brot, Wein etc. zu wenden, um ihren Bedarf zu 
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decken, der Belastung entgingen. Aber noch mehr: die Reichen 
suchten sogar aus den Monopolen Vorteil zu ziehen, indem sie 
selbst zu Pächtern wurden. In der That findet man in den er- 
haltenen Finanz-Akten der Kommune häufig die Namen der 
ersten Familien von Civitavecchia unter den Pächtern, dieselben 
Namen, die in den Magistratslisten immer wiederkehren. Und 
wenn sie nicht selbst Pächter waren, staken sie doch mit den 
Monopolbesitzern unter einer Decke und unterstützten sie gegen- 
über den Forderungen des Volkes — sie hatten eben gemein- 
same Interessen. Auch das wurde unter dem Volke öffentlich 
ausgesprochen, dass die Herren der Stadt sich mehr um die 
Interessen der Pächter, als um die der Gemeinde kümmerten 
und dass es für das Volk kein anderes Mittel gab, die schweren 
Lasten zu erleichtern, als die Forderung nach Abschaffung des 
Monopol-Systemes. 

In Anbetracht der wirtschaftlichen Ideen, die zu jener Zeit 
herrschten, und des Regierungssystemes, das das Volk jedes 
Rechtes beraubte, blieb dem Volke kein anderer Ausweg, um die Er- 
füllung seiner Wünsche zu betreiben, als die Gnade des Souverains 
anzurufen und si(;h mit irgend einem Auskunftsmittel zu begnügen, 
das von diesem angenommen werden konnte, ohne dass es doch 
notwendig geworden wäre, Neuerungen einzuführen. So wendete 
sich das Volk von Civitavecchia an die päpstliche Regierung 
und erreichte mitunter wenigstens teilweise seinen Zweck. Im 
Jahre 1566 beschwerte sich die „povertä" von Civitavecchia bei 
der päpstlichen Regierung über die Gemeinde-Verwaltung wegen 
der Lasten der Brotaccise; damals wurde freilich nur erreicht, 
dass die Gemeinde -Verwaltung sofort aufgefordert wurde, Rechen- 
schaft über ihre Gebarung abzulegen. Dann gingen die Dinge 
ihren alten Gang. Erst viel später, im Jahre 1772, verlangte 
das Volk wegen der vielfachen Schädigung durch die Gemeinde- 
monopole von Clemens XIV. die Erlaubnis zur Abhaltung eines 
wöchentlichen Marktes, so dass es an jedem Mittwoch einem 
jeden gestattet sein sollte, unbeschränkt zu verkaufen und 
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ZU kaufen; dadurch sollten die Preise herabgedrückt werden, 
die bis zu einer solchen Höhe emporgeschnellt waren, dass die 
Mehrzahl der Bewohner nicht mehr in der Lage waren, für ihre 
eigene Familie zu sorgen. Der Papst ging auf dies Verlangen 
ein und erliess mit Handschreiben vom 2. Januar 1773 die 
Verordnungen, durch welche der Wochenmarkt eingeführt wurde; 
zugleich verfügte er, dass einige der drückendsten Auflagen ab 
geschafft oder wenigstens abgeändert wurden. Die Pächter und 
ihre Mitinteressenten verfehlten nicht, alle Mittel anzuwenden, 
um die Marktkonzession möglichst unwirksam zu machen; sie 
erklärten, dass die Einrichtung des Marktes der Gemeinde und 
in Folge dessen auch dem Volke selbst, das um ihn petitioniert 
hatte, zum Schaden gereichen würde, weil es beim Ablaufe der 
Pachtkontrakte notwendig sein würde, die Pachtsumme für die 
Zukunft herabzusetzen, da auch der Gewinn der Pächter ver- 
ringert sei, und weil sich in Folge dessen die weitere Notwendig- 
keit herausstellen werde, im Gemeindehaushalte neue Auflagen 
einzuführen, um den Ausfall zu ersetzen. Allein das Volk 
wendete sich abermals an den Papst und erreichte nicht nur, 
dass der Wochenmarkt bestätigt wurde, sondern auch dass die 
Leitung desselben nicht den Magistraten der Gemeinde anver- 
traut wurde, sondern einer Person, die ausserhalb jenes 
Interessenkreises stand und dem Volke genehm war. — Der 
Gegensatz zwischen den beiden Bevölkerungsklassen zeigt sich 
in der Geschichte von Civitavecchia unausgesetzt seit dem 
15. Jahrhundert und spitzte sich immer mehr zu, weil sich die 
Ursachen, denen er entsprang, immer mehr verschärften: die 
Ungleichheit der Vermögen, die Unterscheidungen zwischen den 
Klassen, das Aemtermonopol der Reichen, die Behinderungen des 
freien Verkehrs, dessen Herstellung — soweit die damaligen 
Zeiten es gestatteten — das Volk verlangte. 

Allein die Zeiten ändern sich unversehens. Privilegien und 
Klassen, Aemter- und wirtschaftliche Monopole, sowie die 
Fesselung des Grundbesitzes — all' dies wurde plötzlich und 
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von Grund aus in Folge der französischen Okkupation und des 
darauffolgenden Sturzes der weltlichen Herrschaft des Papstes 
zuerst unter dem Direktorium, dann ein zweites Mal unter dem 
Kaiserreiche umgestossen. Allein, abgesehen von einer kurzen 
Zeit, in de'r in Civitavecchia eine der Flottenabteilungen für die 
Expedition ßonapartes nach Egypten gebildet wurde und in der 
es weder an Arbeit noch an Geld fehlte, stellte sich wirtschaft- 
liches Gedeihen in Civitavecchia nicht ein, ja es schien immer 
mehr zurückzugehen in Folge der vielen politischen Umge- 
staltungen und der grossen Anforderungen, die alle Regierungen 
an ihre Unterthanen stellten, um sich die für ihre Unternehmungen 
und die Fährlichkeiten der Lage nötigen Mittel rasch und reich- 
lich zu beschaffen. Die französische Regierung konfiszierte die 
Alaunbergwerke auf Rechnung der dem Land und Privatpersonen 
auferlegten Abgaben; ebenso verstaatlichte sie die der Camera apo- 
stolica, den religiösen Korporationen und den frommen Stiftungen 
gehörenden Ländereien ohne Rücksicht auf die Rechte, welche 
der Gemeinde hier zustanden; die Gemeinde aber wurde mit 
einer Unmasse ausserordentlicher Auslagen, namentlich für das 
Militär, belastet: auch Privat vermögen wurden nicht geschont, 
und man kennt Beispiele von reichen Familien, die durch die 
Ereignisse in die Armut gestossen wurden. Vor Allem litt der 
Handel. Die Kontinentalsperre hielt auch vom Hafen von 
Civitavecchia viele Schiffe ferne, die ihn bisher anzulaufen 
pflegten; sogar für die Instandhaltung des Hafens fehlte es an 
Geld, da alles den militärischen Bedürfnissen geopfert wurde. 
Mangel an Ruhe und Vertrauen, der Verlust der vielen Schiffe, 
die in Egypten zu Grunde gingen, der plötzliche Wechsel der 
entgegengesetzten Verwaltungssysteme, je nachdem, ob Franzosen 
oder Neapolitaner, Republikaner oder Päpstliche, Imperialisten 
oder Popolani herrschten, trug dazu bei, das Geschäftsleben 
elend zu gestalten. Napoleon wollte helfen und traf entsprechende 
Verfügungen, hatte aber weder Zeit noch Ruhe genug, um prak- 
tische Resultate herbeizuführen. Dagegen traf die päpstliche 
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Restaurationsregierimg Massregeln, die zu guten Ergebnissen 
führten, wenngleich nicht in dem Masse wie man gewünscht 
hätte und nicht für die Dauer. Die vielfach beliebte Rückkehr 
zum alten Wirtschafts-Systeme, politische Rücksichten, die Er- 
öffnung neuer und weiterer Handelswege, die Inferiorität des 
Landes nicht nur im Vergleiche mit den civilisierteren Nationen 
Europas, sondern auch im Vergleiche mit Nachbarstädten, wie 
z. B. Livorno, dies und Ähnliches waren die Ursachen, dass sich 
Civitavecchia in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts niemals 
zu wahrer und dauernder Blüte erhob. Und zu diesen Ursachen 
allgemeiner Natur kommen noch lokale hinzu. Eine Entwicklung 
der Landwirtschaft war im Gebiete von Civitavecchia aus- 
geschlossen, weil der Kleinbesitz immer mehr verschwand und 
der Latifundienbesitz an seine Stelle trat, so dass sich der ganze 
Reichtum des Landes binnen Kurzem in wenigen Händen kon- 
zentrierte und die Interessen und die Arbeit fast der Gesamt- 
heit der Bevölkerung sich dem Boden entfremden musste. Die 
Bevölkerung hatte stets mit Gewinn die kleine Schiffahrt längs 
der Küste des Kirchenstaates und tiberaufwärts und nach den 
angrenzenden Häfen Liguriens, Toscanas, Neapels betrieben. Auch 
diese Einnahmequelle ging jetzt aus verschiedenen Ursachen 
zurück; denn die afrikanischen Piraten hatten nach dem Sturze 
des Kaisertums abermals begonnen die Küsten des tyrrhenischen 
Meeres heimzusuchen, und während einige Staaten sich gegen 
diese Plage durch Friedens- und Handelsverträge mit den Sultanen 
des Berbernlandes sichergestellt hatten, blieb die päpstliche 
Regierung fest bei ihrem alten Grundsatze, dass zwischen Christen 
und Heiden kein rechter Frieden geschlossen werden könne, ob- 
wohl sie nicht in der Lage war, einen Krieg mit den Berbern 
ohne Einbusse an Autorität und ohne Schaden für ihre Unter- 
thanen auf sich zu nehmen. So musste der gefährdete Handel 
Civitavecchia den Rücken kehren und dorthin wandern, wo ihm 
grössere Sicherheit geboten w^urde, in andere Häfen und auf 
fremde Schiffe. Dass dann die fremden Schiffe auch Civitavecchia 
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anliefen, brachte auch wieder der Stadt nur Nachteile, denn die 
fremden Schiffe konnten auf ihrer Reise, wenn sie anderwärts 
ihre Ladung eingenommen und so ihren Gewinn gesichert hatten, 
weit billigere Transportbedingungen stellen, als die einheimischen 
Fahrzeuge, die auf den lokalen Handel angewiesen waren, um 
die nicht geringen Kosten und einen, wenn auch sehr massigen, 
Gewinn hereinzubringen. — Blieben noch die Gewerbe; aber es 
waren ihrer wenige in Folge der Naturanlage des Landes, der 
Geringfügigkeit des Kapitals, des Mangels an Ermutigung von 
Seiten der Regierung; und die wenigen, die bestanden, verringerten 
sich noch mehr durch Schuld der Regierung, die sie zu Gunsten 
des Fiskus monopolisieren wollte. Gegen das Ende der Re- 
gierung Pius' VII. war auch der Salztransport monopolisiert, der 
gerade Civitavecchia in Folge der Nähe der Salinen, die gegen 
die toskanische Küste zu lagen, von Nutzen gewesen war; schliess- 
lich wurde auch zum Schaden Vieler, die früher daraus Gewinn 
gezogen hatten, das Recht des Fisch ens und des Einsalzens der 
Sardellen monopolisiert. 

Die Bürgerschaft erhob zu wiederholten Malen ihre Stimme 
gegen diese Beeinträchtigungen und verlangte von der Regierung 
die nötigen Vorkehrungen. Im Jahre 1820 begab sich im 
Namen der Gemeinde eine Deputation nach Rom mit Reformvor- 
schlägen zur Hebung der wirtschaftlichen Lage von Civitavecchia, 
die jetzt ganz von der Lage des Handels abhängig war; sie 
verlangte, dass, zum Schutze gegen die Konkurrenz der fremden 
Schiffe, den unter römischer Flagge segelnden das Privileg ein- 
geräumt werde, geringeren Zoll für die Waren zu zahlen und allein 
den Tiber und die anderen Flüsse des Kirchenstaates zu befahren; 
dass femer die oben erwähnten Monopole abgeschafft werden, 
so dass Gewerbefreiheit für diejenigen Gewerbe eingeführt werde, 
denen die Bevölkerung obliegen konnte, und den Bürgern von 
Civitavecchia der Transport von Salz, Alaun und was sonst dem 
Staate gehörte, überlassen werde; dass ferner die bestehenden 
Hafenfreiheiten bestätigt und andere in Betreff der sanitäts- 
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polizeilichen Taxen eingeführt werden; dass die Schiffer in einer 
Korporation vereinigt werden sollten, damit sie besser die Inter- 
essen der Einzelnen und der Gesamtheit wahren könnten; dass 
das Gebiet von Civitavecchia, das für die Bevölkerung zu enge 
war, während die Nachbargemeinden Ueberfluss an Boden hatten, 
erweitert werde; schliesslich dass der Hafen den neuen Bedürf- 
nissen des Handels und der Schiffahrt angemessen ausgestaltet 
werde. In der That verringerte die Regierung die Zölle für auf 
Schiffen unter römischer Flagge geladene Waren, bestimmte, 
dass Civitavecchia der Stapelplatz für alles Getreide, das aus 
der Provinz ausgeführt wurde, sein sollte, und verfügte, dass 
die Preise auf dem Markte nicht durch künstliche Mittel in die 
Höhe getrieben werden sollten. Die anderen und wichtigeren 
Forderungen der Deputation hatten für diesmal gar keinen Er- 
folg, sei es dass man sie reiflicherer Ueberlegung vorbehielt, 
sei es dass die Regierung durch die politischen Verhältnisse 
beständig von der Fürsorge für die regelmässigen Interessen ab- 
gezogen wurde. 

Inzwischen wurden der Gemeinde immer mehr Lasten auf- 
gebürdet. Die Erhaltung des Bischofs, der Kathedrale und des 
Seminars wurde ihr aufgeladen, als Leo XII. die uralte Diöcese 
von Civitavecchia, die nach der Zerstörung der Stadt durch die 
Sarazenen aufgehoben war, wiederherstellte; sie musste die 
Kosten für die reformierten öffentlichen Schulen tragen; es 
mussten diejenigen öffentlichen Arbeiten ausgeführt werden, die 
für die Stadt allerdringendstes Bedürfnis waren; und noch dazu 
musste sie die notwendigsten Lebensmittel ankaufen und wieder 
verkaufen, damit die Lebensmittelhändler nicht die Preise miss- 
bräuchlich erhöhten. 

Alles schien sich gegen das Wohl von Civitavecchia zu 
verschwören. Nichtsdestoweniger hatte die Stadt eine kurze 
Zeit wirtschaftlicher Blüte, freilich nicht infolge natürlicher, 
sondern infolge künstlicher Ursachen. Die Hauptursacbe war 
der Freihafen. Von Zeit zu Zeit allerdings drohte die Aufhebung 
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der Hafenfreiheiten, hauptsächlich wegeo des ins Unglaubliche 
gehenden Schmuggels, der dadurch betrieben wurde, dass die 
Waren heimlich von Civitavecchia nach Rom und in andere 
Teile des Kirchenstaates gebracht wurden; allein es gelang 
immer noch diesen Schlag, der für den Handel von Civitavecchia 
tödtlich gewesen wäre, zu verhüten, und der Freihafen dauerte 
so lange wie der Kirchenstaat. Nach 1870 hob ihn die ita- 
lienische Regierung auf. Da bis dahin Civitavecchia für Waren 
wie für Reisende der Hafen Roms war, war ein gewisser Wohl- 
stand emporgeblüht, als die Regierung um 1840 gegen den Willen 
der österreichischen Regierung Befestigungs- und Adaptierungs- 
arbeiten im Hafen hatte vornehmen lassen, mit auswärtigen 
Staaten Verträge wegen der Regelmässigkeit der Postverbin- 
dungen abschloss und auf solche und ähnliche Weise die Ent- 
wickelung der Stadt unterstützte. Vor den Umwälzungen von 
1848 berechnen gleichzeitige Schriftsteller, dass jährlich nicht 
weniger als 25000 Fremde in Civitavecchia landeten. Für die 
Aufrechterhaltung des Freihafens verlangte die Regierung eine 
jährliche Entschädigung von 2500 Scudi, von denen eine Hälfte 
der Gemeinde, die andere der Handelskammer auferlegt wurde; 
diese wiederum suchte sich schadlos zu halten, indem sie auf 
die gelöschten Güter eine geringe Auflage, das sogen, collatico, 
legte, aus der sie im Jahre 1847 einen Ueberschuss von 
18000 Scudi zog. Zu jener Zeit legten jährlich 2000 Fahrzeuge 
aller Flaggen im Hafen an mit 155000 Tonnen Gehalt und 
18000 Mann Bedienung. Die Douane brachte jährlich etwa 
100000 Scudi ein, obwohl keine Einfuhrzölle bestanden und die 
Spedition der Waren von Civitavecchia ins Innere sich nur durch 
accompagno vollzog. Auch die einheimische Handelsmarine 
vermehrte sich: in der Statistik vom 1. Januar 1847 werden 
70 Schiffe von langer und von kurzer Fahrt angeführt. 

Allein dieser massige Wohlstand war nicht durch dauernde 
Momente verursacht. Die Gewerbe hatten sich niemals zu 
irgend welcher Bedeutung über den lokalen Bedarf hinaus er- 
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hoben; die Landwirtschaft war nach wie vor vernachlässigt; der 
Import, der den Export bei weitem überstieg, sammelte sich in 
Civitavecchia und warf der Stadt durch den Transitoverkehr 
Gewinn ab, weil damals der kürzeste und bequemste Weg, um 
aus dem Auslande nach Rom zu kommen, über Civitavecchia 
ging. Allein diese Verhältnisse nahmen bald ein Ende. Die 
Entwicklung der Schiffahrt von der Segelschiffahrt zur Dampf- 
schiffahrt nahm den Schiffen von Civitavecchia die Arbeit fort 
und verminderte die Bedeutung des Hafens, der allmählich für 
die neuen Schiffe zu klein zu werden begann. Die Eröffnung 
der Eisenbahnen, die Rom mit allen Handelscentren Europas 
verbanden, lenkte einen grossen Teil des Handels vom Meere 
auf die Landverbindungen ab. Die politischen Umwälzungen, 
die im Jahre 1848 begannen und erst mit dem Sturze des 
Kirchenstaates ihr Ende fanden, beschäftigten vollauf die Auf- 
merksamkeit der Regierung, die, nur auf ihre eigene Verteidi- 
gung und Erhaltung bedacht, Civitavecchia nicht für die neuen 
wirtschaftlichen Verhältnisse, denqn das Land entgegenging, 
vorbereiten konnte. Und als diese Verhältnisse eintraten, konnte 
Civitavecchia nur mit ungleichen Waffen gegen die mächtigen 
Rivalen ankämpfen, die es leicht überwanden. Jetzt, da man 
die Schäden gut machen will, beginnt man auf eine neue und 
vielleicht sicherere Quelle des Wohlstandes sein Augenmerk zu 
lenken, auf den nicht geringen natürlichen Reichtum, der im 
Klima und im Boden Civitavecchias ruht. 
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Die serbische Zadruga. 

Von 

J. Peiflker. 



In der Voraussetzung, dass mit dem Falle der Grüneberger 
Handschrift auch der angebliehe altslawische Sippenkommunismus 
ohne weiteres zusammenbrechen muss, habe ich auf S. 380 Jahr- 
gang V. dieser Zeitschrift das Vorhaben angekündigt, meiner dort 
die zweite Vorfrage abschliessenden Studie über die altslawische 
Zupa unmittelbar eine Analyse der altböhmischen Volkszustände 
anzugliedern. 

Allein gleich schon drei, in hervorragenden deutschen Zeit- 
schriften in den letzten drei Jahren erschienene Abhandlungen ^) 



*) Lutschizky I., Zur Geschichte der Orundeigentumsformen in 
Kleinrussland, in Schmollers Jahrb.uch f. Gesetzgebung, Verwaltung und 
Volkswirthschaft im Deutschen Reich. 20. Jg. Leipzig, 1896. S. 165 — 196. 
Dieselbe Arbeit des Verfassers erschien wortgetreu sieben Jahre früher in 
russischer Sprache m. d. T.: CHÖpw ii cfl6pHHHoe aeM.ieaiiut.nie bi» Majopoccnn 
in der Petersburger Monatsschrift CT,BEPHWÄ BT>CTHPIKI>, 1889, Heft 1 
und 2, und dann in der Revue internationale de sociologie, III. Paris, 
1895. S. 465 — 503 m. d. T.: Loutchisky, ]fctudes sur la propri6te communale 
dans la Petite Russie. 

Miler Ernest., Die Hauskommunion der Südslaven, im Jahrbuch 
der internationalen Vereinigung für vergleichende Rechtswissenschaft und 
Volkswirthschaftslehre zu Berlin, hg. v. Bernhöft u. Meyer. 3, Jg. 1897. 
Berlin, 1898. S. 199 — 222. 

Cohn Georg, Gemeinderschaft und Hau^genossenschaft, in der Zeit- 
ßchrift für vergleichende Rechtswissenschaft, XIII. Stuttgart, 1899. 

Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 15 
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belehren, dass bloss die Grüneberger Handschrift als solche 
tot und man noch sehr weit davon entfernt ist, sich auch von 
deren Inhalte trennen zu wollen. Alle drei genannten Ab- 
handlungen stehen unbewusst auf dem Standpunkte dieser unglück- 
seligen Fälschung, indem sie einen vermeintlichen alt- und 
allslawischen Sippenkommunismus einfach voraussetzen. Dadurch 
erhielt diese Vorstellung in der deutschen Gelehrtenwelt neue 
Nahrung, und ich bin nun gezwungen, sehr gegen meinen Willen, 
auch vor dem deutschen Leser in neuer Umarbeitung den Beweis 
zu führen, dass diese Fabel wirklich eine Fabel ist^). 

Sie entstand durch übereilte Generalisierung und Ueber- 
tragung der südslawischen Volkszustände vom Anfange des 
XIX. Jahrhunderts, zunächst der Zadruga (Hauskommunion) als 
Geschlechtsgemeinschaft, Sippenkommunismus, in das graueste 
Altertum und fiel sofort auf einen sehr fruchtbaren Boden, unter- 
stützt durch den damals allgemein giltigen geschichtsphilosophi- 
schen Glaubenssatz, die menschliche Gesellschaft überhaupt habe 
mit einem eher mehr als weniger ausgedehnten idyllischen 
Sippenkommunismus angefangen. 

Der klassische Boden der Zadruga befindet sich bekanntlich 
in einigen Gebieten des Südslawentums und wir haben über 
diese Institution bereits eine sehr ansehnliche Literatur, die ich 
hier jedoch nicht aufzählen mag, denn sie ist in geschicht- 
licher Beziehung grösstenteils obsolet geworden. Wen sie an- 
zieht, ^der möge sie bei Miler und bei Cohn nachschlagen. 

Nur Ein Werk würde er dort vergeblich suchen: Es ist 
dies das grundlegende, unbegreiflicherweise ganz verschollene 
Buch des bedeutenden serbischen Forschers und Staatsmannes 
Stojan Novakovic „Ueber das serbische Dorf", erschienen im 



^) Für Fachgelehrte mit slawistischen Vorkenntnissen behandle ich 
denselben Gegenstand mit grösserem Zitatenapparat in Prof. Pastrnekö 
Ndrodopisn^ Sbornik Ceskoslovansky, Svazek lY & Y. Y Praze 1899 
m. d. T.: Slovo o zadruze, auch im Sonderabdruck erschienen. 
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Jahre 1891 in Belgrad ^), welches, wenn es gleichzeitig in einer 
Weltsprache veröffentlicht worden wäre, der Agrargeschichts- 
forschung, namentlich der deutschen, schon damals eine ganz andere 
Richtung würde gewiesen haben. Wir wollen hier Novakovi^'s 
Ausführungen mit einigen Erläuterungen zusammenfassen: 

Die Quellen für die Geschichte der bäuerlichen Verhältnisse 
der Serben fliessen ausserordentlich reichlich. Es sind dies in 
erster Reihe die inhaltsschweren Chrysobullen der serbischen 
Monarchen des 13. und 14. Jahrhunderts über Errichtung und 
Dotierung einer Reihe landesfürstlicher Klöster. Nichts aus dem 
Occidente lässt sich diesen Stiftungsurkunden an die Seite stellen; 
es scheint, die Stifter wollten bei diesen Beurkundungen so 
wenig als nur möglich, ja in einzelnen Fällen geradezu garnichts 
als selbstverständlich voraussetzen. Sie bestimmen zuweilen alles, 
was sich auf Eigentum und Besitz an Grund und Boden, auf 
Rechte und Pflichten der Grundherren und Unterthanen, ja sogar 
selbst auf die Wirtschaftsform bezieht, mit einer solchen Genauig- 
keit, dass wir uns mit der gesellschaftlichen Struktur des alten 
Serbenvolkes auf das grundlichste bekanntzu machen imstande sind. 

Einzelne Chrysobullen zählen nicht nur die geschenkten 
Ortschaften mit der genauesten Grenzbestimmung auf, sondern 
auch die einzelnen Ku6en (Hofstellen, Häuser) und in jeder 
Ku6a alle männlichen Angehörigen, einen jeden bei seinem 
Namen und beim Verwandtschaftsgrade dem Hausvorstande gegen- 
über; den einzelnen Klassen der Unterthanen werden die ge- 
messenen Leistungen bis in die kleinste Einzelheit genau um- 
schrieben, und es wird ausdrücklich verboten, sie mit einem 
Mehr zu belasten. Wunderbar sind auch die Bestimmungen über 
die Art und Weise, wie der Grund und Boden einerseits der 
Kirche und andererseits den Zinsbauern zuzufallen habe, und, 
wie auf den Kirchengütern gewirtschaftet werden solle und nicht 



*) HoBaKOBHii, Ce.io. Ein Abschnitt aus dem vorbereiteten Werke über 
Volk und Land im altserbischen Reiche, als Nr. XXIV der Publikation d. 
Kgl. «erb. Akademie: »rJIAC«. Beorpa/i, 1891. YIII, 261 SS. 

15* 
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gewirtschaftet werden dürfe. Dies alles erinnert lebhaft an 
die um fünf Jahrhunderte jüngeren schneidigen landwirtschaftlichen 
Reformen König Friedrichs II. von Preussen und zeigt, wie 
tüchtige Wirtschaftspolitiker einzelne von den altserbischen 
Herrschern gewesen sind. 

Nebst diesen Chrysobullen beschäftigt sich mit der Regelung 
des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens namentlich 
auch das bekannte Gesetzbuch des Serbenkaisers Stefan Dusan 
(1331 — 1355), welches von demselben Stojan Novakovic in zweiter 
Bearbeitung mit allen Varianten soeben veröffentlicht wurde ^), 
so, dass seiner unbedingt notwendigen Uebersetzung in eine 
Weltsprache — nebst Regesten der hauptsächlichsten Chryso- 
bullen — nichts mehr im Wege steht. 

Auf Grund der Stiftungsurkunden, des Zakonik (Gesetzbuches) 
Dusans, der sultanlichen Berate und der thatsächlichen Zustände 
der letzten Jahrzehnte in den einzelnen Serbengebieten zeichnet nun 
Novakovic die Geschichte der serbischen Zadruga und zerstört 
— ohne sich dessen ganz bewusst zu werden — das Zerrbild der 
bisherigen Vorstellungen auf das gründlichste. 

Schon das erste, den Gegenstand streifende Chrysobull, 
mit welchem König Vladislav (1234—1242?) die Schenkungen 
seines Grossvaters Nemanja (c. 1170 — 1196), des ersten von 
Byzanz unabhängigen Beherrschers von Serbien, und seines Vaters 
Stefan des Erstgekrönten (— 1227?) der Mutter-Gotteskirche von 
Bistrica bestätigt, schliesst irgendeinen Sippenkommunismus 
einfach aus. Es bestimmt: 



^) 3aK0HHK CTe(J)aHa /I.ymaHa ... na hobo n3;iao h oöjacHHO Ct. Hosa- 
KOBHii. y Beorpa;;y, 1898. Von den älteren Ausgaben nenne ich: die 
erste Ausgabe von St. Novakovic (Belgrad, 1870), deren sich dieser in 
seinem »Ce.io« bedient. In dieser, ersten Ausgabe hat Novakovic den Za- 
konik nach dem Stoflfe systematisch umzuordnen versucht, dies jedoch in 
seiner zweiten Ausgabe wieder aufgegeben. — Hermenegild JireSek 
Svod zakonüv slovansk^ch. V Praze 1880. S. 273 flf. — T. ^.lopHHCKÜi, 
IlaMflTHHKH 3aKOHo;iaTe.TLHofi ^^me.ThKOCTji JlymaHa. KieBi», 1880. IIpHJiOHceHia 
I — in. Ich halte mich hier an die zweite Ausgabe von Stojan 
Novakovic vom Jahre 1898. 
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^ Und der Sohn mag mit dem Vater zusammenwohnen, nach- 
dem er geheiratet hat, drei Jahre lang; nach Ahlauf der drei 
Jahre soll er in de?i persönlichen Dienst der Kirche treten; 
ist er ein jedinak [d. h. steht er einzeln da], dann soll ihm 
der Igumen [der Klostervorstand] nach Belieben einen stistnik 
[= Genossen] geben ^),^ 

Wenn nach diesem Gesetz folgerichtig auch vorgegangen 
worden ist — die Macht hatte der König dazu — , dann hat es 
zu Vladislav's Zeiten eine Zadruga als Geschlechtsgemeinschaft 
überhaupt noch nicht geben können; aber nicht nur keine solche 
Zadruga, sondern auch keine Inokostina, Sonderfamilie, vielmehr 
wurden durch dieses Gesetz nur Haushaltungen mit je zwei 
— vielleicht auch drei — verheirateten, nicht unbedingt not- 
wendig verwandten Männern, also vornehmlich Doppelfamilien 
bezweckt und aufrechterhalten. 

Der Charakter dieses Gesetzes ist fiskalischer Natur. 
So lange der verheiratete Sohn bei dem Vater lebt, leistet er 
dem Herrn keine besonderen Dienste, denn er bildet mit dem 
Vater eine einzige Steuereinheit. Dieser Grundsatz blieb seitdem 
fest, überlebte die staatliche und nationale Unabhängigkeit und 
erhielt sich unter dem türkischen Joche bis in das XIX. Jahr- 
hundert. 

Weiter lehrt uns das Gesetz über den stistnik indirekt, dass 
der verheiratete Sohn mit seinem Vater bis auf weiteres zusammen- 
zuwohnen und mit ihm für Eine Steuereinheit in dem einen 
Falle zu gelten habe, da sonst der Vater zu einem jedinak 
würde und ihm selbst dann ein stistnik angegliedert werden 
müsste. 

Die Richtigkeit dieser Schlussfolgerung wird durch das 
St. Stephaner Chrysobull König Stefan Uros H. Milutin, etwa 
aus dem Jahre 1313 — 1318, bestätigt, welches verfügt: 



*) CTOJaHOBHii, Ciapn cpncKM xpHC0By.T,H. Y Beorpa^y 1890: Cno- 
MCHHK Cpn. Kpajb. Ana;;. III. 8. 7. 
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„Und welche keinen Sohn oder Bruder oder Knecht haben, 
die jedinaci (die Einzelstehenden): je zwei sollen sich aneinander- 
schliessen (dva da se stisteta), auch wenn sie einen abgesonderten 
Frondienst und Acker haben (ako i raznu rapotu i zemlju 
imata) . . ." ^) 

Wenn man die Verfügungen dieser l^eiden, von einander 
gewiss mehr als ein halbes Jahrhundert entfernten ChrysobuUen 
vergleicht, so sieht man, dass das, was König Vladislav über 
den stistnik verfügt, oder, was sehr wahrscheinlich ist, aus den 
Anordnungen des eigentlichen Stifters, Nemanja's (c. 1170 — 1196), 
herübernimmt und bestätigt, noch iVnfang des XIV. Jahrhunderts 
ganz unverändert Geltung hat. Wir finden hier auch eine fest- 
stehende Terminologie — jedinak, stistnik — und lernen aus 
dem Ganzen, dass es nach dem Geiste der Gesetze noch 
Anfang des XIV. Jahrhunderts weder Geschlechtskommunionen 
noch Einzelfamilien geben konnte, sondern dass Doppelfamilien 
die Grundlage des bäuerlichen Daseins gebildet haben. 

Selbst später, sogar noch bis tief ins XIX. Jahrhundert spielte 
die Doppelfamilie, als sie schon längst aufgehört hatte, Eine 
Steuereinheit zu bilden, eine sehr wichtige wirtschaftliche Rolle; 
die Institution des stistnik bestand auch ohne Zwang von oben 
und ohne diesen Namen zu haben, noch fort; Einzelfamilien, 
inokosni, traten hie und da noch immer zu zweien mit all 
ihrem Hab und Gut zusammen, um fortan Eine Hausstelle mit 
Einem Tisch und Einer Asche zu bilden. 



^) [Jarnti], CßeTOCTecfaHCKH xpncoßyjb. Y Be^, 1890. S. 25. — KoBa- 
HesHti, CBeTOCTe(J)aHCKa xpncoByjba, im CnoMeHHK IV. 1890. S. 6. ^ raznu 
rabotu** bedeutet hier nicht: verschiedene, ungleiche Frondienste, denn 
alle Meropchen (Zinsbauern) hatten eine gemessene, gleiche rabota. Aber 
der Platz der rabota: wo wer zu ackern, behacken, mähen u. s. w. habe, 
wurde jedem besonders angewiesen. Der Sinn des Gesetzes ist dann: je 
zwei jedinaci haben sich aneinanderzuschliessen, wenn sie auch bisher an 
verschiedenen Plätzen zu raboten haben und nicht in demselben "Weiler 
ackerberechtigt sind. Selbstverständlich wird nach der Aneinander- 
schliessung deren rabota und zemlja neu geregelt. 
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Statistisch lässt sich die Anzahl solcher Fälle allerdings 
nicht feststellen, weil sich so etwas der öffentlichen Aufmerksam- 
keit entzieht, und fast nur dann, wenn eine solche Vereinigung, 
namentlich unter Blutsfremden, wieder in Brüche ging und in- 
folgedessen das Gericht den Streit zu schlichten hatte, gelangten 
derlei Fälle in die amtlichen Akten. 

So beschwert sich 1835 Ilija Rankovi(3: „Damjan Neskovic 
habe ihn vor acht Jahren, als er noch minderjährig war, „in 
.Bruderschaft aufgenommen^ (u bratstvo uzeo); er, Bija, habe in 
die neue gemeinsame Wirtschafl 5 Schweine, sowie 2 trächtige Kühe 
hinzugebracht und seine Acker- und Wiesengründe mit denen 
Damjans vereinigt; sie hätten die ganze Zeit hindurch gemeinsam 
gearbeitet und geerntet. Jetzt aber könnten sie nicht weiter gemein- 
sam leben,, sie hätten sich getrennt und er bitte, dass ihm eine 
gerechte Teilung durchgeführt werde. Damjan bestätigt das von 
Ilija Vorgebrachte und bemerkt, er habe ihn vor zwei Jahren auf 
eigene Unkosten verheiratet, was allein 1064 Groschen an Aus- 
lagen verursacht habe, das beim Hochzeitschmause verzehrte Vieh 
ungerechnet. Nun, nach der Trennung, habe er dem Ilija zwei 
Säue, vier Schweine, zweierlei Frischlinge, zwei Ochsen, zwei 
Kühe und fünfzehn Lasten Getreide ausgefolgt; die zwei Hundert 
Pflaumenbäume, die er auf llijas Grundstücken gepflanzt hatte, 
habe er ihm mitgeschenkt, Ilija bejahte alles das und verlangte x 
nur noch etwas von der krcevina (Neurodung), die sie während 
der acht Jahre ausgerodet haben, welche vier Pflug [wohl soviel 
als vier Tagwerke] Landes gross sei. Das Gericht entscheidet, 
Damjan habe dem Ilija noch ein Tagwerk Landes auszuroden,^ 

Aleksa S. Jovanoviö, dem die Mitteilung dieses Rechts- 
falles zu verdanken ist, bemerkt, dass namentlich im Valjever 
okrug (Kreis) die Institution des ^brastvo" noch heute in voller 
Blüte steht 1). 

*) AjieKca C. JoBaHOBHK, HcTopnjcKH pa3BHTaK cpncKe aa^pyre. Beorpa;i; 

S. 114— 116. 
Bemerkenswerterweise findet man dieselbe Erscheinung auch in Klein- 
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Wir haben demnach schon aus dem XIII. Jahrhundert und 
auch aus der jüngsten Vergangenheit Belege dafür, dass zur 
gedeihlichen Führung einer serbischen Bauernwirtschaft zwei 
erwachsene Männer notwendig waren. Dies ist an sich freilich 
nichts besonderes, denn es gilt eigentlich auch anderwärts, 
ja noch heutzutage im Bereiche der modernen Landwirtschaft. 

Unser Bauer kann sich die zweite, wenn fehlende Arbeits- 
kraft durch zeitweilige Aufnahme eines Landlosen zum Knechte 

« 

leicht verschaflFen. Aber zu Zeiten und in Gegenden, wo es 
verdingbare, also persönlich freie, landlose Menschen infolge 
Ueberflusses an Grund und Boden gar nicht oder nur in sehr 
unzureichender Anzahl gegeben hat und der Bauer den Ankauf 
eines Sklaven nicht zu erschwingen vermochte, dort konnte 
jener landwirtschaftlichen Notwendigkeit vorbeugend: nur durch 
Nichttrennung zweier Blutsverwandten, und ergänzend: durch 
Zusammentreten je zweier Einzelfamilien in Doppelfamilien 

russland: „1706. Ich, Lukah Dmitrenko . . . gehe bekannt . . . dass ich 
einen Mann, und zwar meinen Verwandten, getroffen habe, und da ich 
der einzige Mann (o;;hhokhm ne.ioB'feKOM'b) in der Wirtschaft bin, so 
nehme ich ihn auf als Teilhaber an dem dritten Teile von allem: an den 
Wirtschaftsgründen, am Felde, an den Heuschlägen . . . und vnr werden 
gemeinschaftliches Brot essen, und das nicht nur wir, nämlich ich, Lukjan 
Dmitrenko, und er, Nikita Golovenko, sondern auch unsere Kinder^ die 
des Lukas und die des Nikita." 

Für dieses Verhältnis zweier in Gemeinschaft getretenen Einzelmänner 
hat eine kleinrussische Urkunde vom Jahre 1687 einen besonderen tech- 
nischen Ausdruck: Ich . . . gebe bekannt . . . dass ich mit Fedor Gi- 
renko ... die sogenannte Bruderschaft (öpaiepcTBO HasBaHHoe) habe . . . 
(Jly^HUKift, CflöpLi, deutsch in Schmollers Jahrbuch. 1896. S. 183). 

Das stimmt genau mit den serbischen Fällen, auch die Terminologie 
ist dieselbe; dort bratstvo (nicht zu verwechseln mit bratstvo in der Be- 
deutung Sippe!), hier braterstvo. Aber ich warne hier ausdrücklich und 
nachdrücklichst, aus dieser Uebereinstimmung eine gemeinschaftliche, etwa 
altslawische Urquelle herausdeuten zu wollen ; gleiche oder zumindest ähn- 
liche wirtschaftliche Verhältnisse haben hier wie dort ähnliche Insti- 
tutionen hervorgebracht; später werden wir auf eine noch viel merk- 
würdigere Analogie stossen, bei welcher schon die ungeheuere Entfernung 
der Geltungsgebiete von einander jede Möglichkeit einer gemeinsamen 
Herkunft undenkbar macht. 
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Genüge gethan werden, und das wurde in Serbien auch that- 
sächlich geübt. 

Auch im Volksliede spiegelt sich dieses rein wirtschaftliche 
Kräfteverhältnis wieder. In einem von A. S. Jovanoviö (S. 22 f.) ^) 
aufgenommenen, nach dessen Dafürhalten den i. J. 1477 von 
Sultan Mehmed umgebrachten Janjo Kantakuzenovic Nbvobrdanin 
betreffenden Volksliede umfasste dessen Kuöa zweihundert 
erwachsene Männer (= 200 Sensen, 200 Säbel) und hundert 
Pflughaken. Die Anzahl mag sehr stark übertrieben sein, aber 
das Verhältnis halte ich nach dem oben Angeführten für durch- 
aus richtig: auf je Einen Pflug, demnach auf Ein Pflugland, 
Eine einfache Bauernwirtschaft, kommen zwei erwachsene Männer, 
weil zur Bedienung des heimischen primitiven Pfluges Eine 
Arbeitskraft nicht ausreicht^). 



*) Alter Janjo, Novobrdanine! 

Man behauptet, viel Gesinde [= Hausgenossen] hätt'st du? 
Wohl, o Pascha, Gott hat es bescheeret! 
Sensen ziehen auf die Mahd zweihundert, 
Ungezählet, was an Leuten sonst ist. 
Alter Janjo, Novobrdanine! 
Man behauptet, viele Rinder hätt'st du? 

Wohl, Pascha, Gott hat sie bescheeret 1 
Hundert rala (Pflughaken) gehen aus zum Ackern, 
Doch, wer zählt, was auf der Weide graset I 
So geht es weiter, und nachdem der Pascha erfahren, dass Janjo 
5000 Mutterschafe auf den Sennereien und 300 Büchsen Golddukaten zu 
Hause habe, versucht er zu erpressen: 
Alter Janjo, Novobrdanine! 
Teil' das Geld mit mir, behalt' die Schafe! 
Wenn du es im Namen Gottes forderst. 
Geh' ich dir nach deinem Herzenswunsche. 
Doch, wenn nehmen mit Gewalt du wolltest: 
Säbel hab' zu eigen ich zweihundert. 
Die dreihundert Flinten an den Nägeln. 
*) Drei südslawische Pflugbilder siehe diese Zeitschrift Y, 1897» 
Tafel, Fig. 27, 34, 35, und weitere äusserst interessante bei H. PoBHHCKiÄ, 
HepHoropifl bt> bh npoiu.ioMT» h HacToameM'b II, 1, S. 586 fi^. Dieses wichtige 
Werk bildet den 45. und 63. Band des CöopHnKi. OTjt'kieHifl pyccKaro flSbiKa 
H cioB. Hain. Ana,!. Hayirb. C.-IIeTep6ypn> 1888, 1897. 
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Und dass — von thatsächlich vorkommenden zahlreichen 
jedinaci abgesehen — je diese zwei Männer auch wirklich 
Haus und Herd gemeinsam hatten, ersehen wir aus den An- 
ordnungen anderer ChrysobuUen: 

Im Chilandarer CbrysobuU v. J. 1359 sagt Kaiser Stefan 
Dusan: „es robote ein Jeder j der abgeteilt ist — d. h. eine 
Wirtschaftseinheit bildet — zwei Tage wöchentlich^ ^). — Der- 
selbe Monarch sagt im ChrysobuU, mit welchem er die Gründung 
des Erzengelklosters zu Prizren beurkundet^): ^Gesetz den 
Serben (^= Zinsbauern): sie sollen roboten in der Woche zwei 
Tage nadimicom,^ d, i. profumo; die Steuer pro fumo heisst 
in denselben Urkunden dimnina — d. i. „Rauchsteuer". — 
In einem Andern, dem Sereser Mitropoliten geltenden Chryso- 
buU V. J. 1357 bestimmt derselbe Herrscher: „und sie sollen der 
Kirche roboten in der Woche zwei Tage jede Kuca^^). 

Im Artikel 68 seines Gesetzbuches*) bestimmt derselbe 
Dusan: „Den Meropchen (= Serben^ = Zinsbauern) Gesetz im 
ganzen Lande: Wöchentlich sollen sie roboten zwei Tage dem 
Grundherrn (gospodar) und ihm jährlich eine kaiserliche Perper ^) 
reichen (weiterfolgt die Aufzählung der kleineren Dienste).,.^ 

In allen diesen vier Verfügungen Dusan's werden gleich 
grosse Lasten angeführt, es müssen daher die Wendungen: „jeder, 
der abgeteilt ist zwei Tage" und „zwei Tage nadimicom" 
und „zwei Tage jede Ku6a" dasselbe bedeuten. 

Demnach bildete die oben besprochene bäuerliche 
Doppelfamilie 

1. eine Wirtschaftseinheit („wer abgetheilt ist"); 



^) <DjiopHHCKiö, A(J)OHCKie aKTM. C. neTep6ypn>, 1880. S. 75. 

») TjiacHHK, XV. 1862. S. 305. 

») TjiacHHK, XXIV. 1868. S. 246. 

*) Nach der zweiten Ausgabe von St. Novakovic. Belgrad, 1898. 

*) Ueber diese Rechnungsmünze siehe: Constantin JireÖek, Die Be- 
deutung von Ragusa in der Handelsgeschichte des Mittelalters. Vortrag, 
gehalten in der feierl. Sitzung der Kais. Akademie d. W. am 31. Mai 1899. 
Wien, 1899. Anm. 50, 53. 
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2. eine Gemeinschaft in Hab und Gut, Einen focus, 
^dim," Ein Haus, kuöa; 

3. eine Steuereinheit, nach der Rauchsteuer „dim- 
nina". 

Die Rauchsteuer ist, wie Stojan Novakovi^ (S. 214 sqq.) 
unter Hinweis auf Zachariae von Lingenthal hervorhebt, von 
Byzanz her rezipiert, bezw. m. E. von byzantinischen Kaisern 
frühzeitig den Südslawen auferlegt und von den späteren, selb- 
ständigen südslawischen Herrschern beibehalten worden. 

Ueber die Entstehung der Rauchsteuer im Oströmischen 
Reiche selbst schreibt Zachariae von Lingenthal in seinem 
Aufsatze „Zur Kenntnis des röm. Steuerwesens in der Kaiser- 
zeit" ^), ausgehend vom Codex Theodosianus, welcher XIII, 
11, de censitoribus 2 (editio Haenel, Bonnae 1842, col. 1361) 
bestimmt : Cum anfea per singulos viros, per binas vero mulieres 
capitis norma sit censa, nunc binis ac ternis viris, mulieribns 
autem quaternis unius pendendi capitis attributum est (anno 386) 
für einige Provinzen in Asien. Der Codex Justininianeus 
XI, 43 (47): de agricolis 10 [editio Krueger, Berolini, 1877, 
Seite 441], dehnt diese Verfügung auf das ganze Reich aus. 
Zachariae erklärt diese Stelle so: 

^dass früher je ein Mann und zwei Frauen ein oaput versteuert hätten, 
jetzt aber je zwei oder drei Männer und vier Weiber als ein caput gelten 
sollten: das verö oder autem kann gleich dem griechischen de als Yer- 
bindungspartikel gedacht werden (S. 9). ... 

Was den östlichen Teil des römischen Reiches betrifft, so ist . . . etwa 
seit Diocletian [also etwa seit Ende des dritten Jahrhunderts n. Chr.J 
nur noch die rusticana plebs der Kopfsteuer unterworfen gewesen. . . . Aber 
nicht bloss die städtischen Plebejer hatten im oströmischen Reiche seit 
Diocletian die Befreiung von der Kopfsteuer erhalten: Auch die rusticana 
plebs ganzer Provinzen, z. B. in Illyrien [gerade für unsere Frage 
wichtig!] und Thrakien, wurde später davon befreit (S. 11). ... 

Ob und was zu Justinians Zeit von der Kopfsteuer der Bauern noch 
übrig war, ist schwer zu bestimmen. Auf der einen Seite finden wir in 



^) Memoires de PAcad. Imp. des sciences. St.-Petersbourg, VIII« s^rie, 
tome 6, No 9. 1863. 
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Justinians Codex die allgemeine Regel, dass bini ac terni yiri, quaternae 
vero mulieres aU Ein caput steuern sollen, und Julian Epit. Novell. 
Const. XXII, c. 79 erklärt die Colonen geradezu als capite censi. Auf der 
andern Seite ist in Justinians eigenen Steuergesetzen keine Spur einer 
Kopfsteuer zu finden. . . . 

Zwei Wege giebt es, auf denen man diese anscheinenden Wider- 
sprüche zu losen versuchen kann. Entweder nimmt man an, dass die Erhebung 
einer Kopfsteuer den rustici allmählich ganz nachgelassen, worden sei, oder 
man erklärt sich die Sache auf folgende Weise: Für die Kopfsteuer 
wurden . . . besondere Steuerrollen nicht angelegt, sondern die Grund- 
steuerkataster zu diesem Zwecke mit benutzt, indem zu den censierten 
Grundstücken auch die kopfsteuerpflichtigen capita adscribiert wurden. 
So erhielt die Kopfsteuer von Anfang an den Schein eines Anhängsels zur 
Grundsteuer. Noch mehr mussten die beiden Steuern miteinander ver- 
schwimmen, als die regelmässigen Erneuerungen des census unterblieben, 
und die Steuern nach den alten Katastern erhoben wurden, nachdem viel- 
leicht die kopTsteuerpflichtigen Individuen an Zahl vermehrt oder ver- 
mindert waren,* oder auch gänzlich zu existieren aufgehört hatten. So 
war faktisch nur- noch Eine Steuer*) vorhanden, die Aach den observanz- 
mässigen Katastern von den einzelnen Territorien und Possessionen erhoben 
wurde, und darum den allgemeinen Charakter einer Territorial- oder Grund- 
steuer hatte, obwohl sie eigentlich aus Grundsteuer und aus Kopfsteuer 
zusammengesetzt war**). 

*) „Der nun gebräuchlich werdende Name ^vyo>ieq)aXov scheint darauf 
hinzudeuten, dass die capita des Katasters teils capita Landes (juga), teils 
capita Menschen (capita im engeren Sinne) waren.'* **) „Aber eben des- 
wegen war es auch nicht immer möglich, in den Steuerquittungen die Zahl 
der juga oder ^vya anzugeben, denn die Steuer wurde eben nicht blos für 
die juga und nach der Zahl derselben bezahlt.** 

Dass diese Erklärung der anscheinend widersprechenden Nachrichten 
über die Fortdauer der Kopfsteuer unter Justinian die richtigere ist, er- 
giebt sich wohl daraus, dass während der ganzen Dauer des byzantinischen 
Reiches sich wiederholt Spuren einer neben der Grundsteuer zu ent- 
richtenden Kopf- oder Personalsteuer finden. 

Theophanes und nach ihm die späteren Historiker gedenken. ider Ver- 
fügung des Leo Iconomachus: eTtojireveiv re xal dvaygdqjeo^ai zä uxröjaeva 
ßQ£(pti JiQog z6 outaiTsla^ai rov XeyofjLevov )ceq?aki]tio)va. Ebenso der Anord- 
nungen des Nicephorus Generalis: mojixeveo'&ai Jtdvtag xal dvaßißd^eo'&at xa 
tovTcov drjfiöaia zsXrjy und zovg jtagoixovg zd xanvixd djiaizeTa^ai . . . 

Betrachtet man diese Stellen unbefangen, so drängt sich ... die 
Vermutung auf, dass xeqpodizicov und xojinxov zwei Namen für eine und 
dieselbe Sache sind, mit anderen Worten, dass die alte Kopfsteuer (capita- 
tio oder xsqpaXizicov) den Namen xojivixov (Rauchsteuer) erhalten habe, weil 
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sie nach der Zahl der Feuerstellen erhoben wurde. Und vielleicht hängt 
diese Berechnungs- oder Erhebungsweise der alten Kopfsteuer mit der 
oben angeführten Verordnung zusammeUf dass bini ac terni viri, quaternae 
Tero mulieres auf Ein caput gerechnet werden sollten. ... (S. 12 — 13). 

Das xojtvixov, der letzte Ueberrest der alten Kopfsteuer, scheint 
übrigens unter Joannes Tzymisces (969 — 976) YÖllig aufgehoben worden 
zu sein « (S. 14.) 

Zachariae's Ausführungen haben bis heute, nach 36 Jahren, 
an Genauigkeit wohl sehr wenig eingebusst, sie werden viel- 
mehr durch den oben dargestellten Sachverhalt (im alten Serbien) 
bestätigt und in wirtschaftlicher Richtung vertieft. Wir wissen 
jetzt, was die bini ac terni viri^) eigentlich für einen Sinn haben: 



*) Zachariae^s obenangeführte Erklärung: „zwei oder drei Männer'^ heilte 
ich nicht für zutreffend, zumindest für unvollständig, und pflichte Savigny 
bei, welcher — Vermischte Schriften, II. Band, Berlin 1850, S. 72, Anm. 1 — 
meint: „je zwei oder drei, ahtoechselnd, d, h. fünf Männer sollten zwei 
Simpla zahlen". Die Sache stünde dann so: 2 -|- 3 Männer (d. i. eine halbe 
Dekanie) -|- 4 Weiber bilden zwei Simpla in zwei Hausstellen, in deren 
einer zwei und der andern drei Männer zusammen wohnen; in einer jeden 
sind je zwei Frauen, so dass in der einen Hausstelle zwei verheiratete 
Männer und in der zweiten ebenfalls zwei verheiratete Männer nebst einem 
noch unverheirateten zusammenwohnen. Heiratet dieser, dann hat er aus- 
zuscheiden und wird mit seines Gleichem zu einem neuen caput zusammen- 
gekoppelt. Die letztere Bedingung geriet — meine ich — mit der Zeit 
in Vergessenheit, man sah schliesslich von den Weibern ganz ab und es 
wurden dann in Einem Hause überhaupt zwei bis drei verheiratete Männer 
zugelassen. 

lieber die Dekanie und ihre wirtschaftliche Bedeutung besonders bei 
den Slawen vgl. Levec, Pettauer Studien L, Excurs, in den Mitteilungen 
der Anthropologischen Gesellschaft in Wien, XXVIII, 1898, S. 186 ff. 

Aber auch die bini ac terni viri als Halbdekanie scheinen eine 
wichtige Rolle durch das ganze Mittelalter gespielt zu haben. Wenigstens 
findet man zu einer Zeit und in einem Lande, in welchem man eine zahlen- 
mässige Organisation am wenigsten suchen würde, Erscheinungen, die sehr 
eigentümlich sind und eine eingehende Untersuchung erheischen : In seiner 
flRelatione et descrittione del sangiacato di Scuttari'*, zu welchem auch 
das durch seine Stammes- und Sippenverfassung berühmte, und zum Para- 
digma für urwüchsige Volkszustände gewöhnlich dienende Montenegro 
gehört hatte, führt Mariano Bolizza im Jahre 1614 alle Ortschaften nach 
Verwaltungsbezirken namentlich an und in jeder Ortschaft die Zahl 
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Mehr als 2 — 3 verheiratete Männer werden, weil für den Klein- 
betrieb überflüssig, in Einem Anwesen nicht geduldet, aber in 
jedem Anwesen müssen bezw. dürfen 2 bis 3 Männer vorhanden 
sein, aus wirtschaftlichen Gründen, denen sich auch die Be- 
steuerung nicht entziehen konnte. Im Sinne der Verordnung 
über die bini ac terni viri wäre also m. E. in den betreffenden 
Provinzen die bäuerliche Bevölkerung derart gegliedert gewesen, 
dass jedes Anwesen Eine Gemeinschaft von 2 bis höchstens 



der Häuser und die der bewaffneten Männer. Abgedruckt ist dieser Bericht 
neuerlich — nach der in der Biblioteca nazionale di S. Marco zu Venedig 
aufbewahrten Kopie — in der Star ine der südslawischen Akademie, XII. 
Agram 1880. 

Die Namen der Ortschaften hat Boyinskij in seiner bereits oben 
erwähnten Cernogorija I., 1888, S. 783 ff^. auf die heutigen überfuhrt und 
der Bibliothekar der Marciana, Herr S. Morpurgo, hatte die Freundlich- 
keit, über meine Bitte die Richtigkeit der Montenegro betreffenden Zahlen 
nach der Handschrift zu überprüfen. 

Der türkische Kadiluk von Montenegro zerfiel in fünf Verwaltungs- 
bezirke mit zusammen 90 Dörfern, mit 3524 Häusern und 8027 Bewaffneten 
sodass auf jedes Haus, casa, 2*22 Bewaffnete entfielen. 

Für die ersten zwei Bezirke, welche den ältesten Bestand Montenegros 
ausmachen, giebt Bolizza folgende Zahlen: 

La prima parte e de villaggi dieci, detta Cattuni (die heutige 
Katunska nahija mit umfassend). 



Gase 
numero 




Gente armata 
numero 


Auf ein Haus 
Bewaffnete 


200 
70 
64 
70 

175 
60 
24 
60 
50 

120 


Gnegussi (Njegusi) .... 

Zetigne (Cetinje) 

Thieclichi (Ceklici) .... 

Bielize (Bjelice) 

Zuse (Cuce) 

Ozrihnich (Ozrinici) .... 

Bielos (Bjelosi) 

Braich (Braici) 

Pobor (Pobori) 

Mahine (Maine) 


480 
170 
160 
180 
237 
100 
70 
150 
130 
300 


2-40 
2-43 
2-50 
2-57 
1-35 
1-67 
2-92 
2-50 
2-60 
2-50 


893 




1977 


2-21 
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3 Familien gebildet hat, die Besteuerung nach bini ac terni 
viri, die capitatio, wäre demnach schon von allem Anfang an 



La seconda parte contien yillagi trentadoi detta Giubettin (die heutige 
Rijeika nahija mit umfassend). 



Gase 
numero 



70 
40 
30 
47 
20 
36 
18 
38 
18 
20 
15 
17 
20 
16 
20 
17 
23 
14 
? 

12 
25 
21 
27 
20 
17 
19 
25 
15 
23 
80 

37 

40 

790 



Gli üb ottin (Ljubotinj) .... 

Ceclin (Ceklin) 

Gragiani (Gradani) . . . . 

Dobro 

Boccovo (Bokovo) 

Cossieri (Eosijeri) . . . . : 

Pellesse (Pelesi) 

Braich (Bruji6) .' 

Orvassi (Rvasi) 

Arbanassi (Arbanasi) . . . . 

Stetari (Stitari) 

Zagora 

Piperi 

Dodeza (Dodosi) 

Riezani (RijeCani) 

Jednossi (Jednosi) 

Prievosi (Prijevozi) . . . . 

Tarnovo (Trnovo) 

Comarno (Eomarno) .... 

Zabes 

Segliani (Seljani) 

Jesse (Jeksa) 

Ylichi (Ulici) 

Cassize (Casice) 

Jalaz (Jalac) 

Gaze 

Sissoevich (Sisojevici) . . . 

Luchii (LuÖi) 

Andrin 

Prevulache (Prevlaka, zwischen 
Rijeka und Zabljak) . . . 

Ribassi (Ribasi) 

Druxichi (Druzici) 



Gente armata 
numero 



Auf ein Haus 
Bewaffnete 



160 
80 
65 

120 
40 
90 
40 
80 
40 
45 
30 
50 
50 
40 
50 
37 
50 
40 
33 
26 
60 
50 
58 
40 
36 
45 
60 
38 
47 

66 
80 

97_ 

1810 



2-28 
200 
217 
2-55 
2-00 
2-50 
2-22 
2-10 
2-22 
2-25 
2-00 
2-94 
2-50 
2-50 
2-50 
2-18 
217 
2-86 

? 
2-17 
2-40 
2-38 
215 
200 
2-12 
2-47 
2-40 
2-53 
2-04 

2-20 
2-16 
2-42 

2-29 
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Rauchsteuer geworden, so dass wir durch das Aufhören der Zwei-, 
Drei-Kopf-Steuer und das Auftreten der Rauchsteuer uns nicht 



Auffallend ist, dass Yon den 41 Häuserz ahlen 17 in Dekaden und 5 
in Halbdekaden abgerundet sind, während sich die übrigen, 19, in Minder- 
zahl befinden. Dass sich im Jahre 1614 in Njegosi just genau 200, in 
Cetinje 70 u. s. w. Häuser sollten befunden haben, wird gewiss niemand 
glauben können; wie sind nun diese so auffallend abgerundeten Zahlen 
zu erklären? Entweder hat Bolizza Genaueres nicht erfahren können und 
nur annähernde Daten mitgeteilt, oder es ist dies ein, grossenteils noch un- 
versehrt gebliebener, uralter Kataster, welcher, um die derzeitige Häuser- 
zahl unbekümmert, die feststehende Summe der Militärpflichtigen anführt 
und infolge dessen auch die Fiktion der einstigen Häuserzahl aufrecht 
erhält, nach welcher sich jene zu rekrutieren haben. Zu welchem Kon- 
skriptionshause des Katasters jede bestehende Kuca herkömmlich gehört, 
war in der Regel wohl allgemein bekannt. Ist dieses richtig, dann wären 
die runden Zahlen gar nicht mehr befremdend, nachdem es feststeht, dass 
dekaden- und centenenmässige Besiedelungen thatsächlich stattgefunden 
haben. 

Was von beiden Möglichkeiten, oder ob vielleicht etwas drittes hier für 
Montenegro zutrifft, ist eine offene Frage von ganz besonderer Wichtigkeit, 
einer eingehenden vergleichenden Untersuchung wert; aber fraglos ist das 
so ziemlieh konstante Verhältnis zwischen der Häuserzahl zu der Zahl der 
Bewaffneten. Nur mit zwei, also vielleicht auf Schreibfehler zurückzu- 
führenden Ausnahmen haben alle übrigen Ortschaften von jedem Hause 
durchschnittlich mehr als zwei und weniger als drei Bewaffnete zu stellen, 
in 18 Ortschaften fast scharf genau dritthalb Mann (2*4 — 2*6). Das ist 
kein Zufall mehr, auch keine Abrundung, sondern eine sehr genaue Ver- 
rechnung von Staatswegen, freilich nicht erst vom Türken eingeführt, 
sondern von früherher übernommen. 

Wenn zwei Häuser fünf Mann zu stellen haben, so verteilen sich diese 
auf die Art, dass das eine Haus zwei und das andere drei Mann stellt und 
das ist auch eine Art bini ac terni viri. Inwiefern diese bini äc terni 
viri mit der byzantinischen capitatio, dem xsq)aXr}xicov - tcojivlxov zusammen- 
hängen, muss weiteren Untersuchungen vorbehalten bleiben, hier ist nur 
noch zu erwähnen, dass man terni viri in der türkischen Militärorganisation 
unter den Bulgaren vorfindet. 

Nach J. von Hammer, Des osmanischen Reichs Staatsverfassung und 
Staatsverwaltung, I. Teil, Wien, 1815, S. 309 f., 413 f., bestand dort bis 
unlängst eine unregelmässige, aus Christen bestehende Truppe von Militär- 
Fuhrleuten, welche weder 'Kopfsteuer, Charadsch, noch Sklavengeld, Ispend- 
sche, noch Zehent, Aschr, bezahlten, noch die Schafsteuer, wenn sie 
weniger als hundert Schafe besassen; bebauten sie mehr als das ihnen an- 
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beirren und zu der Annahme zwingen lassen dürfen, es wäre 
da eine und noch dazu grundlegende Aenderung des Steuer- 



gewieaene befreite Grundstück, Jaschtina — soU wohl bastina heissen — , 
BO gaben sie von dem plus Grundsteuer, Zehent und Salarije wie andere 
Unterthanen. Sie waren von allen Diwanslasten befreit, mussten aber dafür 
jährlich, wie sie die Reihe traf, in den Krieg ziehen. . . Diese „Woinaks* 
— bulgarisch und serbisch Yojnik — waren je drei und drei als Ge- 
hilfen (Jamak) zusammengereiht, so dass immer einer ins Feld 
ging, während die zwei anderen zu Hause blieben. Alle drei 
zusammen gaben jährlich 16 Aspern Kunder Aktschessi, und der, den es 
traf in den Krieg zu ziehen, noch überdies 6 Aspern . . . Starb oder 
erkrankte einer von ihnen, so musste er sogleich ersetzt 
werden .... 

Die auf ihren Namen als Woinakluk geschriebenen Gründe konnten 
keinem Fremden verliehen werden und soUten sie weggenommen worden 
sein, so mussten sie dem Woinak zurückgestellt werden . . . Die Söhne, 
Brüder und Verwandten der zum Dienste des kaiserlichen Marstalls be- 
stimmten "Woinak wurden blos als Kopfsteuerpflichtige zum Charadsch und 
Ispendsche, nicht aber als Unterthanen des Spahi eingeschrieben. 

Belin, 6tude sur la propri6t6 fonci^re en pays musulmans, et sp^ciale- 
ment en Turquie (Journal Asiatique, V« s6rie, tome XIX. Paris, 1862, S. 355), 
sagt im Absatz CXXIX zu diesem Gegenstand: L* arm^e turque comptait 
autrefois dans ses rangs un corps de six mille Bulgares, mahom^tans ou 
chretiens, destines k faire le Service de palefreniers et valets; il fut cr66 en 
1376, par Mourad I«', qui exempta de tout imp6t oeux qui s'y engagferent. En 
temps de paix, huit cents volnougs se rendaient chaque annee k Gon- 
stantinople pour mettre au vert les chevaux du sultan, des officiers du 
palais, du grand vizir et des principaux seigneurs. Actuellement encore 
les bo'inougs sont charg6s de ce soin. 

Mit Recht sieht Stojan Novakovic in seiner CpncKa öaiiiTima y 
erapHJHM TypcKHM aaKOHHMa (Sonderabdruck aus IIpaBHHK), Beo^pa;^ 1892, S. 20 
in den zu dreien zusammengekoppelten vojnici ein Analogen zu dem oben 
S. 216 besprochenen altserbischen, sich an die byzantinische capitatio eng 
anschliessenden Gesetze über den stistnik im St. Stefaner ChrysobuU König 
Stefan Uros II. Milutin. — 

Eine Art temi viri finden wir auch in den Vorschriften Karls des 
Grossen über den Heerbann (Mon. Germ. LL. Sect. II, Cap. regum Franc. 
Tom. I., S. 134) in der Stelle: . . . Ubicumque autem tres fuerint inventi, 
quotum unusquisque mansum unum habeatf diio tercium praeparare faciant; 
ex quibus qui melius potest, in hostem veniat. Uli vero, qui dimidium 
mansum habent, quinque sextum praeparare faciant. 

Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 16 
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Systems eingetreten; m. E. wurde Eine und dieselbe Steuer 
Anfangs x€(paXf]rlcov genannt, weil sie thatsäehlich nach einer 
festgesetzten Kopfzahl bemessen, später aber als xanvixov be- 
zeichnet, weil sie ebenfalls thatsäehlich gleich schon von allem 
Anfang an nach dem Rauche eingehoben wurde. Zachariae 
schien es, die Rauchsteuer sei unter Joannes Tzymiskes völlig 
aufgehoben worden. Dies leuchtet jedoch, wenigstens in 
dieser Allgemeinheit, keineswegs ein, denn wir finden die Rauch- 
steuer und noch dazu im Sinne der bini (möglicherweise auch 
ac terni) viri in vollster Lebensfrische und zielbewusst, ja, wenn 
nur auf bini viri beschränkt, dann sogar in ausserordentlicher 
Verschärfung in der serbischen Gesetzgebung noch lange nach 
der Befreiung von der byzantinischen Botmässigkeit vorgeschrieben. 

Es wäre eine sehr wichtige Frage zu lösen: warum, nach- 
dem antea per singulos vires, per binas vero mulieres 
capitis norma sit censa, fortan so ohne weiters binis ac 
ternis viris mulieribusque autem quaternis unius pen- 
dendi capitis attributum est. 

Bini viri als Ein caput finden, wie oben ausgeführt, eine 
Erklärung darin, dass ein Pflug Landes zwei Männer zur 
Bestellung nötig hat. Dies musste jedoch auch schon früher 
seine Geltung gehabt haben, aber die capitatio per singulos 
vires, per binas vero mulieres hat auf eine selbständige Bewirt- 
schaftung nach Pflügen überhaupt keine Rücksicht genommen, 
denn die ist, wie uns Seeck belehrt hat, nach einer ganz andern 
Schablone zugeschnitten^). Es wäre gefehlt anzunehmen, die 
alte capitatio passe etwa zu einer ungebundenen, extensiven 
Wirtschaftsform, während die neue eine reale Bodenverteilung 
nach Pflügen, etwa Hufen voraussetze und einen landwirt- 
schaftlichen Fortschritt bedeute. 

Diese oder eine dem ähnliche Erklärung des Umsturzes in 
der capitatio wäre a limine abzulehnen, denn erstens war gerade 

^) Otto Seeck, Die Schatzordnung Diocletians, im IV. Jahrgang 
dieser Zeitschrift. 
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das vierte Jahrhundert am wenigsten geeignet, überhaupt einen 
Fortschritt in der Landwirtschaft zu schaffen, andererseits würde 
man auf dem ganzen Balkan Spuren einer realen Bodenverteilung 
nach irgend einem Landmasse als Wirtschaftseinheit wohl ver« 
geblich suchen; zunächst für Bulgarien und Serbien halte ich 
dies für ganz gewiss ausgeschlossen, dort war — stellenweise 
bis unlängst — eine extensive Bodenwirtschaft nach freiem Okku- 
pationsrecht heimisch ^). 

Uebrigens ist dieses Thema eine Frage für sich und nach zwei 
Richtungen hin verfänglich : einerseits die Allgemeinheit der capitatio 
für das ganze Reich, andererseits die unendlich grosse Mannig- 
faltigkeit in den örtlichen Verhältnissen, wie wird man es in Ein- 
klang bringen! Nur Eines steht fest: Die Völkerwanderung lichtete 
ansehnlich gerade die bäuerliche einheimische Bevölkerung im 
ganzen Reiche, grosse Flächen wurden sogar menschenleer, und just 
in dieser Periode ändert sich die capitatio! Dies bedeutete gewiss 
nicht eine Herabminderung oder Steigerung, sondern eine technische 
Aenderung der Lasten, nachdem auch die Wirtschaftsform eine 
andere geworden ist; dem Einzelnen stand jetzt mehr Boden als 
zuvor, aber auch ohne irgendwelche Sicherheit, zur Verfügung. 

Diese Frage nach der Ursache der neuen capitatio wird 
wohl noch eine Weile offen bleiben 2), wir müssen uns inzwischen 
mit dem blossen Vorhandensein der capitatio nach bini ac terni 
viri bescheiden und deren spätere Schicksale verfolgen. 

Dass sie nach Serbien von Byzanz her gekommen und mit 
der Zadruga als Geschlechtsgemeinschaft unverein- 
bar ist, dürfte wohl unzweifelhaft sein. Aber es könnte viel- 
leicht eine andere Einwendung gemacht werden, um die an- 

') Wie wir weiter unten nach 71. MapHHOBt, /Kirea Ciapima lY. Pycce, 
1894 S. 196 ff. sehen werden. 

^ Der Grundunterschied zwischen der alten capitatio per singulos 
viros und der neuen capitatio — zumindest in deren späterm Entwicklungs- 
Btadium dürfte der sein: Die alte capitatio betraf den einzelnen Guts- 
arbeiter, die neue den einzelnen Bauernhof; die alte passte zum Gross- 
betrieb, die neue zur Kleinwirtschaft. 

16* 
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gebliche Altertümlich keit des Sippenkommunismus zu retten, 
etwa die: 

Der dem slawischen Volkscharakter — angeblich! — inne- 
wohnende Trieb, in enganschliessenden Sippenverbänden zu leben, 
setze einen uranfänglichen Kommunismus grösserer Gruppen 
einfach voraus. Dieser Kommunismus konnte zwar durch 
Herübernahme der byzantinischen capitatio unterdrückt werden; 
aber so stark habe sich dieser nationale Trieb erwiesen, dass er, 
sobald die capitatio nach bini [vielleicht auch : ac temi] viri 
in Verfall geraten war, sofort wieder in alter Kraft zur Geltung 
gekommen sei, wie wir ihn Anfang des XIX. Jahrhunderts von 
der Adria bis zur untern Donau thatsächlich vorfinden. 

Freilich wäre diese lose Voraussetzung nur ein Glaube; 
aber solche Glaubenssätze haben leider noch immer grosse 
Geltung in der Wissenschaft, und auch die Voraussetzung einer 
den Germanen angeblich charakterisierenden uranfänglichen 
Markgenossenschaft ist nicht viel besser fundiert! 

Wenn die alten Slawen wirklich im Sippenkommunismus 
gelebt hätten, dann müsste man bei ihnen wenigstens geschlossene 
Dörfchen erwarten. Indess, was sagt von ihnen Prokopios von 
Caesarea? ^): 

oixovoi de iv xaXvßaig oixxQoig, dieoxrjvrjjuevoi jioXXcp juev &Jt* 
akXrjXwv, afieißovceg de (bg rä noXXä xov xrjg ivotxi^oecog ^xaatoi ;^ö>^ov. 

Nun, wenn sie nomadisierend und sehr weit von einander 
zerstreut, in elenden Hütten wohnten, dann konnten sie nicht 
zugleich in irgendeinem Sippenkommunismus leben, denn dieser 
müsste eine grössere Anzahl solcher elenden Hütten — also 
geschlossene Ortschaften — zeitigen, und dann hätte Prokopios 
nicht behaupten können, dass sie sehr weit von einander zer- 
streut wohnen. 

Also haben die Südslawen die Zadruga als Sippen- 



^) La guerra gotica di Procopio di Cesarea. Testo greco . . ■ 
con traduzione italiana a cura di Dom. Comparetti. Yol. II. Borna, 
1896. S. 293. 
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kommunion auf die Balkanhalbinsel nicht mitgebracht, sie 
haben im Lichte der oben behandelten, sich eng an die byzan- 
tinischen anschliessenden Steuergesetze der alten Serbenkönige 
noch im XIII. Jahrhundert — von jedinaci, Einzelfamilien, ab- 
gesehen — in Anwesen von je zwei (vielleicht auch drei) 
Familien gelebt, es ist demnach der Ursprung des anfänglich wohl 
sporadischen Zadrugentums als Sippenkommunismus zunächst 
nicht vor das vierzehnte Jahrhundert zu setzen. 

Der Keim der Zadruga liegt allerdings bereits in dem Bini 
ac terni viri-System von allem Anfang an, denn, wenn je 2 (bis 3) 
verheiratete Männer Eine Einheit für Steuer und Frondienst 
ausmachen, so liegt es schon in der Natur der Sache, dass sich 
die Gruppierung der Besteuerten nach den Verwandtschaftsgraden 
vollziehen dürfte, dass nicht Wildfremde ganz willkürlich, ohne 
zwingenden Grund zu Einem Caput, Einem Focus zusammen- 
gekoppelt werden, sondern dass der Vater mit einem, zwei 
Söhnen, oder zwei, drei Brüder, unter Umständen auch Oheim und 
Neffe u. s. w., je nach dem Walten von Kommen und Sterben, 
zusammenbleiben und wirtschaften. So entsteht, durchaus mit 
Zwang und wider die Natur des primitiven Menschen, ein Zusammen- 
leben, in welchem der Hausvorstand Gebieter ist nicht nur seiner 
Frau und seiner Kinder, sondern auch der Angehörigen seines bluts- 
verwandten Mitgenossen bezw. seines unter Umständen blutsfremden 
stistnik. Und ist einmal dieses Prinzip der Unterordnung vonNicht- 
deszendenten unter den Hausvorstand zur leidlichen Erträg- 
lichkeit angewöhnt worden, dann bedarf es bloss einer kleinen 
Lockerung in der konsequenten Abkoppelung überschüssiger 
lodividuen zu neuen Capita, zu neuen Herdstellen, und die Zadruga 
mit einer grösseren Anzahl von Einzelfamilien ist dann eo ipso 
geboren. Denn, wenn sich schon eine oder zwei Familien die 
Leitung des Hausvorstandes, der nicht ihr Aszendent ist, innerhalb 
des Caput, zugleich des gemeinsamen Haushaltes, gefallen lassen 
müssen, dann werden sich auch mehr als zwei blutsverwandte 
Familien dasselbe gefallen lassen, wenn man sie nicht zwingt, 
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nur zu dem Zwecke auseinanderzugehea, damit aus ihneo 
neue weitere Steuercapita gebildet werden, und wenn sie dieser 
Mehrbelastung nur dadurch entgehen können, dass sie eben 
nicht auseinander gehen. 

Kurz gesagt: gerät die lustratio irgendwie in Stocken, 
dann differenzieren sich die einst, zur Zeit der konsequenten 
Lustrierung gleich gewesenen Begriffe: caput und focus, und 
es geht dann der Schwerpunkt von dem Zwei-Drei-Familien- 
haushalte, vom Caput, auf den Haushalt, den focus, selbst über; 
mit der Sache differenziert sich auch der Terminus, die einstigen 
Synonyma xeq)aXr]ucov und xcmvixov gehen auseinander, und der 
letztere behauptet schliesslich das Feld. 

In Serbien scheint der dem Keq)ahrfti(Dv entsprechende Aus- 
druck überhaupt gefehlt zu haben, wir begegnen nur dem ter- 
minus dimnina, auch dimnica, dimica (= xcmvix6v\ namentlich 
in den ChrysobuUen Kaiser Dusans. Aber zu seinen Zeiten 
konnte — wohl nur unter besonderen, näher zu erörternden 
wirtschaftlichen Umständen — die Lustrierung vielleicht nicht 
mehr in jener Ausnahmslosigkeit gehandhabt werden, wie sie 
durch die Gesetze König Vladislavs und Milutins vorgeschrieben 
ist, denn, wie wir sehen werden, gab es zu Kaiser Dusans 
Zeiten — ich wiederhole: vielleicht — vereinzelte Haus- 
gemeinschaften mit mehr als drei Familien. 

Die Stiftungs Urkunde des Decaner Klosters vom Jahre 1330 
vom König Stefan Uros HI. Decanski und die wenige Jahre jüngere 
Bestätigungsurkunde seines Sohnes, Stefan Dusan^), führen 
über 2000 geschenkte Hausstellen (kuöe) an und fast in jeder 
Kuöa die männlichen Mitglieder dem Namen und in den meisten 
Fällen auch dem Verwandtschaftsgrade nach, dem Hausvorstande 
gegenüber. Novakovic scheute nicht die Mühe, sie alle durch- 



^) C. M H Ji j e B H t , Tte^aHCKe xpncoByjte. Y Beorpaj^y, 1 880. (Fj! a c h h k 
cpn. yn. jtpyniTBa, II. o;rtejb. kh>. XII). Auf diese Ausgabe der Deianer 
ChrysobuUen stützen sich alle meine weiteren Ausführungen; inwieweit sie 
den Text richtig wiedergiebt, entzieht sich gänzlich meiner Beurteilung. 
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zuarbeiten und in einer Reihe von Dörfern die „stärkeren'' 
Kucen von den „schwächeren'* abzusondern ^). Unter den mehr 
als 2000 Ku(3en des ganzen Chrysobulls fand er bloss einige 
wenige mit 13 — 16 und dann — die allergrjösste — mit 20 männ- 
lichen Köpfen (S. 235). 

Unter die „stärkeren" zählt hier Novakovic jede Zadruga, 
in welcher wenigstens drei Bruder zusammenlebten; in den 



^) SerbischeBauern: 

Selo (Dorf) Ljubolici 67 Kucen, darunter 16 „grössere" 

y, Hrastovica 28 ^ ^ 3 ^ 

Zaselak (Weiler) \ des selo fP"löP» • • 15 r. r> 1. » 

iHrastoJPreki lug . 14 „ y, 3 ^ 

^ j vica: ißratotin Dol 3 ^ „ 1 ^ 

Selo Babe 76 ^ ^ 20 „ 

„ Grmoiel 90 „ ^ 11 „ 

„ Ulocani 49 „ „ 3 „ 

^ Cabic 182 „ y, 19 

y, Srednje selo 20 „ y, 3 ^ 

„ Kumanovo 9„ y, keine „ 

y, Trebopolje 69 „ „ 5 „ 

y, Babijani 35 » „ 2 „ 

y, Luzani 29 „ „ 2 ^ 

^ Gorani 74 „ ^ 17 „ 

^ Sipiani 47. „ „ 8 „ 

^ u Plavi Grad 28 „ „ 5 ^^ 

y, Komarani 18 „ „ 5 „ 

. Velika 11 „ „ 1 

fl Grniarevo H t» t» 3 „ 

„ Vrmo» 22 „ „ 6 

Vlasi (Wlachen) und Arbanasi (beide Wand er hirten); 

Vlasi Ratisevci 17 Kucen, darunter 3 „grössere" 

„ Susiiani 29 „ „ 6 ,, 

„ Vardistani 12 „ „ keine „ 

„ Lepiinovci 18 ^ ^ 8 „ 

„ Tudoriöevci 29 ,, „ U „ 

„ Durasevci 

1. katun (Horde, Lager) ... 16 „ „ 4 „ 

2. „ 20 „ „ 5 

Rzinici, ein selo der Vlasi Durasevci . 35 „ „ 6 „ 

Arbanasi ein katun 29 „ „ 11 „ 
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Übrigen, den „schwächeren'', lebten entweder Einzelfamilien — 
d. i. Vater und Nachkommenschaft — oder zwei Bruder, sei es 
kinderlos oder mit erwachsenen oder minderjährigen Kindern. 
Dieses Kriterium ist m. E. nicht ganz zutreffend, weil will- 
kürlich; Novakovic hätte im Sinne der ihm wohlbekannten byzan- 
tinischen capitatio (bini ac terni viri) auch die Dreibrüderkuöen 
unter die „schwächeren" zählen und erst die mit wenigstens 
vier Mann unter die „stärkeren" aufnehmen sollen, eine Arbeit, 
die nebst anderem notwendig ist, wenn wir irgendwie sicher- 
stellen wollen, ob und wie weit man im XIV. Jahrhundert von 
der byzantinischen capitatio bereits abgekommen ist. Aber 
das muss schon jetzt ausser Frage stehen, dass sich dann der 
Prozentsatz viel tiefer stellen wird, denn die Dreibrüderkuöen 
sind unter den „stärkeren" die zahlreichsten. 

Eine halbwegs genaue Analyse der in den zwei DeSaner Chrysobullen auf- 
gezählten Bauerngenealogien und ihrer Splitter wird nie gelingen. Das 
nächste Hindernis bildet wohl die Ungenauigkeit der Gruppierung in den 
ChrysobuUen selbst; in der Regel sind nämlich alle zu Einer Eu<5a ge- 
hörigen Personen mit einem „und** verbunden und die Euöen selbst ge- 
wöhnlich, jedoch nicht immer durch einen Punkt voneinander getrennt. 
In zahlreichen Fällen fehlt jedoch das oder jenes „und" oder der Punkt, 
oder sie sind an unrichtigen SteUen. Viele solche Fehler kann man durch 
Vergleichung der beiden ChrysobuUen richtig stellen, aber es bleibt dennoch 
eine gewaltige Zahl von unerkannten Irrtümern stehen. 

Es ist jedoch noch ein zweites, sachliches Hindernis da: Novakovi(5 
hat nämlich seine Statistik auf Grund der Voraussetzung zusammengestellt, 
dass alle ausdrücklich mit ihren !N'amen angeführten Personen auch wirk- 
lich grossjährige Männer waren, im Gegensatze zu mehreren FäUen, in 
denen es mutatis mutandis heisst: x y mitsamt Kindern und Brüdern. 

Hier befindet sich jedoch Novakoviö in einem verhängnisvollen Irr- 
tum, denn ein sehr bedeutender Teil der bei ihren Namen Genannten war 
ganz sicher minderjährig. Hier einige Belege: 

In dem ersten, dem Gründungs-Chrysobull heisst es S. 30: Milota und 
sein Sohn Bogoje und sein Bruder Radovan und sein Sohn Desivoj und 
sein Bruder Priboje und sein Sohn Milota und ihr Grossvater Vlkoje. 

Vlkoje. 



Milota, Radovan, 

Bogoje. Desivoj. 
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Dieselbe Ku<Sa wird in dem zweiten, dem Bestätigungs-Chrysobull, S. 104, so 
wiedergegeben: Milota mit samt Gebrüdern und mit Kindern (h cb 6paTnQ>Mi> 
H cb a^THio) und ihr Grossvater Vlkoje. 

Erstes ChrysobuU S. 31 : Miloslav und sein Bruder Pribac und sein 
Sohn Bojak und Dragoslav und Dobretin und ihr Grossyater Dobravac. 
Dieselbe Euda im zweiten ChrjsobuU S. 105: Miloslav mit Brüdern (!war 
nur Einer!) und Söhnen und ihr Grossvater Dobravac. 

S. 31: Miloje und sein Sohn Dragoslav und sein Bruder Dejko und 
sein Sohn (nämlich Dejko's) Radomir und sein Bruder Boja und Mihojlo 
und Doljak und Rajko. 



Miloje, Dejko, Boja, Mihojlo, Doljak, Rajko. 



Dragoslav. Radomir. 

Dieselbe Ku6a S. 105: Miloje und sein Sohn Dragoslav und sein Bruder 
Pejko mit Gebrüdern und mit Kindern. 

S. 41 : Negoslav und sein Bruder Boloje und Bogoje bei Negoslav Sohn 
Radoslav und Rajko und Radota und Ivan bei Boloje Sohn Rahoje und Mildrug 
und Dragoslav. bei Bogoje ^ohn Milota und ihr Grossvater »leman. Die- 
selbe Kuda S. 116: Negoslav und sein Bruder Boloje und Bogoje mitsamt 
Kindern (h cl jti^THio) und ihr Grossvater Sleman. Diese Kuda umfasste 
3 Brüder mit 8 Söhnen [= 4 + 3 + 1] und den von der Hausvorstandschaft 
zurückgetretenen Grossvater. Und genau zwei Drittel der in der Ku<5a 
namentlich Genannten werden in der Bestätigungsurkunde als „Kinder*^ 
bezeichnet. Solche Fälle sind sehr zahlreich. — 

Ein umgekehrter Fall: Das I. Chrysobull S. 40: Pomen mit Kindern 
(1. Ku6a). Predoje mit Kindern (2. Ku<5a). Negoslav mit Kindern 
(3. Ku6a). Dragos mit Gebrüdern (et öpaTHcoMi.. 4. Ku<5a). Druzoje 
(5. Ku6a). Dragojlo (6. Kuca). Hranislav (7. Kuca). Rajko (8. Kuca). 
Duroje (9. Kuca). 

Dagegen das IL Chrysobull S. 114: „Pomen und sein Sohn Yitomir und 
Radoslav und Ivanko und Durad. Predoje und sein Sohn Radomir und 
Radika. Negoslav und sein Sohn Sladoje und Odramac. Dragos . . . 
[Lücke] . . .V und Beroje. Druzoje und sein Sohn R . . . [Lücke] . . . 
Dragojlo und sein Sohn Radoslav. Hranislav und sein Sohn Ivan. Rajko 

Ivanovic. D u r oj e *) und sein Sohn Dragos und Radoslav und Rajko Es 

wäre unnatürlich, wenn in den wenigen Jahren, durch welche die beiden 
Urkunden voneinander getrennt sind, gerade da und in einer ganzen, 
zusammenhängenden Kette von Hausstellen ein so starker Nach- 
wuchs eingetreten wäre, wie er in den übrigen Partieen des ChrysobuUs 
ganz und garnicht wahrzunehmen ist. 



^) r p 18 der Ausgabe halte ich für einen lapsus statt r lo p o le. 
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Uebrigens findet sich die summarische Herzählung: „mit Kindern'^ 
nur stellenweise, bei einigen Ortschaften; man hat daher nicht den gering- 
sten Grund zur Annahme, es sei dadurch eine Gegenüberstellung zu den 
vollzählig ausgeschriebenen Genealogien in dem Sinne beabsichtigt, dass 
die vollzählig aufgenommenen Personen sämtlich Erwachsene und die mit 
»cb a^Tjno« summarisch Gemeinten sämtlich Minderjährige wären. 

Wer diese Erscheinung für ein einfaches, nichts beweisendes 
Wortspiel (s detiju = mit minderjährigen Söhnen, s decami = mit er- 
wachsenen [?] Söhnen) erklären wollte, für den habe ich einen zweiten, 
statistischen Beweis: 

Das Gründungs-ChrysobuU führt bis zur Seite 49 — bis dahin habe ich 
eine provisorische, flüchtige Durchsicht vorgenommen ^) — , 2 Kuden an, in 
denen je ein Vater mit Einem Sohne und Einem, bezw. zwei Enkeln 
zusammen wohnt*); in 114 Ku6en lebten Vater und ein Sohn allein. In 
86 Kuöen Vater mit je zwei Söhnen allein. In 3 Ku(5en je Vater -f 

2 Söhne -j^ 1 Schwiegersohn'), in 2 Ku6en je Vater + 2 Söhne -|- 2, bezw. 

3 Enkel*). In 38 Ku(5en je Vater mit drei Söhnen; unter diesen 38 gab 
es bloss 2 Kuden, in denen nebstdem auch (zwei, bezw. vier) Enkel lebten*), 
im letztern Falle gerade Kinder des ältesten Sohnes. 

In 24 Kuden lebte der Vater mit je vier Söhnen, in 8 Kuden mit je 
fünf, in Einer mit sechs Söhnen; in keiner von diesen 33 Kuden, in 
denen der Vater mit mehr als drei Söhnen zusammenwohnte, gab es aber 
irgend einen Enkel, während von den 2-45 Kuden, wo der Vater mit nur 



^) Die ChrysobuUen bis zu Ende zu analysieren, erschien mir für diese 
Zwecke überflüssig, weil mit S. 49 die Herzählung der rumänischen Wander- 
hirten beginnt, die in den Rahmen unserer Frage nicht gehören. 

*) Drazoje und sein Sohn Sakoje und Dragos Sakojevid (S. 7, 74.). — 
Pobrat und sein Sohn Bogoje und Bogojes Sohn Negoslav und Pribislav 
(S. 18, 86). 

») ibid. S. 33, 35, 46. 

*) Miroje und sein Sohn Bögut und Hodoje und sein (Boguts) Sohn 
Milko und Radomir (S. 41). — Lazor und sein- Sohn Prvoje und Ozroje 
und bei ihm (dem Prvoje) Sohn Boroje und Radosta und Dobrenko (S. 42 f.). 

*) Dobrcin und sein Sohn Prvko und Bogilo und Rajko und sein 
(Prvkos) Sohn Roman, und Bogilos [Sohn] Radoslav (S. 9). 

Hrs und sein Sohn DobrSin und Bojko und Miloje und sein [nämlich 
Dobrdin's] Sohn Dragija und Bojin und Pribislav und Zud (S. 17). Zu be- 
merken ist, dass das Chrysobull eine ziemlich einheitliche 
Systematik einhält, indem der Herzählung der Söhne in 
der Regel die Enkel folgen, welche, wenn keine besondere 
Bemerkung beigefügt ist, zu dem ältesten Sohne gehören, 
hier also nicht zu Miloje, sondern zu DobrSin. 
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1—3 Söhnen war, ein und mehr Enkel doch hie und da anzutreffen sind. 
Dies wäre ganz unnatürlich, falls alle die Söhne in jenen 88 Kuöen, zu- 
sammen 142 Köpfe, bereits erwachsen gewesen wären. — In einer (nicht 
ganz sichern) Ku6ä lebten 8, in zwei anderen je 6 Brüder mit ihrem Gross- 
vater, der nicht mehr HausYorstand war (S. 6, 11, 32), und bei keinem ein- 
zigen wird ein Kind erwähnt, sie waren somit noch nicht alle erwachsen. 

Hier noch einige Enden: 
5 Brüder + 1 Sohn [l + 0-fO + 0-|-0]-|- Grossvater (S. 34). 
5 „ +1 , [1+0 + + + 0] (S.36). 

6 Brüder + 3 Söhne [3 +0 + + + + 0] +3 Enkel [3 + + 0] + Gross- 
vater (S. 47). 

Das alles lässt sich nur so erklären, dass ein ganz bedeutender Teil 
der namentlich Angeführten noch unmündig war, demnach in die Zahl 
der Arbeitskräfte nicht gezählt werden kann. Die unübersteigliche 
Schwierigkeit für die Untersuchung liegt also darin, dass kein Kriterium 
vorliegt, wodurch die Unmündigen von den Erwachsenen geschieden werden 
könnten. Durch das Vorhandensein von Söhnen kann allerdings eine gewisse 
Anzahl von Erwachsenen als solche sichergestellt werden, aber manche Er- 
wachsene, die kinderlos waren, oder deren Söhne sich nicht mehr 
bei dem Yater befanden, gehen der Statistik verloren. Andererseits 
wurden die arbeitsunfähigen Erwachsenen gewiss nicht in die capitatio 
gerechnet und die vermag man heute ebensowenig, wie die Unmündigen 
zu sondern. Es bleibt daher nichts anderes übrig, als sich mit der 
blossen Ziffer, so gut als es eben geht, zu behelfen. 

Das Hauptinteresse wecken zunächst freilich die relativ 
grössten Ku6en. Wir treten nun an sie heran, und zwar mit 
dem ausdrücklichen Vorbehalte, dass es möglicher- 
weise blosse Bauerngenealogiensind, die aus je mehreren 
Ku(^en bestanden, welche auch graphisch auseinander- 
zuhalten man jedoch aus Unachtsamkeit unterlassen 
hat. Hier die angeblich 20köpfige, die grösste, nach dem 
ersten, dem Errichtungschrysobull (S. 47 f.): 

„Tolislav und sein Sohn Radoslav und Bogoje und Radoslavs Sohn 
Otmi6 und Vladislav und Krusac und Bogoje's Sohn Bozid. und Tolislavs 
Neffe (bratan) Grade und Priboje und Vojsil und Grade's Sohn Vitomir und 
Bogoslav. bei Priboje Sohn Baldovin. und Tolislavs Neffe Dobroslav und 
Smilj und Milos und Stepan bei Dobroslav Sohn Ocinja und Hranislav 
Desimiric (= Hranislav Desimirs Sohn) und ihr Grossvater Laßko.** 

Wollen wir versuchen, diese Genealogie in eine annähernd 
richtige Tabelle zu formen; Schwierigkeiten macht hier die Un- 
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gewissheit, ob der Haus vorstand Tolislav wirklieh der älteste 
unter Lacko's Söhnen war; weiter wissen wir nicht, ob der vor- 
verstorbene Desimir ein Sohn oder ein Enkel Lacko's gewesen ist. 

Lacke, 
tolislav. 



Radoslay, Bogoje. 

Otmic, Bozi6. 
Vladislav, 
KruBac. 



Grade, Priboje, Vojsil. 


Vitomir, Baldovin. 




Bogoslav. 





Dobroslav, Smilj, Hrani- 
Miloi, slay 



Oßinja. 



Stepan. Desi- 



D^sfl wir es auch mit einer einzigen Euca zu thun haben, ist jedoch 
keineswi&gs ausgemacht, denn die Genealogie erscheint durch drei Punkte 
in vier Teile getrennt: 

1. Tolislav mit sämmtlichen Söhnen und Enkeln. 

2. Drei Neflfen Tolislav's (Grade, Priboje, Vojsil) mit zwei Söhne des 
ältesten ; 

3. Ein Grossneffe Tolislav's: Baldovin, Priboje's Sohn. 

4. Vier, eventuell (mit Hranislav) fünf weitere Neffen Tolislav's mit 
einem Grossneffen (OSinja). 

Freilich hat namentlich das erste ChrysobuU genug fehlende und 
überflüssige Punkte sowie „und", aber es hält schwer, in diesem Einen 
Falle gleich alle drei Zwischenpunkte als überflüssig anzunehmen ; der erste 
und der dritte sind gar nicht sinnlos hingesetzt, denn sie trennen zutreffend 
die Deszendenzen der einzelnen Söhne LaÖko^s. Aber für augenscheinlich 
unpassend halte ich den zweiten Zwischenpunkt, welcher den Baldovin von 
Bogoslav trennt. Ist alles dies richtig, dann hätten wir drei Kucen vor uns: 

1. Ku6a: Tolislav-Bozic = 7 männliche Personen 

2. „ Grade-Baldovin = 6 „ „ 

3. „ Dobroslav-Hranislav = 6 „ „ 

-|- der Greis LaSko. 

Das jüngere (Bestätigungs-) ChrysobuU führt S. 100 diese Ku6a so 
aus: Tolislav und sein Sohn Radoslav und Bogoje mit samt Kindern [„i 8 
decami**] und Tolislavs Neffe Grade und Priboje und Vojsil mit samt 
Kindern, und noch Tolislavs Neffe Dobroslav und Smilj und Milos und 
Stepan mit samt Kindern und ihr Grossvater Lac^ko. 

Im Jüngern ChrysobuU werden also Lacko's Urenkel nur 
summarisch mit dem Ausdrucke „mit samt Kindern" angeführt, 
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es ist daher die Möglichkeit wenigstens nicht ausgeschlossen, 
dass sie vielleicht sämtlich noch minderjährig und ihre Väter noch 
junge Männer waren, denn sonst kämen wir für Lacko zu einem 
gar zu hohen Alter. Steinalt muss er jedenfalls gewesen sein, weil 
er Urenkel, Söhne von fünf Enkeln erlebt hatte. Dann stünden 
wir hier vor einer, wenn überhaupt nur Einer Hausgemeinschaft 
von etwa fünf Familien, (Radoslav — Dobroslav). Die Familien- 
häüpter waren Söhne dreier Brüder und der einzige, der von 
diesen noch am Leben geblieben ist, bezw. in der Kud^a lebte, war 
Hausvorstand. Der gemeinsame Aszendent lebte noch. 
Auf diese Kuöa — falls es wirklich Eine Ku6a war — würde 
also König Vladislavs Gesetz über den stistnik, welches nur 2 
(vielleicht auch drei) Einzelfamilien in Einer Ku6a zulässt, ganz 
und gar nicht passen. Aber es wäre zunächst übereilt, schon daraus 
zu schliessen, dass dadurch ein etwa inzwischen eingetretener 
gänzlicher Verfall des Zwei- (bis Drei-) Familiensystems nach- 
gewiesen wäre; wollen wir mit dem Urteil einen Augenblick 
zurückhalten und jetzt noch die anderen grossen Ku6en durch- 
mustern : 

Radomir und sein Sohn Miloje und Bogdan und Dobr6in und Drazilo 
und Dragan und sein (Radomirs) Bruder Bogoje und sein (Bogoje^ä) Sohn 
Desislav und Rajko und Bratui und DobrSin und sein (wohl Milojes) Sohn 
Bratus und Durad und Dobretin und Bogdan und ihr Grossvater 
Bratoslay (S. 31). — Das zweite ChrysobuU beschreibt die Genealogie so: 
Radomir und sein Sohn . . [Lücke] . . DobrÖin und Drazi . . [Lücke] . . 
sein Bruder Bogoje mitsammt Kindern und ihr Grossyater Bratoslay 
(S. 105). 

2 Brüder + 9 Söhne [5 + 4] + 4 Enkel [4 + + + + 0;0-f0+0 

+ ö] + Vater, im ^nzen 16 Köpfe. 
Radun und sein Sohn Yeloje und Radosta und Gojslay und Lihomil 
und Hranislay und sein (Raduns) Bruder Hranac und sein Sohn Duroje 
und Rajko und Radoslay und sein (Raduns) Bruder Milac und Muten und 
Brateil und Dobroslay und ihr Grossyater Radomir (S. 42; in dem zweiten 
ChrysobuU S. 117 gekürzt). 

6 Brüder + 8 Söhne [5 + 3 + + + + 0]+ Vater = 15 Köpfe. 

Rajko und sein Sohn Milos und Milen und Dabiziy und sein (Rajkos) 
Bruder Milos und sein (des Milos) Sohn Dayid und Obrad und Bratuj. und 
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sein (Rajkos) Bruder Dragan und sein (Dragans) Sohn Milos und Milovan 
und Dragosjav und ihr Grossvater DudaP). 

Dudal. 

Rajko, Milos, Dragan. 



Milos, Milen, Dabiziv. David, Obrad, Bratuj. Milos, Milovan, Dragoslav. 
3 Brüder + 9 Söhne [3 + 3 + 3] + Vater = 13 Köpfe. 

Kuzma und sein Sohn Yelko und Hranislav und Rajko und sein 
(Yelkos) Sohn Jaroslav und Berilo und Dur ad und sein (Kuzmas) Bruder 
Vojko und Bogdan und Hranac und Durad und Malac und ihr Gross- 
vater Dobretin (S. 47, 99). 

6 Brüder + 3 Sohne [3 + + + + + 0] + 3 Enkel [3 + + 0] + 

Vater = 13 Köpfe. 

Negoslav und sein Bruder Boloje und Bogoje bei Negoslav Sohn 
Radoslav und Rajko und Radota und Ivan bei Boloje Sohn Rahoje und 
Mildrug und Dragoslav. bei Bogoje Sohn Milota und ihr Grossvater 
Sleman (S. 41). Nach dem zweiten ChrysobuU S. 116; Negoslav und sein 
Bruder Boloje und Bogoje mit samt Kindern und ihr Grossvater Sleman. 

3 Brüder + 8 Söhne [4 + 3 + 1] + Vater = 12 Köpfe, 

Desimir und sein Sohn Skorovoj und Ozroje und Rad und Milesa 
und sein (Desimirs) Bruder Pobrat und sein (Pobrats) Sohn Rajsa und sein 
(Desimirs) Bruder Mildrag und Bogoje und Brajko und ihr Grossvater 
Dübravac (S. 34, 107). 

5 Brüder + 5 Söhne [4+1+0 + + 0] + Vater = 11 Köpfe. 

Dies die grössten Zadrugen des Chrysobulls. 

Gerade bei diesen grossen Kucen — falls es Ku6en sind I — wäre 
ausnahmslos der gemeinsame Stammvater noch am Leben. 
Er ist, weil alt und gebrechlieh, nicht mehr arbeitsfähig, auch nicht 



^) So das erste ChrysobuU, S. 16, von dem das zweite, S. 84, in der 
Interpunktion hier abweicht: das erste setzt nämlich den einzigen Zwischen- 
punkt zwischen Bratuj und Dragan, das zweite zwischen Dabiziv und Milos. 
In beiden Fällen ist der Zwischenpunkt gut denkbar, man könnte ihn •dem- 
nach in beiden Fällen gelten lassen, denn es erscheinen dadurch die drei 
stirpes ganz sinngemäss auseinander gehalten, es ist demnach möglich, dass 
wir es hier mit drei Kucen zu thun haben, u.zw.: Rajko mit drei Söhnen 
[1. Kuca]. Milos mit drei Söhnen [2. Kuca]. Dragan mit drei Söhnen 
und Vater Dudal [3. Kuca]. 
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mehr Hausvorstand ^), und dennoch wird er mit in Evidenz 
gehalten! Das müsste doch einen sehr triftigen Grund haben 
und ich fände keinen andern, als dä^s bloss dann — unter ge- 
wissen sonstigen Bedingungen — so viele Familien überhaupt in 
Einer Kuca verbleiben und Eine Steuereinheit bilden dürfen, 
wenn der gemeinsame Stammvater noch am Leben ist; nach 
seinem Tode müssen sie auseinandergehen, was dadurch bewiesen 
wird, dass so grosse Kuöen ohne den gemeinsamen Stammvater 
nicht vorzufinden sind. 

Hier noch zwei besondere Fälle, in welchen bloss der gemeinsame 
Stammvater eine Ku(5a zusammenhält: 

Boljeslav Bolojeviö und sein Bruder der Pope Elinac und Bogdasa 
und Milen. und sein Sohn Gojak und des Popen Sohn Pribil und ihr 
Grossvater Radovin (S. 25. Im II. ChrysobuU, S. 94, fehlt der Zwischen- 
punkt). 

Radovin. 



(t Boloje) 



Boljeslav, Elinac, Bogdasa, Milen. 



Gojak. Pribil. 

Noch auffallender wäre der Fall: Vojsil und sein Bruder Daboje. und 
Bogoslav und Bogoje und Mire6 und Vitomir. und Vojhna und DragSuj 
und ihr Grossvater I)obroje (S. 6), gleichlautend ai^ch im zweiten Chryso- 
buU, in welchem jedoch beide Zwischenpunkte fehlen. Da hätten wir in 
Einer Euca — falls die zwei Zwischenpunkte nichts zu bedeuten haben ^- 
8 Brüder (wohl noch nicht alle erwachsen) mit ihrem Grossvater. 

Das alles wäre gewiss eine merkwürdige Erscheinung ! Was 
gäbe dem gemeinsamen Ascendenten, trotzdem er nicht mehr Haus- 



^) Es gab auch Eucen sogar mit zwei zurückgetretenen Hausvor- 
ständen, z. B.: 

Miroslav und sein Bruder Doljak und Dobren und ihr Vater Desislav 

und ihr Grossvater Milobrat (S. 72). 
Jaroslav Milovan Dabiziv und ihr Vater Hodoje und Grossvater 

Todebrat (S. 81). 
Radin und sein Bruder Gradislav und Bojko und Milos und ihr Vater 

Dragoslav. und sein Neflfe (bratan) Rajak (S. 13. Im II. ChrysobuU, 

S. 81, fehlt der Zwischenpunkt). 
Dolko Poradovic und sein Grossvater Dragi und sein Vaterbruder 

(stric) der Pope Dragan Örtalo (S. 36). 
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vorstand ist, einem blossen Mitesser, unter Umständen eine solche 
Bedeutung, dass durch ihn das Jahrhunderte bestandene Steuer- 
system ganz durchbrochen worden sein sollte zum Nachteile des 
allmächtigen Fiskus und zum Vorteile der dem Fiskus gegenüber 
sonst wohl ganz ohnmächtigen Bauernschaft? 

Falls die grossen Genealogien thatsächlich auch geschlossene 
Hauskommunionen darstellen, dann läge der Gedanke nahe, dies 
sei ein auf irgend eine noch aufzuklärende Art stellenweise zur 
Geltung gekommener Anklang an die patria potestas im römi- 
schen oder dem ähnlichen Sinne, welche erst mit dem Tode des 
Inhabers erlischt und es dem Sohne unmöglich macht, schon zu 
des Vaters Lebzeiten Selbständigkeit zu erlangen. 

Und hier können wir schon mit unserer, bis S. 49 der Decaner 
ChrysobuUenausgabe [FjiacHHK IL Abt., 12. Bd.] durchgeführten, 
wenn auch nur flüchtigen und bloss auf absolute Zahlen sich vor- 
läufig stützenden Statistik einsetzen. Bis zur Seite 49 des ersten 
ChrysobuUs habe ich folgende Kucenanzahl mit je wenigstens 
4 Köpfen wahrgenommen: 

Kuöen, in denen der gemeinsame Yater^ bezw. Gross- 
vater zwar am Leben, aber nicht mehr Hausvorstand ist: 

79 Ku(5eii,mit je 4 Köpfen 1 Ku6a mit 11 Köpfen 

1 « « 12 ,, 



66 

24 

20 

8 

5 

4 



»> n 


^ i: 


11 11 


6 , 


11 >» 


7 „ 


11 11 


8 , 


11 1» 


9 „ 


11 11 


10 „ 



2 Kuöen „je 13 
1 Ku6a „ 15 
1 „ » 16 
1 „ „ 20 



Im ganzen 213 Ku6en. 

Yater als Hausvorstand mit Söhnen: 



Vater mit Einem 
Sohne 



mit 2 Söhnen 



mit 3 Söhnen 



1 Ku6a mit 4 Köpfen 



1 Ku6a im ganzen. 



3 Ku6en mit je 4 Köpfen 
1 Ku6a „ 5 „ 
* 11 11 " 11 



5 Kuöen. 



36 Ku(5en mit je 4 Köpfen 
[Yater -\- 3 Söhne und 
sonst niemand]. 
1 Ku(5a mit 6 Köpfea 
1 »» 11 ö .. 



38 Kuöen. 
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mit 4 Söhnen 


mit 5 Söhnen 


mit 6 Söhnen 


24 Kucen mit je 5 Köpfen 
[Vater -j- 4 Söhne und 
sonst niemand]. 


8 Kuden mit je 6 Köpfen 
[Vater -f 5 Söhne und 
sonst niemand]. 


1 Ku6a mit 7 Köpfen 
[Vater + 6 Söhne 
und sonst niemand]. 


24 Kuöen. 


8 Kucen. 


1 Kuda. 



Demnach war in 77 KiK^'en mit je wenigstens 4 Köpfen der 
gemeinsame Vater Hausvorstand. 



Bräder^ von denen einer Hausvorstand ist: 



2-BrüdQr 


-Kuden 


3-Brüc 


ler-Kud 
mit je 4 


en 
Köpf. 


4-Bri\der. 


Kuden 


16 Ku6en mit 


je 4 Köpf. 


17 Kuöen 


30 Kuden mit 


je 4 Köpf. 


*8 „ „ 


11 ^ 11 


12 „ 


11 11 ^ 


11 


* 11 11 


11 5 V 


6 V 11 


,1 6 „ 


4 11 


11 11 6 


11 


8 11 11 


„ 6 1. 


8 11 11 


1, 7 „ 


1 Kuda 


7 


11 


3 „ 11 


11 7 ,, 


1 Ku6a „ 


8 11 
10 „ 


2 Kuden 


11 11 8 


11 


1 Kuda „ 


8 „ 


1 Kuöa 


11 10 


11 
















2 Kudon „ 


„11 „ 


I2-Brüder- 


Ku6en mit 


[3-Brüder-Ku(5en 


mit 






weniger als 4 Köpfen 


weniger 


als 4 Kc 


pfen 






ungezählt^ 


• 

ganzen. 


ungezäh 


It]. 








51 Kuöen im 


87 Kuden. 


40 Kuden. 





5-Brüder-Kucen 

8 Kucen mit je 5 Köpfen 
2 Kucen „ „ 6 „ 
1 ,1 1, 7 „ 



11 11 



9 



12 Kucen. 



6-Brüder-Kucen 7-Brtider-Kucen 



3 Kucen mit je 6 Köpfen 
1 Kuca „ 7 „ 



if 11 



11 11 



10 



6 Kucen. 



1 Kuca mit 7 Köpfen 



1 Kuca. 



Kuöen mit je wenigstens 4 Köpfen, in denen 2 bis 7 Brüder 
nach des Vaters Tode, bezw. Abschichtung gemeinsam lebten, 
gab es daher 153. 

Zeitschrift für Social- und Wirth8chaftsj;eschichte. VII. 17 
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Gesamtzahl der Kucen mit je wenigstens 4 Köpfen: 

213 Kucen, in denen der gemeinsame Vater zwar am Leben, 
aber nicht mehr Hausvorstand ist. 
77 Kucen mit dem gemeinsamen Vater als Haus vorstand. 
153 „ in denenBrüder nach des Vaters Tode zusammenlebten. 

443 „ im ganzen. 

Nimmt man nun das Zahlenverhältnis der ersten Kategorie 
(213 Kucen) zu der zweiten un4 dritten zusammengenommen 
(230 Kucen), dann ergiebt sich, dass geradezu in der Hälfte 
aller „grösseren" Kucen der noch lebende Stammvater 
nicht mehr Hausvorstand war. 

Nun entsteht die Frage, ob und welche von diesen 213 Kucen 
nachweisbar auch ausserhalb der capitatio (bini ac terni viri) 
gestanden sind. 

Gehen wir zu diesem Zwecke die grössten Kucen durch: 

Die (mit dem greisen Stammvater) zwanzigköpfige Kuca TolislaA'a 
— faUs es überhaupt nur Eine Kuca ist — umfasste nur sechs nach- 
weisbar erwachsene Männer (Tolislav, Radoslav, ßogoje, Grade, Priboje, 
Dobroslav) und alle übrigen, dreizehn an Zahl, waren möglicherweise 
noch unmündig. 

In der 16köpfigen Kuca Radomirs — falls es Eine Kuca ist! — 
zählen wir bloss drei nachweisbare erwachsene Männer (Radomir, Miloje,. 
Bogoje); in der lököpfigen Raduns nur zwei (Radun und Hranac); in der 
13 köpfigen Rajkos drei (Rajko, Milos, Dragan); in der ISköpfigen Kuzmas 
zwei (Kuzma, Yelko); in der zwölfköpfigen K^egoslavs drei (Negoslav,. 
Boloje, Bogoje); in der elfköpfigen Desimirs nur zwei (Desimir, Pobrat) 
nachweisbar erwachsene Männer, von dem von der Hausvorstandschaft 
zurückgetretenen Stammvater als blossen Mitesser überall abgesehen. Da- 
gegen finden wir in einer blos achtköpfigen Kuca^) drei nachweisbare 
Erwachsene (Durad, Radohna, Obrad; in einer siebenköpfigen ^) ebenfalls- 



^) Dur ad und sein Sohn Yasilj und sein (des Durad) Bruder Radohna 
und sein (Radohna's) Sohn Obrad und sein (des Durad) Bruder Obrad und 
Razor und sein (wohl Bruder Obrad's) Sohn Stajko und ihr Grossvater 
Dejan (S. 31, 105). 

*) Raden und sein Bruder Hranac und sein Sohn Vojslav und 
sein (Badens) Bruder Daboje und sein Sohn Dragos und Milenko und. 
ihr Grossvater Kumanin (S. 47, 99). 



Digitized by VjOÖQ IC 



Die serbische Zadruga. 245 

drei (Raden, Hranac, Daboje); in einer fünfköpfigen*) zwei nachweisbar 
erwachsene Männer, wie in der 13köpfigen Kuca Kuzmas. Von den übrigen 
der 213 Kucen widerspricht ausdrücklich der capitatio der bini ac terni viri 
keine einzige. 

Freilich befriedigen auch diese Daten nicht gänzlich, denn wer weiss, 
wie viele Erwachsene unter jenen vorkommen, bei denen keine Kinder 
verzeichnet sind! 

Wir sind demnach nicht imstande, statistisch genau nach- 
zuweisen, in welchem Masse durch die Vergünstigung, beisammen 
bleiben zu dürfen, so lange der Stammvater lebt — falls eine solche 
Vergünstigung thatsächlich vorhanden war — , die capitatio der bini 
ac terni viri beeinträchtigt worden ist; wir stehen da bloss vor der 
allerdings sehr grossen Wahrscheinlichkeit, dass die die capi- 
tatio beeinträchtigenden Fälle keineswegs zahlreich sein mochten. 

Galt nun diese Vergünstigung, wenn überhaupt, 
auch durch das ganze Reich oder nur für gewisse 
Orte oder sogar nur für gewisse Kucen? 

Die Antwort auf diese gewichtige Frage ergibt sich aus 
folgender Analyse: 

Wir haben 275 Kucen gezählt, in denen der gemeinsame 
Vater wirklich noch Hausvorstand ist, und zwar: 

in 116 Kuöen lebte der Vater mit 1 Sohn; davon nur in 2 Kucen noch 

mit 1, bezw. 2 Enkeln; 
in 88 Ku6en lebte der Vater mit 2 Söhnen; davon nur in 2 Kucen noch 

mit 2, bezw. 3 Enkeln; 
in 38 Kucen lebte der Vater mit 3 Söhnen; davon nur in 2 Kucen noch 

mit 2, bezw. 4 Enkeln; 
in 24 Kucen lebte der Vater mit je 4 Söhnen \ 
„ 8 ,, „ „ „ „ „ 5 „ . allein. 

„ 1 Kuca ,, „ „ „ 6 ,, j 



^) Drajko Durojevic und sein Sohn Bogoslav und sein Bruder 
Miroslav, und sein Sohn Milßin. und ihr Gross vater Stanislav (S. 14; das 
zweite Chrysobull, S. 82, hat die Zwischenpunkte nicht). 

Stanislav. 



[t Duroje]. 



Drajko, Miroslav. 

Bogoslav. Milcin. 



17* 
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Man sollte glauben, dass, je mehr Söhne, desto mehr Enkel 
natürlicherweise da sein müssten, während uns die Statistik da» 
ganz widernatürliche gerade Gegenteil offenbart. Eine solche — 
selbstverständlich nur scheinbare — Uunatürlichkeit rouss ganz 
anderswo als in der genealogischen Verzweigung ihren Grund 
haben, und den suche und finde ich in der das Rätsel lösenden 
Toraussetzung, dass bei den 275 Kucen nicht die gesamte 
Deszendenz des Vaters genannt wird, sondern bloss jene — 
4ie meisten davon noch minderjährige — Söhne hergezählt 
werden, welche mit dem Vater auch wirklich zusammen wohnen, 
und dass folglich eine sehr bedeutende Gesamtzahl er- 
wachsener Söhne getrennt von den 275 Vätern lebte, 
sich der capitatio gemäss trennen musste. Dies wird 
auch dadurch erhärtet, dass, wie wir weiter unten sehen werden, 
keine einzige von den 275 Kucen der capitatio nachweisbar 
widerspricht, denn es müsste sich sonst doch wenigstens hie und 
da eine verraten, indem z. B. in irgend einer Kuca: Vater -f- 
3 Söhne + Enkel und zwar Söhne des Jüngsten oder dgl., 
also nachweisbar vier Erwachsene verzeichnet wären. — 

Wir haben wahrgenommen, dass von jenen Kucen, in denen 
der gemeinsame Aszendent von der Hausleitung bereits zurück- 
getreten ist, nur eine einzige über die capitatio weit hinausgeht, 
nämlich die zwanzigköpfige des Tolislav Lackoviö. Aber gerade 
diese Kuca ist als solche, wie oben dargestellt, sehr fraglich 
und diese ihre ganz vereinzelte Ausnahmsstellung, der capitatio 
gegenüber, macht sie noch bedenklicher; steigert die Möglichkeit 
zur Wahrscheinlichkeit, dass Lacko's Familie nicht Eine, sondern 
mehrere, etwa drei selbständige Kucen ausgemacht habe. 

Wenn überhaupt, dann hätten sich nur die wenigsten der von 
der Leitung zurückgetretenen Hausväter der befremdlichen Ver- 
günstigung erfreut, alle oder viele ihrer Deszendenten in der Kuöa 
beisammen zu halten, und es lohnt sich, an einige von den sonstigen 
näher heranzutreten. Ein ganz sicheres Ergebnis ist freilich 
auch hier nicht zu ermitteln, denn eine Anzahl von Bauern wird 
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bloss mit dem nichtssagenden Personennamen genannt; einige 
Handhabe bieten uns die hie und da beigesetzten Vaternamen, 
aber auch diese Handhabe versagt nicht selten, da man sich in 
den so häufigen Bogoje Borojevie, Boroje Bogojevi(3 u. dgl. oft 
gar nicht mehr auskennt. Die deutlichen sind dafür sehr lehrreich: 

„Das selo (Dorf) Prapracane und darin Priboje und sein Bruder 
Belko und Predak und Vojhna [erste Kuca]. Rajko Pribojevic und 
Smilj. — im zweiten ChrysobuU fehlt dieser Zwischenpunkt — und Kalojan 
und Milesa [zweite Kuca]. Radoslav Belkov ic und Vladimir [dritte Kuca]. 
Hilos Predakovic und sein Bruder Vojslav. — im zweiten ChrysobuU 
fehlt auch dieser Zwischenpunkt — und ihr Grossvater Tudor [vierte 
Kuca].*^ S. 5, 72. 

Hier sehen wir, dass Tudor, der gemeinsame Aszendent,, 
Grossvater des Milos und Vojslav ist. Diese sind Söhne Predaks, 
welcher in einer anderen Kuca mit seinen Brüdern lebt, und 
so können wir, dauk den Patronymicis und der unmittelbaren 
Nacheinanderfolge, den ganzen Stammbaum zusammenstellen: 

Tudor 



1. Priboje, Belko, Predak, Vojhna.| 



2. 
Rajko, Smilj, 
Kalojan, Milesa. 



Radoslav, Vladimir. 



I ^' 

I Milos, Vojslav. 



Ueberraschend ist die Gruppierung der Deszendenz Tudors 
in die vier Kucen. Es bleiben da nicht je ein Vater mit seinen 
Kindern beisammen, wie jedermann erwarten würde, sondern 
in der 

1. Ku<3a: die vier Brüder, Söhne Tudors: Priboje, Belko, 
Predak, Vojhna, also drei nachweisbare Erwachsene, 
eine capitatio der terni viri, denn Vojhna kommt für uns 
aus gleich zu erörternden Gründen nicht in Betracht; 

2. Ku6a: die vier Söhne Pribojes; 

3. Kuca: die zwei Söhne Beikos; 

4. Kuca: die zwei Söhne Predaks mit dem Grossvater. 
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Der Grossvater lebt in der jüngsten Enkelgruppe, oder 
t3igentlich: die jüngste Enkelgruppe bleibt in der grossväter- 
liehen Kuca. Das wiederholt sich so oft, dass wir da vielleicht von 
«iner Art Jüngstenrecht auf die Kuca sprechen können. Dass 
dieses Recht nicht auf den jüngsten Sohn Tudors, an Vojhna, 
fiel, zeigt, dass dieser Kinderlose entweder ein infirmus, ein 
blosser Mitesser, oder selbst noch unverheiratet war. 

Aehnlich wie mit den Tudorici dürfte es sich auch mit der 
Genealogie Radobrat im selo Bohorici verhalten haben: 

Mildrag Radobratic und sein Bruder Dragos und sein Sehn Drag^uj. 
[eine Kuca]. Radoslav DrazCic und sein Bruder Krajslav und Dragoslav 
[zweite Kuca] Eadoslalic Prve und Mile. [dritte Kuca]. Bei Dragoslav 
Sohn Milos. [vierte Kuca]. Bei Dragos Sohn Dobres und Hranac und Eadulin 
und ihr Grossvater Radobrat [fünfte Kuca]. S. 8 f. ^). 

Radobrat. 



[t Drazac] ^), 



2. Radoslav, Krajslav, Dragoslav. | 



1. Mild rag Dragos. 



Dragcuj 



3. Prve, Mile. I | 4. Milos. 



5. Dobres, Hranac, 
Radulin. 



Hier lebte der Grossvater ebenfalls in der jüngsten Enkel- 
gruppe, und die ganze lehrreiche Genealogie verdanken wir dem 
Zufalle, dass bei Mildrag auch das Patronyraikon beigefügt ist. 

„Und hier Crvenobrezane, ein Decaner zaselak ["Weiler des Dorfes DeJ^ani]: 
Milko und sein Bruder Ninoslav und Stajko [erste Kuca]. Pribislav 
Milkovic und Bogoje und Miroslav [zweite Kuca]. Milos Ninoslalic 
und ihr örossvater Hunko." S. 69. 

Hunko. 



Milko, Ninoslav, Stajko. 



Pribislav, Bogoje, Miroslav. Milos. 



^) Das zweite Chrysobull, S. 76, stellt die Genealogie so dar: Mildrag 
Radobratic und sein Bruder Dragos und sein Sohn Dragcuj. Radoslav 
DrazSic und sein Bruder Krajslav und Dragoslav. Radoslalic Prve und 
Mile. bei Dragoslav Sohn Milos. bei Dragos Sohn Dobres und Hranac und 
Radulin. und ihr örossvater Radobrat. 

*) Ich nehme hier an, dass der verstorbene Drazac ein Sohn Rado- 
brat's war, und zwar, nach der Deszendenz zu schliessen, der älteste. 
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Hier ebenfalls: 

1. Kuöa: die drei Söhne des gemeinsamen Aszendenten, 
davon zwei nachweisbare Erwachsene; 

2. Kuca: die drei Enkel, vom ersten Sohne; 

3. Kuca: mit dem jüngsten Enkel lebt der Grossvater 
selbst. — 

„Hranoje Prvoslalic und sein Sohn Radesko [erste Kuca]. Mirko 
und sein (rrossvater Prroslav [zweite Kuca].** S. 7, 74. 

Prvoslav 



Hranoje 



Radesko, Mirko. 

Der Sohn und der eine Enkel, ein caput, machten eine Kuöa 
aus, und der Grossvater selbst lebte mit dem zweiten Enkel. 
Es ist freilich nicht ausgeschlossen, dass Prvoslav noch andere 
Söhne nebst Hranoje hatte, aber wer könnte sie unter den ver- 
schiedenen Prvoslali(3i und Prvoji<3i (Prvoslav = Prvoje) oder den 
so zahlreichen Vaternamenlosen des Chrysobulls finden ! 

,,Miloje und Dragoslav und Vojak und ihr Grossvater Mihalj [eine 
Kuca]. Mihojlovic Vrsevac [zweite Kuca]." S. 23, 91. 

Hier lebte der Grossvater mit seinen Enkeln und der Vater 
lebte für sich. 

Sind die Genealogien durchbrochen, verschoben oder mitPatro- 
nymicis nicht hinreichend versehen, dann ist das Suchen schwerer 
uad die Schlussfolgerung mehr oder weniger unsicher, Z.B.: 

„Bogoje Suskovic und sein Bruder Milak und Rosak [eine Kuca]. 
JÜilovan Zoric und sein Bruder Milos [zweite Kuca]. Predoje Tolanovic 
[dritte Kuca]. Pauk Capkovic [vierte Kuca]. Rajko KragujÖic [fünfte 
Kuca]. Dobrovoj und sein Sohn Dragos und Drazeslav. und Bojin und Kajan 
[sechste Kuca]. Negoslav und sein Sohn Vojko und Milos [siebente Kuca]- 
Pobrat und sein Sohn Bogoje und Bogoje's Sohn Negovan und Pribislav 
[achte Kuca]. Dragija und sein Sohn Dobre [neunte Kuca]. Rajko und 
ihr») Grossvater Susko [zehnte Kuca]." S. 17 f., 86. 



*) Statt „ihr'* hat das zweite ChrysobuU „sein", und zwischen Drazeslav 
und Bojin fehlt der Zwischenpunkt. 
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Ist Bogoje Suskovic Sohn gerade dieses Susko? £s ist mehr 
als wahrscheinlich, weil iu dem ganzen, sehr volkreichen Dorfe 
(Grmocel) ein anderer Susko nicht vorkommt und dieser Name 
überhaupt ungewöhnlich ist. 

Für den Fall, dass Bogoje Suskovic dieses Susko Sohn ist^ 
dann wäre hier die Genealogie, durch Interpolierung neu er- 
richteter Steuerköpfe, Kucen. in das mit Eintragungen stellen- 
weise schon überfüllte Register — nach welchem die Chryso- 
bullen hergestellt w^orden sind — durclibrochen. 

Die meisten Kucen haben jedoch keine nähere Patronymikal- 
bezeichnung, und die sind für unsere Frage ganz verloren. Dazu 
kommt, dass einzelne Personen mit Spitz- oder Kosenamen 
gekennzeichnet siud^). 



^) Toliölav und sein Sohn Rasa und Bogoj e (S. 45) giebt das zweite 
ChrysobuU (S. 119) mit: Tolislav und sein Sohn Rasa undBogoslav. Yon dem 
Namen Bogoje ist das Patronymikon Bogoj evic, von Bogoslav aber Bogo- 
slalic. Wird dann statt des einen das andere genannt, so ist die Spur der 
Genealogie zumindest sehr fraglich. 

In der Regel bezieht sich der „Grossvater'' auf den Haus vor stand, 
der ausnahmslos an der Spitze der Kuca genannt wird, z. B. : 
Dragoje und sein Sohn Drzko und sein [d. i. Dragoje's] Grossvater Drazilo 
(S. 32, 106). Aber manchmal ist es anders: Bogoje Radovic und sein 
Bruder Rajko. und Gojslav und Milos. und sein Sohn Radoälav und Miroslav 
und ihr Grossvater Rad (S. 8, 75). Die Zwischenpunkte sind nur in dem 
ersten und fehlen in dem zweiten, sorgfältigem ChrysobuU. Ist das erste 
richtig, dann lebten die Radovici in drei Kucen getrennt; trifft das zweite 
zu, dann bildeten sie Eine Kuca und der „Grossvater Rad" war des Haus- 
vorstandes Bogoje Vater. — Mirko Mazura [soll augenscheinlich heissen: 
Mazuranic oder Mazuric] und sein Sohn Rajan und sein Bruder Bogoje und 
Dolin und ihr Grossvater Mazura (S. 24, 93). Hier ist der „Grossvater" 
ebenfalls Vater des Hausvorstandes. 

In dieser grossen "Wirrnis sind für uns die gewonnenen Genealogien 
Tudorici, Radobratici und Prvoslalici umso wertvoller, weil sie uns 
lehren, dass in gewiss sehr zahlreichen Fällen der Grossvater nicht beim 
Sohne, sondern bei einer, vielleicht in der Regel der jüngsten Enkel- 
gruppe bezw. bei dem (genealogisch) jüngsten Enkel lebte, wodurch sein 
Name im Verzeichnis mitunter recht weit von dem seines Sohnes bezw. 
seiner Söhne zu stehen kommt. . Und das ist der Schlüssel zu dem sich 
unzähligemal im Decaner Chryeobull wiederholenden Rätsel, dass massen- 
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Wir haben oben die Frage aufgeworfen, ob die — übrigens 
sehr verdächtige Vergünstigung, zum Nachteile des Fiscus so 
lange in Einer Kuca beisammen bleiben zu dürfen, als der ge- 
meinsame Stammvater am Leben ist, für das ganze Reich ge- 
golten hat, oder nur für gewisse Orte, wenn nicht blos für 
gewisse Kucen. Die vorgenommenene Analyse hat trotz der 
grossen Sprödigkeit des Stoffes dennoch klar ergeben, dass diese, 
wenn überhaupt vorhandene Vergünstigung zumindest 
nicht allgemein gegolten hat. 

Sollte es sich überhaupt bewahrheiten, dass irgendwo der dem 
Hause nicht mehr vorstehende Stammvater die Deszendenz zu- 
sammenhalten darf, während es dem das Haus leitenden Manne 
versagt ist, dann stünden wir vor einem ganz undenkbaren 
Widerspruch. Beides könnte unter denselben Verhältnissen 



haft Enkel und Orossväter angeführt werden, ohne dass der Väter als solcher 
Erwähnung geschieht, dass uns ungleich mehr „Grossväter" als „Väter'* 
postponendo genannt werden. 

Zur Kennzeichnung der einzelnen Kucenbestände im Allgemeinen 
wollen wir aus beiden Chrysobullen uns je ein zusammenhängendes Stück 
anhören : 

Das erste Chrysobull (S. 4) fängt mit dem Schlüsse vom "Weiler Bele- 
zani an: 

„Dragos und sein (irossvater Ozren. Toloje. und sein Sohn Pribislav 
und sein Grossvater Srbac. Rajko und sein Bruder Drokun. und Kadesa 
und Vlkoje und ihr Urossvater Zlomanica. Toljen und sein Sohn Rajko. 
Milko und sein Sohn Milos und ihr Grossvater Radovac. Batilo mit Kindern 
und ihr Grossvater Dmitar. Radko Paknosovic und sein Bruder Dragoslav. 
Jaroslav Uvratic und sein Bruder Milan und Pribislav/' 

Das zweite, ebenfalls defekte Chrysobull fängt (S. 69) mit dem Schlüsse 
einer andern Ortschaft an: 

„ . . . . tric. Tvrdoje und sein Bru und sein Sohn Hranko und 

Drajko. Rad vic. Bogoje Golja. Mirko Radovanovic. Medoje und 

sein Bruder Milos und ihr Vater Dobroslav. Srdak und sein Bruder Pribac 
und Mileta. Veselko und Radoslav und ihr Grossvater Drazoje Nizuklin. Bujan 
der Steinmetz (kaiftenar). Nikola Piskotic. Smilj und sein Bruder Milesa und 
Dobroslav und ihr Vater Bratoslav. Dobroslav Kumanovic. Smilj und 

sein Bruder Ivan und ihr Vater Miroslav Bogoje der Schmied und 

sein Sohn Miroslav. Hranislav Vezilija und sein Vater Durad. Dobruj und 
«ein Bruder Bogdan." 
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nicht Geltung haben: wo das eine Gesetz wäre, dort wäre das 
andere ausgeschlossen. 

Es ist ganz gut denkbar, dass in gewissen Gegenden die 
uns beschäftigende Abweichung von der capitatio von Fall zu 
Fall Platz greifen konnte, ja musste, wenn die capitatio dort 
nicht mehr ausnahmslos aufrecht zu erhalten war. 

Die capitatio setzt nämlich ein gewisses Verhältnis zwischen 
der Bevölkerungszahl und der ertragfähigen Bodenfläche voraus; 
solange Boden genug da ist, um die neuen capita ohne weiters 
bestiften zu können, ist die capitatio ein ganz rationelles Steuer- 
system, gesund für das Volk, einträglich für den Staat bezw. den 
Grundherrn. So war es z. B. in Ungarn : In der Konfirraations- 
urkunde des Arader Kapitels von 1197 werden die kirchlichen 
Lehensleute bei jedem Dorfe ebenfalls namentlich angeführt, doch 
nach den Namenslisten heisst es: iinusquisque istorum sortem 
habet cum viUanis; et si numerus ipsorum creverity crescunt et 
sortes^-). Und dieselbe Vorbedingung hat auch die serbische 
capitatio. 

Die kulturfähige Boden fläche wird allmälig knapp, die neuen 
capita können dann nur auf Unkosten der bestehenden bestiftet 
werden. Dabei sind zwei Prinzipe anwendbar: 

1. Alle sortes einer Gemarkung sind gleich gross; wachsen 
neue capita hinzu, so werden alle alten gleichmässig um so viel 
kleiner. Dieses Prinzip führt zu Verhältnissen, wie wir sie in 
der russischen Dorfkommunion, dem „Mir", wiederfinden, aber 
in Serbien und auf dem Balkan überhaupt war und ist davon 
keine Spur wahrzunehmen^). 

2. Die neuen capita werden nach gemeinem Erbgange 
bestiftet, das Erbe des Vaters wird unter seine Nachkommen 



^) Taganyi Karoly, Geschichte der Feldgemeinschaft in Ungarn: 
Ungarische Revue XV. 1895, S. 125. 

^) Näheres in meiner Polemik — Slovo o zÄdruze S. 55 (18) Anm. 36 — 
gegen F. I. Uspenskij, Maiepia.iw ,^.ifl neropin 3eMneBJia;^tHifl bt» XIV. b. in 
den 3anncKH Hmh. HoBopocc. yHiiBepcirreTa, XXXVIII. O^^ecca, 1883, S. 1— 56. 
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geteilt und dafür haben wir auf dem ganzen Balkan und nament- 
lich im alten Serbien genug Belege. 

Durch diesen zweiten Modus entsteht bei gleich grosser 
Belastung der einzelnen Hausstellen eine empfindliche Ungleichheit 
in der Grösse des bäuerlichen Grundbesitzes; die Fälle müssen 
sich mehreii, in denen der Grundbesitz einer Ku6a nicht weiter 
geteilt werden kann und die überschüssigen Mitglieder entweder 
auswandern müssen oder — der capitatio entgegen — in der 
Kuca verbleiben dürfen. 

So Hesse sich vielleicht am natürlichsten Vorbedingung und 
Ursprung der schon an sich fraglichen wenigen grossen Zadrugen 
bei sonstiger Aufrechthaltung der strengen capitatio erklären. 
Die capitatio würde übrigens unwiderstehlich zersetzend auch auf 
diese grossen angeblichen Zadrugen selbst zurückgewirkt haben, 
indem das Verbleiben der Ueberschüssigen in der väterlichen Ku6a 
höchstens bloss bis zum Tode des gemeinsamen Stammvaters zu- 
gegeben werden kann, da es so grosse Zadrugen ohne den 
gemeinsamen Stammvater nicht giebt. Sonach wurden unter 
den soeben erörterten Umständen die Ueberschüssigen nach des 
Stammvaters Tode landlos. 

Landlosen Gemeinfreien begegnen wir im alten Serbien 
auf Schritt und Tritt. 

Die gemeinfreien serbischen Bauern hiessen schlechthin 
„Serben" (Srblji), oder „Leute" (Ijudije), y,Landleute" (ze- 
mljane), Meropsi (vom grieeh. juegoTieg, sing, meropach) u. dgl. 
zum Unterschied von den Wlachen (Vlasi, ethnisch sämtlich 
rumänischer Nationalität, allmälig serbisiert) und Arbanasen, 
beide Wanderhirten, einerseits und von den Unfreien (otroci, 
sing, otrok) andererseits. 

Das ackerbare Land (zemlja) weisen die Chrysobullen des 
XIII. und XIV. Jahrhunderts zur Hälfte dem Herrn, zur Hälfte 
den gemeinfreien, zins- und robotpflichtigeu Bauern, es war 
also zur Hälfte Herrnland, zur Hälfte Volksland ^). Der 

^) Näheres in meinem „Slovo o zddruze" S. 61 (24). 
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auf dem Volklande zu Bauernreeht sitzende Meropach hiess 
„Landmann" (zemljanin) oder [meropach] bastinik (•= rusticus 
heres) und sein Gut hiess bastina (hereditas), zur Zeit der 
Seh wend Wirtschaft kein fester Besitz, sondern ein fliegendes 
Geschwende, also eine Ackerberechtigung, ein Schwendrecht. 

Dem landlosen Meropach blieb nichts übrig, als auf dem 
sonst von Unfreien besiedelten Herrnlande sich bestiften zu lassen 
und — Beweis dessen Art. 67 des Dusanischen Gesetzbuches — 
dem otrok gleich von dem ihm zugewiesenen Grundstück zu 
dienen. Im Chrysobull König Stefan. Uros III. Decanski ^) vom 
Jahre 1326 lesen wir von der Berechtigung der Kirche, auf Kirchen- 
[also: Herrn-] Land Kirchenleute (= Unfreie) und Freie an- 
siedeln zu dürfen, und diese Freien mögen sich zum namhaften 
Teile aus Orten eingestellt haben, in denen einerseits weitere 
Erbteilungen in neue capita auf all zu knappem Räume zur 
Unmöglichkeit geworden waren, andererseits das Steuersystem der 
capitatio dem Enterbten den Wanderstab in die Hand drückte. 

Nun wollen wir mit diesen gesammelten Erfahrungen zu 
der Statistik, welche Stojan Novakoviö über die Stärke der ein- 
zelnen Zadrugen zusammengestellt hat, zurückkehren. „Stärkere" 
nennt Novakoviö solche, in denen wenigstens drei Brüder zu- 
sammen lebten. Ich habe oben dargelegt, warum ich diesen 
Massstab für zu klein und erst vier zusammenlebende erwachsene 
Männer als das einzig zulässige Kriterium halte, welches, wenn 
angewendet, den Prozentsatz ganz gewaltig herabdrücken muss. 
Nun haben wir nebst dem auch von 'allen den — wie oben 
ausgeführt, mehr als fraglichen — Kucen abzusehen, welche 
nur durch den gemeinsamen, nicht mehr aktiven Stammvater 
zusammengehalten werden, denn diese Kucen bestünden nicht 
auf dem Sippenkommunionsprinzip, sondern auf einem, diesem 
vollständig fremden Grundsatze, der auf einem andern, wahr- 
scheinlich ebenfalls wirtschaftlichen Untergrund fusst. Und wenn 



') r.iacHiiK XLIX. 1881. S. 363. 
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wir auch diese, darunter gerade die grössten Kuöen abzählen, 
dann bleibt für die Gesamtzahl von 2000 Kucen ein Prozentsatz 
der „grösseren" zu den ^kleineren" Zadrugen übrig, den ich 
vorderhand ziffermässig nicht bestimmen kann, der aber gewiss 
verschwindend niedrig gewesen ist. 

Von entscheidender Bedeutung ist jedoch die Frage: ob im 
serbischen Staate auch noch zur Zeit seines höchsten 
Glanzes, unter Kaiser Dusan, ein geordnetes Steuer- 
wesen nachweisbar ist oder nicht; und nachdem da nur die 
capitatio denkbar ist: ob nichts dagegen spricht, dass 
die bini ac terni viri als caput noch immer in unge- 
schwächter Geltung die Grundlage des Dusanischen 
Steuersystems bildeten. 

Zu diesem Zwecke haben wir die sogenannten „grösseren" 
Kucen — mit mehr als je drei männlichen Seelen — durch- 
zumustern, in denen der gemeinsame Vater noch Hausvorstand 
ist, oder in denen nach des gemeinsamen Vaters Tode dessen 
Deszendenz, in ihrer Gänze oder zu einem namhaftem Teile — 
mehr als 3 Seelen — zusammenbleibt^). 

a) Und es fällt da sofort auf, dass von den 116 Kuöen, in 
denen der Vater mit Eminem Sohne zusammen wohnt, blos 
Eine Ku(:'a hieher gehört: Vater + Sohn + 2 Enkel (S. 18), 
knapp 4 Köpfe, darunter zwei nachweisbar Erwachsene. 

b) Vater mit zwei Söhnen vorgefunden in 5 Kucen: 

Vater + 2 Söhne + Schwiegersohn = 4 Köpfe, davon 2 nachweisbare Er- 
wachsene [3 mal: S. 33, 35, 46]. 



^) Nicht alle Kucen, die wir anführen werden, sind als solche ein- 
wandfrei, denn bei gar manchen decken sich die beiden Chrysobullen, nament- 
lich in der Interpunktion, nicht. In allen solchen Fällen sollte eigentlich 
immer eine Auseinandersetzung stattfinden, warum p;crade die gewählte 
Lesung angenommen worden ist; dadurch wäre jedoch diese Abhandlung zu 
sehr angewachsen, ohne irgend einen Nutzen für die aufgeworfene Frage: 
ob die betreffende Kuca ausserhalb des Kahmens der capitatio nachweis- 
bar steht, denn dies ist bei keiner der Fall, mag man sie schon nach dem 
ersten oder dem zweiten Chrvsobull nehmen oder sonst wie immer deuten. 
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Vater + 2 Söhne + 2 Enkel (2 + 0, Söhne des altern) = 5 Köpfe, davon 

2 nachweisbare Erwachsene [Imal: S. 41^)]. 

Vater + 2 Söhne -f 3 Enkel (0 + 3, Söhne des Junge rn) = 6 Köpfe, davon 

3 nachweisbare Erwachsene [Imal: S. 42 f. ^)]. 

Keine von diesen 5 Ku6en verstösst ausdrücklich 
gegen die capitatio der bini ac terni viri. 

c) Vater mit 3 Söhnen vorgefunden in 38 Kucen. 

Vater + 3 Söhne + 4 Enkel (4 + + 0) = 8 Köpfe, davon 2 nach- 
weisbare Erwachsene [Imal: S. 17^)]. 

Vater -|- 3 Söhne -|- 2 Enkel (1 -|- 1 -|- 0) = 6 Köpfe, davon 3 nachweisbare 
Erwachsene [Imal: S. 9*)]. 

Vater -j- 3 Söhne ohne irgend einen Enkel oder sonst jemand = 4 Köpfe,, 
davon nachweisbar 1 Erwachsener, der Vater selbst [36 mal: 
S. 5, 7—10, 12, 16—21, 25 f., 28, 30—32, 34, 37, 39, 43 f., 46 f.]. 

Nichts findet sich in allen den 38 Kucen vor, was 
mit der capitatio der bini ac terni viri unvereinbar wärel 

d — f) Vater mit mehr als 3 Söhnen vorgefunden 
in 33 Kucen. 

d) Vater mit 4 Sölinen= 5 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener 

[24mal: S. 5 f., 10, 12, 15, 17, 19, 21—24, 34—36, 41]. 

e) Vater mit 5 Söhnen = 6 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener 

[8nial: S. 70, 12 f., 18, 20, 22 f., 41]. 

f) Vater mit 6 Söhnen = 7 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener 

[Imal: S. 24]. 

In keiner von diesen 33 Kuöen ist ein offenbarer 
Verstoss gegen die capitatio der bini ac terni viri wahr- 
nehmbar. 

Es folgen Kucen, in denen Brüder zusammen wohnen. 



^) Miroje und sein Sohn Bogut und Hodoje und sein (nämhch 
Bogut's!) Sohn Milko und Radomir. 

^) Lazor und sein Sohn Prvoje und Ozroje und bei ihm (Prvoje) Sohn 
Boroje und Radosta und Dobrenko. 

^) Hrs und sein Sohn Dobrßin und Bojko und Miloje. und sein 
[nämlich DobrSin's!] Sohn Dragija und Bojin und Pribislav und Zud. 

*) Do b rein und sein Sohn Prvko und Bogilo und Rajko und sein 
(nämlich Prvko's!) Sohn Roman, und des Bogilo (Sohn) Radoslav. 
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g) Zweibrüderkuöen mit wenigstens 4 männlichen 
Seelen, vorgefunden in 51 Kucen: 

2 Brüder -f- 4 Söhne (3 + 1) -[- 1 Enkel des erstem [vom ältesten Sohne] 

= 7 Köpfe, davon 8 nachweisbare Erwachsene [Imal: S. 33*)]. 
2 Bruder -|- 2 Söhne (1 + 1) + 1 Enkel des erstem r= 5 Köpfe, davon 

3 nachweisbare Erwachsene [Imal: 8. 36]. 
2 Brüder + 1 Sohn (1 + 0) + 2 Enkel = 5 Köpfe, davon 8 nachweisbare 

Erwachsene [Imal: S. 18*)]. 
2 Brüder -|- 8 Söhne (7 + 1) = 10 Köpfe, davon 2 nachweisbare Erwachsene 

[Imal: S. 15]. 
2 Brüder -|- 5 Söhne (1 -|- 4) = 7 Köpfe, davon 2 nachweisbare Erwachsene 

[Imal: S. 42]. 
2 Brüder -|- 5 Söhne (3 + 2) = 7 Köpfe, davon 2 nachweisbare Erwachsene 

[5 mal: S. 24, 29, 30, 35, 37]. 
2 Brüder -|- 4 Söhne (1 -|- 3) = 6 Köpfe, davon 2 nachweisbare Erwachsene 

[2mal: S. 26, 43]. 
2 Brüder + 4 Söhne (2 + 2) =^ 6 Köpfe, davon 2 nachweisbare Erwachsene 

[Imal: S. 44]. 
2 Brüder -|- 4 Söhne (3 -|- 1) r-r 6 Köpfe, davon 2 nachweisbare Erwachsene 

[Imal: S. 16]. 
2 Brüder + 3 Söhne (1 -|- 2) ^ 5 Köpfe, davon 2 nachweisbare Erwachsene 

[5 mal: S. 12, 13, 33, 41, 46]. 
2 Brüder + 3 Söhne (2 -|- 1) = 5 Köpfe, davon 2 nachweisbare Erwachsene 

[6mal: S. 13, 16, 18, 34, 41, 46]. 
2 Brüder -f- 2 Söhne (1 + 1) =^ 4 Köpfe, davon 2 nachweisbare Erwachsene 

[2 mal: S. 12, 18]. 
2 Brüder -j- 7 Söhne (7 + 0) = 9 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener 

[Imal: S. 28]. 
2 Brüder + 6 Söhne (6 + 0) r^ 8 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener 

[Imal: S. 44»)]. 
2 Brüder + 5 Söhne (5 + 0) — 7 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener 

[Imal: S. 40]. 
2 Brüder + 4 Söhne (4 + 0) = 6 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener 

[2 mal: S. 37, 41]. 



*) Dobran und sein Sohn Dragija und Bratuj und Ooden und sein 
(nämlich Dragija's!) Sohn Ozrislav und sein (Dobran's) Bruder Milos und 
sein Sohn Brajko. 

2) Boljeslav und sein Sohn Rajko und Rajkovic (= Rajko's Sohn) Miloä 
und Milman und sein (Boljeslav's) Bruder Mirko. 

») Rados Obradovic und sein Bruder Dragoslav und sein (nämlich des 
Rades!) Sohn Ivanko und Predislav und Yojslav und Dobrej und Slavomir 
und Radii^. 
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2 Brüder + 3 Söhne (3 -|- 0) = 5 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener 
[5mal: S. 16, 34, 39, 41, 47]. 

2 Brüder -j- 2 Söhne (2 -|- 0) = 4 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener 

[14mal: S. 5, 11, 14, 20 f., 29, 37 f., 44, 46 f.]. 

Keine von diesen 51 Kucen ist mit der capitatio der 
bini ac terni viri im offenen Widerspruche. 

h) 37 Dreibrüderkucen mit wenigstens 4 männ- 
lichen Seelen: 

3 Brüder + 7 Söhne (4 + 2 + 1) = 10 Köpfe, davon 3 nachweisbare Er- 

wachsene [Imal: S. 42]. 

3 Brüder + 2 Söhne (1 + + 1) = 5 Köpfe, davon 3 nachweisbare Er- 
wachsene [Imal: S. 33 *)]. 

3 Brüder -f- 5 Söhne (1 + 4 + 0) = 8 K6pfe, davon 2 nachweisbare Er- 
wachsene [Imal: S. 9^)]. 

3 Brüder + 5 Söhne (3 + 2 + 0) = 8 Köpfe, davon 2 nachweisbare Er- 
wachsene [Imal: S. 36*)]. 

3 Brüder -j- 3 Söhne (2 + 1 + 0) = 6 Köpfe, davon 2 nachweisbare Er- 
wachsene [3mal: S. 15, 35]. 

3 Brüder + 1 Sohn (1 + + 0) + 1 Enkel = 5 Köpfe, davon 2 nachweis- 
bare Erwachsene [2 mal: S. 20, 36]. 

3 Brüder + 1 Sohn (1+0 + 0) + 1 Neffe [?] = 5' Köpfe, davon 1 nach- 
weisbarer Erwachsener [Imal: S. 21 *)]. 

3 Brüder + 4 Söhne (4 + + 0) == 7 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Er- 
wachsener [Imal: S. 12]. 

3 Brüder + 3 Söhne (3 + + 0) = 6 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Er- 
wachsener [Imal: S. 5], 

3 Brüder + 2 Söhne (2 + + 0) = 5 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Er- 
wachsener [8 mal: S. 14, 15, 17 f., 30, 43, 46]. 

3 Brüder + 1 Sohn (1 + + 0) = 4 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Er- 
wachsener [17mal: S. 6, 8, 11, 13 f., 17, 29 f., 34, 36, 38, 44, 46]. 

Keine von diesen 37 Knöen verstösst offen gegen 
die capitatio der bini ac terni viri. 



^) Milos und Dragoslav und sein (dos Milos !) Sohn Radoslav und sein 
Bruder Bogdan und sein Sohn Dobrovoj. 

') Bratusin und sein Sohn Dobroslav und sein Bruder Rade und 
Mtlovan. und sein (Rades) Sohn Bogoslav und Dejko. und Bogilo und Radetko. 
Vielleicht ist es mehr als Eine Kuca. 

*) Bogdan und sein Sohn Radin und Obrad und Dobrochval und sein 
Bruder Durad und Dobres und sein (des Burad) Sohn Miroslav und Dabiziv- 

*) Radoslav Durojevic und Dobroslav und Obrad und sein (Radoslavs) 
Sohn Hodak und Kucevac Bogoje. 
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i) 46 Vierbrüderkuöen: 

4 Brüder -j- 7 Söhne (4 -|- 1 -|- 2 + 0) = 11 Kopfe, davon 8 nachweis- 
bare Erwachsene [Inial: S. 32J. 

4 Brüder + 7 Söhne (4 + 3 + + 0) = 11 Köpfe, davon 2 nachweis- 
bare Erwachsene [Imal: S. 47]. 

4 Brüder + 2 Söhne (l-fl4-0-|-0) = 6 Köpfe, davon 2 nachweis- 
bare Erwachsene [Imal: S. 31J. 

4 Brüder + 4 Söhne (4-f0-(-0 + 0) =8 Köpfe , davon 1 nachweis- 
barer Erwachsener [Intal: S. 5]. 

4 Brüder -j- 3 Söhne (3 + + 0-1-0) = 7 Köpfe, davon 1 nachweis- 
barer Erwachsener [3 mal: S. 22, 33, 44]. 

4 Brüder + 2 Söhne (2 + + + 0) = 6 Köpfe, davon 1 nachweis- 
barer Erwachsener [2 mal: S. 41, 43]. 

4 Brüder + 1 Sohn (1+0 + + 0) = 5 Köpfe, davon 1 nachweis- 
barer Erwachsener [7 mal: S. 10, 27, 32 f., 35, 39, 47]. 

4 Brüder allein = 4 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener [30 mal: 

S. 70, 4—7, 9—12, 14 f., 15, 17, 20, 22, 23, 27/28, 87 f., 40, 44, 46 f.]. 

Keine von diesen 46 Kuöen widerspricht offen der 
capitatio der bini ac terni viri. 

k) 12 Ffinfbrüderkuöen: 

5 Brüder + 4 Söhne (4 + + + + 0) = 9 Köpfe, davon 1 nach- 

weisbarer Erwachsener [Imal: S. 32*)]. 

5 Brüder + 2 Söhne (2 + + + + 0) = 7 Köpfe, davon 1 nach- 
weisbarer Erwachsener [Imal: S. 13^)]. 

5 Brüder + 1 Sohn (1+0 + + + 0) = 6 Köpfe, davon 1 nach- 
weisbarer Erwachsener [Imal: S. 36]. 

5 Brüder + 1 Oheim = 6 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener 
[Imal: S. 21»)]. 



*) Dejko und Vlkoslav und Priboje und Miloje und Toljen und sein 
(nämlich Dejko's!) Sohn Boja und Toloje und Brajko und Desislav. 

^) Slavomir und sein Bruder der Pope Dobroslav und sein (Slavomir's) 
Sohn Rahui und Rajko und sein (Slavomirs) Bruder Kadomir und Bratuj 
und Gojak. — "Wer, in Verkennung der so ziemlich einheitlichen Systematik 
dieses ChrysobuUs, die Söhne Kahut und Rajko nicht dem Slavomir 
(2+0 + + + 0), sondern dem Dobroslav (0 + 2 + + + 0) 
zuschreiben will, der denke sich dann in dieser Kuca 2 nachweisbar Er- 
wachsene. Für die Schlussfolgerung ist es belanglos. 

*) Slav und JVlilja und Stan und Radovan und Milovan und ihr Vater- 
bruder (stric) Draguljan. Dieser Vaterbruder ist m. E. der zurückgetretene 
frühere Hausvorstand, daher in die capitatio nicht zu zählen; man kann 
Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 18 
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5 Brüder allein = 5 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener [8mal: 

S. 13, 17, 21, 37, 41, 44, 47]. 

Keine von diesen 12 Kuöen widerspricht offen der 
capitatio der bini ac terni viri. 

1) 6 Seehsbrüderku(3en: 

6 Brüder + 4 Söhne (3 + 1+0+0 + + 0) = 10 Köpfe, davon 

2 nachweisbare Erwachsene [Imal: S. 46*)]. 

6 Brüder + 2 Söhne (1 + 1 + + + + 0) =8 Köpfe, davon 
2 nachweisbare Erwachsene [Imal: S. 31]. 

6 Brüder + 1 Sohn (1 + + + + + 0) = 7 Köpfe, davon 1 nach- 
weisbarer Erwachsener [Imal: S. 16*)]. 

6 Brüder allein = 6 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener [3 malt 

S. 6, 32, 37]. 

Keine von diesen 6 Kucen widerspricht ausdrück- 
lich der capitatio der bini ac terni viri. 

in) Eine Siebenbrüderkuöa: 

7 Brüder allein . . . = 7 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener [ImaU 

S. 44.) 

Auch diese Siebenbrüderkuca widerspricht offen der 
capitatio der bini ac terni viri nicht. 

n) Oheim -f- ^ Neffen (Gebrüder) 

= 4 Köpfe, davon 1 nachweisbarer Erwachsener [Imal, S. 9]. 

Unsere Musterung umfasste die grössten 443^ Kuöen u. zw.: 
213 Ku6en mit mehr als drei Seelen, in denen der ge- 



sich ihn aber auch als gewöhnlichen Hausgenossen, ja auch als Minder- 
jährigen denken. Im erstem Falle wären dann zwei Erwachsene in der 
Kuca anzunehmen. 

^) Sodoje und sein Sohn Dragija und Hranac und Hranislav und sein 
(Sodoje's) Bruder Krejan und Milko. und sein (Krejan's) Sohn Dragan und 
sein (Sodoje's) Bruder Eajsiu. und Milos und Miloslav. — Wer Dragan nicht 
als Krejan's [3+1 + + + + 0], sondern als Milko's Sohn [3 + 
+ 1+0 + + 0] gelten lassen will, der erhält dann 3 nachweisbare 
Erwachsene in dieser Kuca, ohne dass dadurch die Schlussfolgerung be- 
einträchtigt wird. 

^) Kajko und sein Bruder Dragija und sein (Rajko's) Sohn Bogoje und 
sein (Rajko's) Bruder Miloslav und Eajsa und Mirko und Bogoje. — Wer 
den Sohn Bogoje auf + 1 + + + + umgestellt wissen will» 
erhält 2 nachweisbare Erwachsene. 
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meinsame Vater zwar noch am Leben, aber nicht mehr Haus- 
vater ist; von allen diesen 213 Ku<^en tritt nur Eine nachweis- 
bar^) aus dem Rahmen der capitatio (bini ac terni viri). 

230 Kucen, in denen der gemeinsame Vater Hausvorstand 
ist, oder in denen nach dessen Tode die Descendenz, sei es in 
ihrer Gesamtheit, oder zu einem Teile, (mit je wenigstens 4 männ- 
lichen Seelen) beisammen bleibt; von allen diesen 230 Kuöen 
tritt keine einzige oflFen aus dem Rahmen der capitatio heraus. 

Sonach wäre der vollständige, wenn auch nur 
indirekte Beweis hiermit erbracht, dass beim Re- 
gierungsantritt Kaiser Dusans die byzantinische 
capitatio der bini ac terni viri noch in voller Kraft 
bestanden hat, denn, wenn dies nicht der Fall ge- 
wesen wäre, dann hätte sich von den 230 Kuöen 
doch wenigstens Eine finden müssen, welche der 
capitatio offen widerspräche; eine solche Kuöa 
dürfte man jedoch vergeblich suchen. 

Durch die — wie wiederholt hervorgehoben, keineswegs aus- 
gemachte — in gewissen, wenig zahlreichen Fällen etwa gestattete 
Vergünstigung, nicht auseinander gehen zu müssen, so lange 
der gemeinsame Stammvater lebt, wäre der Fiskus — so weit 
nachweisbar — nur in einem sehr geringen Masse beein- 
trächtigt worden, denn die einzige als ausserhalb der capitatio 
nachweisbar stehende Ku6a ergibt in der Gesamtzahl von den 
grössten 443 einen so geringen Prozentsatz, dass sie garnicht 
in Betracht kommen kann, vielmehr selbst umso fraglicher ge- 
worden ist. 

Zu Kaiser Dusans Zeiten hat es demnach im ser- 
Wschen Reiche eine Zadruga als Sippenkommunion, 
Geschlechtsgemeinschaft noch garnicht gegeben, wie es 
sich von einem so kräftigen und im Innern verhältnis- 
mässig so wohlgeordneten Staate eigentlich von selbst 

^) Die, wie oben dargestellt, verdächtige 20köpfige Kuca Tolislav'& 
mit 6 nachweisbaren Erwachsenen. 

18* 
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versteht. Für den bäuerlichen Kern desVoIkeSy die ySeT!)»en% 
auch „Meropchen'' genannt, galt Ein Gesetz „durch da» ganze- 
Reich" Dusans, no b'bcoh seMJH^), mit genauester Bestiraimußg 
der Rechte und der Pflichten, wie es in ganz Europa seines- 
gleichen nicht findet; da gab es für eine so rohe Bestewerungs- 
form, wie sie bei der geltenden Rauchsteuer eine unbegrenzte 
Hauskommunion zur Voraussetzung hätte, keinen Platz. Zu 
verwundern ist allerdings, dass uns gerade über diesen hoch- 
wichtigen, ja, für den Fiskus allerwichtigsten Gegenstand das 
Gesetzbuch Dusan's sonst nicht mit Einem Worte aufklärt; es 
bestimmt nichts über den stistnik (siehe oben S. 215 ff.) — der 
scheint, zum offenbaren, sehr bedeutenden Vorteile des Herrn^ 
aufgehört zu haben, staatlich vorgeschrieben zu sein, denn ira 
Decaner ChrysobuU wimmelt es von jedinaci, Einzelfamilien — 
und auch darüber nichts, wann sich die Descendenz in neue 
Hausstellen zu trennen habe. Nur ebenso allgemein, wie in 
seinem Chilandarer ChrysobuU, es habe „jeder, welcher abgeteilt 
ist^y zwei Tage Frondienst wöchentlich, sagt Dusan in Absatz 70 
seines Gesetzbuches: „ Wer sich in Einer Kuca vorfindet y seien es 
Gehrüder (öpaTeH'uJH ^). oder der von den Söhnen [abgeteilte] Vater 
oder irgend ein anderer mit Brot und Hab (x.Tfe6oML h HManieMB) 
Abgeteilter: und wenn er auch mit um Einen Herd wäre, aber 
dennoch abgeteilt, dann soll er raboten, wie die anderen ,kleinen 
Leute^^y, Die „kleinen Leute" gleichbedeutend mit: Zinsbauern, 
„Serben". 



^) Dusan's Gesetzbuch, Art. 68 nach der zweiten Ausgabe von Stojan 
Novakovic. 

*) Bedeutet ausschliesslich Brüder und keinen weitern Verwandt- 
schaftsgrad! • 

') Fast wörtlich gleich mit einem Artikel der Westgötalagen a. d. 
XIII. Jahrhundert: „Sitzen mehrere Leute auf einem Hof, und geschieden 
in Malzeit und Mal, so leiste jeder von denen seine gesetzliche Abgabe. 
Sind diese zusammen um Asche und Tisch, sollen sie leisten alle Eine Ab- 
gabe". K. V. Amira, Nordgermanisches Obligationsrecht. I. Altschwedisches 
Obligationsrecht. Leipzig, 1882 S. 187. 

Diese Stelle ist sehr lehrreich, sie zeigt, dass auch die altschwedische 
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Zum Beweise, dass es zu Dusans Zeiten Sippenkommunionen 
gegeben hätte, kann dieser Artikel nicht herangezogen werden, 
weil er sich vollständig mit der capitatio (bini ac terni viri) 
verträgt und einfach bestimmt, dass in der Absicht, den Fiskus, 
bezw. den Herrn, zu schädigen, fingierte Hausgemeinschaften 
nicht geduldet werden. 

33 Jahre nach Car Dusan's Tode wurde die für Serbien 
verhängnisvolle Schlacht am Amselfelde (1389) geschlagen, 
und weitere 70 Jahre später wurde das einst mächtige Serben- 
reich zu einem türkischen Paschalik, das Serbenvolk geriet in 
furchtbare Knechtschaft. 

Wie oben nachgewiesen worden ist, hat es bei den Serben 
zur Zeit ihrer politischen Selbständigkeit Hauskommuniouen als 
Geschlechtsgemeinschaften überhaupt nicht gegeben, sondern in 
der Regel kleine Hausstellen; aber diese kleine Hauskommunion 
ist ja nicht als ein herübergerettetes Residuum eines rein uto- 
pischen altslawischen Sippenkommunismus aufzufassen, sondern 
sie wurde durch Rezeption der byzantinischen Besteuerungsform 
dem Volke aufgezwungen. Zu rein fiskalisch-wirtschaftlichen 
Zwecken wurden der bäuerlichen Familie genaue Grenzen des 
Zusammenlebens gezogen, noch im XIII. Jahrhundert der Sohn 
vom Vater getrennt und unter Umständen an einen Wildfremden 
zu einem neuen caput gekoppelt; zu Dusan's Zeiten war, falls 
die oben besprocheneu fraglichen grossen Zadrugen auch wirk- 
lich bestanden und die Grenze der capitatio überschritten 
haben, dieses rein arithmetische System in Einer Richtung 
durchbrochen, indem unter gewissen Bedingungen auch eine 
zahlreiche Descendenz vor dem Tode des gemeinsamen Stamm- 



Hauskommunion durch dasselbe Steuersystem, das xouivixov, bedingt war, 
wie die serbische. Und die Uebereinstimmung in "Wort und Form des 
westgötischen und des serbischen Gesetzes! Hätte Kaiser Dusan nicht gar 
80 unendlich weit von Skandinavien gelebt, dann müsste sich die Wissen- 
schaft heute die ernste Frage stellen, ob er aus den "Westgötalagen nicht 
etwa abgeschrieben habe. — Gleiche wirtschaftliche Ursachen, gleiche 
Wirkungen ! 
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vaters nicht mehr gezwungen war, zur Formierung neuer Steuer- 
köpfe auseinanderzugehen, und sie selbst hatte es damit nicht 
eilig. Andererseits finden wir bei Dusan keine Bestimmung mehr 
über den stistnik. 

Der Türke behielt das byzantinisch -serbische Besteuerungs- 
system, die dimnina, bei; er Hess Grundbücher, Kütük genannt, 
für alle europäischen und asiatischen Provinzen anlegen und in 
der alten Tefter-chane (Archiv) zu Konstantinopel aufbewahren, 
worin einzeln alle Dörfer mit ihren Grenzen, Häuserzahl und 
besonderen Rechten verzeichnet wurden. 

Der Name Kütük ist nach Const. Jirecek^), dem ausgezeich- 
neten Kenner Bulgariens, wohl aus dem neugriechischen xa>dixag 
(lat. codex) entstanden. Diese Grundbücher haben einen unschätz- 
baren Wert für die historische Geographie, sind aber in der wissen- 
schaftlichen Litteratur unbekannt und unzugänglich. . . . Jirecek hat 
nur aus zweiter, dritter Hand einzelne Bruchstücke kennen gelernt 
mit der Beschreibung von Dorfgrenzen einiger Gebiete Bulgariens. 
Die Bücher sind türkisch geschrieben, stammen aus den ersten 
zwei Jahrhunderten der Türkenherrschaft und sollen seit Ende 
des XVI. Jahrhunderts nicht mehr vervollständigt oder berichtigt 
worden sein. Deshalb erscheinen in ihnen die heutigen Ortschaften 
imter alten, jetzt ausser Gebrauch gekommenen und an Ort und 
Stelle vergessenen Namen. . . . Mit Hilfe des von Hammer^) 
gesammelten Materials ist es Jirecek möglich geworden, über 
die Entstehung dieser Bücher eine begründete Vermutung auf- 
zustellen: Sie sind ohne Zweifel identisch mit der finanziellen 
Beschreibung sämtlicher Provinzen, die zweimal durchgeführt 
wurde. Das alte Register, „defteri atik", wurde unter Moham- 
med n. (1451—1481) und Bajezid II. (1481—1512) verfasst, wo- 
zu Jirecek auch eine Anspielung in einem ragusanischen Senats- 
beschlusse vom Jahre 1477 vorfand: „de mittendo ad illum. 



') Const. Jirecek, Das Fürstentum Bulgarien. Wien, 1891, S. 155 ff. 
*) Joseph von Hammer, Des Osmanischen Reichs Staatsverfassung 
und Staatsverwaltung. I. Teil, Wien, 1815, S. 262, 335, 342, 376. 
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qui scribit domos ßosne Mt. Imperatoris". Das zweite, 
neue Register, „defteri diedid", gehört in die Zeiten Suleimans II. 
(1520—1566) und Selim's IL (1566—1574). Die Arbeiten in 
Rumelien leitete dabei der Defterdar Mohammed Öelebi Efendi, 
welcher bei dieser Gelegenheit 1566 eine Abhandlung über die 
Rechtsverhältnisse der Ländereien dieser Provinz verfasste. 
Beides hängt wohl mit den Verzeichnissen der Lehen oder Spa- 
hiluks zusammen, die von Mohammed IL 1474 gegründet und 
unter Suleiman IL 1530 und Murad 111. 1575 umgearbeitet 
wurden, ohne dass später eine neue Revision zu stände ge- 
kommen ist. 

Was Const. Jirecek da über Bulgarien sagt, das können wir 
wohl auch auf die serbischen Gebiete ausdehnen, weil die 
Möglichkeit, der Türke hätte die serbischen Grundbücher in 
einer bessern Ordnung als die bulgarischen gehalten, unwahr- 
scheinlich ist. 

Nun stelle man sich vor, dass beim Ausgange der Türken- 
herrschaft die dimnina noch immer nach dem etwa um das 
Jahr 1575 angelegten Ku(5enverzeichnis eingetrieben wurde! 
Dies war nur möglich, wenn die Zahl der Kuöen möglichst die- 
selbe blieb. Der Türke hatte eben von der Herkunft und dem 
Wesen der Rauchsteuer als eigentlicher Zwei-Drei-Kopf-Steuer 
keine Ahnung; er hob die dimnina mechanisch ein, und die Raja 
musste zusehen, wie sie sich in diese Misswirtschaft so hineinfüge, 
dass sie einer Mehrbelastung möglichst vorbeuge. Das Wie hing 
von den örtlichen Verhältnissen ab. Es liegt in der Natur der 
Sache und kann schon a priori angenommen werden, dass es 
Gegenden gab, welche zur Blütezeit des serbischen Staates dicht 
bevölkert waren und durch Handel und Gewerbe reich geworden 
sind, dann aber unter der türkischen Miss Wirtschaft allmählich 
verarmten und mehr oder weniger verödeten; für die ab- 
nehmende Bevölkerung bedeutete dann die Einhebung der 
dimnina nach uralten Steuerregistern eine zunehmende Be- 
lastung des Einzelnen, nachdem mehr K\i6en in den Registern 
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verzeichnet, als in der Wirklichkeit vorhanden waren: hier konnte 
keine Zadruga, oder höchstens nur vereinzelt, entstehen, weil sie 
der Bevölkerung keine Vorteile, sondern nur eine Steuer- 
erhöhung in sichere Aussicht stellte und so Hesse sich viel- 
leicht am natürlichsten der Umstand bis auf weiteres erklären, 
dass beim Ausgange der Tiirkenherrschaft in den Serbenlanden 
auf ganzen, grossen Gebieten die Hauskommunion überhaupt 
nicht vorkam und die Einzelfamilie, die sogenannte inokostina, 
die einzige oder doch vorwiegende Wirtschaftsform bildete. 

Anders in Gegenden, in denen der Türke eine dünne Be- 
völkerung antraf, welche, zur Zeit nur halbansässig, einen sehr 
extensiven Ackerbau betrieben hatte. Dieser Bevölkerung kam 
die Art und Weise, wie der Türke die dimnina eintrieb, sehr zu 
gute, denn der Ueberfluss an ertragsfähigem Lande gestattete 
ein Wachstum der Population iu jenem Masse, in welchem 
es die Bauernschaft vermochte oder verstand, durch gesteigerte 
Intensität in der Bodenbestellung ausgleichend einzugreifen und 
so die Lebensbedürfnisse der zunehmenden Bevölkerung so gut 
es ging zu decken. An nichts dachte sie dann weniger, als an 
eine Trennung in neue Hausstellen, man blieb so lange als es nur 
möglich war, und man sich vertragen konnte, beisammen, in 
der Einen angestammten Kuca, denn nur so entging man einer 
Steigerung der Lasten. 

Dass aber — wie es scheint — auch unter der Türken- 
herrschaft grossmächtige Kucen weniger zahlreich waren, als 
man nach dem oben Gesagten anzunehmen geneigt w^äre, hat m. E. 
andere Gründe: Grosse Rechtsunsicherheit, Blutrache, häufige 
Durchzüge wilder Kriegsscharen beeinträchtigten gewaltig die 
Bevölkerungszunahme, und wurde eine Kuca trotzdem zu volk- 
reich, dann wurde sie, als den Gewalthabern zu mächtig, ein- 
fach vertilgt oder vertrieben, und die Sache fing von neuem an. 

Zu einer halbwegs ausgedehnten Allgemeinheit gelangte 
die Hauskommunion auch während der Türkenherrschaft nie und 
nirgends und es wirkt auf unsere bisherigen übertriebenen 
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Vorstellungeu über diesen Gegenstand der von Novakovic er- 
wähnte Bericht ausserordentlich abkühlend, welchen der kaiser- 
liche Kommissär, Oberst Graf Neipperg, im Jahre 1718 nach der 
Eroberung Serbiens nach Wien einsendete. Nach diesem Be- 
richte umfasste das von der Pforte an Oesterreich abgetretene 
Gebiet 757 Ortschaften, davon 342 unbewohnt; in den 415 be- 
wohnten Ortschaften fand man 245G ünterthanen. Auf je 6 be- 
wohnte Orte entfielen also 5 unbewohnte und auf jede noch 
bewohnte Ortschaft durchschnittlich nicht ganz 6 „ünterthanen*^, 
das heisst wohl Familienhäupter. Hiezu bemerkt Oberst Neipperg: 
„. . . Es dürften sich dennoch in den Distrikten mehr Ünterthanen 
befinden, als hier angemerkt worden, weil in verschiedenen 
Häusern der Bauersmann oder Vater mit seiner ganzen Familie, 
unter denen öfters zw^ei oder drei erwachsene Söhne, auch 
einige schon verheiratet und nur für Einen Kopf angegeben. Die 
Separation derselben würde meinem ßedünken nach mehr Nutzen 
verschaffen können, als wenn man sie beisammen lassen sollte . . ." ^) 

Geschlechtsgemeinschaften lassen sich in diesen 
Bericht wohl keineswegs einzwängen! 

Ja ist es aber, — im Gegensatz dazu — nicht die reine 
byzantinische capitatio? Hätten die Türken denn doch die bini 
ac terni viri beibehalten? Dies müssten wir fast glauben, wenn 
uns zwei, von Novakovic erwähnte Fermane nicht vom Gegen- 
teil überzeugten! 

Der eine, von Sultan Mustafa HI. d. d. 13. Sept. 1766 verfügt: 

„Wenn welche von den Christen in Gemeinschaft zu leben 
wünschen, nachdem sie sich einen Mann zum Hausvorstand der 
ganzen Familie oder Gemeinschaft erwählt haben, wäre es auch 
zur Zeit, da die Staatssteuer eingehoben wird, oder früher, so 
braucht man ihrem Wunsche nicht hinderlich zu sein; aber nur, 
wenn die Einkünfte, welche sie zu zahlen haben, dadurch nicht 
gemindert werden. Es darf die Einhebung der erwähnten Steuer 



^) Mitteilungen d. k. k. Kriegsarchivs. N. F. III. Bd. Wien, 1889, S. 192f. 
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von den Christen nicht durch die Inhaber von Ziamets und 
Timars, etwa aus dem Grunde gehindert werden, dass einige 
Christen auf deren Boden und in deren Dörfern als Arbeiter, 
Diener und Ackersleute leben, wie das schon welche gethan 
haben, indem sie diesen Christen verwehrten, die ihnen zu- 
gemessene Steuer zu zahlen ..." (Aus dem Türkischen ins 
Serbische übersetzt von Jastrebov ^). 

Der zweite Ferman, Abdul Medzid's, vom Jahre 1855 über 
die Rechte und Pflichten des ökumenischen Patriarchen Kyrillos, 
unter dessen Verwaltung auch die Ipeker und die Ochrider Pa- 
triarchie gestanden sind, verfügt: „Se dei raiä, allorche si fa la 
coUetta del canone dovuto al governo, si riuniscono in una sola 
casa coi loro parenti e famiglia, e dicendo ch'essi non formano 
che un solo focolare si vogliono prevalere di cio ch'e scritto nel 
Berat „si pagherä tanto per casa" — also nach dem Rauche! 
— sarä loro interdetto di portare in tal guisa pregiudizio ai 
denari dello Stato e di fare i ritrosi. E se delle persone potenti 
come i Zaim e Timariotti dicono che i raiä, che si trovano nelle 
loro fattorie, case e villaggi, sono loro intendenti, fattori, con- 
tadini e domestici, non sarä loro permesso di servirsi di questo 
pretesto per sottrarsi al pagamento del canone 2)." 

Man sieht, die beiden Fermane sind, trotzdem sie fast ein 
ganzes Jahrhundert von einander trennt, dem Inhalte nach 
identisch, augenscheinlich nach einem noch altern Formulare 
geschrieben, welches, wie Novakovic (215) wohl richtig bemerkt, 
von einem Dokumente in das andere geflossen ist. 

Der Anfang erinnert lebhaft an den oben erwähnten Ab- 
satz 70 von Kaiser Dusan's Gesetzbuch; aber die ganze Stili- 
sierung, sowie auch der hervorgehobene grobe Kniff, mit welchem 
ein Zaim (lebenslänglicher Inhaber eines grossen Kriegerlehens, 
eines Ziamet) und ein Timarlija (lebenslänglicher Inhaber eines 



^) JacTpe6oB, IIojaTUH aa Hcropnjy itpKBe y crapoj Cp6njn, abgedruckt 
in TjacHiiK XL. 1874. S. 215. 

*) „Osservatore Triestino" 1856, Nr. 43. 
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kleinen Kriegerlehens, eines Timar ^) den Fiskus zu hintergehen 
trachtet, beweist, dass der Türke die byzantinisch -serbische 
capitatio nicht kannte und die Rauchsteuer thatsächlich nach 
den Hausstellen einnahm, ohne Rücksicht auf die numerische 
Stärke der einzelnen Zadrugen. Umso eifersüchtiger wollte er 
aber die herkömmliche Anzahl der Hausstellen erhalten wissen, 
was, wie schon bemerkt, in Verfall geratene, einst volk- 
reiche Gegenden hart treflFen musste. Namentlich war es der 
oben (S. 216 flF.) ausführlicher dargestellte landwirtschaftliche 
Vorteil, welcher je zweien Einzelfamilien eine Verschmelzung 
zu Einer Ku(5a ratsam machte; die mussten dann zweimal soviel 
dem Staate leisten als die allergrösste Zadruga. 

Das türkische Steuerwesen war demnach in einer beispiel- 
losen Unordnung^). Noch elender w^ar die politische Ver- 
waltung, wenn von einer solchen überhaupt die Rede sein 
kann. Durch die allgemeine Verwirrung und Unsicherheit für 
Hab und Leben wurde der Selbsterhaltungstrieb der unter- 



^) Belin, !^tude sur la propri^te fonci^re en pays Musulmans Art. 
300 f. — Derselbe, Du regime des fiefs militaires dans rislamisme. Beides 
im Journal Asiatique V« serie, tome XIX, 1862, S. 196, und VI« s^rie, 
tome XV, 1870, S. 241 f. ~ Const. Jireöek 1. c. 196. 

^ Was der serbische Bauer des türkischen Reiches an einzelnen 
Steuern zu entrichten hatte, ersehen wir aus MiliSevic' Monographie über 
die seit dem Berliner Frieden mit Montenegro vereinigten Vasojevici: 

1. die fcetvrtina, der vierte Teil von allen Bodenerzeugnissen. 

2. die desetina, der Zehent von den übrig gebliebenen Dreivierteln. 

3. die poreza, Schoss, 700 -1000 Groschen von der Kuca, wieviel 
verordnet wird. 

4. die prireza, Zuschlag, 100 — 300 Groschen von der Kuca. 

5. nizarapare, 24 Groschen von jeder Kuca. Ist etwa diese Steuer 
an Stelle der von Mariano Bolizza 1614 berichteten einstigen 
Militärpflicht — siehe oben S. 223 ff. Anm. — getreten? 

6. die dumruka, Zoll, von allem, was aus der Kuca verkauft wird: von 
einer Oka Tabak 6 Gr., von einem Ochsen oder einem Pferde 
6 Gr., von einem Schaf 60 Pnra, für die Heijigung des krsno ime 
(des Sippenheiligen) 60 Gr.; stirbt jemand, so hat die Kuca eben- 
falls gegen 60 Gr. zu entrichten. Mn.iiiHeBiih, Heiiixo o BacojeBiiliHMa. 
TjiacHHK, V. 1867, S. 75 f. 
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worfenenRaja angeregt, und so entwickelte sich eine gewisse Dorf- 
autonomie, welche auch dem indolenten Türken zu gute kam 
und aus diesem Grunde von ihm nicht gestört wurde. Nach 
aussen bethätigte sie sich vornehmlich in der gesteigerten 
solidarischen Haftbarkeit, denn nur dadurch konnte der Türke 
abgehalten werden, sich in die inneren Verhältnisse einzumischen. 
Fand sich innerhalb einer Dorfmark ein Toter, so untersuchte 
der Türke nicht erst, ob hier ein wirklicher Totschlag vorliegt, 
oder ob der Betreffende auf der Wanderung erfroren oder vom 
Baume oder vom Pferde gefallen war und sich dabei das Genick 
gebrochen habe: das Dorf musste das vorgeschriebene Blutgeld, 
die Krvnina, bezahlen, und diese Krvnina floss vollständig in 
die Staatskasse, die Angehörigen des Toten erhielten davon 
nichts. Für den Türken bildete eben das ßlutgeld eine reine 
Einnahmsquelle und nichts anderes, um die Ausforschung und 
Ergreifung des Thäters kümmerte er sich gar nicht, dies über- 
liess er der Privatrache der Beschädigten. Das Dorf musste 
also sehr auf der Hut sein, denn wiederholte solche Fälle 
konnten leicht zu seinem finanziellen Ruin führen und es 
nebstdem in einen unabsehbaren Gang der üblichen Blutrache 
verwickeln. Es war also in erster Reihe notwendig, dass die 
Hausvorstände stramme Disziplin hielten, und so entwickelte sich 
durch Naturnotw^endigkeit eine starke Gewalt des Hausvorstandes 
welche es in der Folge ermöglichte, dass mitunter zahlreiche 
Blutsverwandte in einer Gemeinschaft zusammenleben konnten. 
Nach M. D. Milicevic^) gab es im Jahre 1867 im pleme 
(Stamm) der Vasojevici, selo Grizica, eine Zadruga mit 56 Köpfen. 
Ich führe sie hier an, um gleich zu bemerken, dass sig für die 
Wissenschaft keinen Wert hat, solange man von ihrer Struktur 
nichts weiss. — Vuk Stefanovic Karadzic sagt in seinem Wörter- 
buche sub voce Zadruga, man hätte ihm zu Kosovo in Dalmatien 
einen Mann gezeigt, welcher einem Hause mit 62 Seelen vor- 



') rjacHHK XXII. 1867, S. 71. 
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stand; davon waren 13 verheiratete Frauen und zwei Witwen. 
Zu Weihnachten, am Tage des krsno ime (des Stammesheiligen), 
und wenn eine Hochzeit stattfindet, kommen sie alle in der 
Ku6a zusammen, und sonst leben sie auf den Alpenweiden und 
auf dem Felde; der starjesina (Hausvorstand) lebt meistens in 
der Mühle. Auch mit dieser Zadruga ist nichts anzufangen, 
weil man ihre Struktur nicht kennt. — S. Obradoviö ^) erzählt 
in seiner Beschreibung des Kreises von U^iea, es gebe in Stari 
Vlah genug Häuser, in denen je 6 und 7 verheiratete Männer 
sich vorfinden, ja dass auch solche vorkommen, in denen 50—60 
Seelen gemeinsam leben, ja auch welche, wo der Vater, ein 
noch gesunder und rüstiger Greis, 9, 10, auch 12 Söhne hat, 
die grösstenteils verheiratet sind. Hier wäre es aber eigentlich 
der leibliche Vater, welcher die Familie zusammenhält! — 
Nach AI. S. Jovanoviö gab es in den dreissiger Jahren im Dorfe 
Tornik (Sokoska nahija im Podrinje) eine Kuöa, die des Tali('*, 
mit 80 Seelen, welche Zahl Novakovic^ (S. 207) übertrieben er- 
scheint. Sie besass angeblich 7000 Schafe und über 40 Rinder. 
Jedes zweite, dritte Jahr wurden bis elf Schwiegertöchter ein- 
geführt, welche Zahl Novakoviö ebenfalls unwahrscheinlich 
vorkommt^). Nach dem Tode des Vaters — erzählt weiter der 
Gewährsmann — sei die Hausvaterschaft auf die Mutter über- 
gegangen. Auch hier hält der leibliche Vater, und nach ihm 
die Mutter die unmittelbare Nachkommenschaft beisammen. — 
Im Dorfe ^bevac bei Vranja lebten in den sechziger Jahren in 
der Kuöa der Brüder Liskovci 80 Seelen in 20 besonderen Häusern, 
was einen Weiler für sich ausmachte, und in dieser Haus- 
kommunion waren alle dem Ackerbau notwendigen Handwerke 
vertreten. Hausvorstand war einer von den jüngsten Brüdern. 



*) r.iacHHK X. 1858, 8. 313. 

*) r.iacHHK XXXVI. 1872, 8. 243. Jovanovic hörte dies von Doka Talic, 
einem Sohne des Hausvaters dieser Zadruga selbst, nun aber hält er mit 
Novakovic die Zahl auch für übertrieben und besteht in seinem „Her. 
paaBHiaK cpn. 3a;^pyre**, 1896, S. 99 nicht mehr auf den elf Schwiegertöchtern. 
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Das wäre also eine echte und sehr ausgedehnte Zadruga von 
Kollateralen, wenn der gemeinsame Stammvater nicht mehr am 
Leben war. — Im Dorfe Topli Dol im Vranjaer Kreise zerfiel 
noch zur Türkenzeit eine Zadruga, genannt Nikolcina, unmittel- 
bar in 13 besondere Kuöen. — Die Kuöa des Bo2o Miletiö in 
Bozoljino (Kopaonik, Neuserbien) bestand im Jahre 1880 aus 
sechs Brüdern und deren Nachkommen, im ganzen 45 Seelen. 
Sie verbrauchte 100 Oka (133 Ko.) Getreide in 3 Tagen. Im 
Winter feuerte sie auf drei Herden und speiste an drei Tischen. 
— In der Ku6a des Spasa Krstiö aus Crvena Jabuka (Niser 
Kreis) lebten 62 Seelen, darunter 29 männlich und 33 weiblich, 
in folgender Gliederung: 3 Söhne und 2 Schwiegertöchter 
des Spasa, 3 Enkel, 5 Enkelinnen; 3 Brüder Spasa's, vier 
Schwägerinnen (darunter die Witwe nach dem vierten Bruder 
Spasa's), 7 Neffen Spasa's, alle verheiratet; 5 Nichten, 5 Gross- 
nichten, 9 Grossneffen, davon 4 verheiratet und 5 Urgrossneffen. 
Es lebte also hier die ganze Nachkommenschaft von 5 Brüdern, 
von denen noch 4 Brüder am Leben waren: Spasa, der domaöin, 
70 Jahre alt; Stamenko 80 Jahre; Dina 65 Jahre; Doka 60 Jahre; 
der verstorbene, fünfte Bruder war augenscheinlich der älteste, 
denn seine Witwe zählte 90 Jahre. Hausvorstand war hier der 
Zweitälteste von den 4 Brüdern^). 

Unstreitig liegt viel Ehrwürdiges in diesen Ziffern, im brüder- 
lichen Zusammenwohneu so vieler Menschen, und es ist nicht zu 
verwundern, dass der Südslawe, ja das ganze Slawentum das nun 
schnell schwindende Zadrugenw^esen in sein Herz geschlossen hat, 
als den vermeintlich reinsten Ausfluss von egalite und fraternite. 
Aber der leisigen Wahrheit gemäss muss die Thatsache schliess- 
lich zur Geltung kommen, dass diese egalite und fraternite nicht 
der weichen Wiege der liberte, sondern dem Jammerthale der 
tiefsten Knechtschaft entsprungen ist. 

Die Zadruga ist dem Untergange geweiht, nachdem sie ge- 

^) A:t. C. JoBaHOBnL, HcTopHJcKn pasBHxaK cpncKe aa^pyre ca J^o;^aTKOM 
3a HCTopiijy crapor cpncKor npaBa. Beorpa;n, 1896. 8. 14 ff. 
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rade in ihrer letzten Entwicklungsphase, unmittelbar nach der 
Befreiung vom Türkenjoche, den schönsten Glanz ausgestrahlt, 
und es wird vielleicht die letzte grosse Hauskommunion ihr Ende 
gefunden haben, bevor noch die hundertjährige Feier der Volks- 
erhebung unter dem Schwarzen G eorg wird begangen werden können. 

In gänzlicher, freilich begreiflicher Unkenntnis des Sachver- 
haltes haben die besten Söhne des Volkes sich angestrengt, die 
Gründe des Verfalles des Hauskommunionwesens zu 
erforschen, um noch retten zu können, was zu retten wäre. 
Meiner Ansicht nach hat das Richtigste Doka Tali<5, ein 
schlichter Mann aus dem Volke, getroffen, der selbst aus einer 
angeblich achtzigköpfigen Ku<5a herstammte (siehe oben S. 271) und 
1872 sich zu AI. S. Jovanovi<5 äusserte: „Die Ursache hievon sind 
nicht, wie man anzunehmen pflegt, unsere Weiber, denn Weiber 
hat es auch zuvor gegeben und die Zadrugen blühten ; vielmehr 
liegt der Grund in der Abkühlung der einstigen Zuneigung unter 
den Zadrugaren (Hausgenossen) .und in der geschwächten 
Gewalt des Hausvorstandes. Früher konnte der staresina 
den zadrugar rügen und dessen Kinder ilim vor den Augen züch- 
tigen; heutzutage lässt sich so etwas gar nicht denken^)." 

Das ist ganz natürlich; die unter der türkischen Misswirt- 
schaft erstarkte Gewalt des Hausvorstandes nahm einfach in 
dem Masse ab, in welchem sich die staatliche Ordnung festigte 
und vertiefte. 

• 

Es giebt einen kleinen Fleck serbischer Erde, auf welchem 
der Türke auf die Dauer nicht imstande war, festen Fuss zu 
fassen: die ruhmreiche Crna Gora, Montenegro. Wir können 
zugleich in Bezug gerade auf unsere Frage mit Recht hinzu- 
fugen: die sagenumhüllte Crna Gora, denn es ist ganz unglaub- 
lich, was alles über die montenegrinische Hauskommunion schon 
zusammengedichtet worden ist. Das Verkehrteste behauptet 
wohl Ernest Miler: 



') rjiacHHK XXXVI. 8. 244. — A.i. C. JoBaHOBiiL, 1. c. S. 100. 



Digitized by VjOOQ IC 



274 J- Peisker: 

„Die Südslavische Zadruga besteht in Kroatien, Slavonien, 
Serbien, Bulgarien, Bosnien, Hercegovina, Montenegro und Dal- 
matien; doch bemerkt mau schon — ausser in Montenegro — 
die Tendenz der Teilung und des langsamen Verschwiudens" ^), 
und GeorgCohn hat sicher gar nicht geahnt, dass er mit der Voraus- 
setzung: „den festesten Halt hat die Hausgenosse üschaft in 
Montenegro" ^) einfach irregeführt wurde. 

Der von Ernest Miler ganz ignorierte Stojan Novakovic 
belehrt uns in seinem „CejEo" (S. 187) 6 Jahre früher: „Die 
Crna Gora bewahrte in ihren bratstva (Sippen) und ple- 
mena (Stämme) die ältesten Gesellschaftsformen^), und 
a priori genommen, könnte man hier am ehesten Spuren einer Dorf- 
gemeinschaft (seoskezajednice) erwarten. Indes siehe, was i. J.1874 
Archimandrit Duciö über Vermögen, Gemeinde und Zadruga der 
montenegrinischen Stämme schreibt: ,Die Alpenweiden sind 
nicht, wie der Ackerboden, nach den Kucen, sondern nach den 
plemena (Stämmen) verteilt;, es hat z. B. jedes pleme seine 
gemeinsame Weide, wo jede Kuöa dieses pleme gleiches Reclit 
hat, Vieh zu weiden und Holz zu schlagen. Indes ist an meh- 
reren Orten auch dies schon verteilt. Sonst haben die plemena 
gar nichts gemeinsam, noch haben sie einen Begriff von einer 
Gemeinde (opcina) und deren Rechten und. Pflichten in jener Form, 
wie die Gemeinden heute in Serbien sind. Ichwillauchnocb 
das bemerken, dass in Montenegro die Zadruga nicht 
vorkommt. Selten sind die Kucen, in denen auch die 
leiblichen Brüder zadrugarisch nach des Vaters Tode 
leben, geschweige denn erst Oheime und Vettern'"*). 



^) Ernest Miler, Die Hauskommunion der Südslaven im Jahrbuch 
der Internat. Vereinigung für vergl. Rechtswissenschaft, III. Berlin, 1897, 
S. 201. 

^) G. Cohn, Gemeinderschaft und Hausgenossenschaft in der Zeit- 
schrift f. vergl. Rechtswissenschaft, XIll. Stuttgart, 1899, S. 105. 

') Vergl. demgegenüber oben S. 226 Anm., Absatz 1. 

Anmerkung *) siehe auf der folgenden Seite. 
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Archimandrit Nicifor Ducic ist i. J. 1833 zu Trebinje in der 
Hercegovina geboren, leitete i. J. 1861 den hercegovinischen 
Aufstand, und organisierte 1862 bis 1867 das montenegrinische 
Schulwesen; er hatte daher genug Gelegenheit, einen grossen 



*) H. /tyHHk, IIpHa Fopa, abgedruckt im FjiacHHK XL. 1874 8.63. — 
Hier fuge ich noch folgende bemerkenswerte Stellen aus dieser Abhand- 
lung hinzu: 

„Nun wollen wir sehen, welches das Herkommen, das zugleich 
auch als Gesetz gilt, bei der Theilung des Bodens in der kuca und im 
bratstvo (Sippe) ist: 

Bei Lebzeiten der £ltern können die Söhne, wenn sie sich 
von jenen abschiohten wollen, den Antheil an dem elterlichen 
Yermögen nicht herausbekommen, wenn die Eltern darauf 
nicht eingehen . . . 

Geht der Vater auf die Theilung unter seine Söhne ein, so 
theilt er das ganze Yermögen nach männlichen Köpfen — unter die er 
auch sich selbst einrechnet — in gleich grosse Theile. Lebt die Mutter 
nach des Mannes Tode, so nutzt sie zeit ihres Lebens dessen Theil; nach 
ihrem Tode theilen die Söhne auch diesen Theil unter einander. 

Stirbt der Vater, während seine Söhne noch mit ihm gemeinschaftlich 
leben, so bestellen sie den Boden wie auch alles übrige gemeinsam; und 
bei der Trennung th&ilen sie den Boden, wie auch alles übrige, zu gleichen 
Theilen. Bios dem ältesten Bruder geben sie von den Waffen des Vaters 
überdies : ein Messer, oder eine Damaszenerflinte (dzeverdar) oder eine mit 
Silber beschlagene Pistole (srebrnjak) als Zeichen des starjesinstvo (Haus- 
vorstandschaft). Aber dies hängt immer blos vom guten Willen der anderen 
Brüder ab. 

Nachdem sie getheilt haben, verbleibt der jüngste Bruder nach 
slawischem [sie!] alten Herkommen in des Vaters Hause. 

Die Töchter haben keinen Theil an dem väterlichen Vermögen .... 
Stirbt jedoch der Vater ohne Söhne, dann erben seine Töchter, wenn sie 
verheirathet sind, das bewegliche Vermögen, und den Ackergrund 
(zemlja); aber das Gehöft (kuca) und die umliegenden Gärten, sowie die Waffen 
bleiben innerhalb derselben Sippe (bratstvo) jener kuca, welche dem Ver- 
fitorbenen am nächsten blutsverwandt ist, oder dem ganzen bratstvo. Hat 
er Schwestern am Leben, so erben diese Einen und seine Töchter zwei Theile. 

Ist eine Tochter bei des söhnelosen Vaters Tode unverheirathet, so 
kann sie einen Mann heirathen, selbstverständlich aus einem andern 
bratstvo, welcher in ihre kuca einzieht und domazet (Erbtochtermann) 
heisst; in diesem Falle hat die Tochter ein Anrecht auch auf das Gehöft, 
4ie Gärten und die Waffen des Vaters, weil der domazet als Glied ihres 
bratstvo betrachtet wird (ibid. S. 61 f.). 

Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeachichte. VII. 19 
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Teil des wenig zahlreichen montenegrinischen Völkchens von 
Mann zu Mann kennen zu lernen und die Unterschiede zwischen 
dem montenegrinischen und dem sonstigen serbischen, namentlich 
aber dem hercegovinischen Volksleben wahrzunehmen. Die 
obenangeführte Studie über Cma Gora schrieb er i. d. J. 
18G3— 1866. 

V. Bogisiö, der Schöpfer des montenegrinischen Gesetz- 
buches über Vermögen, äussert sich jedoch über diesen Gegen- 
stand in seiner Studie über die Inokostina (= Kuöa, in welcher 
nur Ein Elternpaar mit seinen Kindern lebt) ^), von Ducic ganz 
abweichend: 

„On a donne plus haut un expose comparatif des principaux 
traits de la zadruga^) et de la famille urbaine. Ici, nous allons 
y rapporter les points correspondants de l'inokostina^), qua 
nous avons constates nous-meme dans le Montenegro. L'im- 
portance en est d'autant plus grande pour nous que, 
dans l'ancien (d. i. dem ursprünglichen) Montenegro les 
grandes zadrugas sont devenues assez rares. [Anm.:] Ces 



^) Bogisic, D'une forme particuli^re de la famille rurale chez les 
Serbes et les Croates in der Revue de droit international et de l^gislation 
compar^e. XVI. Bruxelles, 1884. S. 393, 394; serbisch mit dem Titel: 
oöjniKy HasBaHOM HHOKoiiiTHHa y ceocKoj nopo^im Cp6a h Xpeaxa . . . npeseo 
J. AliHMOBirfi. y BeorpaAy S. 35, 36. 

^) Bogisic definiert hier die Zadruga als communaute de la famille 
villageoise, qui se compose de plusieurs fr^res, cousins ou parents plus 
eloignes, avec leurs femmes et leurs enfants, s'ils en ont (ibid. S. 381). Ein- 
gehender spricht sich Bogisic darüber in einer altern Arbeit (Bogisic^ 
Pravni obicaji u Slovena. U Zagrebu 1867. Sonderabdruck aus der Zeit- 
schrift Knjizevnik, III. S. 21) so aus: 

„Zadruga ist jene Familie, in welcher mehrere Einzelpersonen des- 
selben Blutes (es ist just nicht notwendig, dass sämtliche desselben Blutes 
sind) und auch Familien im engern Sinne gemeinsam leben und eine einzige 
Wirtschaft, die ihr gemeinsames Gut ist, gemeinsam bestellen und nutzen 
unter der Verwaltung eines Oberhauptes (glavar), den sie in der Kegel 
selbst erwählen." 

^) la famille villageoise simple, oü il n'y a ordinairement que le 
mari, la femme et leurs enfants, forme appelee, tant par les litterateurs 
que par les legistes, inokosna ou inokostina (Revue, XYI, S. 381)- 
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faits sont confirmes meme par des ouvrages plus re- 
cents (vide Duciö, Crnagora . . . page 63). Cette asser- 
tion, du reste, ne doit pas etre exageree, puisque, 
meme dans l'ancien Montenegro, il y a encore bon 
nombre de zadrugas. Dans les pays nouvellement annexes, 
surtout du cote de l'Herzegovine, on en trouve dans la memo 
Proportion que dans les autres pays habites par les Serbes ..." 

Vorerst meint hier Bogisiö, grosse Zadrugen seien in der 
eigentlichen Crna Gora ziemlich selten geworden, was zur 
Voraussetzung hätte, dass sie in früheren Zeiten nicht so 
selten gewesen wär.en. Will man gerecht sein, dann darf man 
nicht vergessen, dass Bogisiö diese Worte vor 15 Jahren ge- 
schrieben hat, als die Echtheit der Grüneberger Handschrift 
unter slawischen Historikern so ziemlich noch ausser Frage stand; 
damals durfte, ja musste man so etwas voraussetzen, 
während heutzutage mit solchen blossen Voraussetzungen nicht 
mehr gerechnet werden darf. Und auch die Angabe: dans 
l'ancien Montenegro il y a encore bon nombre de zadrugas wird, 
als höchst verdächtig, noch eingehend zu prüfen sein. 

Wie wäre aber der Widerspruch zwischen ihm und Duci6 
zu erklären? Etwa dadurch, dass die beiden unter ancien 
Montenegro nicht ganz dasselbe verstehen? Rechnet Bogisiö 
z. B. das pleme (Stamm) der Vasojeviöi, welche nach Milicevi(^8 
Behauptung zumeist in Zadrugen leben ^), und vielleicht auch 



*) rjiacHHK XXII, 1867 S. 71. Die gröaste Zadruga unter den Vasojevici 
umfasste, wie oben bemerkt, angeblich 56 Seelen und selbstverständlich sind 
auch diese grossen Zadrugen auf die türkische Unordnung im Steuerwesen 
zurückzuführen. 

Rovinskij, II. 1. S. 199 sagt: In jenen Gebieten Montenegros, welche 
bis unlängst unter der türkischen Herrschaft gestanden sind, wird nebst der 
Häuserzählung auch eine Zählung der „Rauche'* geführt. So sagt man: „Bei 
uns sind 13 Rauche (dim), aber der Häuser gibt es weniger'', d. i. in Einem 
Hause sind einige „Rauche" oder Herde. Der Rauche gab es mehr, wenn 
der Türke die Steuern nach Häusern einhob; wurden jedoch diese nach 
Rauchen eingetrieben — dimnica — , dann blies man die übrigen Herde aus 
und drängte sich um den Einen zusammen (vergl. auch ibid. S. 192). 

19* 
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noch andere, nicht alt montenegrinische plemena, zum eigent- 
lich e n Montenegro , und Duciö nicht, dann wäre der Wider- 
spruch teilweise aufgeklärt^), umso eher, als eine andere, 
den eben angeführten Mitteilungen Duciö's ebenfalls wider- 
sprechende Angabe Bogisiö' je den Zweifel darüber ausschliesst, 
dass in der Crna Gora die Zadruga als Volksinstitution un- 
denkbar ist: 

„Les fils devenus adultes, et surtout s'ils sont 
maries, peuvent demander le partage des biens meme 
du vivant de leur pere, malgre les dispositions de Farticle 47 
de la loi Danilo 1855. [Anm.:] Cet article, de Taveu meme 
des juges les plus autorises, n*a presque jamais repu d'app- 
lication, tant la force de la coutume est enracinee 
dans les moeurs. II arrive souvent que le pere, trouvant le 
partage inopportun, menace le fils reclamant sa part de le chasser 
Sans rien lui donner. Toutefois, sur Tinsistance du fils, le par- 
tage finit par avoir lieu et les tribunaux meme contraignent le 
pere a ceder, bien que celui-ci invoque les dispositions de 
Tarticle cite, tout ä fait tombe en desuetude." 

Wenn also — die Richtigkeit dieser Behauptung voraus- 
gesetzt — im Widerspruche zum geltenden Gesetze der ver- 
heiratete Sohn von seinem Vater das ihm zufallende Erb- 
teil unter allen Umständen erzwingen kann kraft der 

Dies erkläre ich so: Auch dem Türken wurde es klar, dass nach dem 
Eauche die Steuern stellenweise nicht länger eingehoben werden können, 
infolge einer mehr weniger empfindlichen Abnahme der Bevölkerung, und 
-da blieb nichts anderes übrig, als die vorhandenen Häuser zu besteuern. 
Sofort machte sich diesen Umstand die Bevölkerung zu Nutzen, indem 
sie mehrere Herde in Ein Haus zusammentrug; dazu konnte sich der Türke 
auf die Dauer freilich nicht gleichgültig verhalten und kehrte dann die 
•dimnica hervor, sodass die Leute wieder auseinander gehen, oder die Herde 
bis auf Einen ausblasen mussten, das alte Versteckenspielen in neuer Form. 
^) Archimandrit DuSic konnten die Einwendungen, die Bogisic gegen 
•dessen Leugnung irgend eines Zadrugentums in Montenegro macht, nicht 
unbekannt bleiben; dennoch hält er in der zweiten, stark veränderten Auf- 
lage seiner „Crna Gora'* seine Leugnung unverändert aufrecht. (HrfiH4)op 
Jty^inK, KibiDKeBim pa;tioBH. III. Y Bnoipa^iy, 1893. S. 84). 
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Öffentlichen Meinung und eines tief eingewurzelten 
Volksgrundsatzes, ja, dann fragen wir, wie kann da eine 
Zadruga als Volksinstitution überhaupt entstehen? Es kann ja 
nicht einmal von irgend einer patria potestas dem erwachsenen 
Sohn gegenüber hier die Rede sein; und sind schon die Bande 
zwischen Vater und Sohn so lose, dass sie loser gar ni<;ht ge- 
dacht werden können, dann muss man daraus folgern, dass die 
Bande unter Brüdern nach des Vaters Tode noch schwächer 
sein müssen; dass die Hauskommunion in den Rechtsgrundsätzen 
der Montenegriner überhaupt keine Wurzeln hat und dass daher 
in Montenegro die Zadruga als Volksinstitution nicht vorkommen 
kann. Den Unterschied zwischen dem eigentlichen Montenegro 
und den neuerworbenen Gebieten hebt Bogisiö selbst hervor. 

Juristen aus der Schule Bogisiö werden wohl über diese 
meine Aeusserung mitleidig die Achsel zucken, da sie ihnen der 
herrschenden Konstruktion des Begriffes der heutigen Zadruga 
als zuwiderlaufend erscheinen wird. 

Es gilt nämlich dieser Schule als ein Charakteristiken der 
Inokostina ebenso wie der Zadruga überhaupt ^) , dass der er- 
wachsene Sohn von seinem Vater die Abschichtung und Herausgabe 
des Erbtheiles erzwingen kann, und eben dieses Recht qualifiziere 
nicht nur die Zadruga, sondern auch die Inokostina zu einer collec- 
tivite interfamiliale. Und ebenso wie angeblich in Montenegro, gelte 
auch in Serbien, zunächst im Rudniker Kreise, nach K. Cvetkoviö: 
„Contrairement ä la loi positive inseree dans le code civil, le 
peuple est convaincu que le fils est zadrugar (membre de 
communaute) de son pere et que, lors du partage, tres rare 
d'ailleurs, la portion du pere est egale ä celle de chaque 
fils, comme si le partage s'effectuait entre freres^)." 

Es ist sonnenklar, dass es, wenn von dem Rechte der Ab- 



*) Der Nachweis, dass die Einzelfamilie, die Inokostina, dieselben 
Bechtsgrundsätze habe, wie die Zadruga, war Zweck der obenangeführten 
französischen Alihandlung von Bogisic. 

*) Bogisic 1. c. S. 396. 
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Schichtung konsequent Gebrauch gemacht wird, oder auch schon, 
wenn die Teilung erst nach dem Tode des Vaters,, aber 
dann in der Regel — wie Duciö über (zu verstehen: das 
alte) Montenegro berichtet! — vor sich geht, zu einem Haus- 
kommunionswesen überhaupt nicht kommen, demnach das Ab- 
schichtungsrecht des Sohnes für Zadruga und Inokostina ganz 
und gar nicht charakterisierend sein kann. Das, falls thatsächliche 
Recht des montenegrinischen Sohnes ist für die Zadruga Ferm ent, 
dafür deckt es sich vollständig mit den Grundsätzen des — 
Schwabenspiegels, cap. 159: 

„Ein vater sol sinen sun von im scheiden, als er fünf und 
zweinzic jar alt wirt mit also vil gutes, als er geleisten mac, 
daz im daz merer teil belibe. unde tuot ers niht gerne, er 
behabet ez im mit rehte an . . ." Schichtet also der Vater 
den Sohn nicht freiwillig ab, dann zwingt ihn dieser gerichtlich 
dazu. — 

Wenn sich nun das von Bogisiö behauptete und von 
Duci6 geleugnete Recht des montenegrinischen Sohnes mit der 
Zadruga in einen ursächlichen Zusammenhang nicht bringen lässt, 
dann muss den Vorbedingungen sowohl der Zadruga als 
Familien feldgemeinschaft, als auch des Sohnesrechtes Dach- 
gespürt werden, um allenfalls ermitteln zu können, wie die gegen- 
seitige Berührung und Durchsetzung beider vor sich gegangen ist. 

Fangen wir mit der Zadruga als Feldgemeinschaft an: 

Diese kann man nach unseren modernen Vorstellungen und 
Kenntnissen über die Landwirtschaft allerdings gut verstehen. 
Die Zadruga besitzt nämlich heute einen festbegrenzten 
Grund und Boden für sich ausschliesslich. Da hat jedes Stück 
fruchtbaren Landes dauernden Wert erhalten, weil es dauernden 
Islutzen bringt. 

Dies alles ist aber sehr jungen Datums, in einigen süd- 
slawischen Gegenden nicht einmal fünfzig Jahre alt, während 
die Zadruga viel älter ist; der Zadruga als solcher kann somit 
die Feldgemeinschaft nicht anhaften. 
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In Westbulgarien, in unmittelbarer Nachbarschaft Serbiens, 
fand D. Marinov^) folgende Zustände vor: 

Bis zum Jahre 1868 war der gesamte Grund und Boden, sowohl 
Ackerboden als auch Wiesengrund „oöiuhhcko B.^a;[^'feHHe'*, „Gemeindeeigentum*' 
[richtiger gesagt: Gemeinderevier als res nullius]. Keiner von den Bauern 
konnte sich dieses oder jenes Stück aneignen, es verkaufen, versetzen oder 
verschenken. Weil Ueberfluss an Grund und Boden vorhanden war, konnten 
[richtiger gesagt: mussten] die Bauern nicht alles bestellen, sondern sie 
Hessen einen grossen Teil brach, damit er ausruhe, und den andern Teil be- 
stellten sie. Wo man in diesem Jahre Kleingetreide (Sommer -Weizen, 
Gerste, Hafer, Spelt, Hirse) bestellen und wo man zum Mais ackern werde, 
das wurde von den Dorf vorständen im Einverständnis mit den wohlhabenden 
Hausvätern verfügt. Daraufhin ging ein jeder aus, umzupflügen, 
wo es ihm beliebte und soviel, als er vermochte. Wer zuerst 
kam und ein Feldstück okkupierte, der bestellte dieses Stück 
ohne Rücksicht darauf, von wem es vor Jahren bestellt 
worden, bevor es in die Dreesch gekommen war. Davon rührt 
das Sprichwort her: „Der Pflug erwirbt den Acker.** Wer einmal 
ein Grundstück gepflüi^t und besäet hatte, bestellte dasselbe 
Grundstück dann die ganze Zeit hindurch, während weicher 
in dem Abteil der Dorfmark, worin sich das Grundstück befand', 
überhaupt geackert wurde, bis er sich in Dreesche legte. Kommt 
ein fremder Bauer ins Dorf, dann gewinnt er die gleichen Rechte mit den 
Nachbaren; wandert jedoch ein Bauer aus, dann kann er nicht 
einmal denken, er hätte dort, von wo er ausgewandert, irgend 
welche Aecker, Wiesen, Garten, Gehöfte oder was immer; nur 
den Weingarten ausgenommen, den konnte er auch fernerhin nutzen. 

Langjährige ununterbrochene Nutzung desselben Grundstückes be- 
rechtigte die Familie, es als eine Art Sondereigen anzusehen, und niemand 
durfte eindringen. Hier verschwand teilweise der Grundsatz: „Der Pflug 
erwirbt den Acker", und ein anderer Grundsatz trat dafür auf. Die Rechte 
der Familie wurden dann so formuliert: Diese Familie hat diese Grund- 
stücke bloss bestellt und genutzt, sie hat jedoch das Recht nicht, sie zu 
verkaufen, zu versetzen oder zu verschenken; wanderte sie aus dem Dorfe 
aus, dann verlor sie alle Ansprüche auf die Grundstücke und jemand an- 
derer okkupierte sie, dem es an Boden mangelte; blieben sie auch sonst 
aus was immer für Ursachen drei Jahre lang unbestellt, mit dem vierten 
Jahre an konnte sie okkupieren, wer wollte. 

Aehnlich war es mit den Wiesen: „Die Sense erwirbt den Heu- 
schlag**; wer einen Heuschlag mehrere Jahre hindurch mähte, durfte 

^) JI. MapHROBt, ^HBaCiapiiHa. eTHorpa({)iriecKO ((j)o.iKiopHo) cuiicaHHe. 
Khhri IV. HapojiHOTo oÖHiaftHo npaBo (I. rpaHc;iaHCKO npaso). MaTepHHJi-b 
etöpaiTB Wh 3ana;ma BT>.irapHH. Pycce, 1894, S. 196 — 199. 
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ihn mähen und nutzen auch jedes folgende Jahr, ohne aber das Recht zu 
haben, ihn zu verkaufen, zu versetzen oder zu verschenken. 

Diese Verhältnisse dauerten bis zum Jahre 1868; in diesem Jahre 
empfing ein jeder Bauer über die Aecker und Heuschläge, über die gerade 
sein Pflug und seine Sense ging, eine tapija, Urkunde [aus türk. tapu*)l 
und wurde dadurch zum unumschränkten Eigentümer dieser Grundstücke. 

Diese Verhältnisse wiederholen sich an allen Ecken und 
Enden der Welt ohne viele Variationen. Sie bestanden in Klein- 
russland noch im vorigen Jahrhundert, wie uns Sergej evic& 
lichtvolle Bearbeitung der von J. Lucio kij veröffentlichten 
Materialien zur Geschichte der Gemeinde und der Gemeinde- 
ländereien jn der linksuferigen Ukrajna des XVIII. Jahrhunderte 
belehrt 2); Sergejevic betont nachdrücklichst, dass hier trotz 
des urkundlichen Ausdruckes Booöuie (= gemeinsam) ja keine 
gemeinsame Nutzung, sondern einzig und allein Sonder- 
nutzung (HH;ipBH;tj'a.iLHoe noatsoBame) vorliegt. 

Als klassischsten Boden derselben Wirtschaftsform (weder Gemein- noch 
Sondereigen; dafür willkürliche, frei okkupatorische Individualnutzung) 
im denkbar grössten Massstabe lernen -wir aus einer bis auf die lieber- 
Schrift vortreflTlichen, äusserst lehrreichen Arbeit Taganyis*) die Ge- 
biete der Ungaren kennen, von denen ein grosser Teil noch zur Zeit der 
Anlage des ürbariums Maria Theresias kein Sondereigen an Grund und 
Boden kannte. 

In Indnd und Kdbe z. B. gab es wegen der grossen Ausdehnung der 
Gemarkung keine Zeigen*), jeder ackerte dort, wo und soviel als ihm be- 



*) Const. Jirecek, Bulgarien, S. 156. 

*) ß. CeprieEHTB, P}T<*Kifl iopH;mHeeKiH jpeBHOCTH. Tomt> I. Teppirropia 
H Hace.ieHie. C.-ITeTepßyprB, 1890, S. 222 ff. — H. JlyHHUKitt, CöopHHKL- 
MaTepia.ioBT> ;i.ih ncropin o6iuiiHbi h o6me(*TBeHHbixT> aeMe.iB bt> .TfesoöepeacHott 
yKpaftHife XVIII. B-feKa. KieBT>, 1884. 

•) Taganyi Käroly, A földközösseg tortenete Magyarorszdgon. Sonder- 
abdruck aus: „M. Gazdasägtörtenelmi Szemle**, Budapest, 1894. 
Deutsch, ohne Zitatenapparat, m. d. Titel: Geschichte d. Feldgemeinschaft 
in Ungarn: „Ungarische Revue" XV. 1895. 

*) Dies ist gewiss ein lapsus calami; nicht wegen der grossen Aus- 
dehnung der Gemarkung gab es keine Zeigen, sondern infolge ungeheuren 
Ueberflusses an fruchtbarem Boden hatte man es noch nicht nötig, irgend 
welche Zeigen abzustecken; denn nur so ist das Zitat zu verstehen: agri 
non sunt sub calcaturis, sed quoniam esset amplum territorium^ 
ubi quantum cui placet, ibi arare potest (ibid. S. 108). 
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liebte, und derselbe Acker wird mehrere Jahre hindurch ohne Unter- 
brechung genutzt, das heisst, das Recht der ersten Besitzergreifung 
wird geübt. 

Sehr genaue Daten hat Tagdnyi zur „Feldgemeinschaft" (wie er 
sich schon unrichtig ausdrückt) der Stadt Debreczen gesammelt, und zwar 
Tom Jahre 1571 an bis zur Regelung des ürbariums unter Maria Theresia: 
Die Eonskription vom Jahre 1720 stellt uns hier bereits ganz lebhaft die 
charakteristischen Züge der „Nomaden -Feldgemeinschaft" dar. Zeigen^ 
Aecker, getrennt von "Wiesen und Weiden giebt es nicht (separatim puri 
agri arabiles et per se pro sola duntaxat calcatura destinata et distincta 
prata, prout alibi non dentur). In einem Beschlüsse von Debreczen vom 
Jahre 1588 heisst es: „niemand, der ackern will, soll mehr als Ein Joch 
in Angriff nehmen dürfen . . . ein anderes Joch Feld soll er nicht pflügen, 
bis er mit dem ersten nicht vollkommen fertig ist." Ein Statut vom Jahre 
1673 verfügt: „wer ein Brachfeld nimmt oder ein Grasfeld einpflügen will, 
kann es bearbeiten, so viel er will; unterbricht er aber die Bearbeitung 
80 kann jeder das Grundstück an sich ziehen, der früher dazu kommt." — ^ 
In der grossen Kunsäg (Jazygien) stand nach der Konskription vom Jahre 
1720 zu Recht: ubi quis primam cespitis araturam faceret, eandem terram 
quasi pro sua reputaret. — Im Bekeser Komitate: agros iuxta praxim loci 
pro lubitu eligere, ac ubi melius placeret usuare et colere solerent. — 
Im Tolnaer Komitate: quivis eligit sibi agrum. — Auch die Felder der 
Stadt Pest waren noch im Jahre 1728 ungeteilt, ubi quis in campum invenit 
aptiorem et alicuius spei terram, libere erga vires suas excolit et inseminat. 
Tagdnyi führt noch mehrere solche Daten an und sagt dann (S. 110): 
„Versucht man nun diese Ortschaften auf der Landkarte zu fixieren, so 
findet man trotz der Mangelhaftigkeit unserer Daten ein genug zusammen- 
hängendes Territorium, wobei es besonders überraschen muss, dass die 
Grenzen derselben im grossen und ganzen mit jenem Teil des Landes zu- 
sammenfallen, welcher nach der Schlacht bei Mohdcs anderthalb Jahr- 
hunderte lang unter türkischer Oberhoheit stand." 

„Aus diesem Umstand drängt sich unwillkürlich die Frage hervor^ 
ob die ungarische Feldgemeinschaft nicht etwa in näherem Connex mit der 
Türkenherrschaft war? Auf den Fortbestand der Feldgemeinschaft war 
die Ttirkenherrschaft ohne Zweifel von Einfluss, aber eine tiefere Wirkung 
lässt sich ihr kaum zuschreiben, denn wenn auch an vielen Orten die ur- 
sprüngliche Einwohnerschaft verschwunden ist, sind doch die Ackersleute 
und Viehzüchter geblieben. Finden wir also die Nachkommen derselben 
in Dorfgemeinschafien organisiert und gar unter so primitiven Formen, wie 
das Recht der ersten Besitznahme oder die Nomaden - Feldgenossenschaft ^ 
so ist sicher anzunehmen, dass diese Institution um vieles altern Datums 
ist." Und thatsächlich führt Tagdnyi in der Folge glanzvoll den Beweis, 
dass die ungarische, wie er sich schon ausdrückt, „Feldgemeinschaft" „kon- 
tinuierlich bis in die Urzeit zurückreicht". 
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Die ältesten ungarischen Zustände charakterisiert am deutlichsten 
«ine unedierte Bestätigungsurkunde des Arader Kapitels vom Jahre 1197. 
^In dieser Urkunde — berichtet Tagdnyi — werden die kirchlichen Lehens- 
leute bei jedem Dorfe . . . namentlich angeführt, doch nach den Kamenlisten 
heisst es: ünusquisque istorum sortem habet cum yillanis et si 
numerus ipsorum creverit, crescunt et sortes. Das Schicksal der 
kirchlichen Güter hing also davon ab, ob die Anzahl der Knechte auf einem, 
der Kirche nicht gäilzlich gehörigen Orte zunahm oder nicht, denn, wenn ein 
Knecht ohne Nachkommen starb, so verlor die Kirche in dem betreffenden 
Orte auch ihren Besitz [soll richtiger heissen : die dem Knechte zustehende 
Ackerberechtigung]. So gingen viele Kirchengüter verloren, denn eine 
grosse Anzahl der in den Stift ungsb riefen angeführten Dörfer findet sich 
späterhin nicht mehr unter den Besitzungen der betreffenden Kirche. Und 
in dieser Zeit hatte niemand das Recht, an die Stelle der kinderlos Ver- 
storbenen andere anzusiedeln, da die Vereinigung zu Gemeinden noch immer 
nach der Abstammung von einem gemeinschaftlichen Ahne geschah.*)... 
Der Dokumente bedurfte man nicht, denn ebenso, wie in der Familie, hat 
auch in der Gemeinde das Bindeglied zwischen den Gemeindemitgliedern nicht 
der Grundbesitz, sondern die Blutsverwandtschaft gebildet. Dahin ist auch 
der Ursprung der Feldgemeinschaft selbst zurückzuführen, denn erst 
nach der endgiltigen Ansiedelung konnte die Wichtigkeit des Bodens hervor- 
treten. Bei den Ungarn aber war damals noch die „Nomaden -Feldgemein- 
schaft" in ihrer Urform üblich, wo nämlich der Feldbau in den ungeheueren 
Gemarkungen mitsamt der ganzen Dorf bewohnerschaft von Stelle zu Stelle 
wanderte, denn dies ist der Sinn des Gesetzes, durch welches Ladislaus 
der Heilige verfügte, dass die Dörfer sich nicht zu sehr von ihren Kirchen 
entfernen" (S. 125 f.). 

„Wir finden im allgemeinen während des ganzen XIII. Jahrhunderts 
sozusagen die ganze Nation, die verschiedensten gesellschaftlichen Klassen 
und Stände des Landes in den Banden der auf Feldgenossenschaft 
fassenden Gemeinden bunt durcheinander gewürfelt. Magnaten, Kleinadel, 
sämtliche kirchliche Korporationen entweder selbst, oder in der Person 
ihrer Lehensleute mit dem Hofgesinde und den verschiedensten Würden- 
trägern und Dienstleuten: Kämmerern, Waffenträgern, Küchenmeistern, Stall- 
knechten, Fischern, Köchen, Jägern, Falknern, Sauhirten, Spielleuten u. s. w. 
oder mit den Burgleuten und Burgknechten und diese wieder untereinander 
gruppieren sich in den verschiedensten Stellungen und Rangklassen nach 
Dorfgemeinschaften, ihre Besitzungen mitinbegriffen, natürlich, ohne in- 
dividuelles Eigentum zu kenneu und die Gemarkung gemeinschaftlich be- 
nützend.*) Daher kommt es, dass die Könige Andreas II. und besonders 



*) Dies bezweifle ich und möchte hier, statt an Genealogien, an 
€onterraneos, die auch blutsfremd sein könnten, denken. 

*) Der Ausdruck „gemeinschaftlich" passt nicht, denn es ist hier keifte 



Digitized by VjOOQ IC 



Die serbische Zadruga. 285 

Bela IV. bemüht waren, wenigstens dem Eonigtume eigene Besitzungen 
und Burggebiete auszuscheiden. Darum wurden in alle Gegenden des 
Landes königliche Kommissäre entsendet, die in erster Linie die Besit- 
zungen der Privatleute von jenen der Burg- und königlichen Bediensteten, 
sowie die Güter dieser nach Rang und Stellung jedes einzelnen absonderten, 
die unter dem Schutze der Feldgemeinschaft usurpierten oder ver- 
dunkelten Besitzrechte untersuchten und die entsprechenden Besitzanteile, 
mit Grenzzeichen versehen, kommassierten, oder über dieselben, wenn der 
Betreffende mit seinen bisherigen Genossen die Feldgemeinschaft auf- 
recht zu erhalten wünschte, ihm zum immerwährenden Zeugnisse seines 
Hechtes eine Urkunde ausstellten. Diese Arbeit der königlichen Kommissäre 
nahm fast ein halbes Jahrhundert in Anspruch. Sie haben nicht der Feld- 
gemeinschaft, sondern dem Zusammensein der heterogenen Elemente ein 
Ende gemacht, aber auch das nur sehr im allgemeinen, da sie dieses an vielen 
Orten weiter zu belassen gezwungen waren. Die Burgleutc, sowie die des 
Königs, waren so sehr an die gemeinschaftliche Benutzung der ganzen 
Gemarkungen gewöhnt, dass sie, falls grössere Partien — so klagten sie 
den Kommissären — bleibend ausgeschieden werden sollten, allesamt zu 
Grunde gehen müssten** (S. 123). — 

Eine solche Kommission hat der König auch für Kroatien errichtet^), 
und daraus schliesse ich, dass es auch in Kroatien, freilich nicht in der 
ungeheueren Ueppigkeit wie in Ungarn, sondern in viel bescheideneren 
Grenzen, etwa wie in Westbulgarien, hat Gemarkungen geben müssen, 
welche unverteilt, nach freiem Okkupationsrecht der conterranei in reiner 
Individualnutzung gestanden sind. — 

Wenn wir nun wahrnehmen, dass vom weiten Norden her 
bis an die unmittelbarste Nachbarschaft, von Kleinrussland über 
Ungarn bis Westbulgarien noch in der jüngsten Zeit stellenweise 



gemeinschaftliche, sondern reine Individualnutzung wahrzunehmen: Eine 
Kutzung auf Grund eines freien und willkürlichen Okkupationsrechtes aller 
conterranei innerhalb eines nach aussen, jedem extorris verschlossenen, 
aber nach innen, den conterranei gegenüber als res nullius geltenden 
Gebietes, oder, um mit Rieh. Hildebrand (Recht u. Sitte I. Jena, 1896, 
S. 78, 80, 121 f.) zu sprechen: Kein geraeinsames Recht, kein Recht der 
Gesamtheit, sondern — was ja keineswegs dasselbe ist — nur ein Recht 
Aller oder jedes Einzelnen. 

*) 1248. Nos Stephanus, totius Sclauoniae banus . . . quod cum nos 
ad praeceptum domini regis Hungariae ad partes Croatiae ad distinguen- 
dum et separandum terras nobilium a terris castrensibus fuissemus desti- 
nati. . . . 

Arkiv za poviestnicu jugoslavensku. Knjiga XI. Uredio J. Kukuljevic 
Sakcinski. U Zagrebu, 1872. S. 121. 
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weder Gemein-, noch Sondereigen an Grund und Boden, also 
überhaupt kein Grundeigentum vorzufinden war, dann hiesse 
es, den Serben eine unmögliche Ausnahmestellung zusprechen, 
wollte man annehmen, dass es bei ihnen einst anders gewesen wäre. 
Schon die oben zitierte Angabe desProkopios: oixovai de ev xaXvßaig 
oixxQaXg dieoxi]vi]jU€voi nokkcp fiev an äkkrjXcDV, äjueißovreg de cbg rä 
nokXä Tov rfjg evoixrjoecog exaorot lOiQov benimmt uns jeden 
Zweifel. Die alten Slawen hatten demnach keine festen An- 
siedlungen und betrieben einen sehr extensiven Ackerbau: Ein Stück 
Wildland wurde gerodet, besäet und anfangs wohl schon nach 
der ersten Ernte wieder aufgegeben und dafür ein anderes Stück 
Wildland aufgebrochen, wie es bekanntlich Caesar bei den Ger- 
manen und Horaz bei den in Ungarn an der Donau sesshaften 
Geten (Taganyi S. 127) ^) vorgefunden hat. Die alten Slawen hatten 
demnach keineswegs stabile, sondern fliegende Aecker, und diesen 
musste nach gewandert werden. Die ku(5a (Gehöft), somit auch 
das selo, Dorf, waren in steter ruckweiser Bewegung, und davon 
kommt die so überaus grosse TJnstetheit auch der altserbischen 
Ansiedlungen, welche Stojan Novakoviö S. 119, 140 ff. so auf- 
gefallen ist; noch zu seinen Kinderjahren gab es in der Macva 
Kucen, welche durch Ochsen von Stelle zu Stelle übertragbar 
waren; im Jahre 1887 fand ein gewisser Milos Simonoviö eine 
leere Kuca im Dorfe Kuburice in der Novo-Pazarer Nahija, kaufte 
sie und überschob sie in das Dorf Kruzica. In dieser Gegend 
war eine Kuöa nicht über 200 — 300 Groschen wert (Nov. 140). 
Unter denselben Gesichtspunkt gehört auch die von Novakovi6 
116 ff. ausführlich behandelte Erscheinung, dass bei den alten 
Serben der Boden nicht unter die einzelnen Ortschaften abgemarkt 



Et rigidi Getae 
Immetata quibus jugera liberas 

Fruges et cererem ferunt; 
Nee cultura placet longior annua 

Defunctusque laboribus 
Aequali recreat sorte vicarius. 

Horatius Od. III, 23. 
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war, sondern dass erst einige, oft viele Ortschaften zusammen 
Eine gemeinsame Gemarkung (chatar) hatten, innerhalb welcher 
es keine weitere Abgrenzung gab^). Der Hauptort eines chatar 
heisst selo, Dorf, jede der übrigen Ortschaften ist ein zaselje 
oder zaselak, was ich deswegen nicht in „Weiler" übersetzen 
mag, weil einige davon recht gross und volkreich waren. 

Der chatar muss ursprünglich Revier gewesen sein, inner- 
halb dessen nur den conterranei ein freies Okkupationsrecht zu- 
stand, wie wir es zunächst von Westbulgarien, Ungarn und Klein- 
russland her kennen gelernt haben. Jeder conterraneus, jede Ku6a 
okkupierte auch später noch, so lange Ueberfluss an Boden vor- 
handen war, ad hoc so viel, als sie notwendig hatte; dies galt aber 
nicht nur von der Bauernschaft, sondern auch von den Herren. 
Diese hatten ursprünglich und stellenweise noch in späten 
Zeiten ebensowenig wie die Bauernschaft festbegrenztes Sonder- 
eigen, vielmehr okkupierten sie ebenfalls immer nur ad hoc, 
neben der Bauernschaft, den nötigen Ackergrund. Weil aber die 
herrschaftlichen Aecker zum Teil durch die rabota der Zins- 
bauern, der „Leute", „Serben", „Meropchen", bestellt wurden, 
dagegen diese rabota der Zinsbauern sehr genau gemessen war, 
über welche hinaus der Herr nichts fordern durfte, dann blieb 
nichts anderes übrig, als eine fixe Quote zu bestimmen, wie 
viel von den zur Saat okkupierten Ländereien dem Herrn zu- 
zufallen habe. Diese Quote war allgemein bekannt und als 
solche auch bei Stiftungen vorausgesetzt. Nur — so viel mir 

^) Es ist merkwürdig, dass man für das innerhalb einer solchen 
Gemarkung liegende Gebiet keinen gemeinslawischen Ausdruck hat und 
sich des fremden Terminus ohatar (kroatisch und slowenisch kotar, 
bei den Slowaken Oberungarns chotär, magyarisch hatdr, rumänisch 
chotar) bedient; in den Urkunden liest man auch den griechischen Aus- 
druck sinor {ovvoqoq) nnd meteh (juetoxiov)» 

Miklosich, Etymologisches Wörterbuch der slavischen Sprachen, 
"Wien, 1886 8. 86, erwähnt einer Erklärung des Wortes chatar aus „alt- 
hochdeutsch huntari, Abtheilung eines Gaues". Diese Erklärung halte 
ich für sehr 'i^ahrscheinlich, weil huntari ebenso wie chatar ohne Zweifel 
ursprünglich Weiderevier war. 
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bekannt — Ein ChrysobuU, laut welchem König Stefan Dragutin 
(1276 — 1281) einige Dörfer dem Cbilandarer Kloster geschenkt 
hat, enthält die für uns so lehrreiche Angabe : „Und die Dörfer, 
welche ich, der König, dem heil. Gotteshause hinzugeschenkt 
habe, vom Ackerlande dem Gotteshause die Hälfte und 
den Leuten die Hälfte" (zemlje crkvi poloviua a Ijudem 
polovina) ^). Auf dem Land der herrschaftlichen Hälfte des 
Landesherrn, oder der Kirche, oder eines vlastelin (Adeligen) 
sass der Mann zu einem ganz andern Recht, als auf dem der 
bäuerlichen Hälfte, wie uns schon das durch die bekannten An- 
gaben über den stistnik berühmte ChrysobuU König Vladislavs 
(1234 — 1242 c.) belehrt: Die rabota der sokalnici ist: Sokalnik 
Blazujj Gradichna, Nalesko, Dragija, . . . (welche schon bei der 
Gründung des Klosters mit den Mönchen gekommen sind), solange 
sie Land vom Gotteshause (crkvnu zemlju) inne haben, sollen sie 
raboten, was ihnen der Vorstand des Gotteshauses befiehlt; falls 
sie aber Land von den „Leuten^ nehmen (od Ijudi zemlju, 
uzmu) dann haben sie die sokalnikische rabota zu raboten, also 
standesgemäss. Nun wird diese rabota hergezählt, sie ist 
namhaft kleiner als die der „Leute", „Serben", „Meropchen" ^). 
Dieselben Zustände waren dereinst auch in der Zeta, dem 
spätem Montenegro. Im ChrysobuU vom Jahre 1485, mit welchem 
Ivan Crnojevic, gospodar Zetski (Herr der Zeta) — der Ivanbeg 
der Volkslieder — Kirche und Kloster Mariae Geburt in Cetinje 
stiftet^), begegnen wir ebenfalls dem Herrenlande und dem 
Volksland (Kmetstina): 

*) CnoMCHnK. III. S. 11. Der einen oder der andern „Hälfte" geschieht 
auch noch in mehreren änderen ChrysobuUen Erwähnung. Siehe mein Slovo 
o zddruze S. 61 (23) ff. 

^ ibid. S. 7. 

') Miklosich, Monumenta Serbica. Viennae, 1858. S. 530 ff. —- Mit 
Berichtigungen bei Rovinskij, I. S. 766 ff. 

Für die bei der Behandlung namentlich der montenegrinischen Ur- 
kunden erhaltenen Auskünfte und Belehrungen bin ich dem Herrn Prof. 
Constantin JireSek und dem Herrn Prof. K. Strekelj zu besonderm 
Danke verpflichtet. 
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. . . Und überdies schenkte ich der Kirche allesj was die Ostojiöi 
(Ostoja's Söhne) Ratko mit dem Bruder und den Neffen besessen haben . . . , 
sei es Ackergrund (zemlja) oder Bebengrund (lozje) oder Wald oder Wasser j 
alles^ wofür ich ihnen . . . Acker für Acker und Bebengrund für Beben- 
grund, und Baum für Baum (dub za dub) zum Tausche gab für immer 
und in Erbeigentum (u bahinü) . . . Und was an Hof ackern {kuöne 
zemlje) der Ostojiti war, das alles, bestimmten wir, es seien Hof gründe 
der Kirche (st upo vi crkovni). Was jedoch Bauernland (kmetstina) 
ist, dort sollen Kmeten der Kirche angesiedelt werden. Und überdies schenkte 
ich Strugari in ihren Grenzen mit ihrer Mark (s metehom njih), dass dort 
Kmeten der Kirche sitzen, die der Kirche roboten. Und so verfügten wir 
jür die Kmeten, welche sich auf der Kirchenbastina ansiedeln werden 
. . . dass sie niemandem irgend eine landesfürstliche Steuer {ni jednoga 
danka gospockoga) leisten, noch dass jemand das Becht habe, sie zu wessen 
immer rabota zu verhalten, sondern blos die Kirche zu ihrer rabota. 
Und sie sollen gänzlich Bobotleute der Kirche sein. Und überdies sollen 
sie der Kirche jede ku6a zu drei Eimer Wein geben und je einen star 
(ital. stajo, Scheffel) /wohl Sommer-] Weizen und einen zweiten star Hinter- 
getreide, *) 

Und weiter schenkte ich unsere Erbalpe (planinu naiu baltinsku) 
Lovcen, was immer an ackerbaren Gründen ist, alles, mag die Kirche sie 
selbst bestellen, oder sie auf Zins (na dohofke) vergeben. Und wer immer 
auf Zins . . . Getreide säen würde, der foU der Kirche den vierten Teil 
geben .... Und es soll niemand säen ohne Befragung (bez uprosa) des 
Klostervorstandes ...*). 



*) In einer spätem im Cetinjer Kloster bewahrten Abschrift befindet 
sich auf dieser Stelle folgendes lehrreiche Einschiebsel: 

Und von den Tausch gründen des Batko Ostojiö , . . bei St. Thekla 
12 Quart (kvarat) Aussaat Weizen; und unterhalb von Batko' s Gehöft 
(kuciste) 2 star und 2 Sechser (sestak) Aussaat Weizen und rings um 
den Acker eine peca (a d. lat. petia) Waldes (dubrava); und in Ko§uca 
gegen einen star und ein Viertelchen (cetvrtanic) Aussaat; und wo Batko 
an der Grenze Bebe gepflanzt hat, je nach dem sie gedieh, pflegte man 
höchstens 55 und zumindest 30 Eimer Wein zu lesen. Und oberhalb 
Batko 's Garten ein Stück Waldes ; und zwei Zinsbauernhöfe (kmetstmi) 
Eatko's, auf denen ^ikola der Schmied und Vukota Krivokuöa sitzen, 
beide diese Kmeten der Kirche mit Erbgütern (s baltinami), die sollen 
Kmeten sein wie auch die Strugari .... Und ich schenke den Bade Fribis- 
lalic mitsamt Kindern und mit baUina, und den Badonja Mrksiö. 

*) Einschiebsel in der oben angeführten Abschrift : . . . Und alles was 
sich da an Ackergründen (zemlb rabotnieh) und an Heuschlägen befindet, 
ob Getreide, ob Heu, davon gehört der vierte Teil der Kirche; vom Gereuth 
(laz, als Gegensatz zu den Ackergründen) jedoch der siebente Teil, Sollte 
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Und unter denselben Bedingungen schenkte ich die Zinse vom ohem 
Cetinjerfelde . . . ., wer säet, der gehe der Kirche den vierten Teil, 
Und es ackere (da) niemand ohne Befragung des Obern .... Und teer 
ohne Erlaubnis . . . säen tvürde .... am Lovöen oder auf Cetinje, dem kann 
die Kirche das Getreide nehmen, alles was da wäre, und seine Mühe soll 
vergebens sein. Und solches war Brauch (zakon) für einen jeden, der am 
Lovöen oder Cetinje säete, während wir es besessen haben: es wurde der 
dritte Teil als Zins gereicht. Nun haben wir aber verfügt, dass der 
vierte Teil der Kirche zu geben seiy den jeder selbst in das Kloster zu 
bringen habe .... Und noch schenkte ich einen stup [m. E. = grössern Block] 
Acker . . . welchen mir Burad Mrksic für 60 Perper verpfändet hat ; wenn 
ihn Burad wird für sich lösen (ptkupiti) können, aber für niemand andern, 
dann hat er der Kirche 60 Perper zu geben und den Acker soll er für 
sich zurücknehmen. Wollte er ihn jedoch von der Kirche lösen, um ihn 
einem andern zu verkaufen, dann ist er nicht berechtigt, ihn zu lösen. Und 
iceiter schenkte ich einen zweiten stup Acker . . . den mir Ostoja Rado- 
3aliö und Burad Mrksiö . . . [unter denselben Bedingungen] verpfändet 
haben . . . Und weiter schenkte ich von unserm Zoll zu Cattaro 
1 Perper . . alljährlich . . . Und weiter schenkte ich von unseren Salz- 
loerken 20 grosse Kübel Salz . . . Und noch schenkte ich unser herkömm- 
liches Holz zu Christi Geburt, toelches die von Yrela und die von Ugnji 
pn das Kloster] zuzutragen haben, jede Kuca je 90 Lasten . , . .^). 

In der Bestätigungsurkunde der Söhne des Stifters, Durad und Stefan 
Crnoje viel vom Jahre 1495') werden zuerst die Grenzen genau beschrieben, 
mit deren Begehung 24 boljare betraut wurden „und mit ihnen sandten 
ioir Einen von unseren boljaren und von unserm Hofe'^ .... Weiter 
lesen wir: 

Und noch Kmeten schenkte der gospodin (Herr) Burad und Stefan 
auf [dem] Cetinjefr Felde]: Beladin Humac mit baltina und mit Kindern, 
nuf dass sie das Vieh der Kirche . . . weiden. Und in Zagora den Bojko 
Badovanovic mit Kindern und mit baltina, und den Pä6ko Parac mit 



jemand eigenmächtig innerhalb jener Grenzen Getreide säen oder Heu 
schlagen oder einen laz roden oder [ein Stück] Wald zu einer „haluga" 
abstocken (nocieie Jinech y xaiyry), ohne Befragung der Kirche, dann soll 
ihm die Kirche alles nehmen .... Und ich schenkte den Branko Rado- 
jeviö mit zwei Brüdern und setzte sie zu Kmeten der Kirche und die 
sollen keine Steuer leisten^ noch jemandem roboten, sondern der Kirche allein 
sollen sie rabotnici sein, und der Kirche jede Kuöa zu drei Eimern Wein 
jährlich geben .... 

*) Die Abschrift enthält hier ein Einschiebsel, wonach der Stifter 
j,mit allen meinen Edelleuten und Unterthanen (sa vasemi mojimi vlasteli 
i podanici naUmi)'^ die Schenkung beschwört .... 

*) Rovinskij, I. 727 f. 
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Kindern, daas sie gänzliche rabotnici der Kirche sind und ihr jährlich 
je drei Eimer Wein , . . zinsen; und in Gomje Dobro das Lehen (ruko- 
danje)f welches unsere Vorderen (dedi naSi) dem Mihajlo Piper gegeben 
haben und unser Vater ob Hochverraths (za neveru) für sich eingezogen und 
besessen hat und nachher gaben unr es der Kirche .... 

Yon denselben Söhnen des gospodar Ivan Crnojeyic hat sich noch 
folgende Urkunde vom Jahre 1492 erhalten (Hovinskij I, 726 f.): 

. . . Nachdem Badonja Laloviö und sein Sohn Ivan den Jovanac, des 
Fopen Bolasin Sohn getötet hohen ^ welcher weder ihr Blut schuldig er 
(krvnih ^))j noch [überhaupt] ein Schuldner (dul^nik) gewesen ist, und dieses 
Frevels wegen gedachten wir ihm auch der früheren Frevel, die ihm ver- 
ziehen worden waren und unr erklärten den Badonja und seinen Sohn für 
landesverwiesen; und die pronija^), auf der sie gesessen sind auf unserm 
selo, in Orahov-Zjut, diese pronija zogen wir zur Halbscheid mit Grubiievic 
und dessen Vetter Badan Baloievit ein, Badonja* s Theil dieser pronija . . . 
schenkten wir dem Söepan, des Nikola Goluboviö Sohn, von MalonliH, es 
sei Weingarten, oder Heuschlag, oder Feld oder Au oder Wasser^ alles 



^) Näheres über den krvnik und die Blutrache überhaupt siehe: 
Friedrich S. Krauss, Sitte und Brauch der Südslaven. Wien, 1885. S. 39. 
— Miklosich in den Denkschriften d. kais. Akademie d.W., phil. bist. Cl. 
XXVI. Wien, 1888. — Vesnic, in der Zeitschrift f. vergl. Rechtswissen- 
schaft, VIII. u. IX. Bd. Stuttgart 1889, 1891. 

*) A. d. griech. jigovoia, in der Bedeutung Eriegslehen, dasselbe, was 
im byzantinischen Reich bis zu dessen Untergange das Soldgut, oTQaumuxov 
xzrjina war (Zachariae von Lingenthal, Geschichte des griechisch- 
romischen Rechts, § 63). Kaiser Dusan bestimmt in seinem Gesetzbuche 
Art. 59 (nach St. Novakovics zweiter Ausgabe v. J. 1898): Die pronija darf 
niemand verkaufen noch kaufen, der keine baStina (Grundeigen) besitzt. 
Vom pronij arischen Grund und Boden darf iiiemand etwas der Kirche dar- 
bringen (podloziti); bringt er dar, so soll es keine Bechtskraft haben. Als 
pronija konnte vom Monarchen jede Art Grundstück geschenkt werden, sowie 
auch jede Art Leistung der gemeinfreien Bauern, der Meropchen ,„Serben*', 
denen Art. 68 desselben Zakonik vorschreibt: Den Meropchen Gesetz für 
das ganze Beich: wöchentlich zivei Tage dem pronij ar zu raboien und 
ihm jährlich eine kaiserliche Perper zu reichen , , . [folgt die Herzählung 
der kleineren Dienste]. Unter der Türkenherrschaft lebte die jtQovoia als 
z i j a m e t und t i m a r (siehe oben S. 268 f.), Kriegslehen eines s p a h i , weiter 
fort(Vergl.9.H.ycneHCKift, SHanepie BinaHTittcKoÄ h lOjKHocjiaBaHCKoö npuHiH, 
im CöopHHK'L craTeö no cjiaBaHOB'fe;;'feHiK). C.-neTep6ypn>, 1883. — Ct. 
HoBaKOBHli, IIpoHHJapii H 6alIITlIHH^H (cnaxHJe h HHT.iyK-caxHÖiije), als Beitrag 
zur Geschichte des Grundeigens in Serbien im XIII.— XIX. Jahrhundert, 
als Nr. 1 der Publikation d. Kgl. serb. Akademie: »FJIAC«. Beorp^a, 1887). 

Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 20 
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schenkten wir dem genannten Scepan zu einer pröija^), dass sie sein sei zu 
ewiger bastina,ihmund seinen Kachkommen,wie es schon inunserer erstenVer- 
schreibung verschrieben und bestätigt steht; und von der angeführten pronija 
hat er nichts zu leisten, als blos einen Dukaten jährlich dem Landesherrn zu 
reichen, und auch das gaben wir ihm zurpröija undjür seine treuen Dienste, 
die er unserm Vater (hier fälschlich: praroditelju) und uns geleistet. Und so 
bitten wir und beschwören jeden, der nach uns in diesem Lande herrschen 
wird, diese unsere Verleihung (danje) nicht anfzuheben, sie vielmehr zu be- 
stätigen, auf dass man euch . , , in Treue diene von der pronija, der des 
Grubiseviö und des Söepan Nikoliö . . . [Folgt die Beschreibung der 
Grenze]. Und dessen Zeugen: Meine milostnici Vuk Doöevic, Nikola Silja- 
novit; und der pristav Radosav Junakovic, unser dvorodrzca (wörtlich: 
Hofhalter); und da waren auch die vlasteli (Edelleute), welche die Grenze 
begangen haben (folgen acht Namen). 

Hier noch eine Urkunde Skenderbegs, dritten Sohnes des Ivan Cmojevic: 
1527. Bei dem Kaiser Sultan Sulejman. Vor mir, dem Skenderbeg 
Cmojevic, dem Sandzak von Crnagora, erschien der Igumen von St. Nikola 
zu Vranjina und die Mönche . . . und beschwerten sich . . . über Grenz- 
verletzung . . . Nachher nahm ich, der gospodar, den Kadi des Kaisers"^ 
und wir gingen nach Vir (Virbazar, so. v. Cetinje am Scutarisee) und versam- 
melten 24 Edelleute (vlastela) von ganz Crvnica (der Bezirk Crmnica er- 
streckt sich westlich von Virbazar) und verpflichteten sie eidlich bei Gott 
und ihren Seelen, zu weisen, wo die Grenzen sind . . . [folgt die 
Grenzbeschreibung]. Und so hat die Kommission [?] der Kmeten befunden 
(kmctb o6Hal)ome) und vor uns gewiesen (noKaaaiue), und wir mit dem Kadi 
fällten das Urteil . . . [folgen 8 Zeugen , darunter 4 Mahomedaner. — 
Rovinskij, I, 734]. 

In Montenegro giebt es bekanntlich heutzutage keinen Adel, 
das in keine Stände differenzierte Volk ist in Stämme (pleraena) 
und Sippen (bratstva) gegliedert. Angesichts jeder der oben 
verzeichneten Urkunden muss jedoch der Glaube aufgegeben 
werden, die montenegrinische liberte, egalite sei etwas ursprüng- 
liches. Nein, denn es gab, ebenso wie in dem übrigen Serbien, auch 
in Montenegro einen Adel, 'welcher zumindest teilweise aus 
Lehenträgern bestand; das Dienstlehen, pronija, ruko- 
danje, war erblich, konnte aber durch Frevel eingebüsst und 
einem andern verliehen werden. Den Boden Montenegros 
teilten sich Grundherrschaften und er zerfiel in Herrenland, die 



^) prcija, älter pricija, a. d. griech. ngoixiov^ dos. 
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herrschaftliche bastina, und Volkland, die kmetstina, bäuerliche 
bastina. Auf der letzteren sassen kmetije — dasselbe was in 
Serbien die Srblji, meropsi, Ijudje — , die von ihrer bastina zu 
Zinsen und auf der herrschaftlichen bastina zu roboten hatten. 
Gezinst wurde, wie uns die Cetinjer Stiftungsurkunde lehrt, 
auch in Montenegro nach Kuöen, nach Rauchstellen — also 
diiunina! — und die Roboten waren auch dort vermutlich 
nach dem Herkommen gemessene, wenn auch nicht verbuchte^). 



^) Nicht nur die soziale, sondern auch die politische Geschichte Monte- 
negros lag bis unlängst noch ganz im Dunkel, und in der deutschen Wissen- 
schaft begegnet man über diesen Gegenstand noch vielfach ganz verkehrten 
Vorstellungen. Constantin JireÖek, der beste Kenner und nüchternste 
Forscher auf dem Gebiete der südslawischen Vorzeit, stellt die ältere 
Geschichte von Montenegro in Ottüv Slovnik Naufcn^, VI. V Praze 
1893, S. 609 so dar: 

Man behauptet gewöhnlich, dass nach dem Falle der Dynastie der 
Cmojevici [also seit d. J. 1516] sofort die weltliche Herrschaft der Cetinjer 
Metropoliten, Vladiken, eingetreten sei. Nach [gleichzeitigen Urkunden 
entwickelte sie sich jedoch erst fast zwei Jahrhunderte später. In- 
zwischen stand das Land mehr oder weniger unter türkiätf'her Herrschaft. 
Montenegros Stütze war die Nachbarschaft der Venezianer an der Küste, 
in Cattaro, Budua und bis 1571 auch in Antivari und Dulcigno. Die Gegend 
Grbalj oder Zupa zwischen Cattaro und Budua war damals jedoch in türkischen 
Händen. Der „K a d i 1 u k" Montenegro war dem Sandzakbeg von Scutari . . . 
untergeordnet. [Eine Urkunde a. d. zweiten Hälfte des XVII. Jahrhunderts 
sagt: „, . . im Kloster zu Cetinjer das unier dem montenegrinischen Kadiluk 
steht,,," Starine, XIX. U Zagrebu, 1887. S. 260)]. Die Würde eines 
vojvoda bei einzelnen Stämmen (plemena), mit welcher das Eichteramt 
verbunden war, wurde von den Türken an christliche Anführer in Pacht 
gegeben [Bolizza — siehe oben S. 223 Anm. — erzählt: Hanno sortito 
nome di ribelli questi montanari (Bjelopavlici, KuU, Bratonozicif Plav, 
Hoti, Vasojeviöi, Piperi, Zlaticüf Repsa, Scarglia, Kastrati), per che 
da pochi anni in qua non permettono, che alcuno delli provigionati 
suddetti entri fra di loro per dargli Vordinario censo. Non admettono 
parimenti li voivode, che sono esecutor di giustizia, e per dir meglio jus- 
dicenti, che castigano ogn' uno per li demeriti all' uso turchesco, che quelli, 
che peccano in alcuna enormitä, vengono castigati nella robba, per il piH 
pagano la gloha^ cioh la condanna alli vaivoda, che comprando il voivodato 
dal sangiacco da t/e mesi in tre mesi, rapresenta la persona sua nel paese 
(Star ine, XII. 1880. S. 180 f.)]. Im Lande gab es auch Spahi [türkische 
' Lehenareiter] , teils Christen, teils Türken in umliegenden Städten, welche 

20* 
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Noch Ende des XV. Jahrhunderts gab es im Herzen Monte- 
negros weite Flächen — nicht nur an Bergabhängen (Lovöen), 
sondern auch auf dem Cetinjer Felde — , auf welchen noch sehr 
extensiv gewirtschaftet wurde, durch Okkupation ad hoc, freilich 
gebunden an Befragung des Grundherrn, welcher Zinsungen dafür 
einhob; nach einem oder wenigen Jahren wurde das okkupierte 
Stück ohne Zweifel aufgegeben und ein anderes aufgebrochen. 
Dieser fortgesetzt geübten extensiven Bewirtschaftung ist die 
heutige Sterilität so weiter Flächen Landes mit zuzuschreiben, 
in dieser Devastation liegt die Antwort auf die Frage Rovinskijs, 



von den Bergstätomen Zinse bezogen [ibid. S. 180]. Wir haben Urkunden 
über Grundstücke und Grenzen, von türkischen Würdenträgern, dem Metro- 
politen und Klöstern ausgestellt. Aus anderen Urkunden erhellt, dass einzelne 
Stämme (plemena) verpflichtet w aren, den Türken zu Kriegsdiensten kleine Hilfs- 
^truppen zu stellen [Starine, X. 1878. S. 19 ff.]. Aber die türkische Herrschaft 
war dabei sehr hinfällig, die Montenegriner geriethen bei jedem venezianisch- 
türkischen Kriege in Bewegung . . . Der Metropolit [vladika] von Cetinje 
war nur kirchlfche Obrigkeit [Bolizza: Questo prelato come metropolita 
commanda a tutti gli habitanti di Montenegro nel 8pirituale{BtATin e,Xn. 
169)]; weltliches Oberhaupt war [zu Bolizza's Zeiten] der „spahi" VukoRaj6ev 
[ibid. S. 168 und 169: Vuco Baizcev, che e capo di tutto Monte Negro iu" 
titolato spachi, percM ha oitenuto in dominio dalla corte in Constanti' 
nopoli . . .] in Ljubotinj [so. v. Cetinje]. In den Burgen Zabljak und Medun 
befehligten türkische Dizdare [ibid. S. 168], bei Podgorica war das Sommer- 
lager des Sandzakbeg von Scutari [ibid. S. 180], Das östliche Gebirgsland 
[des heutigen Montenegro] hiess damals schon Brda; dort sassen die ortho- 
doxen Serbenstämme der Bjelopavlici, Piperi, Bratonozici und Vasojevici, 
sowie auch die katholischen Albanesenstämme KuÖi (heute serbisiert) und 
Klimenti ... In dem grossen Kriege 1683— 1699 schlössen sich die Monte- 
negriner Venedig an und blieben in vielen . . . Treffen Sieger . . . Damals 
betrachteten sie sich bereits als venezianische Unterthanen. An ihrer Spitze 
;8tanden „Knezen, Starjesinenund das ganze höchansehnliche montenegrinische 
•Consilium'* : So z.B. melden 1694 ,,M knezovi, i starjesine, i vas poStovani 
jsbor crnogorskV dem venezianischen Sopraprovidur von Cattaro den Tod 
des Vladika Visarion und dass wir Savatij „zu unserem Seelenhirten und 
starjeUna'^ (za na§ega pastira dusevnago i starjesinu) an dessen 
Stelle eriüählt ,.. haben" (Starine, X. 24 f.)]. Der Metropolit Danilo 
Petrovic aus Njegosi — 1697 — 1735 — erwarb sich ein hohes Ansehen und 
wurde bald auch weltliches Oberhaupt. 
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der die Angaben der oben in Bruchstücken mitgeteilten Ur- 
kunden an Ort und Stelle untersucht hat: 

„Wohin sind die Bäche verschwunden, welche Mühlen ge- 
trieben haben und über die man nur auf Brücken setzen konnte? 
Wo sind die Wälder und Auen, durch welche Reichtümer an Wasser 
gebunden wurden? Alles das hat die schonungslose Hand des 
Menschen vernichtet! . . . .^y 

Wenn wir nun die heutige Zadruga, als coUectivite inter- 
familiale, und die angebliche Rechtsanschauung des Volkes, que 
le fils est zadrugar (membre de communaute) de son pere, unter 
die Sonde der eben geschilderten Zustände im alten Serbien zur 
Zeit der extensiven okkupatorischen Wirtschaft oder auch nur der 
westbulgarischen Zustände bis zum Jahre 1868 stellen, dann muss 
sowohl die ganze coUectivite interfamiliale, als auch der Sohn 
als Zadrugar seines Vaters in Nichts zerfliessen, denn irgend eine 
coUectivite an Grund und Boden ist da überhaupt noch nicht 
vorhanden, und der Sohn kann die Forderung, dass ihm irgend 
ein ImmobUiarerbteil ausgefolgt werde, nicht einmal stellen, 
weil der Vater an Grund und Boden selbst nichts sein eigen 
nennt, wovon er ihm was abtreten könnte. Der nach seiner 
Verheiratung selbständig gewordene Sohn bedarf dergleichen 
garnicht, denn er hat dasselbe Recht der freien Okkupation, wie 
sein Vater und jeder andere Meropche, als conterraneus des 
heimatlichen chatar. Es steht im Bereiche des byzantinischen 
Steuersystems weder in der Macht des Vaters , noch in der des 



^) RoYinskij,!. 8.776. Nach seinen Untersuchungen gehören die in 
den Urkunden genannten Landstücke bis jetzt dem Kloster, und auf ihnen 
steht jetzt der Hauptort Cetinje, dessen Einwohner sie bebauen. Einen be- 
deutenden Teil davon eigneten sich Leute zu Sondereigen an, worüber in 
der obengenannten interpolierten Abschrift der Stiftungsurkunde auch geklagt 
wird. Die Eirchenkmeten wurden mit der Zeit freie Grundbesitzer, und aus 
dem kirchlichen, zuvor Ivanbegischen Dobro gestaltete sich das heutige Dobrsko 
selo, unmittelbar sÖ. von Cetinje. Humci, die einstigen Hirten der Kirche, 
sind ebenfalls eine freie bäuerliche Gemeinde geworden (gleich nw. vou 
Cetinje) . . . ibid. S. 777. 
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Sohaes, nach Belieben zusammenzubleiben oder sich zu trennen, 
das bestimmen die ehernen Finanzgesetze des Reiches, gegen 
welche, wenn sie stramm gehandhabt werden, der Bauernwille 
einfach ohnmächtig ist. 

Und das von Ducic geleugnete und von Bogisic behauptete 
bedingungslose Recht des montenegrinischen Sohnes auf Ab- 
schichtung und Ausfolgung des Erbteiles steht mit irgend einem 
Agrarkommunismus in gar keinem ursächlichen Zusammenhang, 
sondern durfte eher noch von der Stufe des Hirtenlebens 
herstammen und zwar als eine durch längern Usus allmälig rechts- 
verbindlich gewordene einstige Gepflogenheit, dass der Vater den er- 
wachsenen Sohn, sobald er ihm vielleicht irgendwie lästig geworden, 
mit Vermögen, vor allem mit Vieh (= pecunia!) ausstattete — 
Ausstattungist ja kein Erbteil! — ohne dass dieser thatsächlichen 
Gepflogenheit von allem Anfange an ein erbrechtlicher Anspruch 
von Seiten des Sohnes zu Grunde gelegen wäre. Auf der Stufe 
des Hirtenlebens dauert die väterliche Gewalt immer nur so- 
lange, bis der Sohn erwachsen ist, wie Richard Hilde brand an 
einer Reihe von Beispielen so überzeugend nachgewiesen hat^). 



^) Richard Hildebrand, Recht und Sitte auf den verschiedenen 
wirtschaftlichen Kulturstufen. I. Jena, 1896. S. 33 f.: 

„So dauert auch auf der Stufe des Hirtenlebens die 
väterliche Gewalt immer nur so lange, bis der Sohn er- 
wachsen ist.** 

S. Michaelis, Mosaisches Recht. II. Frankfurt a. M. 1772. S. 82: 
„Wir sehen es an Jacobs und Esaus Beispielen, die ihre eigene Haus- 
baltung abgesondert von Isaak anfangen." 

Radioff, Aus Sibirien. I. Leipzig, 1884. S. 416: „Der reiche Kirgise 
«ucht bei seinen Lebzeiten die älteren Söhne selbständig zu machen und 
zwar teilt er seinem ältesten Sohn einen grossen Teil seines Viehs zu." 

Pallas, Sammlungen histor. Nachrichten über die mongolischen 
Völkerschaften. I. Petersburg, 1776. S. 194: „Sobald ein Jüngling heran- 
gewachsen ist und für sich selbst schaffen kann, steht er nicht mehr 
unter der Gewalt seines Vaters und kann sich, wenn es ihn gelüstet, mit 
Abforderung eines Anteils der Herde von ihm gänzlich trennen." 

Burckhardt, Bemerkungen über die Beduinen und Wahaby. Weimar, 
1831. S. 92 über die Beduinen: „Wenn ein Sohn die Jahre der Reife er- 
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Auch auf dem Gebiete des eigentlichen Montenegro muss 
es noch in verhältnismässig späten Jahrhunderten reine Hirten, 
wie man sie heutzutage auf der Balkanhalbinsel sonst noch vor- 
findet, gegeben haben, unter ihnen etwa die Njegosi in den 
hoebgelegenen Katuni, der Katunska nahija, wie dies schon 
der Name hinreichend beweist, denn katun bedeutet auf dem 
Balkan ein Wlachendorf ^), also eine Horde, Lager Wanderhirten. 
In Montenegro bedeutet „katun'* ein Weiderevier und auch die 
innerhalb desselben befindliche Gesamtheit der Sennen, kolibi ^). 

Aber auch in dem so kleinen ursprünglichen Montenegro 
giebt es nebstdem fruchtbare, für den Ackerbau wie geschaifene 
Landstriche. Eine solche Vielgestaltigkeit des Bodens muss sich 
auch im ganzen Volksdasein widerspiegeln, es muss da, auf einem 
engen Räume zusammengedrängt, gar mannigfaltige Rechtsgewohn- 
heiten gegeben haben, und vielleicht hat in der Frage des Sohnes- 
rechtes Bogisiö ebenso Recht, wie Duciö, jeder innerhalb eines 
gewissen Landstriches, keiner in der behaupteten Allgemeinheit. 

Wir haben oben drei Angaben über die montenegrinische 
Zadruga vernommen: Duciö sagt, es gebe keine, Bogisiö be- 
hauptet, es gebe ihrer genug, Ernest Miler will wissen, am 
üppigsten blühe die Zadruga gerade hier. Und weil namentlich 
in der deutschen Wissenschaft der Glaube festgewurzelt ist, die 
Crna Gora sei ein wahres Eldorado des Geschlechtskommunismus 
und fügen wir noch hinzu: der grössten Rechtlosigkeit der Frau 
dem Manne gegenüber, so darf nichts unversucht bleiben, der 
Sache auf den Grund zu kommen, zumal die unzweifelhafte 

langt hat, giebt ihm sein Vater in der Regel eine Stute oder ein Kamel, 
damit er sein Glück auf Raubzügen versuchen möge. Alle Beute, welche 
ihm zu teil wird, ist sein Eigentum, und der Vater kann sie ihm nicht 
nehmen.** 

„Sodass also von einem eigentlichen Patriarchentum auf der Stufe des 
Hirtenlebens noch keine Rede sein kann. 

Dieses kommt erst bei Völkern vor, welche schon Ackerbau betreiben.^ 

*) Constantin JireCek, Das Fürstentum Bulgarien. "Wien, 1891. S. 11 i), 
Anm. 1. 

^ Rovinskij, IL 1. S. 659. 
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montenegriöische Stammesverfassung von heute, mitsamt dem 
fraglichen Geschlechtskommunismus vielfach zur Aufklärung 
primitiver Volkszustände auch nicht slawischer Völker heran- 
gezogen wird. 

Es wird daher wohl am Platze sein, noch Einen Gewährs- 
mann ausführlich anzuhören, welcher während seines vieljährigen 
Aufenthaltes in Montenegro immer wieder das Ländchen zu Fuss 
und zu Ross bereiste, „auf dass er -— heisst es im Almanab 
„Opao" für das Jahr 1894 — nicht allein jeden Menschen,, 
sondern geradezu auch jeden Stein kennen lerne''. 

Es ist dies der von uns wiederholt genannte Russe Pavel 
ApoUonovic Rovinskij, welcher sich mit unserer Frage im 
zweiten, im Jahre 1897 erschienenen Bande seiner „Cernogorija 
in ihrer Vergangenheit und Gegenwart" eingehend beschäftigt. 

Rovinskij betont zunächst — was man auch schon früher 
gewusst hat — dass der Ausdruck zadruga in der Bedeu- 
tung einer Grossfamilie (bi» cMHCjrb Sojitmofi ccmle) oder Familien- 
gemeinschaft (ßjm ceMeÄHoÄ oÖnpHu) in Montenegro unbekannt 
5ei, ja dass Grossfamilien im eigentlichen Montenegro heutzutage 
nicht vorkommen; anzutreffen seien sie noch in den neu- 
erworbenen Gebieten, wie : Banjani, Rudine, Piva, Drobnjaci ^). 
" Jetzt erst vermag man die wortkarge Auskunft des bekannten 
hercegovinischen Insurgentenführers, vojvoda Luka Vukalovic, 
auf die 132. Frage des Bogisiöischen Fragebogens^) zu ver- 



^) Rovinskij, II. 1. S. XIX. 

*) Versendet wurde dieser Fragebogen in den sechziger Jahren. Er 
besteht aus 352 Fragen, die sich auf alle Gebiete der Bechtsgewohnheitea 
der Südslawen erstrecken. Einen Teil der eingelaufenen Antworten — von 
sehr ungleichem VSTerte — veröffentlichte Bogisic in dem fundamentalen 
aber mit grösster Vorsicht zu benutzenden Werke: Gragja u odgovorima 
iz razliönih krajeva slovenskoga juga, osnovao, skupio, uredio V. Bogisic» 
XJ Zagrebu 1874. LXXIV, 714 SS. Auch mit dem Titel; Celle ctio con- 
suetudinum juris apud Slavos meridionales etiamnum vigentium. Zbornik 
sadasnjih pravnih obiSaja u juznih Slovena. Knjiga I. 

TJeber Montenegro haben — leider nur so nebenbei und ebenfalls 
ganz ungebührlich generalisierend — zwei Kenner berichtet: der unermüd- 



Digitized by VjOOQ IC 



Die serbische Zadruga. 299 

stehen, ob das Volk mehr der Zadruga oder der Teilung zu- 
neige: ^In neuerer Zeit fing in dem Teile von Hercegovina, 
der an Montenegro angrenzt (u Hrcegovinu, pogranicnu Cmoj 
Gori), eine gewisse Neigung zum Teilen einzudringen an. . ...^i 
vromit implicite gesagt wird, dass in der angrenzenden Katunska 
nahija, die zu dem ältesten Bestände Montenegros gehört, die 
Teilung gang und gebe ist. 

Die Bevölkerungsstatistik Montenegros harrt noch ihres Be- 
arbeiters und bloss der verstorbene Bischof der Eparchie von 
Zachulmien und Rascien, Visarion Ljubisa, Hess für drei Jahre 
einen Schematismus drucken, aus welchem Rovinskij (IL 1. 
S. 195) für das Jahr 1883 Daten von folgenden neun Bezirken 

abdruckt: 

Auf l Haus durch- 
Seelen Häuser schnittlich Seelen 



1. 


Bjelopavlid mit Spu2 


7440 


1426 


5.21 


2. 


Piperi 


3960 


797 


4.96 


3. 


Kuci 


5116 


920 


5.56 


4. 


Brzkut (Bratono2i(ii) 


2831 


506 


5.59 


5. 


Vasojeviöi 


9599 


1517 


6.32 


6. 


Moraca und Rovci mit Kolaiin 


10880 


1787 


609 


7. 


Drobnjaci und Uskoci 


8317 


1260 


6.60 


8. 


Piva mit Crkvice 


5766 


926 


6.18 


9. 


Niksiö mit Umgebung 


9842 


1669 


5.89 



Im ganzen 63751 10808 5.89 

Im dem übrigen Teil Montenegros kommt nach Rovinskij 
auf Ein Haus beiläufig dieselbe Seelenzahl. 

liehe Sammler und feinfühlige Volkspsychologe Vuk VrÖevic (f 1882) 
für Hercegovina, Montenegro und die Bocca, und vojvoda Luka Vukalovic 
(t 1873) für HercegoYina und die Katunska nahija, welch letztere zu dem 
ältesten Bestände Montenegros gehört. Mit Recht nennt Friedr. S. Krauss^ 
Sitte und Brauch der Südslaven, Wien 1885, S. 116 den vojvoda Vukaloviö 
wohl den gründlichsten Kenner dessen, was in der Hercegovina als 
Recht gilt. Aber auch Luka Vukalovic berichtet zuweilen ganz unglaubliche, 
ja absurde Dinge, wie z. B. über die 139. Frage des Fragebogens (Bogisic» 
Gragja, 8.335, H. K.). 
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Ziemlich seelenreiche Familien findet man bei den Amanten im 
Bezirke von Dulcigno; im Jahre 1881 waren da in sechs Dörfern (Salj6i» 
Kulomza, Bratica, Krjuse, Kruöe und Stari Uljcinj) in 133 Häusern 886 
Seelen, oder auf Ein Haus durchschnittlich 6*66 Seelen, während in der 
Stadt Dulcigno um vieles weniger: in 750 Häusern 3211 Seelen oder auf 
Ein Haus 4-28. 

Nach Rovinskijs Wahrnehmungen finden sich — wie bereits 
erwähnt — die eigentlichen Zadrugen in den hercegovinischen 
Teilen Montenegros, welche bis unlängst unter türkischer Herr- 
schaft gestanden sind, in Piva, Drobnjaci, Banjani, Oputna-Rudina. 

In Vucji-dol war eine Familie mit 36 Seelen; in den drei Häusern der 
Aleksici (in Banjani) heute 40 Seelen, und bevor sie sich nach dem letzten 
Kriege getrennt, bildeten sie Ein Haus mit nicht weniger als 30 Seelen; 
im Drobnj akischen Dorfe Duzi (nnö v. Niksic) giebt es Häuser, in denen 
his 20 Seelen leben, darunter das Haus der Malovici mit drei verheirateten 
Brüdern und deren alter Mutter, im ganzen 17 Seelen. Es ist ein grosses 
und wohlgeordnetes Haus, in der Mitte ein viereckiger Baum mit drei 
Herden, über welchen an eisernen Ketten Kessel hangen. Jedes Ehepaar 
hat eine abgesonderte Stube mit einem Schlaf- und Kinderbette, und eine 
grössere Stube ist gemeinschaftlich, ebenfalls mit Betten, und vollgefüllt 
mit verschiedenem Hausgerät. So geräumige Häuser sind in den montene- 
grinischen Dörfern selten^). 

Im alten, steinigen Teile Montenegros kann eine grössere Mitglieder- 
^ahl in Einer Familie — nach Rovinskijs (II 1 S. 196) Ansicht — infolge 
der durch Raummangel überhaupt bedingten Enge der Behausungen nicht 
leben; aber dasselbe findet sich in letzterer Zeit auch in dem ganzen übrigen 
Montenegro. Heutzutage teilen sich die Familien überall früh, ohne sich 
in eine grössere Mitgliederzahl auszubreiten. 

. . . Besonders grosse Familien zeigt man bei den hercegovinischen 
Agas und Begs, welche, im Besitze von Reichtümern, Schlösser mit ver- 
schiedenen Befestigungen und Schutzvorrichtungen aufführten, und die Be- 
wohner solcher Häuser bildeten ein ganzes Heer. In Montenegro war 
dereinst Aehnliches, freilich im kleinern Massstabe. Im allgemeinen ist 
heutzutage in Crna Gora der Typus einer keineswegs vielköpfigen Familie 
vorherrschend. 

Eine seltene Ausnahme, auf welche man in Montenegro beständig 
hinweist, bildet in Dobra sela (in Drobnjaci, im hercegovinischen Teile 
Montenegros) das Haus des Jovan Vukovic (f 1890 im 76. Lebensjahre) 



^) S. 459 bringt Rovinskij Abbildungen zweier Häuser von Vasojevici, 
winzig wie Hausurnen. — Ein anderes Bild bei L. Kuba, Svetem slovansk^. 
Oislo T. Na Gerne Höre. V Praze 1892. S. 261. 
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mit 57 Seelen. Mit Jovan lebten: ein Bruder und fünf Söhne mit 60^), 50, 
40, 33 und der fünfte gegen 30 Jahre: sie lebten eigentlich in drei Häusern 
folgendermassen : in dem einen wohnte der Bruder, in dem zweiten der 
ältere Sohn und in dem dritten er selbst mit den übrigen Söhnen . . . 
Nebstdem hatten sie noch zwei Häuser in Jezera, wo sie auf dem katun 
(Sennerei) Vieh hielten: bei dem einen Hause 250 und bei dem zweiten 150 
Schafe. Das ganze Vermögen war jedoch gemeinsam und über allem 
schaltete Jovan als starjesina. — Er war mitunter roh und gegen wen er 
von seinen Angehörigen in Zorn geriet, den schlug oder jagte er mit dem 
Stock aus dem Hause. Nur seinem Weibe folgte er, einer sehr klugen 
Frau, die sowohl ihn als auch die übrigen beeinflusste. Nebst dem ge- 
meinsamen Vermögen hatte jeder Vorsteher im besondern Hause mit 
seiner Familie irgend ein Sondereigen (svojina), worüber er nach eigenem 
Willen verfügte und davon irgendwas von Kleidern, Kaffee, Zucker, 
Branntwein zur Bewirtung oder für Feiertage zukaufte. Im allgemeinen 
lebten sie ziemlich dürftig, d. h. sie nährten sich schlecht und kleideten 
sich einfach, meistens begnügten sie sich mit dem, was sie hatten; aber ihr 
Haus stand dem Ankömmling, ob angesehen, ob elend, offen . . . Einige 
Jahre vor seinem Tode brachten die Angehörigen und Freunde in Anregung, ein 
formelles Testament zu machen, damit es nach seinem Tode zu keinen 
Streitigkeiten komme. Er wollte jedoch davon nichts hören: „Ich mag 
mich durch kein Testament binden, ich werde mündlich bestimmen, 
was zu geschehen habe." Demgemäss berief er einige Bekannte und teilte 
ihnen seinen Araanet (letzten Willen) für den Fall seines unvorhergesehenen 
Todes mit: Alles durch die ganze Familie geraeinsam Erworbene, 
die steöevina, ist in drei Teile zu teilen, davon 2wei für 
seine Söhne und einen für den Bruder, welcher eine kleine 
Familie hatte. Das ererbte Vermögen, die o^evina, ist 
zwischen ihm, dem Jovan, und seinem Bruder zur Hälfte 
zu teilen. Was die Ordnung betrifft, nach welcher sie nach seinem 
Tode zu leben hätten, so überliess er dies der Entscheidung des Fürsten. 
Hernach starb der Bruder und dann er. Der Fürst beschied jene Leute 
vor sich, welche der Verstorbene als seine Testamentsvollstrecker be- 
zeichnet hatte, und trug ihnen auf, eine dem Amanet entsprechende Teilung 
des ganzen Vermögens durchzuführen und den Hinterbliebenen gebot er, 
auch fernerhin, wie bisher, gemeinsam zu leben und einen starjesina zu 
wählen, nicht dem Alter, sondern der Tüchtigkeit nach. Sie erkoren den 
vierten, 33jährigen Sohn, welche^ die Volksschule absolviert, das per- 
sönliche Vertrauen seines Vaters genossen, ihm verschiedene Rechnungen 



^) Ist d i e s e s Alter richtig, dann konnte der Vater nicht leicht 76 Jahre 
zählen. — Ueber das Heiratsalter in Montenegro berichtet Rovinskij II, 1. 
S. 254 ff. 
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und Schriften geführt hatte und Yon den Familienmitgliedern für dem 
Fähigsten angesehen wurde. 

So hielt ein höherer Wille die Teilung der Familie auf und gab dieser 
einen starjesina nach Wahl. Aber die Dinge gehen nicht so gut wie früher r 
bei den älteren Brüdern, die sich zwar vor dem landesfürstlichen Willen, 
beugten, macht sich Unzufriedenheit mit der Verwaltung des jungem kund. 
Auch die Gastfreundschaft lässt nach, weil der gewählte starjesina zur 
Bechnunglegung vor den Mitgliedern yerhalten wird. 

Auch Roviuskij getrt dBr Frage nicfat ans dem Wege, warum 
es mit dem serbischen Zadrugentum so bergab gehe, und mit 
Recht sucht er den Hauptgrund in der dem Menschen inne- 
wohnenden Neigung zum Individualismus und in dem Triebe, 
alles in Sondereigen zu besitzen. Entwickelt sei dieser Trieh 
namentlich im montenegrinischen Volke, welches seit langem 
gewohnt ist, in Freiheit zu leben, Freiheit zu heischen allent- 
halben, und vor allem im Hause, innerhalb der Familie. Ob- 
zwar er vollends anerkennt, dass in wirtschaftlicher Beziehung 
die Grossfamilie Vorzüge vor der Einzelfamilie hat ^), hält sich der 
Gmogorze dennoch an den Grundsatz: svoja kuöica, svoja 
slobodica, wörtlich: Eigenes Häuschen, eigenes Freiheitchen^ 
oder: I ako je moj mali gradac, ali sam u njemu dizdarac: Und 
ist mein Schlösschen auch nur klein, es freut mich doch sein 
Herr zu sein. 

Diesen Trieb zu hemmen — urteilt treffend P. Rovinskij — 
hiesse der menschlichen Natur Gewalt anthun. Freilieh greift 
dieser Trieb bisweilen ins Extreme, und dann ist eine Bremse 
nötig, wie sie die serbische Gesetzgebung enthält und in Monte- 
negro das Gesetzbuch des Fürsten Danilo I. vom Jahre 1855 
im § 47 — siehe unten S. 304 — besessen hat. 

In Crnagora ist — nach Rovinskij — dieser Trieb grösser 
als in den übrigen Serbenländem, nicht infolge einer Beengtheit 
oder irgendwelcher äusserer Einflüsse, sondern infolge ureigenen, 
im Charakter der montenegrinischen plemena, Stämme, liegenden 
Dranges nach Absonderung, im kräftig entwickelten Sinne für 



*) Das bezeugen mehrere Sprichwörter, bei Boyinskij II. 1. S. 1^3. 
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Individualität. Dieser Sinn sitzt im Ttfontenegriner sehr tief 
and äussert sich in allen Richtungen seines Lebens, von der Ab- 
geschlossenheit der plemena und bratstva (Stämme und Sippen) 
bis zum Leben in der Familie und deren Glieder, einem Leben, 
das mitunter äusserst eintönig ist^). 

Mit diesen Ausführungen begnügt sich aber Rovinskij — 
in dem Bestreben, mit der montenegrinischen Zadruga reinen 
Tisch zu machen — noch lange nicht, sondern er befragt sehr 
eingehend auch die montenegrinischen Gesetze: das Gesetzbuch 
des Fürsten Danilo I. vom Jahre 1855^) und das von Valtazar 
Bogisiö verfasste neue Gesetzbuch vom Jahre 1888^). 

Rovinskij findet da einen für unsere Frage ganz gewaltigen 
Unterschied: Im Gesetzbuche Danilos kommt nämlich von 
einer Zadruga keine Spur vor, während das Gesetzbuch vom 
Jahre 1888 gerade von der Zadruga ausgeht. Da sich nun zu- 
mindest das eine oder das andere Gesetzbuch hier unbedingt 
im Widerspruche mit dem Gewohnheitsrechte befinden muss, 
so zieht Rovinskij in der Folge die von Bogisiö auf dessen 
Fragebogen eingelaufenen und in dessen oben angeführten „Gragja" 
veröffentlichten Antworten heran und befragt dann eine Reihe 
montenegrinischer Schenkungsurkunden. Er kommt zum Schlüsse, 
dass nicht das Gesetzbuch vom Jahre 1855, sondern das vom 
Jahre 1888, zunächst was die vermeintliche Zadruga und die so 
auffallende, geradezu vollständige Rechtlosigkeit der Frau be- 
trifft, den Rechtsgewohnheiten des Montenegriners nicht ent- 
spricht. 

Rovinskij, II, 1. 8. 195—202. 

') Herausgegeben in Neusatz 1855 von Danilo Medakoyic, abgedruckt 
auch in Hermenegild JireSeks „St od zÄkonüv sloyansk^ch. Prag, 1880. 
S. 364—384. In deutscher, stellenweise herzlich schlechter Uobersetzung 
mit dem Titel: Gesetzbuch Daniels I. Fürsten und Gebieters von 
Montenegro und der Berda. Wien, Manz, 1859. 

•) Gedruckt 1888 in Paris mit dem Titel: OnniTH hmobhhckh 
saKOHHK aa KH>aaceBHHy Itpny Fopy. — Allgemeines Gesetzbuch über 
Vermögen für das Fürstentum Montenegro. In die deutsche Sprache über- 
iragen und mit einer Einleitung versehen von Adalbert Shek. Berlin, 1893. 
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Der grossen Wichtigkeit des Gegenstandes halber wollen 
wir Rovinskij in einem ausführlichem Auszuge anhören, zuvor 
aber noch betonen, dass auch schon das älteste, „Allgemeine 
Gesetzbuch für Montenegro und Brda" des Fürst -Bischofs 
[vladika] Petar Petroviöl., des Heiligen, vom Jahre 1790^) eine 
Stelle enthält, die auf alles andere eher, als auf das Vorhanden- 
sein der Zadruga hindeutet: 

§ 15 bestimmt nämlich über das Vorkaufsrecht: 

Wer von nun an ein Haus (kuöu), ein Feld (bastinu), einen Wein- 
garten, einen Weideplatz , einen Wald oder sonst ein ihm gehöriges un- 
bewegliches Eigen (svoje nedvizimo imuöe) verkaufen will, der soll vorerst 
„svoju bliziku" (seine nächsten Agnaten dem Verwandtschaftsgrade nach) 
vor Zeugen befragen und ihr anbieten; wenn aber die blizika nicht 
kaufen wollte, dann soll er den Anrainer, das ist den Abgeteilten von der 
bastina (merginasa^ to jest razdionika od bastine) angehen, ob er nicht 
kaufen wollte; hernach soll er zu verkaufen die Freiheit haben, wem er 
vermag in seinem Dorfe (selo) oder in seinem Stamme (pleme), nur ist es 
nötig, dass er eine Urkunde vor loenigstens drei „ehrlichen Leuten" (postena 
loeka) oder Zeugen darüber verfassen lasse, wie er es der blizika und 
dem Anrainer angeboten, und wie sie es nicht kaufen wollten oder 
konnten .... sonst ist der Kaufvertrag nichtig. 

Das „von nun an" bezieht sich auf jene, welche was verkaufen 
wollen und nicht auf jene, welche ^) bis nun verkauft haben. 

Hätten die Montenegriner Ende des vorigen Jahrhunderts 
in Zadrugen gelebt, dann wäre dieser Gesetzartikel wahrlich 
anders stilisiert! 

Das Gesetzbuch Danilo's I. vom Jahre 1855 bestimmt: 

§ 47, Die Söhne können sich von den Fitem nur dann abteilen 
(dieliti se)^), toenn die Eltern auf die Teilung eingehen; sonst kann die 
Teilung, solange der Vater oder die Mutter lebt, nicht stattfinden. 

§ 48. Der Vater, welcher selbst etwas errungen hat (stekao), kann 



^) Herausgegeben 1850 in Semlin vom montenegriniechen Staats- 
Secretair Milorad Medakovic, abgedruckt auch bei Herrn. Jire5ek, 
Svod, 8. 351 flf. 

*) Nämlich: ohne einen Urkunde. 

') Der üebersetzer ins Deutsche in der Manzischen obengenannten 
Ausgabe vom Jahre 1859, S. 23, begeht eine Fälschung, indem er das 
dieliti se statt des einfachen „sich abtheilen** mit: „aus der Familiengemein- 
schaft treten" übersetzt. 
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€8 nach seiner Willkür unter die Söhne verteilen; und hinterliesse der Vater 
dem einen Sohne mehr als dem Ändern, so darf es nicht angefochten 
werden, denn jeder kann mit seiner Errungenschaft (sa svojom mukom^) 
nach eigener Willkür verfügen. 

§ 49. Jedermann ist Eigentümer (vlastnik) seines Vermögens (svoga 
mu6a) und es steht ihm frei, es ausserhalb seiner Blutsverwandtschaft 
(osim svoje rodhine)^) zu verteilen, mag er es zu Lebzeiten oder 
testamentarisch gethan haben, das darf nicht angefochten werden. 

§ 50. Wenn der Vater zu Lebzeiten über sein Vermögen keine Ver- 
fügung getroffen hätte, so wird nach seinem Tode zu gleichen Teilen unter 
die Söhne geteilt. Wenn aber die Mutter lebt, so nutzt sie den Teil ihres Mannes 
zeit ihres Lebens und der wird nach ihrem Tode geteilt, wenn nämlich die 
Kinder erwachsen sind; sind sie minderjährig, dann wird nicht geteilt, 
bis sie grossjährig werden; ein solches Vermögen ist unter Obhut 
ehrbarer Leute (posteni Ijudi) so lange zu stellen, bis die Kinder das 
20. Lebensjahr erreicht haben. 

§ 51. Wenn ein Mädchen heiratet, so hat sie nach unserm Landes- 
brauch keinen Teil mit Ausnahme der Mitgift (prcija), welche ihr die Eltern 
hei der Heirat aus freien Stücken geben. 

§ 52. Die Witwe, welche früher oder später ohne Mann bleibt, nutzt, 
80 lange sie nicht {wieder) heiratet, wenn sie keine Kinder hat, den 
ganzen Teil ihres Mannes; heiratet sie aber, so erhält sie jährlich zu 
10 Thalern. Und wenn sie Kinder hat, so bekommt sie, ist es männlich 
einen Zecchin (= 2 Thaler = 4 Gulden) und ist es weiblich^ so bekommt 
sie zu zwei Zecchinen jährlich. Dies ist so zu verstehen, dass die Witwe 
für so viele Jahre, als sie mit ihrem Manne gelebt hatte, und so viele 
Jahre sie als Witwe im Hause ihres Mannes verbracht hatte, sie für so 
viele Jahre zu so viel beziehe, als für jeden der Fälle (oben) ausgesetzt ist, 

§ 53. Wenn ein Vater ohne männliche Kinder stirbt, aber ein oder 
mehrere weibliche Kinder verbleiben: dann ist unter diese sowohl das Vater- 
eigen ipt^instvo), als auch das Grossvater ei gen (dedinstvo), welches ihrem 
Vater zufällt (wörtlich; dem Sinne nach: zufiele) zu verteilen; bloss die 
Waffen sollen dem nächsten männlichen Kopfe zufallen, das ist, falls sie der 
Vater in seinem Vermächtnis nicht einer Tochter oder jemand anderm hinter- 
lassen hätte. 

§ 54. Hätte ein solcher Vater verheiratete oder unverheiratete Schwestern : 
dann erhalten die Schwestern Einen Teil und die Töchter zwei Teile. 

§ 55. Wenn ein Mädchen allein ohne männliche Kinder ^ das ist ohne 
Brüder, „na zivcu" (lebend im Hause) hinterbleibt: dann erbt sie das 
ganze bewegliche und unbewegliche Vermögen ihres Vaters. 



^) In der Manzischen Uebersetzung fälschlich: „mit seinem Yer- 
mögen . . .** wiedergegeben. 

*) Soll nicht vielleicht „Familie'' zu verstehen sein? 
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§ 56. Hätte ein Mädchen bei ihrer Verehelichung welch immer Ver- 
mögen von ihren Eltern mitgebracht, und sie stürbe kinderlos , dann mird 
alles dieses Vermögen und alles jenes, was sie mit diesem erworben 
hätte, unter ihre Brüder verteilt, oder, wenn sie keine Brüder hat, unter 
ihre Schwestern; hätte sie auch keine Schwestern, dann unter die nächsten 
Anverwandten dem Orade nach („na bliziku"). 

§ 57. Wird das Haus leer (ako li ostane pustoS), dann erbt die 
nächste Verwandtschaft (najbliza blizikä); wäre auch keine Verwandtschaft 
da, dann fällt alles dem Volksvermögen (nämlich dem Fiskus) zu. 

Im „Allgemeinen Gesetzbuche über Vermögen*^ vom 
Jahre 1888, in welchem das Familienrecht und das Erbrecht 
nicht aufgenommen sind, finden wir gesetzliche Anordnungen 
über die Ku6a in den §§ 686—708, 769, 964-968; die Externa 
im Familien- und Vormundschaftsrechte in den §§ 640 bis 674, 
S60— 963. 

Die für uns wichtigsten §§ sind^): 

§ 686. Jede Kuöa, d. i. Hausgemeinschaft (Kuöa^ t. j. kuöna zajednica) 
— siehe §§ 964, 965 — wird als eine selbständige Person (samostalnim 
imaonikom) angesehen, in Bezug auf Hausgüter und Vermögen {Sto se god 
tiie domaöih dobara i imovine) (§966). 

§ 687. Hausgut ist alles, was die Kuba von altersher hat und alles, 
was die Hausgenossen (domaca eeljad) durch ihre Arbeit erwerben, das 
Sondereigen (osobina) der einzelnen Mitglieder ausgenommen .... 

[Einzelbestimmungen sind einem später zu. erlassenden besondem 
-Gesetze tib^r Familien- und Erbrecht vorbehalten.] 

§ 688. Weder die männlichen noch die weiblichen Hausgenossen 
{(^lanovi Ku6e) haben im allgemeinen, von selbst, das Recht, durch eigenen 
JFleiss Sondereigen zu erwerben, denn der ganze durch ihre Arbeit erzielte 
Erwerb fällt, solange sie in Gemeinschaft sind, der Kuöa zu. 

Dieses Recht hat nur jener Hausgenosse (ono domaöe ^eljade), dem es 
-die Kuöa ausdrücklich erteilt und unter Bedingungen, unter welchen sie 
es ihm erteilt. 

Doch ist das, was das Mädchen sich an Kleidung und Putz anfertigt 
(ruha i nakita izradi), auch ohne diese ausdrückliche Bewilligung der Kuöa, 
ihr Sondereigen. 

§ 690. Volljährige Hausgenossen können völlig frei über ihr Sonder- 
eigen verfügen. 



*) An die Uebersetzung von Ad. Shek — siehe oben S. 303 Anm. 3) — 
können wir uns nicht wörtlich halten, denn sie ist stellenweise auch sach- 
lich nicht ganz richtig. 
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Doch kann die J^hefrau, wenn etibas anderes nicht festgesetzt worden 
ist, durch Verträge und ander ej unter die Bestimmungen dieses Gesetz- 
buches fallende Handlungen über ihr Sondereigen nur mit Einwilligung 
ihres Mannes verfügen, die gewöhnlichen Kleinigkeiten ausgenommen, über 
welche sie nach ihrem WUlen vierfügt. 

Diese die Frau so überaus hart treffende Bestimmung fand 
bei der Kritik eine sehr ungünstige Aufnahme ^) und scheint auch 
in der Praxis auf Schwierigkeiten gestossen zu sein, denn wir 
finden in der zweiten, nur stellenweise veränderten Ausgabe des 
Gesetzbuches, der vom Jahre 1898, dieses Alinea (§ 690. AI. 2) 
in sein Gegenteil umgeändert: 

„Die Ehefrau kann auch zu Lebzeiten ihres Mannes, wenn 
der Heiratsvertrag nichts anderes bestimmt, mit ihrem Sondereigen^ 
nach alter Rechtsgewohnheit (po starome obicaju) frei ver- 
fügen. Was jedoch eine vertragsmässige Schenkung betrifft, so 
ist es Regel, dass die Frau ohne Einwilligung ihres Mannes 
Schenkungen weder annehmen noch machen darf, mit jenen Aus- 
nahmen^ die im § 483^) angeführt sind.^ 

Hier gesteht Bogisiö ausdrücklich ein, dass die Fassung 
des § 690 Alinea 2 vom Jahre 1888 dem Herkommen zuwiderlief. 
Er hätte jedoch auch den §483^) entsprechend ändern 



^) Spasowicz meint in seinem Aufsatze ^Montenegro und Bogisics 
Oesetzbuch über das Vermögen* (BfiCTHHKt Eßponbi, 135. tojtl, 1889^ 
fl. 546) diese Bestimmung Verstösse gegen den Geist der slawischen Gesetze 
überhaupt, in denen nichts vorkomme, was der manus oder dem mundium 
Ihnlich wäre. 

*) § 483 lautet: Eine Ehefrau, wäre sie auch volljährig, ist 
nicht berechtigt, ohne Genehmigung ihres Mannes irgend eine 
Schenkung anzunehmen, ausser von Hausgenossen oder von 
näheren Verwandten, Sie ist nicht berechtigt, ohne Einwilligung 
des Mannes von ihrem Sondereigen jemandem etwas zu schenken, 
ausser einigen Kleinigkeiten, wie es Gewohnheit ist. 

Wenn aber der Mann ohne begründete Ursache in die Annahme oder 
Hingabe der Schenkung nicht einwilligen wollte, so kann sich die Frau 
nn das Gericht mit der Bitte wenden, dass es ihr an Stelle des Mannes 
diese Einvnlligung gebe (§ 690). 

Zettschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 21 
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sollen, denn so bat er in die zweite Ausgabe seines 
Zakonik nur einen offenen, äusserst peinlichen Wider- 
sprucb getragen^). 

§ 691, Der Hausvorstand (domaHn) vertritt die Kuöa und das Haua- 
vermögen vor Gericht und gegen die übrige Äussenwelt; was immer er als 
Hausältester (starjesina) gesetzlich mit Dritten y er einhart y das ist für die 
Kuöa selbst abgeschlossen, so dass sie dadurch zum Gläubiger oder zum 
Schuldner wird, 

§ 692, Sollte der starjeUna in böser Absicht oder heimlich irgend 
etwas mit jemand abgeschlossen haben, zum Nachteile der Kuca, undjenery 
mit dem er es gethan, hätte davon gewusst, so kann die Ku6a von der- 
artigem Rechtsgeschäfte zurücktreten, 

§ 693, Wenn der Hausvorstand (Kuöni starjeUna) wechselt, sei es, 
dass der vorige abgetreten oder verstorben ist, so ändern sich dadurch 
gegen die Äussenwelt die Rechte und Pflichten der Kuöa in keiner Weise. 

§ 707, Bleibt in einer Kuca nur ein einziger Hausgenosse übrig, 
sei er Mann oder Weib, so behält die Kuöa dennoch ihre bisherige Rechts- 
fähigkeit. 

Aber in diesem Falle kann dieses Mitglied frei mit dem ganzen Haus- 
vermögen une mit seinem Sondereigen verfügen, solange nicht durch Ver- 
mehrung der Hausmitglieder die in diesem Abschnitte {§§ 686— 708) ge- 
gebenen Bestimmungen wieder anwendbar werden, welche diese Freiheit 
einschränken, ^ 

Dagegen kann eine Frau, welche in dieser Kuöa nicht geboren, sondern 
deren Mitglied durch Heirat geworden und alleinstehend ist, solange sie 
sich in einem solchen Zustande befindet, bloss über die Früchte und Ein- 
künfte aus dem Hausvermögen verfügen^ aber das Vermögen selbst hat 
unversehrt zu bleiben. Deren Substanz darf eine solche Frau erst in 
ausser ster Not angreifen, jedoch auch in diesem Falle nur mit Einwilli- 
gung des Vormundes (staratelj) und Genehmigung der obervormundschaft- 
lichen Behörde {§ 670^), 



^) Herr Wl. L e v e c hatte die Freundlichkeit, mich auf diesen Wider- 
spruch aufmerksam zu machen. 

*) § 670 verfügt: Bleibt eine Witive alleinstehend in des Mannes 
Kuöa, so hat ihr das Kapefanatsgericht, in dessen Sprengel die Kuöa ist, 
einen Vormund zu bestellen. Die Hauptpflicht eines solchen Vormundes 
ist, zu überwachen, dass das Vermögen der Kuöa, solange es eine solche 
Witwe verwaltet und die Früchte und Einkünfte davon bezieht, möglichst 
unversehrt erhalten bleibe. 

Ein Vormund wird nicht bestellt, wenn der Mann der alleinstehenden 
Witwe ein domazet (Erbtochtermann) gewesen und sie auch nach seinem 
Tode in der elterlichen Kuöa geblieben ist (§ 707), 
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§ 708. Die in diesem Abschnitte (§§ 686—708) gegebenen Anord- 
nungen finden im Allgemeinen auch auf die städtischen Kuöen (varoSke Ku6e) 
Anwendung. 

Es steht jedoch einer jeden Stadt-Kuöa frei, ihre häuslichen An- 
gelegenheiten und Verhältnisse auch anders zu ordnen und überhaupt, was 
sie betrifft, sich nach anderen Regeln zu richten, 

§ 769. Eigenartig sind Natur, Vermögensverhältnisse und Gestalt 
der Hausgemeinschaft (domaöe zajednice) und deren Glieder. Doch bezieht 
sich dieses Allgemeine Gesetzbuch auch auf sie, sofern sie mit der übrigen 
Welt ausserhalb der Kuöa in Verkehr treten .... 

Dagegen wird alles, was die rein innere Einrichtung .... betrifft 
besonderen (zu erlassenden) Gesetzen vorbehalten» 

Besonderen Gesetzen ist auch die Regelung der Teilung der Kuöa 
und die Regelung des Erbrechts vorbehalten, 

§ 964, Die Kuöa, d, i, die Hausgemeinschaft, tritt als ein Ganzes an 
Stelle der [einzelnen] Mitglieder der Kuöa \§ 966), Die Kuöa ist somit 
ein gewisser bestimmter Begriff für die obitelj (= Familie), welche als 
Trägerin der gesamten häuslichen Gebarung und des Vermögens anzu- 
sehen ist. 

Hierbei ist jedoch an irgend ein oder einige Gebäude keineswegs zu 
denken, denn mögen auch die Hausgenossen in Einem oder mehreren Ge- 
bäuden wohnen, wenn ihnen nur Vermögen, Leben, Beschäftigung, Erwerb 
gemeinschaftlich sind: die Kuöa ist ungeteilt, und sie allein wird als 
Person (imaonik) angesehen (§ 686), 

Der Unterschied zwischen der Grundanschauung und der Ge- 
samtauffassung des Gesetzgebers vom Jahre 1855 einerseits und 
der des vom Jahre 1888 andererseits springt in die Augen. Rovinskij 
(II. 1, S. 219) bemerkt: „Trotzdem der Verfasser des neuern Zakonik 
das Familienrecht aus demselben ausgeschieden hat . . ., konnte 
er dennoch nicht ausweichen, es zu berühren; da er jedoch weder 
im Rechtsgebrauche noch in anderen Einrichtungen Montenegros 
das vorgefunden hatte, was seine juristischen Kombinationen er- 
heischen, so schuf er etwas Neues. Anstatt mit der natürlichen 
Familie, rechnet der neue Zakonik mit einer juristischen Einheit, 
welche er Kuca (Haus), d. i. Hausgemeinschaft, deren Oberhaupt 
er domaöin (Hausvorstand) und deren übrige Mitglieder er 
kuöanin, kuöno celjade (Hausgenossen) nennt; und auf dass 
um so reiner der juristische Charakter dieser Einheit durchgeführt 

21* 
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werde, vermeidet Herr Bogisiö . . . selbst den in Montenegro ge- 
bräuchlichen Namen : famelja oder porodica und bedient sich 
einmal sogar eines daselbst unbekannten Wortes obitelj (§ 964). 
Er vermeidet möglichst auch das Wort Vater. So lesen wir im 

§ 641: Alle vermögensrechtlichen Geschäfte der Minderjährigen besorgt 
und leitet jene Person {ono isto leljade)^ welcher die Obsorge über den 
Minderjährigen selbst obliegt 

Dann steht in blossen Klammern: 
^jYater Vormund,"" 

„Dazu bemerke ich [Rovinskij]: Vater; nicht Vormund, 
sondern Väter, es geht daher nicht an, die beiden gleichzustellen. 
Ueber fremde Kinder ist der Vormund, den die Behörde ein- 
setzt; über den Seinigen steht jedoch der Vater, den derjenige 
eingesetzt, welcher den Menschen erschaffen hat. . . . Der Vater 
ist in der montenegrinischen Familie nicht allein deren Ver- 
treter, sondern er besitzt Gewalt über sie und solange der 
Vater lebt, hat irgend eine Vormundschaft mit der Familie gar 
nichts zu schaffen; ist er nicht um den Verstand gekommen, 
Säufer und liederlich geworden, dann ist eine Einmischung der 
Behörde und des Gesetzes unnötig. '^ 

Rovinskij befindet sich da sowohl mit den von Bogisiö ge- 
sammelten Berichten über die Kechtsgewohnheiten des Volkes ^), 
als auch mit allen bekannt gewordenen älteren Besitzurkunden 
vollständig im Einklänge. Die ersteren führen wir unter dem 
Strich^) an und lassen hier dem Stiftungs buche des Lieb- 
frauenklosters zu Cetinje das Wort, woraus Rovinskij folgende 
25 Einzelfälle mitteilt: 



^) In den oben S. 298 Anm. 2 angeführten „Gragja* (^Materialien**). 

^) Auf die 132. Frage; Ist das Volk in eurer Gegend geneigt, 
zadrug arisch zu leben oder zu teilen, antwortet für Hercegovina und 
die Katunska nahija — welch letztere zu dem ältesten Bestände 
Montenegros gehört — der vojvoda Luka VukaloTic (siehe oben 
S. 299 Anm.): In neuerer Zeit fing in . dem Teile von Hercegovina, 
der an Montenegro angrenzt, eine gewisse Neigung zum Teilen einzu- 
dringen an. . . . Dagegen, besonders in Zentral-Üercegovina, z. B. im Kreise 
von Nevesinje, hält sich die Zadruga fest. In Nevesinje ist eine Zadruga, 
<iie der Savici, in welcher gegen 40 und mehr Seelen leben. Zu Lijevno 
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1. 1586, Dachvina Stojanova (= Stojans, sc, Wi Uwe) schenkte zwei 
Hacken (motiki) Weingarten, . . . bei Podgorica. 



in Bosnien , an der Grenze Hercegovinas und Dalmatiens, ist eine Zadruga 
der Kujundzici, in welcher 16 heiratsfähige Mädchen sich vorfinden und 
die so verzweigt ist, dass deren Mitglieder innerhalb dieser Zadruga 
heiraten könnten. — [Das letztere klingt allerdings unglaublich.] 

Auf die 135. Frage: Ist jeder Zadrugar zu fordern berechtigt, dass 
man ihn abteile, antwortet Luka Vukalovic: Jedes erwachsene Mitglied 
der Zadruga hat dieses Recht jederzeit; schwieriger in einer kleinern 
Familie, wo derYater noch lebt; der kann sagen, er gebe nichts 
her; es wird jedoch dem Vater gewöhnlich erwidert: „Wir sind nicht in 
Primorje (= Küstenland, gemeint Dalmatien), wo der Vater alles ist und 
die Kinder nichts.*^ Und in der That zwingen sie ihn, dem Sohne, den er 
abteilt, irgend ein Tellehen (neki dijelak) herzugeben. — Ein zweiter 
Berichterstatter, Vuk Vr6evic (siehe oben S. 299 Anm.) meldet über 
Hercegovina, Montenegro und die Bocca: Jeder Hausgenosse hat 
das Becht, wann immer er will, sich abzuteilen . . . Wenn die Eltern 
wollen, dann geben sie ihm einen ansehnlichen Teil von allem, wenn 
auch mit grossem Kummer; und manche sagen zu einem solchen 
Sohne: „Willst du nicht so, wie Gott verordnet, leben, so gebe 
ich dir, so lange ich lebe, nichts, ausser einem Steine.^ 

Vukaloviö und VrSevic widersprechen sich hier, eine Folge des 
Bestrebens, abweichende Gewohnheiten in verschiedenen Landschaften 
auf Eine gemeinsame Formel zurückzuführen. Immerhin erhellt jedoch 
aus beiden Berichten übereinstimmend, dass es Gegenden giebt, 
wo der Sohn den Vater zur Herausgabe des Erbteiles nicht 
zwingen kann. „Irgend ein Teilchen** ist gewissermassen Aus- 
stattung, keineswegs aber Erbteil, hier gilt demnach der Grund- 
satz, que le fils est zadrugar (membre de communaut6) de son 
p^re, einmal nicht. — 

Auf die 139. Frage, ob die Teilung in stipites oder in capita vor sich 
gehe, antwortet Vuk Vr6evi6: Es wird immer in stipites und nicht in 
capita geteilt; so viele Söhne als der Vater hat, verheiratete oder ledige, 
in so viele gleiche Teile wird das sämtliche Vermögen geteilt, mit Aus- 
nahme der noch nicht verbrauchten Feldfrucht, Speise und Trank. 

Auf die 154. Frage: Was geschieht, wenn die „familija" bis auf Eine 
Tochter fällig berichtet Vuk Vr 6 e vi c: Dann hat diese viele Bewerber, denn 
sie bringt das ganze Vermögen mit sich zur Mitgift zu. — Und Luka 
Vukalovic: Ihr verbleibt alles und sie kann darüber beliebig 
verfügen. Gewöhnlich heiratet sie aber, d. h. sie führt zumeist einen 
Mann, domazet (Erbtochtermann), heim ; oder wenn sie nicht gleich heiraten 
mag oder kann, dann gesellt sie sich irgend einem ihrer nächsten Ver- 
wandten zu und nimmt ihre Erbschaft mit sich. Kommt es dann zur 
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2, 1687, NikOj Sohn des Rade Söepeev aus SotoniH (i. d. Crmnica) 
schenkte sieben Motiken Weingarten und Kuöa (Haus) und bastina^) und 



Heirat, so kann sie wieder das nehmen, was sie demjenigeB 
zugebracht, an den sie sich angeschlossen hat; dies geschieht 
jedoch sehr selten, namentlich wenn sie schon als Kind verwaist ist und 
bei jenem Verwandten erzogen wurde, da begnügt sie sich mit einer Aus- 
stattung, als wäre sie Tochter oder Schwester dieses ihres Verwandten, und 
belässt ihm das unbewegliche Erbe ihres Vaters. 

Auf die 160. Frage: Was erbt die Frau nach dem Manne und der 
Mann nach der Frau, berichtet Vuk Vr6evic: Es beerbt der Mann die 
Frau, gleichwie die Frau den Mann, wenn sie Kinder haben. Wenn sie keine 
haben und der Mann stirbt, dann wird die Frau, wenn sie nicht länger 
in des Mannes Hause leben, sondern zu ihren Angehörigen zurückkehren 
will, sich mit den Gebrüdern ihres yerstorbenen Mannes vergleichen, und 
sie geben ihr beiläufig die Hälfte oder ein Drittel seines Vermögens zu 
ihrem unumschränkten Eigentum; es trifft sich jedoch selten, dass eine 
ältere "Witwe zu ihren Angehörigen zurückkehrt, und von einer jungen 
Witwe hält man, sie trage mit sich nichts, ausser ihrer Mitgift. — Und 
Luka Vukalovic: Sind Kinder da, dann erben diese; stirbt jedoch die 
Frau kinderlos, dann erbt ihre oeobina (Sondereigen) ihr Mann; hat sie 
keinen Mann, erbt ihre Verwandtschaft (rod). Stirbt der Mann kinderlos, 
ohne was verfügt zu haben (bez rijeßi), dann wird die Frau schwerlich 
seine osobin a erben, denn diese fällt gewöhnlich der Zadruga zu . . . 

Auf die 163. Frage: Wer sorgt um die Waisen und deren Vermögen 
in der Zadruga und wer in der InokoUina (= einfache Familie), berichtet 
Luka Vukalovic: In der Zadruga der domacin (Hausvorstand) und die 
ganze Zadruga; in der Inokostina, wenn der Vater gestorben ist und die 
Mutter verbleibt, dann schaltet diese, ohne irgend einen Vormund, bis die 
Kinder erwachsen sind; hinterbleiben jedoch Kinder ohne Vater und ohne 
Mutter, so gehen die unmündigen Waisen zu einem nahen Verwandten, 
bei dem sie bleiben, bis sie erwachsen sind; dieser Verwandte verwaltet 
auch ihr Vermögen, und wann sie zu Jahren kommen, dann kehren sie 
in ihre Kuca zurück, besonders wenn sie männlich sind. 

Auf die 165. Frage: . . . wem der Vormund Rechnung über seine 
Verwaltung legt, antwortet Vuk VrSevic: In Hercegovina und Montenegro 
giebt es einen Tutor mittelst Urkunde nicht, wie in der Bocca [österreichisch!], 
sondern es wird der Verwaiste und dessen Vermögen einem ehrbaren, taug- 
lichen und intelligenten Manne von derselben Familie oder Sippe anver- 
traut, welcher der Gerichtsbehörde keine Rechnung legt, sondern wann der 
Verwaiste zu Jahren kommt, . . . übergiebt ihm der Tutor vor Zeugen eines 
nach dem andern, was ihm an beweglichem Gute zukommt. Es geschieht 
selten, dass der Vormund (das Volk nennt ihn überall gleichmässig proka - 
radur) absichtlich dem Verwaisten irgendwas verheimlichen, oder dass 
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Wiese für das Seelenheil seiner Toten und dass er seihst im Kloster 
Aufnahme finde. 

3. Makna Mitrova aus OUniöi schenkte Maus und haltvna . . . und 
ülleSf „was man das ihrige nennt und ihres Sohnes Büro , . /^ 

4. 1687. „Zu wissen j dass dem vladika die „^orojeviö^ische haltina 
, . .: der Raßko MiloSev eine dionica^); und Joveta Radojev und Vuk 



dieser vom erstem ein Guthaben, z. B. dafür fordern würde, dass er sein 
Termögen genutzt hat, denn dafür hat ihn der prokaradur genährt, ge- 
kleidet, bewacht und vor allem Ungemach behütet. — Und Luka Vukalo- 
vic: Den Tutor beaufsichtigt niemand. Sollte es aber vorkommen, dass der 
Tutor den Waisen verkürzt haben würde, dann fordern von ihm zunächst 
die Waisen Bechnungslegung ; sind diese weiblich, dann tritt das Dorf, d. i. 
die „guten Leute" (dobri Ijudi) des Dorfes dazwischen und zwingen den 
Tutor, Bechnung zu legen. Sind jedoch die Nächstverwandten Tutoren, 
80 geschieht es äusserst selten, weil es eine sehr grosse Frevelthat und 
Schmach ist, Waisen zu betrügen. 

^) bastina. Erbland, dann soviel wie oranica = Ackerland; in der Be- 
deutungsentwicklung, wie bei d§ d in a in Böhmen und Mähren: 1. hereditas, 
2. terra arabilis. 

*) dionica heute = Akzie; hier scheint es jedoch nicht ein Grundstück 
von einer bestimmten Grösse, auch nicht einen Gewannacker (die Aecker, 
Lüsse, eines Gewanns sind gleich gross) zu bedeuten, sondern, wie 
Eovinskij, (II, 1. S. 565) annimmt, ein einem Hause oder einer Familie 
gehöriges Grundstück (unbestimmter Grösse). Dies erhellt aus einigen 
anderen Urkunden. Z. B.: 

174JS . . . ich verkaufte der Kirche meine bastina heim Gehöft 
(u dvoriUd)j am Gerolle eine dionica, „Bula" genannt, vom Weg his zum 
Walde und heim Walde auch das Zipfel {rep, eigentlich: Schwanz) von der 
dionica und ein zweites Stück Landes hei der dionica {komat zemlje pri 
dionict) vom Gerolle bis zur „Ivanova^* [dionica]. — 1764 . , . sie ver- 
kauften zwei dionice vom Wege his zum Walde, die eine „Meda^a^^ genannt 
die andre „IvaniUca*% weil sie inmitten der Acker gründe der Kirche {medu 
cerkovnijem njivama) lagen, um 97 Groschen „lateinischer Münze". — 
1764 .. . Ivo Bukanov aus WladisaliH verkaufte dem vladika „den vierten 
Teil unserer dionica „Ivanovita" unterhalb der „kahlen Leiten", und den 
Yuk fertigten wir für seinen Theil ah mit der bastina unterhalb der 
Jabulana . . . ober dem Weg und unter dem Weg. Und so überblieb 
unser Teil der dionica frei, der abgeteilt ist vom Wege bis zum Ende 
inmitten der kirchlichen Acker gründe . . . um 17 Groschen und 5 Dinare 
(Rovinskij II, 1. S. 564). 

Heutzutage bedeutet dionica allerdings einen Streifen einer, unter 
mehrere Theilhaber der Länge nach verteilten njiva; Gegenteil dessen ist 
heute der dolac, als formloser Block (ibid. 565). 



Digitized by VjOOQ IC 



314 J- Peisker: 

Drakulov und Jovo Drakulov und Vojin und VuUc sieben dionice versetzt 
haben; dafür gab er 37 Groschen und 21 Para und für die Mühle 3(^ 
Grosqhen , . ." 

5. Vukman Vukoslavhv (aus Ceklinö) schenkte . . . eine bastina , . . 

6. 1896, StanCf Vuk Fopov^s Tochter, schenkte das Haus „na- 
svinista'* ... 

7. 1696. Manda Vukeeva aus OptoUöi (in der Crmnica) schenkte 
eine Reihe' namentlich angeführter Grundstücke „mit allem, was mir 
Schwester Stane verkauft hat . . /^ 

8. Ivana, Buro's Tochter, verschrieb den vierten Theil des Hauses- 
und der bastina und des Waldes und des Wassers und alles, was man 
das ihrige nennt, und die Kirche soll sie bis zu deren Tod ernähren. 

9. 1675 „. . . VuUna Naraöanin . . . schenkte der Cetinjer Kirche 
seine Kuca und bastina und Wald und Wasser, und trocken und feucht 
und all sein Eigen, was er besitzt : in Narat den dritten Teil vom ganzen 
Narat . . ., Und wer diese Schenkung angreifen oder schädigen würde^ 
den soll Gottes Gewalt vernichten .... und sein Haus soll wüst verbleiben 
(soll keine Nachkommen haben) Amen; und dieser Ver Schreibung Zeuge 
Vuko Maneza und Karak Druksiö und Husein Mehmedovic \ind Omer 
Memniö aus Zabljak und der Pope Viöentije ....'' 

10. .,Zu icissen . . . dass ich, Stjepo Dajkov von Brlele (in der 
Crmnica), nachdem ich mich alt und schwach gesehen und verwaist von 
meinem rod^) , . . im Einverständnis mit meiner Ehefrau [und mit] meinem 
Bruder f?]^) und wir schenkten der Mutter Gottes: Haus (kuöa) und 
Hausgerät (pokuöje) und bastina und Weingarten und Gemüsegärten (bos- 
tane) und Wald und alles, was mein heisst, zum ewigen Gedenken meiner 
Seele und meiner verstorbenen Eltern • . -" 

11. „Zu wissen, dass ich, der Mönch Vasilije, die halbe dionica . . . , 
die ich von Martin Markov gekauft, dem Cetinjer Kloster verschrieben habe,' 
und vermag man sie loszukaufen, dann kaufe man sie los, vom (derweili- 
gen) vladika . . .'^ 

12. 1568. „Zu wissen, . . . dass so Radonja und VuUna Vlatkoviöi 
(Vladko's Söhne) Einen Teil hatten und ihr Brudersohn einen Teil ihrer 



^) Geschlecht, aber hier wohl: Nachkommenschaft. 

^) „;^oroBopHXce ca no;[ipy3KioMB mohmb ßpaioMB" = cum coniuge fratre 
meo giebt keinen Sinn, etwas dürfte ausgelassen sein und das ganze bedeu- 
ten sollen: cum coniuge et cum fratre meo. So sagt auch in der 
Stiftungsurkunde des Cetinjer Klosters vom Jahre 1485 Gospodar Ivan 
Crnojevic: H npnjiOHCHXfc . . . cb ^oroBopemoMB ncoj^poyacia Moero h chhobb 
MOHXB, und ich schenkte ... im Einverständnis mit meiner Ehefrai/ und 
meinen Söhnen (Miklosich, Monumenta Serbica. Viennae, 1858, S. 531. 
Rovinskij, I. 1888. S. 767). Vergl. auch oben Urkunde vom Jahre 1741^ 
No. 21: . . . ca ^toroBopoMB noapyaciia Moero npHJioMCHBB. . . . 
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„Tiper ovina" (Name des Gutes) von der pröija (= dos) ihrer Mutter 
in Gomje Dohro den ganzen dritten Teil dem vladika . . . und 
dem Kloster zu Cetinje verschrieben habe [sie!] — folgt die Herzählung 
der Grundstücke — und diese basfina verkauften sie in ewige baltina 
(= zu Erbeigen) dem Kloster um 880 Aspri; diese bastina gehörte 
auch früher der Kirche und dass niemand unter den Ylatkoviti, 
weder ihr Sohn, noch Enkel für die bdktina was zu fordern habe; und 
80 sagten Radonja und VuHna: nachdem die Verteilung ihrem Neffen 
nichts von dieser bastina zugesprochen hat, (oMce ica^a ne npncyÄH CHHOBiiy 
HHXL .Tic CA TB ÖaiiiTHHe HHiiiTa), wcnn ihr Neffe was wann fordern sollte, 
dann haben die Vlatkoviöi zu haften {da odgovore). Dessen Zeugen, 
welche die bastina geschätzt Iiaben: Knez^) Rasav Raöiö, Vukota Rasaliö, 
Vuk Borovina und viele andere . . /' 

13, 1561. Vuksan Radoviö schenkte 2 dionice im untern Cetinjer 
Felde, „Sollte sich jemand von meiner Verwandtschaft oder meinem Stamme 
(ot roda moga ili ot plemena) finden, der der Kirche darob Vorwürfe 
machen oder sie belästigen würde ob dieser bastina, der sei verflucht . . . 
Auf dieser baltina lasten vier Aspri Steuer J' 

14, Vule Radov verschrieb zwei Weingärten, Haus, Hausgerät und 
die ganze bastina und Klein und Gross . . . „und das vermachte er der 
Kirche freitüillig und bei gutem Leben und Gedächtnis . . . und dass seine 
Frau im Hause verbleibe solange sie will und dass sie den Obstgarten 
.... nehme und nach ihrem Tode gehört alles der Kirche .... Das sagte 
er, man solle seiner Lieben {Ijuba, d, i, Gattin) geben: die Wiese {lug) und 
die baltina {was verpfändet war beim Popen Vukasin) , , ." (folgen die 
Kamen der fünf Ackerstücke, aus denen die seiner ^Witwe zu freiem 
Eigenthum zu belassende bastina besteht). 

15, 1675, „Vor mir, dem vladika Rufim: Makna Stanova {Stane's 
Frau) und ihre Tochter Jerina; und vdr schenkten Haus und Weingarten 
und bastina und Trocken und Feucht . . . und wenn den Stane der Sohn 
aus der Sklaverei befreit, dann soll es ihm zurückgegeben werden (aa 
My. ce BpbHe)/' 

16, 1764. „. . . . Jane JoviUna {Wittwe des Jovila) vermachte und 
schenkte die baUina ihres Mannes^ des Jovi§a Krivokuta, nach welchem 
zwei Söhne nachgeblieben sind: einer von der ersten Frau und der zweite 
von der Jane; und nach des Vaters Tode starb der Jane Sohn, die bastina 
verblieb dem Stiefsohn der Jane; es starb der Stiefsohn, die bastina ver- 
blieb dem bratstvo {Sippe). Und so haben wir, die Kmeten, der Jane, des 
Jovisa Frau, zwölf Zecchine zugesprochen, mit welchen Stanoje Krivokuca 
{JoviMs Bruder) sie abfinden soll und mehr hat sie gar nichts vom 
Manneseigen zu fordern, noch zu belästigen weder Kirche noch Kloster. 
Und wir sprachen von Jovisa' s bastina der Liebfrauenkirche des Klosters 



*) Knez hier wohl Ortsvorstand. 
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zu Cetinje einen stup (Block) Äckerland „unter dem Nussbaum^^ zu . . . ; 
doch verbleibt das übrige von JoviSa's baltina dem Stanoje Krivoku^a, 
davon soll er die Schulden Jovisa's, und dem pleme (Stamm) *) den Siebent 
begleichen, aber der ob genannte stup Erde „unter dem Nussbaum" ver- 
bleibt der Kirche rein; und dafür erhielten wir vom vladika ein Mittag- 
mahl und an Gebühren (Kapaiaxt) 24 Groschen und der vojevoda (Ober- 
haupt des pleme) einen Zecchin und das pleme tausend (Groschen?) und 
hernach schenkte der vladika der Jane JoviUna eine öurdija (Felzrock) im 
Werte von drei Zecchinen , . ." 

17. 1764. Die Söhne Milo§ Spadijers, Sava und Kojica, mit dem 
Oheim Scepac Jvanov verkauften dem Kloster zwei dionice Äcker. 

18. 1764. Vuko Nikov Stjepoviö, vulgo (po starini) Martinovit 
verkaufte dem Kloster seine dionica; und ein Teil war von dem Kloster 
schon früher gekauft. 

19. Vukota Vukosavov verkaufte „bastinu tri dionice^'. 

20. 1761. „. . . Stane, Drago Milosevs Frau, seit sechzehn Jahren 
hinterblieb ene Witwe, und verwaist seit zehn Jahren nach ihrem Sohne, 
toelcher all sein Eigen seiner Mutter vermacht hat; und sie, 
eingedenk ihres Äbsterbens, das sie Tag und Nacht erwünscht, schenkte für 
die Seele ihres Mannes Drago und für die Seele ihres Sohnes Milo und 
für ihre Seele dem Kloster der Lieben Frau zu Cetinje von ihrer bastina 
den „Breitacker^' in Carina, angrenzend Östlich an Jovo Vukotin, westlich 
an Stane Markova (eine Frau) . . . aber die Kirche belässt ihr ihn, dass 

sie ihn besitze zeit ihres Lebens und hernach bleibt er der Kirche rein 

Und was der Stane Dragova an Älpenweide (planina) gehört: der vierte 
Teil von den Häusern der Milosevici [das waren ihre Mannesbrüder] in 

jeder planina der vierte Teil, das alles vermacht sie den Töchtern; und 
wenn die MiloseviH mögen, dann sollen sie ihn nach der Schätzung kaufen, 
wenn nicht, dann sollen sie einen Andern fzu kaufen] nicht hindern, sonst 
sei es ihnen nicht gesegnet, sondern verflucht. Und noch zwei Zecchine, 
welche sie, die Stane, dem iböepac Lukin [augenscheinlich Brudersohn ihres 
verstorbenen Mannes] auf die fseinej bastina [unter Eid] an das Kreuz . . . 
geliehen hat die soll ihr in die Hand, aber nicht ihren Töchtern, 
im Frühjahr, sei es der Siepac, oder Jvo, oder Jovo Milosevici, geben, 
die die bastina (auf welche die zwei Zecchinen geliehen worden) besitzen 
Und das ganze übrige Eigen Drago Milosevs: Haus und Hausgerät und 
die übrige bastina vermache ich, Stane Dragova, der Enkelin, Tochter 
[nach meinem Sohne] Milo; stirbt sie, dann soll alles . . . das Kloster 



^) Die Urkunde unterscheidet für das Jahr 1764 genau zwischen 
bratstvo und pleme, es kann daher die Ansicht Ton Friedrich S. Krauss, 
Sitte und Brauch der Südslayen, "Wien 1885, S. 35, nicht richtig sein, dass 
damals, nach einer Urkunde vom Jähre 1754, in der Crnagora ... der 
Ausdruck pleme für bratstvo üblich war. 
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und die Töchter zur Hälfte erhalten . . . Und schuldig ist mir (folgen 
die Namen der Schuldner) . . .*^ 

21. 1741 ;;. . . ich Vuko StaniSin . , , an Jahren alt und an Körper 
krank, des Todes gewärtig und nach mir keinen Sohn hinterlassend . . . 
im Einverständnis mit meiner Ehefrau (sa dogovorom podruzija 
mojego) schenkte dem Kloster die njiva {Feld) Burikaia . . . und die 
Kirche soll sie nie und niemandem verkaufen, sondern umtauschen für eine 
[andere] bastina, wo es der Kirche hesser passen würde/* 

22, 1738, Fero Jankov Medovi6 „, . . verwaist von meinen Gebrüdern 
(od moje brate) . . . schenkte ich mein Erbeigen {baStinsku bastinu), die 
ich vom Urgrossvater und Grossvater und Vater und meinen Brüdern 
habe . . . und so lang von meiner Kuta Ein Angehöriger lebt (i od moje 
dace dokle je zivo jedno celjade), soll er es nutzen und davon leben, und 
kunn soll es , , . der Kirche gehören und zum Seelenheil jener, die es er- 
worben haben." 

2H, 1748, Legat Vuk Markovs, bestehend in Vieh und Gegenständen. . . 
Und vom Kloster „schenkten wir dafür den Brudersöhnen Vuks Knöpfe (kopce) 
im Werte von sechs Zecchinen; verblieben der Kirche . . . (an Gegenständen) 
44 Zecchine . . . davon überliessen wir der Manda, Vuks Frau, fünf grosse 
und fünf kleine Ziegen . . . Und das zweite Legat Vuk Markovs: die Kuta 
und die b&ktina und Wald und Wasser . . . verblieb der Kirche frei und 
rein, es soll sich niemand hineinmischen [um es anzufechten], weder Vuks 
Brudersöhne, noch die übrigen Dörfler (seljani) ; wir sagten jedoch, es soll 
Vuks Frau in der Kuta und auf dem Boden Vuks „stehen" {da stoji), so 
lange sie es vermag, der Kirche Rechnung legen {pdgovara), wofür auch sie 
ihr Silber und ihre Kleider (haline), Vieh . . . und alles, was sich als ihriges 
vorfindet, der Kirche schenkte, nach ihrem Tode soll es der Kirche gehören." 

24. „Mihi Ferov Cikavac, Jovela Dabov Cikavac [wahre chein lieh 
Vetter, denn sie führen ungleiche Vaternamen] verkauften dem vladika . . • 
ihre dionica unterhalb Kracin tim 36 Groschen und 39 Dinare." 

25. 1763. Fejo ^vardun schenkte „einen Garten an der Kuta, den 
er von vladika Visarion losgekauft hat (otkupio); und nach Fejos Tode 
kam Fejos Brudersohn aus ^abljak und verkaufte dem Milo Vukit einen 
Teil des Gartens . . . und dafür gab Milo sieben Zecchinen sammt Auslagen; 
und hernach haben wir beiden Brüder: Ärchierej Sawa und Ärchierej 

Vasilije den Milo Vukit beschieden und befragt, wieso er uns von einer 
christlichen Schenkung den Garten . . . wegzukaufen sich unterfangen 
habe^). Milo sagte: „Nicht ich von selbst, sondern das haben mir andere 
beigebracht." Und dafür gaben wir beiden Ärchiereje samt der Klosfer- 
gemeinde dem Milo für die sieben Zecchine ein Tagwerk Acker (dan oranja) 
„am Bruche" . . . und der Garten bleibt der Kirche rein für immer." — 
Unter den Zeugen finden sich auch zwei Brüder des Milo: Fero und Stanko. 

*) Besser verstehe ich die Worte: za sto ni na prilog hristianski 
nastupi kupovat zgradu nicht zu übersetzen. 
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Zu diesen 25 Schenkungsurkunden des Cetinjer Klosters setze ich noch 
zwei andere, welche Rovinskij entgangen 8ind>). 

26. „Zu wiaserij dasa Jcmka Joviiev aus Maine [nö y. Budua] in das 
Kloster zu Cetinje gekommen ist und seine ku6a und baltina (folgt die 
Herzählung der Grundstücke) geschenkt hat und den Eichenhain, den mr 
von Büro gekauft haben . . . und was [meine Mutter] Marica von Büro 
Nikeev und Mko Pavov gekauft hattCy die ku6a . . . und bastina . . . und 
das hat Kapo Markov der Marica JoviHna für 45 Groschen verpfändet; 
und gibt er das Geld, dann soll, er die baitina nehmen, und was uns*) 
die Mutter gekauft, davon haben die Kinder [ceca, hier augenscheinlich in 
der Bedeutung Söhne] Radüls (augenscheinlich eines Bruders des 
Schenkenden) nichts; was uns jedoch vom Grossvater und vom Vater 
hinterblieben ist, davon kommt Radüls Kindern der vierte TJieil und drei 
Theile der Kirche zu und für meine Seele und die meines Vaters Jovica 
und meines Grossvaters Stanisa und Ivan und der Mutter Marica und 
meiner Brüder Nikac und Vukac und meiner Muhme (bratuleda) Jane, 
Und wer daran die Kirche beeinträchtigen sollte, dem möge die Mutter 
Gottes beim letzten Gericht Widersacherin sein . . /") 

27. 1679, „Zu unssen, dass Stojan GuU6 gekommen ist, gesendet 
von seinem Vetter (bratuced) Fejo GuHö, um die bastina dem Mutter- 
gotteskloster zu Cetinje für ihr Wohlergehen und für die Seele ihrer Todten 
zu schenken; und er schenkte ihre kuöa und baUina und Wasser und alles, 
was man in Kosijeri (nö. von Cetinje) unser nennt, dass der vladika 
mit seinen Klosterbrüdern nach seinem Bedarf e über die baUina zu 
verfügen das Recht habe; Und wenn wer von den zwei Vettern bis zu 
einer gewissen Zeit (do koga vremena) ins Kloster zu Cetinje kommt, 
dass der vladika mit seinen Klosterbrüdern berechtigt ist, ihn wie ihren 
Bruder aufzunehmen. Und also sprach der genannte Stojan: auf ihrer 
bastina haften gar keine Schulden, wie es der knez Nikola Raslav^evit . . . 



*) Abgedruckt in den Starine, XIX. U Zagrebu, 1887. S. 256 f. 

*) Statt MHe der Edition lese ich nämlich hhc. 

^ Diese Urkunde besagt; Jovica, des Schenkenden Vater, hatte vier 
Söhne: Radul, Janko, Nikac und Vukac, und jedem von ihnen kam der 
vierte Teil des Erbgutes zu. Radul war wahrscheinlich der älteste und 
schon zu des Vaters Lebzeiten abgeteilt. Die übrigen drei Brüder blieben 
bei dem Vater und da alle drei kinderlos waren, so ist es wahrscheinlich, 
dass Nikac und Vukac schon in der Jugend, unverheiratet gestorben sind. 
Ihre Anteile fielen dann dem Vater, bezw. dem Bruder zu, mit welchem 
sie in Gemeinschaft gelebt hatten, nämlich Janko, während der andere 
Bruder, Radul, weil längst abgeteilt, leer ausging; er war zur Zeit viel- 
leicht gar nicht mehr am Leben. Auf diese Art Hesse sich erklären, wieso 
einem Bruder drei Viertel und den Söhnen des andern Bruders nur Ein 
Viertel des Erbgutes hat zufallen können. 
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weiss und so viele andere Montenegriner, dass Pejo GuUt gekommen ist 
und cUleSf was an Schulden auf unserer bastina gehaftet, beglichen hat 
Und sollte der vladika nicht aufnehmen wollen, wie obgeschrieben, dann 
sollen die Kinder [6eca hier wohl in der Bedeutung Söhne] Fetar's [d. i. 
des obgenannten Pejo!] oder. Stojan's berechtigt sein, auf ihre — hezieht 
flieh auf Pejo und Stojan — baStina hinzuziehen (po6' na svoju baltinu), 
wollten sie nicht im Kloster „stehen'' (stojat, d. i. leben) . . /' ^) 

Die eben mitgeteilten 25 Eintragungen des Cetinjer Grün- 
dungsbuches — führt Rovinskij aus — legen die Struktur der 
altmontenegrinischen Familie allerdings nicht vollständig klar, 
denn die Urkunden sind zu wenig zahlreich und noch weniger 
mannigfaltig. Die Schenkunsjen rühren grösstenteils von Einzel- 
personen, männlich und weiblich, her, welche alle ihre Familien- 
mitglieder verloren haben; vereinsamt, krank und alt, schenken 
sie dem Kloster ihr Vermögen, zuweilen mit dem Vorbehalt ihrer 
Ernährung bis zum Tode, mitunter im Kloster selbst. Hierher 
gehören die Verschreibungen 1, 2, 5—9, 11, 13, 20—23, 25. 
Nur. ein einziger (Nr. 10) schenkt sein Hab und Gut 5m 
Einverständnis mit seinem Bruder, aber wenn es auch hier 
heisst: „wir schenkten'*, wie wenn beide die Schenkenden 
wären, so ist es weiter dennoch ersichtlich, dass es sich blos 
auf den Einen bezieht: „alles, was mein heisst^, nicht 
„unser''! — Eine Mutter (Nr. 15) schenkt mit ihrer Tochter 
all ihr Eigen, nach Verlust aller Angehörigen, von denen einer 
in die Sklaverei geschleppt wurde ; wird er von dem Sohne 
befreit, dann soll ihm der Hof zurückgegeben werden^). Ver- 

*) Hier lebten zwei Vetter in Gemeinschaft. Beide hatten 
Söhne, und dennoch schenkten sie ihr Erbgut weg. 

*) Leider hat Rovinskij diese sehr wichtige Verschreibung bloss in 
«inem magern Auszug mitgetheilt; so wie das Regest vorliegt, scheint es, 
dass Rovinskij in der Erklärung irrt und dass der versklavte Stane nie- 
mand anderer als der Gatte der Schenkerin, Makna Stanova, ist, denn sonst 
könnte hier von einem „Zurückgeben" nicht gesprochen werden. Auffallend 
ist, dass des versklavten Stane Sohn — doch sein Erbe! — kein Anrecht 
auf sein Anwesen hat; dies wäre m. E. so zu erklären, dass die Makna 
Stanova eben seine Mutter war und als solche über des ver- 
sklavten Mannes Eigen, trotzdem ein Sohn da ist, ebenso frei 
verfügen konnte wie in Nr. 3 Makna Mitrova. 
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Schreibung Nr. 16 sagt, dass die Witwe nach Ableben ihres 
Mannes, dessen zweite Frau sie war, und nach dem Tode ihres 
leiblichen und schliesslich ihres Stiefsohnes dem Kloster „das 
Erbgut ihres Mannes'* geschenkt hat, welches jedoch nach dem 
Wortlaute derselben Verschreibung der Sippe, „dem bratstvo 
verblieb"; derjenige von den nächsten Anverwandten aber, dem 
die Kmeten den Hof zugesprochen, vermutlich der Mannesbruder, 
war verpflichtet, die Schenkerin abzufertigen^). 

In sechs Fällen (Nr. 1, 3, 7, 15, 16, 20) verfügen Witwen, in zwei 
Fällen (Nr. 6, 8) Mädchen ganz selbständig über Immobilien. 
In zwei Fällen (Nr. 10, 21) verfügt der Mann im Einverständ- 
nis mit seiner Frau. 

Als Verkäufer oder Verpfänder erscheinen viermal (Nr. 4, 18, 
19, 25) Einzelpersonen, einmal zwei Vetter (24), einmal zwei 
Brüder und ein Neffe (12), einmal zwei Brüder mit dem Oheim 
(17), einmal verpfänden fünf Männer sieben Grundstücke (Nr. 4). 
Nebenbei werden Verkäufe durch Einzelne erwähnt: Ein Mönch 
kauft die Hälfte eines Grundstückes (Nr. 11), eine Schwester 
kauft von der Schwester (Nr. 7). Der sub 25 genannte Ver- 
käufer hatte zwei Brüder, diese unterschrieben sich als Zeugen, 
er verkaufte jedoch von ihnen ganz unabhängig. 

Und so ist Rovinskijs Schlussfolgerung unanfechtbar, aus den 
Urkunden sei zu ersehen, dass die Familien sehr einfach waren; 
das Erbrecht endigte in dieser engen Familie (von einer 
Zadruga kann gar nicht die Rede sein) und deshalb 
erklären sich die Schenkenden im vorhinein gegen alle 
Ansprüche irgend eines von den übrigen Blutsver- 



^) Stimmt mit Yuk Vrcevids Antwort auf die 160. Frage des Frage- 
bogens von Bogisic, siehe S. 312 Anm. — Yergleicht man diese Ver- 
schreibung der Jane Jovisina mit den übrigen, dann kommt man zum 
Schlüsse, dass sie und nicht das bratstvo unangefochtene Erbin wäre, wenn 
ihr Sohn den Stiefsohn überlebt hätte. Das pleme, der Stamm, dem der 
siebente Teil des Erbes zugesprochen wurde, scheint eine Art Heimfaiis- 
recht — sit venia verbo — besessen zu haben. 
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wandten ausserhalb des Kreises der engen Familie; da- 
gegen verbleibt diesen das Löserecht^). 

Weit bestimmter — setzt Rovinskij fort — wird durch die 
angeführten Urkunden die Lage der Frau gekennzeichnet. Ein 
Madchen, eine Gattin, eine Witwe, ist Eigentümerin nicht nur von 
beweglichen Gütern, sondern auch von Immobilien ; sie verschenkt, 
verkauft, kauft, erbt. Zwei Brüdern und einem Neffen fiel ein 
Teil eines Erbgutes von der Mitgift (prc^ija) ihrer Mutter zu; 
davon verkauften sie den dritten Teil (Nr. 12). — Vule Radov 
vermacht dem Kloster sein ganzes Eigentum mit dem Vorbehalte, 
dass die Witwe im Hause verbleibe, solang es ihr beliebe und 
einen Teil der Grundstücke bis zu ihrem Tode nutze; nebst dem 
vermacht er ihr ein anderes Erbgut bestehend aus fünf Acker- 
stücken und einer Wiese (Nr. 14). — Der Witwe Stane nach Drago 
Milosev vermachte ihr Sohn all sein Eigentum (Nr. 20). Sie schenkt 
davon dem Kloster ein F^ld. Den vierten Teil von dem, was 
ihrem Manne von den Höfen der Miloseviöi (Brüder ihres Mannes, 
also von dem, was ihm vom Vatereigen zugefallen ist) an Alpen- 
weiden (planina) gehört hat, vermacht sie — nebst Geld — 
ihren Töchtern. Diese können es verkaufen, und ist das Vor- 
kaufsrecht den nächsten Anverwandten, den Mannesbrüdem, aus- 
drücklich vorbehalten. Alles übrige Eigentum ihres Mannes: Haus, 
Mobilien und Grundstücke vermacht sie ihrer Enkelin, der Tochter 
ihres verstorbenen Sohnes^); stirbt die Enkelin, dann beerben 
auch sie ihre Tanten, die Töchter der Stane, mit dem Kloster 
zur Hälfte. Augenscheinlich war Stane nach dem Tode ihres 
Mannes Herrin im Hause auch noch damals, als ihr Sohn verheiratet 
war. Dem begegnet man auch heutzutage in der Cma Gora; 
die frühzeitig des Vaters beraubten Söhne, aufgewachsen unter 
der Obsorge der Mutter, bewahren ihr, auch nachdem sie ge- 



^) Zu yergleichen mit § 15 des Gesetzbuches des yladika Petar 
Petrovic I. vom Jahjre 1790. Siehe oben S. 304. 

^ Eigentlich erben hier mit seiner Tochter seine Schwestern. Vergl. 
§ 54 des Gesetzbuches des Fürsten Danilo I. vom Jahre 1855. Siehe oben S. 305. 
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heiratet haben uad selbst Väter geworden sind, bis zum Tode 
kindliche Anhänglichkeit und Gehorsam^). Sie ersetzt ihnen 
vollständig den Vater und füllt wirklich die Rolle des Mannes 
aus, sie erzieht in ihren Söhnen Erben des väterlichen Helden- 
sinns. Ist die Frau noch gar zu jung Witwe geworden, dann 
wird die Familie von der Mutter ihres verstorbenen Mannes 
verwaltet und fehlt auch diese, dann ist Sippe und Stamm da, 
welche bis unlängst die Haupt-, ja die einzigen massgebenden 
Faktoren im Volksleben waren und ihre Bedeutung sogar 
bis heute noch nicht eingebüsst haben. — 

Rovinskij stützt sich da auf das Gesetzbuch Danilo's I. vom 
Jahre 1855, seit dessen Erscheinen fast ein halbes Jahrhundert 
verstrichen ist und auf Urkunden, weit älter als 100 Jahre. Aber 
diese Hinweise aus der Vergangenheit dienen ihm bloss als Be- 
helf und zur Beleuchtung einiger Thatsachen, die von ihm selbst 
in der Gegenwart beobachtet wurden. 

Allerdings kann — meint Rovinskij weiter — mit dem 
Fortschritt auf der Bahn der Kultur und der persönlichen Rechte 
die Familie als lebendes Glied im Volksleben nicht unwandelbar 
bleiben, und mit dem allgemeinen Fortschritt dringen auch in 
die Familie neue Grundsätze ein, die in neue Bahnen drängen. 
Aber Sprünge kennt das Volksleben nicht, und auch die Familie 
konnte sich nicht in irgend eine abstrakte Hausgenossenschaft 
geändert haben, wie dies im neuen Gesetzbuche über Vermögen 
vom Jahre 1888 angenommen wurde; pleme und bratstvo (Stamm 
und Sippe) verwandelten sich noch nicht vollständig in Gemeinden 
und administrative Einheiten, und an der Spitze steht nicht die 



*) Dagegen nimmt die Montenegrinerin als Mädchen und Eheweib 
nach aussen eine mehr al^ untergeordnete Stellung ein. Spricht der Monte- 
negriner von seiner Frau oder Tochter, so unterlässt er es nicht, die 
Entschuldigung: oprostite beizufügen. Das Frauenzimmer ^üsst jedem 
Manne die Hand, zieht ihm die Schuhe aus und wäscht ihm die Füsse, 
wenn er von der Ferne gekommen ist; sie steht ihm ununterbrochen zu 
Diensten, aber er reicht ihr nicht ein Glas Wasser, wenn er es auch bei 
der Hand hätte, weil es für ihn eine Schande wäre. Rovinskij, II. 1, S. 224. 
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juristische [sie!] Person (ropHj^mecKaajiHHHocTi») des domaöin (Haus- 
vorstandes), sondern det Vater; man kann daher keineswegs 
in der Familie rein rechtliehe Beziehungen suchen. Nichtsdesto- 
weniger wird es durch Ausbau des Volkslebens im allgemeinen 
und nach Massgabe des Zurückweichens der Stammesverfassung, 
für das Staatsleben unumgänglich notwendig, Gesetzlichkeit und 
Ordnung auch in die Familienverhältnisse, namentlich in Ver- 
mögensangelegenheiten zu bringen, deswegen muss ein besonderes 
Familien- und Erbrecht ausgearbeitet werden. Solange es an einem 
solchen gebricht, beschränkt sich das Gericht oder die politische 
Behörde darauf, Familienangelegenheiten auf Grundlage des Her- 
kommens zu verhandeln und bei Missbrauch der hausväterlichen 
Gewalt durch den Vater oder Gatten schützt das Gericht den Ge- 
schädigten. — Aber auch die Familie selbst, in welche ein anderer 
Geist gedrungen, fing an, sich gegen den Absolutismus in der 
Familie aufzulehnen. Und deshalb [?] kommt es heutzutage oft 
vor, dass das montenegrinische Gericht gegen den wahren Sinn 
des § 47 des Gesetzbuches Danilo's I. vom Jahre 1855 das Urteil 
fällt, indem es den Sohn gegen den Willen des Vaters abteilt 
und ihm mit den anderen Familienmitgliedern gleiche Ver- 
mögensrechte einräumt. Darin sieht Rovinskij eine Ein- 
dämmung des Missbrauches der väterlichen Gewialt, wie sich 
das frühere Gesetz vom Jahre 1855 der zum Schaden und Ver- 
derben der Familie führenden Eigenmächtigkeit des Sohnes in 
den Weg stellte^). Aber das neue montenegrinische Gesetzbuch über 



*) Nach meinem Dafürhalten ist diese Ansicht unrichtig; das Recht 
des montenegrinischen Sohnes, von dem Vater Ausfolgung seines Erbteils 
erzwingeji zu können, ist gewiss nicht eines so neuen Datums (siehe oben 
S. 296 f.), aber ebensowenig gehört es zu den Rechtsgewohnheiten auch der 
ganzen alten Crnagora, in gewissen Gegenden besteht es nicht zu Recht. 
Fürst Panilo hatte die "Wahl, was er für das ganze Land setzen wolle; 
er entschied sich für das — nach westeuropäischen Begriffen — rich- 
tigere und gestand dem Sohne das Recht auf Abschichtung mit Erbteil 
zu Lebzeiten des Vaters nicht zu. 

LukaVukalovic weiss — wie wir oben S. 311, Frage 135 gesehen haben — 
Ton einem Re cht e des Sohnes auf Erbteilung zu desVaters Lebzeiten garnichts, 

Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 22 



Digitized by VjOOQ IC 



324 J. Peisker: 

Vermögen vom Jahre 1888, worin das Familienrecht und das 
Erbrecht nicht aufgenommen sind, trägt indirekt ein viel zu 
weites Einmischungsrecht der politischen Gewalt in das Stammes- 
und Familienleben und lässt fundamentale, noch nicht aufgehobene 
und bis heute wirkende Volksorganismen: Stamm (pleme) und 
Sippe (bratstvo), sowie Gewohnheiten unberücksichtigt, nach denen 
das Volk zu leben noch fortfährt. Oben ist gezeigt worden, wie 
die Obhut über Verwaiste dem bratstvo entzogen und auf das 
Gericht oder die Verwaltungsbehörde übertragen wurde; wir 
erfuhren auch, wie der Vater sogar in seinem Verfügungsrechte 
über sein wohlerworbenes Vermögen eingeschränkt wurde. 

Wohl finden sich im Zakonik vom Jahre 1888 auch noch 
andere Abweichungen von dem Herkommen vor, doch den 
alten Rechtsgewohnlieiten am meisten zuwider wurden 
die Rechte der Frau eingeschränkt. 

§ 690 nimmt ihr das Recht weg, über ihr Sondergut, mit 
Ausnahme der gewöhnlichen Kleinigkeiten, selbständig zu ver- 



nach seinem Berichte muss sich der Vater nur zur Herausgabe „irgend eine» 
Teilchens*' (neki dijelak), also einer Ausstattung, nicht des Erbteiles, 
bequemen. Vuk Vrcevic kennt auch diesen Zwang nicht. Und wenn 
demgegenüber beide Berichterstatter ganz übereinstimmend melden, jeder 
erwachsene Zadrugar habe das Recht, wann immer sich abzuteilen, dann 
folgt daraus, dass sowohl Vukalovic als auch Vrcevic überzeugt sind, das» 
le fils zadrugar (membre de communaute) de son p^re nicht ist, zu de» 
Vaters Lebzeiten als Zadrugar noch nicht gilt. 

Archimandrit DuSic — siehe oben S. 275, Anm. 4, Absatz 3 — stellt 
dieses Recht des Sohnes ausdrücklich in Abrede. 

Dies wird auch von dem urkundlichen Materiale Rovinskij^s vollends 
bestätigt: In No. 3 schenkt die Mutter der Kirche alles, „was man das 
ihrige nennt und ihres Sohnes ©uro". Bei No. 15 hat der Sohn kein Recht 
auf das Anwesen des Vaters (s. oben S. 319, Anm. 2). Bei No. 22 schenkt Pera 
seine bastina, ob zwar er augenscheinlich nicht kinderlos war. Bei No. 27 
schenken zwei Vetter all ihr Eigen, obzwar sie beide Kinder, wohl Söhne 
haben. AUe diese Schenkungen ohne ausdrückliche Einwilligung der Söhne 
wären ganz undenkbar, wenn an den betreffenden Orten der Sohn Zadrugar 
seines Vaters gewesen wäre. 

Es kann also das von BogiÖic behauptete Sohnesrecht nur auf sehr 
eng begrenzten Gebieten althergebracht sein. 
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fügen ^). Schon die Sprache und Stilisierung dieses Artikels findet 
Bovinskij ungemein gezwungen und unklar, ebenso bei § 483. 
Im Gesetze wird gar zu allgemein darüber geredet, woraus das 
Sondergut der Frau bestehen könne, und alles wird auf die eine 
Mitgift, bestehend aus Kleidern und Zugehör zurückgeführt; 
aber aus den obenangeführten Urkunden und Nachrichten über 
die heutigen Verhältnisse ist ersichtlich, dass die Tochter das 
ganze Vermögen ihres Vaters erben und es als Mitgift mit sich 
zuführen kann^). 

In die Sozialforschung hat sich der für die Grundbegriffe 
dieser Wissenschaft sehr fatale Irrtum eingeschlichen und da- 
selbst breitgemacht: Crnagora sei das Land, wo am schönsten 
und vollsten die Zadrugen blühen und wo die Frau geradezu 
in Rechtlosigkeit ächzt. Dieses Hirngespinst hat Rovinskij 
gründlich zerstört. 

Es liegt in dem Umstände, dass die Crnogorcen die In- 
stitution der Zadruga nicht kennen, etwas ganz Natürliches, 
und bis man sich von der Enttäuschung einigermassen wird erholt 
haben, wird man wohl einsehen: eigentlich Selbstverständliches; 
denn die serbische Zadruga, wie wir sie vom 19. Jahrhundert aus 
kennen, entwickelte sich in der türkischen Knechtschaft, von 
Welcher der Cmogorce, seit Jahrhunderten frei, lange nichts 
mehr spürt. 

• 

Nun wollen wir die gewonnenen Resultate kurz zusammen- 
fassen: Die serbische bäuerliche Zadruga als Hausgemeinschaft 
von mehr als Einer und weniger als vier Familien entstand 
durch Einführung des byzantinischen Steuersystems. Die alt- 
serbische dimnina ist das byzantinische xanvixdv, im Sinne des 



^) Es ist oben S. 307 schon bemerkt worden, dass in der zweiten 
Ausgabe des Gesetzbuches, der vom Jahre 1898, dieses Alinea des § 690 in 
sein Gegenteil umgestossen und der Frau das herkömmliche Recht wieder 
hergestellt wurde, welches ihr jedoch § 483 auch fernerhin vorenthält. 

*) Damit rechnet Bogisic implicite im §670 Alinea 2 und 707 Alinea 2 und 3. 

22* 
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x€(paXr}Tlcov der bini ac terni viri des Codex Theodosianus, und 
die so geartete Zadruga bildet bis zur Türkenzeit, noch Mitte 
des XIV. Jahrhunderts die weitaus überwiegende Regel. Unter 
dem Türken ist infolge finanzpolitischer Indolenz an der dimnina 
nichts mehr wahrzunehmen, was an die einstige capitatio erinnern 
könnte; sie ist nun reine Rauchsteuer geworden, welche, nach 
alten, stabilen Registern eingehoben, ein möglichst langes Zu- 
sammenbleiben geradezu prämiierte und dadurch zur Entwicke- 
lung grosser Zadrugen in Gegenden führte, in denen Ueberfluss 
an Grund und Boden und intensivere Bewirtschaftung eine fort- 
schreitende Volksverdichtung gestattete. Zu diesem Anstoss von 
aussen gesellt sich ein zweiter von innen: eine wesentlich gekräf- 
tigte Gewalt des Hausvorstandes als Vorbedingung einer, der Raja 
während der Knechtschaft unerlässlichen und dem Türken be- 
quemen Autonomie. In Gegenden, welche einst volkreich und 
vorgeschritten, unter der Türkenherrschaft in Verfall geraten 
sind, zeitigt die reine Rauchsteuer das Gegenteil von der Za- 
druga, da die Bevölkerung kaum zur einfachen Besetzung der 
stabilisierten Kuöenzahl aufkommen konnte. 

Seitdem die Rauchsteuer nicht mehr besteht und die Auf- 
rechterhaltung der öiFentlichen Sicherheit der Staat übernommen 
hat, veiliert die Zadruga ihre Vorbedingungen und geht schnellen 
Schrittes dem Untergange entgegen. 

Der seit lange freigebliebene Alt-Montenegriner brauchte sich 
nicht einmal der patria potestas zu fügen, daher kommt es, dass 
in der Cma Gora die Zadruga als Volksinstitution nicht zu 
finden ist, und dass, wie anzunehmen, in gewissen Gegen- 
den der erwachsene Sohn von dem dort geltenden Rechte, 
vom Vater Ausfolgung des Erbteils zu fordern, gerne Gebrauch 
macht. 
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Zur Lex Maneiana. 

Von 

Otto Seeok (Greifswald). 



üeber meine Lesung der Lex Maneiana schreibt Herr 
Cagnat in den Comptes rendus de Vacadimie des inscriptions et 
belles-lettres, IV sSr, tom, XXVI p, 682: Je tiens ä faire, dh 
aujourd^hui, les plus grandes reserves au sujet de cette publication, 
Les lettres de Vinscription ne sont pas effachs par le sahle du 
d^sert: la pierre est ou remplie de trous ou mutiUe; eile a per du, 
ä plus d^un endroit, sa surface supSrieure et comme sa croüte, 
si hien que les caract^res et leurs traces m^mes ont absolument 
disparu. Je ne dis pas que M, Seeck, arec Vhabitude quHl a de 
la lecture des manuscrits, n'ait pas pu ajouter gä et lä quelques 
lettres ou corriger quelques lectures; je ne nie pas quHl ait 
trouvS des conjectures heureuses ou de bonnes restitutions ; mais 
je nie quHl ait lu le texte d^un bout ä Vautre. II ne faut pas 
que les commentateurs futurs du monument, ou ceux qui voudrmit 
s^en servir pour leurs travaux, prennent pour un texte ancien ce 
qui y a peut-etre He, mais ce qui n'y est plus. Je suis assure 
d'ailleurs que si M, Seeck voyait la pierre, il serait le premier 
ä reconnaitre que les photographies Vont abuse, et qu'il a pris 
pour des traces de lettres des jeux de lumiSre produits par la 
dSthioration du calcaire. Als das betreffende Heft der Comptes 
rendus erschien, war ich leider auf Reisen und bekam es daher 
nicht gleich zu sehen. Da Herr Cagnat nicht die Güte gehabt 
hat, mir einen Separatabzug zuzuschicken, erfuhr ich erst nach 
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mehreren Monaten von diesem Angriff auf die Zuverlässigkeit 
meiner Lesung, was die Verspätung meiner Antwort entschul- 
digen mag. 

Dass die Buchstaben der Inschrift „an mehr als einer Stelle" 
bis auf die letzten Spuren verschwunden sind, habe ich selbst 
in dieser Zeitschrift (VI, S. 307) hervorgehoben. Herr Cagnat 
hat freilich das Erscheinen dieser ausführlicheren Publikation 
nicht abgewartet, sondern hält sich nur an die kürzere und 
vorläufige in den neuen Jahrbüchern für Philologie (1898, I, 
S. 628). Aber auch dort hätte er meine Meinung daraus er- 
sehen können, dass der Text viele Buchstaben als blosse Er- 
gänzungen in eckigen Klammern bietet. Die eine der beiden 
Photographien, deren ich mich für meine Lesung bedient habe, 
ist durch die Veröffentlichung Toutains allen zugänglich. Jeder 
kann sich also überzeugen, dass es gar keine Schwierigkeiten 
hat, an ihr zu erkennen, wie weit der Stein gewaltsam zerstört, 
wie weit er nur auf der Oberfläche verwittert ist. Herr Cagnat 
leugnet, dass seine Buchstaben durch den Wüstensand verwischt 
seien. Dann hat die Inschrift wohl seit der Römerzeit unter einer 
Glasglocke gestanden; denn wie sollte sie sonst in dem sandreichen 
Nordafrika den Einwirkungen des Flugsandes entgangen s^in? 
Uebrigens habe ich mich nicht nur auf meine eigenen Augen 
verlassen, sondern die Photographien dem Geologen unserer 
Universität, Professor Deecke, vorgelegt. Sein sachverständiges 
Urteil bestätigte mir, dass überall, wo Sandwehen jahrhunderte- 
lang an den Steinen nagen, z. B. in unseren Ostseedünen, die 
Oberfläche in ganz entsprechender Art verändert wird. Dies 
ist für die Ueberlieferung nicht gleichgiltig. Denn bei dem 
unendlich langsamen Radieren des Sandes müssen die tiefer 
gezogenen Meisselstriche lange Zeit sichtbar bleiben, und un- 
deutliche Buchstabenreste können sich auch -an sehr zerstörten 
Stellen erhalten haben. 

Dass ich „den Text von einem Ende bis zum anderen ge- 
lesen habe'S brauchte Herr Cagnat nicht zu bestreiten, da es 
mir niemals eingefallen ist, solchen Unsinn behaupten zu wollen. 
Ich sagte nur, es sei mir gelungen, „den Inhalt der wichtigen 
Urkunde von Anfang bis zu Ende festzustellen", und das ist 
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etwas ganz anderes. Dass dies Ergebnis zum grossen Teil nur 
durch Ergänzungen zu erreichen war, zeigen im Texte die zahl- 
reichen eckigen Klammern. Und auch wo diese fehlen, sind 
viele Buchstaben durch den Druck als „von zweifelhafter Lesung'^ 
gekennzeichnet und in der Vorrede das Bedauern ausgesprochen, 
dass sich der Grad ihrer Unsicherheit typographisch nicht zum 
Ausdruck bringen liess. Darin liegt doch, dass dieser Grad 
ein sehr verschiedener und manchmal ein recht hoher ist. That- 
sächlich beruhen auch jene unsicheren Buchstaben, wo sie in 
grosserer Zahl nebeneinander auftreten, mehr auf Ergänzung, 
als auf eigentlicher Lesung, aber auf einer Ergänzung von ganz 
besonderer Art, die auch im Drucke kenntlich gemacht werden 
musste. 

Ist ein Stück des Steines weggebrochen, so bleibt dem 
Epigraphiker nichts übrig, als aus dem Erhaltenen den Sinn 
des Fehlenden, so gut es geht, zu erraten und ihn in lateinischen 
Worten auszudrücken, deren Buchstabenzahl dem Umfang der 
Lücke entspricht. Dass er auf diese Weise den Wortlaut des 
ursprünglichen Textes im besten. Falle annähernd, aber fast 
niemals ganz genau treffen kann, ist selbstverständlich. Von 
solcher Art sind z. B. meine Ergänzungen am Anfang der 
vierten Kolumne, was übrigens jedem Kundigen auch ohne diesen 
Kommentar von Anfang an klar gewesen ist. Anders und viel 
schwieriger gestaltet sich die Aufgabe, falls, wie am Ende 
unserer Inschrift, überall zerstreute Buchstabenreste kenntlich 
sind. Auch dann beruht die Lesung zunächst nur auf Kon- 
jektur; aber was man so gefunden hat, kann und muss man 
an jenen Resten nachprüfen, ob es sich mit ihnen vereinigen 
lässt. So habe ich zu manchen Stellen wohl ein Dutzend ver- 
schiedener Konjekturen gemacht, bis ich einen Wortlaut gefunden 
hatte, der mir zu jenen undeutlichen Meisselstrichen zu passen 
schien. Ohne Zweifel werde ich mich dabei mitunter getäuscht 
haben, ja, io einem Falle weiss ich das schon jetzt mit Be- 
stimmtheit. II 13 glaubte ich [c]o[r]rosas lesen zu können; 
Bücheier teilte mir dann brieflich die Konjektur cariosas mit, 
und als ich die Photographie daraufhin nachprüfte, überzeugte 
ich mich, dass dies wirklich auf dem Stein gestanden hatte. 
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Was ich für den Rest eines gehalten hatte, konnte nämlich 
auch die untere Rundung eines C sein; davor brauchte kein 
Buchstabe zu fehlen; dahinter Hessen, sich schwache Spuren des 
A wahrnehmen, und das R war von dem so weit entfernt, 
dass dazwischen wohl ein I gestanden haben konnte. Man wird 
also künftig car[i]osas zu schreiben liaben ; aber wie man sieht, 
kommt meine Lesung, obgleich sie falsch ist, der richtigen sehr 
nahe, und so wird es auch bei den anderen Stellen sein, wo 
ich möglicherweise geirrt haben könnte. 

Wie solche Lesungen zu Stande kommen, mag ein fiktives 
Beispiel zeigen. Ist von einem Buchstaben nur der Rest einer 
senkrechten Linie kenntlich, so kann es E, F, I, L, P oder T, 
vielleicht auch der Anfang von H, K, N gewesen sein. Zwei 
giebelförmige Striche nebeneinander können M, RA, AR, AA oder 
RR bedeuten, wenn sie sehr verwischt sind, wohl auch NE, NF, 
Nl u. s. w. Der Rest einer Rundung lässt sich als C, G, oder 
Q lesen. Hat man aber die Zeichengruppe lAAAAC und ersieht 
aus dem Vorhergehenden und Folgenden, dass sie ein ab- 
geschlossenes Wort sein muss, so wird kein Verständiger sie 
als ERAARQ oder PAMAG lesen, obgleich dies graphisch wohl 
anginge, sondern man wird darin IMMO oder TARRAC(onensi8) 
oder FAMAQ(ue) erkennen. Den Buchstabenresten nach wären 
diese drei Lesungen, so verschieden sie auf den ersten Blick 
aussehen, ganz gleichberechtigt; aber der Zusammenhang würde 
wohl kaum einen Zweifel lassen, welche von ihnen zu wählen 
sei. Entsprechend sind alle Buchstaben, die wir durch den 
Druck als zweifelhaft bezeichnet haben, einer grossen, aber 
keiner ganz unbeschränkten Zahl von Deutungen fähig; fasst 
man sie zu Worten zusammen, so vermindern sich die Möglich- 
keiten schon ganz beträchtlich, und kann man Sätze daraus 
gestalten, so bleibt meist nur noch eine einzige übrig. Und 
sind auch dann noch mehrere denkbar, so werden sie doch 
dem Sinne und den Formen nach sich so nahe stehen, wie 
jenes corrosas und cariosas. Auf diese Weise lässt sich aus 
Buchstabenresten, von denen die meisten ganz unsicher sind, 
doch ein Text gestalten, der einen ziemlich hohen Grad von 
Sicherheit in Anspruch nehmen darf. 
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Aber HeiT Cagnat meint ja, wenn ich nicht nur Photo- 
graphien, sondern den Stein selbst gesehen hätte, so würde ich 
mich überzeugt haben, dass, was ich für Buchstabenreste halte, 
nur zufällige Ritzen und Schrammen seien. Dem darf ich nicht 
widersprechen, ehe ich in Tunis gewesen bin; nur will es mir 
denn doch etwas wunderbar scheinen, dass jene angeblichen 
Ritzen und Schrammen mir in ihrem Zusammenhange überall 
einen ganz klaren Sion ergeben haben. Herr Cagnat sagt nicht, 
dass er nach dem Erscheinen meiner Lesung das Original 
noch einmal geprüft habe; sein Zeugnis scheint also nur auf 
ziemlich alter Erinnerung zu beruhen. Wenn er jetzt den Stein 
zum zweitenmal untersuchte, wer weiss, ob nicht vielmehr er 
Buchstabenreste erkennen würde, wo er anfangs nur zufällige 
Verletzungen der Oberfläche sah. 



Ein fränkisches Dorf zu Anfang des 17. Jahr- 
hunderts. 

Von 

Dr. Eduard Otto (Offenbaeh a. M.) 



Das Dorf Insingen bei Rothenburg a. d. Tauber hat im 
Jahre 1620 eine Dorfordnung erhalten, die abschriftlich in einem 
Sammelbande der Darmstädter Hofbibliothek (Handschrift 246) 
erhalten ist. Sie gibt von den ländlichen Verhältnissen der 
Zeit freilich kein vollständiges Bild, wohl aber eine beachtens- 
werte Skizze, die manche allgemeine Züge klar und bestimmt 
genug hervortreten lässt. 

Bis ins 17. Jahrhundert hinein war der Ort nach des Dorfes 
althergebrachten Rechten, Gebräuchen und Gewohnheiten schlecht 
und recht verwaltet worden. Mit der Zeit waren nach Ver- 
' Sicherung der Obrigkeit die Dorfrechte zweifelhaft und ungewiss 
geworden, es hatten sich allerhand Unordnungen und Missbräuche 
eingeschlichen, die zu Klagen vielfach Anlass gaben und schliesslich 
den Rat der Reichsstadt Rothenburg nötigten, besagte Dorfordnung 
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2U erlassen. Die Anregung hierzu gaben hauptsächlich die Be- 
schwerden, die der markgräfliche Kastner (Rentmeister) ^) „im 
Namen der fürstlich brandenburgischen Herrschaft von wegen 
etlicher allda auchangesessener markgräflicher Unterthanen'^ er- 
hob. Insingen lag nämlich zwar „in der Landwehr und Obrigkeit" 
von Rothenburg, dem mithin „das Gemeinrecht und der Hirten- 
stab", d. h. die landesherrlichen Befugnisse, sowie die Gerecht- 
same über Weide und Viehtrift, zustanden, vereinigte aber in 
sich neben den rothenburgischen auch Unterthanen des Markgrafen 
von Brandenburg und der Herrschaft Crailsheim. Der Rat begann 
mit den aus rothenburgischen, markgräflichen und crailsheimischen 
Oemeindemitgliedern verordneten Ausschüssen des Dorfes über 
die notwendige Reform der Gemeindeverwaltung eingehende Ver- 
handlungen, deren Ergebnisse schliesslich der Gemeinde Insingen 
vorgelegt und von ihr genehmigt wurden. Die so entstandene 
Dorfordnung wurde hier am 27. April 1620 in dem „rothenburgischen 
Wirtshause" zu Insingen durch die „alten Bürgermeister und der- 
zeit wesenden Landvögte (der Stadt Rothenburg) auf dem Zwerch- 
mayr" 2), Johann Staude und Adolf Ramminger, der Gemeinde- 
versammlung feierlich verkündigt. 

Das Dorf zählte damals 56 „Gemeinrechte", d. h. 56 Ge- 
meindsleute. Hiervon waren 36 rothenburgische, 18 branden- 
burgische und zwei crailsheimische Unterthanen. Diese politische 
Dreiteilung der Dorfgemeinde ist für unsere Dorfordnung von 
untergeordneter Bedeutung; es gilt ja gerade, die allen Gemeinds- 
leuten gemeinsamen Rechte und Pflichten herauszuheben. Nur 
gelegentlich werden daher die zwischen den einzelnen politischen 
Gruppen bestehenden Unterschiede berührt. Wir erfahren neben- 
bei, dass es einen rothenburgischen und einen markgräflichen 
Bauermeister gab, dass also die beiden wichtigsten politischen 
Gruppen ihren besonderen Gemeindebeamten besassen. Es ist 
femer die Rede von rothenburgischen und brandenburgischen 
,, Hauptleuten", denen die Kontrolle der Bauermeister oblag, und 



^) Er führte den hübschen Namen Jakob Bausbachen. 
^ Der Zwerchmayr ist eine der beiden rothenburgischen Land- 
Togteien. 
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die wir uns wohl zugleich als Finanzbeamte, als" Kastner oder 
Kellner, vorzustellen haben. Für die rothenburgischen Hinter- 
sassen bilden diese Hauptleute die Zwischeninstanz zwischen der 
Gemeinde und den Rothenburger Landvögten auf dem Zwerchmayr. 
Bezüglich der Almendenutzung müssen in älterer Zeit die Be- 
rechtigungen des rothenburgischen Teils umfassender gewesen 
sein als die der brandenburgischen und crailsheimischen Dorf- 
genossen. Auf diese Vermutung führt die gelegentliche Be- 
merkung, dass bei Ausgabe des Losholzes aus dem Fichtenwalde 
„die Besichtigung der Hölzer und Machung der Lose" den 
Rothenburgischen allein zukomme, während die Auswahl und 
Verlosung der Laubhölzer Sache aller Gemeindsleute sei. Diese 
Eigentümlichkeit ist schwerlich anders zu erklären, als durch 
die Annahme, dass ursprünglich die Rothenburgischen allein das 
Nutzungsrecht am Fichtenwalde genossen hatten, und dass sie, 
als die übrigen Dorf genossen daran Anteil gewannen, sich 
wenigstens die Bezeichnung der zu schlagenden Stämme und die 
Gestaltung der Losanteile als Sonderrecht vorbehalten hatten. 
Den politischen Hauptgruppen der Gemeinde entsprechend gab 
€S zwei Erbschankstätten im Dorfe, von denen die eine das 
rothenburgische Wirtshaus genannt wird. Die andere wird 
zwar nicht mit besonderem Namen bezeichnet, ist aber, wie die 
Bezeichnung der ersten Schenke merken lässt, offenbar mark- 
gräflich gewesen; denn dass es eine crailsheimische Erbschank- 
stätte gegeben hätte, ist wegen der geringen Zahl der crails- 
heimischen Gemeindsleute wenig wahrscheinlich, wenn auch nicht 
unmöglich. Hiermit sind die aus unserer Dorfordnung zu ent- 
nehmenden Bemerkungen über die politischen Unterschiede inner- 
halb der Gemeinde erschöpft. Ueber die besonderen Verpflichtungen 
der einzelnen Gruppen ihren Leibherrn gegenüber findet sich be- 
greiflicher Weise keinerlei Andeutung. 

Auch in sozialer Beziehung gliedert sich die Gemeinde in 
<lrei Klassen, nämlich in Bauern, Köhler und Hausgenossen. 
Die beiden erstgenannten Klassen bilden die „Gemeinde" im 
engeren Sinne, d. h. die Dorfmarkgemeinde. Sie allein sind in 
der Gesamtzahl der „Gemeinrechte" (56) einbegriffen. Auffallend 
ist die geringe soziale Verschiedenheit dieser beiden ersten 
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Klassen, wie sie sich aus der Betrachtung ihres Almendenutzungs- 
rechts ergibt. Köhler oder Kebler heissen nach Maurer^) in 
Baiem und Franken diejenigen Landleute, die kein eigentliches 
Bauernhaus, sondern nur einen „Kobel", d. h. ein geringeres 
Wohnhaus, entweder ohne, oder mit nur geringer Feldwirtschaft 
besitzen. Nun besteht nach unserer Dorfordnung der ganze 
Unterschied zwischen beiden sozialen Klassen rücksichtlich der 
Almendenutzung darin, dass ein Bauer 15, ein Köhler nur 12 
Schafe treiben darf, während andrerseits ein Hausgenosse gar 
kein Rindvieh (und jedenfalls auch keine Schafe) zu halten be- 
rechtigt ist und es als eine Gnade betrachten muss, wenn die 
„Gemeinde" ihm „ein Schweinlein auf sein Ansuchen bittweis 
passieren" lässt. Von einem bedeutenden wirtschaftlichen und 
sozialen Unterschied zwischen Bauern und Köhlern ist also nichts 
zu spüren. Dass ein solcher früher einmal bestanden und in 
einer erheblichen Minderberechtigung der Köhler hinsichtlich der 
Almendenutzung seinen Ausdruck gefunden hat, ist klar; im 
Laufe der Zeit aber hat sich dieser Gegensatz bis auf ein un- 
bedeutendes Vorrecht der höheren Klasse ausgeglichen. Es hat 
sich demnach hier allem Anscheine nach bezüglich der Weide- 
nutzungsrechte zwischen Bauern und Köhlern eine ähnliche An- 
näherung vollzogen, wie wir sie zwischen den politischen Gruppen 
rücksichtlich der Waldnutzung voraussetzen durften. Während 
so der wirtschaftliche und soziale Unterschied zwischen Bauern 
und Köhlern offenbar im Schwinden begriffen ist, besteht zwischen 
dieser Gemeinde im engeren Sinne und den Hausgenossen ein 
schroffer Gegensatz. Möglich, dass diese unterste Klasse wenigstens 
an der Holznutzung des Markwaldes Teil hatte, ein Rechtsanspruch 
auf Mitgenuss der Gemeindeweide und der Eichel- und Eckern- 
mast wird ihr durch die Dorfordnung ausdrücklich abgesprochen. 
Wer sind nun die Hausgenossen? — Es sind Leute ohne 
eigne Wohnung, die bei anderen Leuten zur Miete wohnen^). 
Diese Definition Maurers passt wenigstens auf eine Gruppe von 
Häuslingen, nämlich auf die Leute, die von auswärts zugezogen sind, 



*) Geschichte der Dorfverfassung in Deutschland. 1. Bd. 1865. S. 139. 
2) Maurer a. a. 0. S. 142. 
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und die in unserer Dorf Ordnung als die „fremden Haus- 
genossen" bezeichnet werden. Die zahlreichere Gruppe der 
Häuslinge aber rekrutiert sich offenbar aus „geborenen Dorf- 
kindern", also aus erwachsenen Kindern von Dorfgenossen, 
die als Beisitzer im väterlichen oder brüderlichen Hause wohnen. 
Diese werden von der Gemeinde umsonst zu Hausgenossen auf- 
genommen; der Zuwanderung „fremder Hausgenossen" werden 
allerlei Hemmnisse bereitet. Der Fremde muss, mag er ein 
rothenburgisches, ein markgräfliches oder crailsheimisches Gut 
beziehen^), „bei einem ehrbaren Rat um Vergünstigung an- 
langen", d. h. seine Aufnahme als Hausgenosse — jedenfalls 
unter gleichzeitiger Erlegung einer bestimmten Gebühr — von 
dem Rothenburger Rate erbitten. Eine weitere Erschwerung der 
Einwanderung liegt darin, dass der fremde Hausgenosse nur 
„mit Vorwissen der Hauptleute und Bauermeister" seine Miets- 
wohnung beziehen darf, und dass der Mietsherr für den Haus- 
genossen, den er einnimmt, „Bürge und gut" sein muss. „Der 
Hausherr," heisst es, „muss den Schaden wenden, welchen etwann 
ein Hausgenoss zufüget". Denjenigen, die nur ein halbes Haus 
besitzen, wird die Einnahme von Hausgenossen überhaupt unter- 
sagt. Fremde Arme, wenn sie nicht im Dorfe auf Tagelohn 
arbeiten, soll niemand länger als drei Tage hausen und herbergen. 
Zur Wahrnehmung der Gemeindeangelegenheiten ver- 
sammeln sich alle Dorfgenossen, die „Gemeinrecht" haben, (also 
die Gemeinde im engeren Sinne), zu gewissen Zeiten an dem 
„Mahl", d. h. „auf dem Platze unter der Linden" oder in einem 
der beiden Wirtshäuser. Die ursprüngliche Mahlstatt war ohne 
Zweifel die Dorflinde. Ihr wurde jedoch in der späteren Zeit 
aus naheliegenden Gründen die Schenke vorgezogen, zumal 
da bei fast allen Gemeindeversammlungen altem Gebrauche 
gemäss ein „Gemeindwein" geschenkt ward, d.h. auf Ge- 
meindeunkosten gezecht wurde. Nach Versicherung der Gesetz- 



') Nach dieser Bemerkung muss man annehmen, dass die Häuslinge, 
namentlich die fremden, nicht etwa bloss Tagelöhner und dergl. zu sein 
brauchten, sondern dass sie auch Landwirtschaft treiben konnten, ohne 
freilich auf vollen Mitgenuss der Almende Anspruch zu gewinnen. 
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geber hatte man wie anderwärts auch in Insingen bei solchen 
auf Gemeindeversammlungen folgenden Zechgelagen seither alle& 
Mass überschritten. Man hatte sich nicht daran genügen lassen^ 
nach uraltem Brauche die Pfand- und Rügegelder bei solchen 
Gelegenheiten zu vertrinken, sondern hatte auch „die gemeinen 
gelösten Nutzungen, Gefälle und Einkommen", wie z.B. die Pacht- 
zinsen der Gemeindefischteiche und den Erlös aus der „Verbeutung" 
(Versteigerung) des Gemeindewieswachses samt und sondern 
verschlemmt. Ja, man hatte darüber hinaus „etwann auch be- 
sondere Schulden bei den Wirten gemacht". Diesem alter deutschet^ 
Zechlust entsprungenen Unwesen sucht die Dorfordnung dadurch 
zu steuern, dass sie alle Gelegenheiten, bei denen ein Gelage 
auf Unkosten der Gemeinde erlaubt sein soll, ausdrücklieb 
namhaft macht und für die einzelnen Fälle bestimmte Beträge 
auswirft, alle übrigen „Zehrungen" aber als schädlich und 
überflüssig untersagt. Für die Rügegerichte wird nichts ver- 
willigt, weil man die Pfand- und Rügegelder zur Bestreitung de& 
Gemeindweins bei diesen Versammlungen für ausreichend re- 
achtet. Bei Abhör der Gemeinderechnung haben die Gemeinds- 
männer mit den Witfrauen, die Gemeinrecht haben, nicht mehr 
zu vertrinken, als die bei dieser Gelegenheit anwesenden Herren 
Landvögte der Stadt Rothenburg jedesmal für diesen Zweck ver- 
willigen. Wann die Gemeinde ihre „besonderen Vorteile", d. h. 
ihre Gerichtsbussen und Pfandgelder oder die aus der Gemeinde- 
kasse ausgeworfenen Beiträge vertrinkt, so sollen die Wirte 
schuldig sein, der Gemeinde anzusagen, wann diese Vorteile 
verzehrt sind. „Wer nun weiter darüber eine Nachzech 
haben will, dem ists auf seinen besonderen eigenen Unkosten 
erlaubt; wer aber auf solches beschehenes Ausrufen mit den 
andern keinen Nachtrunk thut, der soll auch an der andern 
Nachzech, dieweil er über den Vorteil nichts Weiteres gezecht^ 
nichts zu bezahlen schuldig sein." Bei dem „Hirten weinkauf", 
der jährlichen Dingung der beiden Gemeindehirten, bei der auch 
die Weiber der Gemeindsmänner zugegen zu sein pflegten, sollen 
die Hirten zusammen der Gemeinde nicht mehr als vier Gulden 
geben, und es ist ihnen erlaubt, mit den Gemeindsleuten einen 
niedrigeren Weinkauf zu vereinbaren. 
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Dass übrigens die Dorfordnung bei der Beschränkung der 
der sogenannten Vorteile nicht allzu strenge verfährt, zeigt sich 
darin, dass sie auch für die Versammlungen, in denen die 
„Heiligenwiesen" und „Heiligenäcker", d. h. die zum Kirchengute 
gehörigen Grundstücke, im Beisein des Pfarrers verpachtet werden^ 
Zehrungen bewilligt. Einmal wird diese Freigebigkeit allerdings^ 
entschuldigt durch die Bemerkung, man gewähre den Betrag von 
vier Gulden, „weil ihnen (den Gemeindsleuten) von dem Heiligen 
auch so viel zu vertrinken gegeben wird". 

Was nach Abzug der „gemeinen Vorteile" von den Gefällen 
und von dem Erlöse aus den verschiedenen Verpachtungen und 
Versteigerungen übrig bleibt, soll in Zukunft „um Verzinsung^ 
auf genügsame Versicherung hingeliehen und also mit allen 
Gefällen getreulich umgegangen und nichts unnützlich ver- 
schwendet oder dahinten gelassen werden". Die Gesetzgeber 
erachten es für notwendig, die Gemeinde zu ermahnen, daa 
Holz ihres Markwaldes „nicht nur um des Trinkens willen un- 
nötiger Weise" zu verkaufen. Die Gemeindeeinnahmen sind 
dem Dorf zum Besten zu Eiferung (Besserung) gemeiner Wege 
und Stege und anderen „notwendigen und gemeinnützigen Ge-^ 
bauen" wohl anzuwenden. 

Ueber alle Einnahmen und Ausgaben der Dorfgemeinde 
soll den Herren Landvögten jährlich Rechnung gestellt werden. 
Jeder Gemeindsmann ist verpflichtet, bei dieser Gelegenheit wie 
bei Abhör der Heiligen- oder Gotteshausrechnung „keinen un- 
nötigen Unkosten unwidersprochen passieren zu lassen", sowie 
bei diesen Versammlungen nicht minder wie bei den Rüge- 
gerichten alle diejenigen offen anzugeben, die wider die Dorf- 
ordnung sich vergangen haben. Offenheit gegen einander und 
Verschwiegenheit gegen andere wird den Gemeindsleuten zur 
Pflicht gemacht. Wenn man in der Gemeindeversammlung um- 
fragt, soll jeder „richtig und ungescheucht seine Stimme geben". 
Gemeindeangelegenheiten soll niemand ausschwatzen; man soll 
sie bei Strafe von zehn Gulden geheim halten. 

Alte germanische Sitte war es, beim Ding gewaffnet zu er- 
scheinen. Dieser Brauch erwies sich schon um deswillen als gefähr- 
lich weil sich an die Versammlungen regelmässig Gelage anschlössen^ 
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aus denen häufig „ein rohes, gottloses Wesen als Fluchen, 
Schwören, Gotteslästerungen, Schänden und Schmähen, auch 
Hader, Raufen und Schlagen'^ erfolgte. Die Dorfordnung verbietet 
daher dasMitbringen„frevelicher Wehr" wie einer Feile, eines 
Scherhammers oder eines Speereisens. Nur ein Brotmesser darf 
jeder bei sich tragen. Für die Aufrechthaltung des Friedens ist 
die Gesamtheit haftbar. Wenn nämlich während der Versammlung 
oder beim Vertrinken des Gemeinde weines einer einen andern 
Lügen straft, schmäht, aufhurret (reizt) oder gar schlägt, wenn 
eine Rauferei entsteht, so sollen alle anwesenden Personen, un- 
schuldige wie schuldige, mit zwei Gulden gestraft werden. Dem 
Gekränkten steht es dann frei, beim Rate zu Rothenburg 
Klage zu führen, der den Schuldigen mit weiterer Strafe belegt. 
Diese Busse gehört alsdann dem Reichsrichteramt in Rothenburg. 
Zu bestimmten Zeiten regelmässig wiederkehrende 
Gemeindeversammlungen fanden nach Angabe der Dorf- 
ordnung bei folgenden Gelegenheiten statt: 

1. Beim „Hirtenweinkauf"; 

2. bei Abhör der Gemeinderechnung auf Walpurgis; 

3. bei Abhör der Gotteshausrechnung auf Kiliani; 

4. bei Versteigerung des „gemeinen Wasens" in der Char- 
woche; 

5. bei der Verpachtung der „Heiligeriwiesen'^ und Wahl der 
Feuerbeseher „am weissen Sonntag nach Fastnacht"; 

6. bei der Verpachtung der „Heiligenäcker" (alle drei Jahre 
im Herbst und auf Peter und Paul); 

7. bei der Verlosung des Fichtenholzes im Herbste; 

8. bei der Verlosung des Laubholzes auf Burchardi; 

9. beim Grenzgang, an den sich in jedem dritten Jahre die 
Verpachtung der gemeinen Fischteiche anschloss; 

10. bei dem zweimal im Jahre (im Frühjahr und im 
Herbste) stattfindenden „gemeinen Steinen" (der Besichtigung 
der Grenzsteine); 

11. bei den drei jährlichen Rügegerichten auf Walpurgis, 
Jacobi und im Herbste. 

Im übrigen stand dem Rate zu Rothenburg als dem „Gemein- 
und Dorfherrn" die Befugnis zu, in allen dringenden Fällen das 



Digitized by VjOOQ IC 



Ein fränkisches Dorf zu Anfang des 17. Jahrhunderts. 339 

^Herrengebot" ergehen zu lassen. Solche ausserordentliche 
Versammlungen Tvurden durch ^ Gemeinläuten" oder ^Sturm- 
läuten'^ verkündigt. Wenn die Sturmglocke ertönt; hat bei 
Strafe der Dorfbusse (einem Heller) jeder Gemeindsmann sich 
unverzüglich an der Mahlstatt einzufinden. Nur Leibesnot oder 
„Herrengeschäft", d. h. Krankheit oder Beschäftigung im Dienste 
des Leibherm entschuldigt. Wer beim Alarm ohne Wehr ^), bei 
Feuerlärm ohne Löschgerät („nicht mit Kübel, Gelten oder 
Leitern") erscheint oder ganz ausbleibt, soll V2 Gulden Strafe 
zahlen. 

Von den Gemeindeorganen sind die „Bauermeister" 
oder „Dorf meist er" ohne Zweifel die wichtigsten. Einer von 
ihnen wurde, wie bereits angedeutet, dem rotenburgischen, der 
andere dem markgräflichen Teile der Gemeinde entnommen. 
Da die Aufzählung der Gemeindeversammlungen, die mehrfach 
die Wahl von Gemeindebeamten und Ausschüssen erwähnt, von 
einer Dorfmeisterwahl nicht spricht, so darf man wohl annehmen, 
dass die Gemeindevorsteher von dem Dorfherrn, also dem Rate 
der Stadt Rothenburg, aus den Gemeindsmännern beider politischer 
Oruppen ernannt wurden. Ob und wie hierbei die markgräfliche 
Regierung oder die Herrschaft Crailsheim mitwirkte, läset sich 
aus der vorliegenden Ordnung nicht ersehen. Auch von den 
Obliegenheiten der Bauermeister verlautet sehr wenig, offenbar 
deshalb, weil ihre Befugnisse und Rechte als bekannt voraus- 
gesetzt werden und durch die neue Dorfordnung wenig Ver- 
änderungen erfahren. Indessen kann über ihre Amtspflichten 
kaum ein Zweifel bestehen. Die in der Ordnung enthaltenen 
Andeutungen lassen erkennen, dass ihnen wie anderwärts vor- 
nehmlich die Almendeverwaltung, sowie überhaupt die Ver- 
waltung und Verwendung des Gemeindevermögens ob- 
lagt). Sie hatten über die Gemeindeeinnahmen und -ausgaben 
Buch zu führen und jährlich Rechnung zu legen. Ihrer Mitwirkung 

*) Das Verbot, mit Waffen zu erscheinen, erstreckte sich natürlich 
nur auf die ordentlichen Versammlungen, die keinen militärischen Charakter 
hatten. 

^) Vgl. Maurer, Geschichte der Dorfverfassung in Deutschland. Bd. 2. 
1866. S. 51/2. 

Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 23 
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bei Aufnahme von Hausgenossen ist bereits gedacht worden. 
Auch hatten sie ausserdem diejenigen Gemeindeversammlungen 
zu berufen und zu leiten, bei denen die Anwesenheit der Haupt- 
leute oder der Landvögte nicht vonnöten war. 

Die Hauptleute, deren die Dorfordnung vier nennt, sind 
nicht wie die Dorfmeister Gemeindeorgane, sondern herrschaft- 
liche Beamte^). Sie dienen einerseits der Kontrolle der Ge- 
meiödeverwaituiig, andrerseits haben sie für ihre Herrschaft von 
deren Grundholden die fälligen Zinsen, Beden, Zehnten und 
sonstigen Abgaben zu erheben. Sie waren schwerlich alle im 
Dorfe selbst suis&ssig. Da ein Beamtenapparat von vier Personen 
zu der Einwohnerzahl des Dorfes nicht im Verhältnis steht, so 
ist wohl anzunehmen, dass sich ihre Amtsthätigkeit nicht auf 
Insingen beschränkte. Die beiden rothenburgischen Hauptleute *) 
hatten als die Vertreter des „Gemein- imd Dorfherrn", des- 
Rothenburger Rates, dem neu aufzunehmenden Gemeindsmann m 
Gegenwart des rothenburgischen und des markgräflichen Dorf- 
meisters „die Pflicht vorzuhalten" und ihn darauf zu vereidigen- 
Dass auch die Feuer- und die Feldpolizei der Aufsicht 
der Bauermeister unterstanden, ist mit Sicherheit anzunehmen. 
Ausgeübt aber wurden diese polizeilichen Befugnisse durch be- 
sondere Beamte. 

Die Feuerpolizei scheint einer der wundesten Punkte der 
früheren Verwaltung des Dorfes gewesen zu sein. Gegen die 
Gebote der Vorsicht war offenbar häufig gesündigt worden. Man 
hatte die Schlote nicht in ordnungsmässigem Zustande gehalten, 
man hatte Holz und Kienspähne in den „Rauchlöchem", „auf oder 
hinter dem Ofen in der HöU"^) gedörrt, man hatte auf „Stürzen*^ 
(Deckeln oder offenen Platten) glühende Kohlen über die Strasse 
getragen. Beim Riffeln (Durchkämmen), Hecheln, Schwingen und 



^) Ueber das Nebeneinander Yon Gemeinde- und Herrschaftsbeamteik 
vgl. Maurer a. a. 0. Bd. 2. S. 34—38. 

^ Die beiden übrigen waren markgräflich. Einen crailsheimischen. 
Hauptmann gab es in Insingen nicht, was bei der geringen Zahl der craäs» 
heimischen Gemeindsleute sehr erklärlich ist, 

•) „Hölle* ist der Raum zwischen Ofen und "Wand, daher die „HoU- 
bank". S. Paul, Deutsches Wörterbuch. 1897. S. 225. 
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Brechen des Flachses in der Nacht hatte man Lichter, zumeist 
brennende Kienspäne, in die Scheunen gebracht, man hatte den 
feuchten Flachs in den Stuben hinter den Oefen getrocknet, 
zuweilen auch zu diesem Zwecke zur Nachtzeit Backöfen, Kessel 
1. dgl. geheizt. Das alles wird für die Zukunft streng untersagt. 
I>ie nächtliche Flachsbereitung in den Scheunen ist nur bei 
Mondschein und ohne Licht gestattet. Niemand soll künftig mit 
Iwrennendem Kienspahn oder offenem Licht auf den Hof oder 
über die Gasse gehen. Die Wirte sind gehalten, diese polizeiliche 
Anordnung ihren Gästen mitzuteilen, sonst müssen sie an ihrer 
Statt die Strafe zahlen. Stubenöfen dürfen gar nicht, andere 
Oefen nur bei Tage zum Zwecke des Flachsdörrens geheizt 
werden, und wenn das geschieht, soll jedesmal eine Gelte oder 
ein Kübel Wassers daneben bereit stehen. Ueberhaupt wird 
verordnet, dass „Feuerwasser bei einem jeden Hause zum Vorrat 
auf dem Notfall vorhanden'^ sein soll. Es wird hiermit eine 
Sicherheitsmassregel auf das Dorf übertragen, die in den Städten 
längst durchgeführt war. Drei Feuerbeseher haben sich von 
Zeit zu Zeit davon zu überzeugen, ob die Schlote recht verwahrt 
und gefegt sind. Wenn sie „etwas sehen, daraus Nachteil oder 
Schaden erfolgen möchte", sollen sie dem betreffenden Hausherrn 
oder seinem Gesinde befehlen, den Misstand alsbald abzustellen, 
und ihren Anordnungen muss Folge gegeben werden. Es wird 
ihnen für ihre Mühewaltung ein Teil der Strafgelder zugesichert. 
Um die Vorsicht der Dorfbewohner zu erhöhen, wird bestimmt: 
„Wenn in jemandes Hause, Scheuer, Stall oder Hofi-eite Feuer 
auskommt und gesehen und beschrieen wird, so ist er der Ge- 
meinde 20 Heller zur Strafe verfallen." 

Besonders eingehend handelt unsere Ordnung von den 
Steinern und Flurern, d. h. vpn den Feldgeschworenen und 
Flürschützen. Die fünf Steiner der Gemeinde Insingen haben 
in der Steuerstube zu Rothenburg ihre Pflicht zu leisten. Sie 
geloben, „ihrem Amte und Befehl als Steiner, solange sie un- 
entsetzt bleiben, nach ihrem besten Verstände treulich vor- 
zustehen und nicht anzusehen oder sich verführen zu lassen eines 
Reichtum, Armut, Nachbarschaft, Freundschaft, Mietgabe noch 
nichts überall, 'das sie von der Billigkeit möchte abwendig 

23* 
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machen". Die Steiner haben ?5weimal im Jahre, im Frühling 
zwischen Ostern und Walpurgis und im Herbste nach der Aussaat, 
ein „gemeines Steinen" oder einen „Untergang" anzustellen. 
Beidesmal müssen die Bauermeister den dazu festgesetzten Tag 
ausrufen lassen und alle Gemeindsleute zu diesem wichtigen 
Geschäfte aufbieten. Das Ausbleiben eines Gemeindsmannes 
„ohne ehaftige Not" wird mit einem Gulden bestraft. Es werden 
bei dieser Gelegenheit alle Grenzsteine oder „Zeugen", wie die 
hübsche und bezeichnende Benennung lautet, die in der Ge- 
markung vorhanden sind, besichtigt. Von jedem „Zeugen" 
heraus- und hinauszusetzen gebührt den Steinern ^2 Batzen 
nebst einem Heller „Spruchgeld". In die Zahlung dieser Gebühr 
hatten sich wahrscheinlich die an der betreffenden Grenzbe- 
richtigung beteiligten Parteien zu teilen. Ausdrücklich bezeugt 
wird dies für den Fall, dass im Dorfe (nicht in der Feldmark) 
gesteint wird. Die Steinungsgebühr für den „Zeugen" erhöht 
sich dann auf einen ganzen Batzen, das Spruchgeld auf ein 
Pfund Heller. — Ausser diesen beiden regelmässigen „Unter- 
gängen" konnte dann und wann noch ein „besonderes Steinen" 
nötig werden, wenn nämlich die Grenzsteine durch Ueber- 
schwemmung oder dgl. von ihrem Orte entfernt worden waren. 
Für eine solche ausserordentliche Mühewaltung gebührten einem 
jeden der Steiner fünf Batzen und ihnen gemeinsam ein Heller 
Spruchgeld für den einzelnen Zeugen. Im übrigen sollen die 
Steiner „niemanden insonderheit steinen, sie seien denn insonderheit 
von beiden Parteien dazu ersucht und erbeten". In keinem Falle 
darf jemand „ohne Vorwissen seines Lehenherrn" (Grundherrn) 
ein besonderes Steinen veranlassen. Wer sich* den Anordnungen 
der Feldgeschworenen wiedersetzt, wird mit harter Strafe bedroht. 
Wer sie „an der Ehre angreift, der soll ihnen die Ehre wiederum 
aufrichten und der Strafe und fernern Bescheids bei einem ehr- 
baren Rate gewärtig sein". Für den Fall, „dass einer den 
andern überackert, übermähet, einen Stein entbösst oder aus- 
reisst", wird eine bestimmte Geldstrafe festgesetzt. Im Falle 
besonders grober Uebertretung sollen die „Schied er" (d. h. 
die Steiner) die Sache an den Rat berichten und seine Ent- 
scheidung anrufen. 
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Einen Flurschützen („Fhirer") batte die Gemeinde wohl 
ehedem gehabt, in der letzten Zeit aber hatte man versucht, ohne 
einen solchen auszukommen. War doch ein jeder Gemeindsmann 
von rechtswegen verpflichtet, Feld- und Waldfrevel anzuzeigen! 
Ja, er durfte sogar den auf handhafter That ertappten Frevler', 
wenn er fremd war, pfänden. Gleichwohl gebietet die Dorf- 
ordnung, dass wieder „ein Flurer angenommen und beständig 
gehalten" werde. Er soll in der Steuerstube zu Rothenburg ver- 
eidigt werden und als Jahrlohn einen Viertelmorgen Laübholz 
beziehen. 

Das Amt der Hirten oder „Feldknechte", deren es zwei 
gab, muss ziemlich einträglich gewesen sein, wie sich schon aus 
dem Betrage „des Weinkaufs entnehmen lässt, den sie der Ge- 
meinde bei ihrem jährlichen Amtsantritte zu geben pflegten. 
Ein jeder von ihnen hatte seine „Ehehalten" sein Gesinde, 
das ihm seinen Dienst versehen half und wahrscheinlich von 
ihm selbst gelöhnt ward. Die Wichtigkeit des Hirtenamtes hebt 
die Ordnung deutlich hervor. Der Hirt und wer ihm dient soll 
die Herde niemals verlassen und „von niemanden, solange das 
Yieh nicht im Stalle steht, zu einer anderen Arbeit gebraucht 
und davon abgehalten werden". Wer durch Misshandlung den 
Hirten zur Versehung seines Dienstes zeitweise untüchtig macht, 
hat vor allen Dingen auf eigene Kosten einen Ersatzmann zu 
stellen und wird zur Bestrafung an den Rat zu Rothenburg ge- 
wiesen. Zur Bestreitung der Hirtenlöhne dient die „Hirten- 
pfründe" oder „Klauensteuer". Sie ist von jedem Stück 
Vieh zu entrichten, das „unter den Hirten getrieben wird". 
Der „Anschlag" der Pfründe, d. h. die Aufstellung des Pfründe- 
verzeichnisses wird ungefähr 14 Tage nach Walpurgis, die Be- 
zahlung im Herbste, 14 Tage nach Martini, vollzogen. Dafür, 
dass sich niemand, der Vieh treibt, der Entrichtung der Klauen- 
steuer entzieht, sind die „Anschneider" haftbar. Diese sechs 
Personen werden jährlich durch die vier Hauptmänner und die 
zwei Bauermeister aus den Gemeindsmännern erkoren und haben 
in der Charwoche im Beisein der genannten Beamten die Zeichnung 
des Weideviehes, wenigstens der Kühe, vorzunehmen. Den 
Kühen werden nämlich zugleich die Hörnenden abgeschnitten. 
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damit sie einander nicht beschädigen. Daher rührt der Name 
^ Anschneider" und die Bezeichnung des Geschäfts: „Hörner- 
abschneidung". Die „Anschneider" werden in Rothenburg 
auf der Steuerstube auf ihr Amt verpflichtet. — Zu den 
Einnahmen der Hirten gehörten die sogenannten „Wöhn- 
pfenige" und die „Wöhnlaibe". Diese Abgabe hat der 
Käufer von jungen Schweinen zu entrichten, wenn er sie 
^unter den Hirten gewöhnt" ^). Sind die Schweine von einem 
Nachbarn zu Insingen gekauft, so zahlt der Käufer dem Hirtea 
für jedes Stück einen Pfennig, sind sie von einem Fremdet 
gekauft, so gibt er dem Hirten für drei oder mehr Stück 
^inen Laib Brot, für 1 — 2 Stück je einen Pfennig. 

Von weiteren Bediensteten des Dorfes wird noch „des auf 
auf dem Thorhäuslein", also des Thorwächters gedacht. Er 
hatte gleichwie der „Messner" oder „Kirchner" (Kirchendiener) 
jährlich auf Walpurgis, wenn die Bauermeister Rechnung ab- 
legten, „um Vergünstigung der Herberge oder Wohnung bei einer 
ganzen Gemeinde" nachzusuchen. Daraus geht hervor, dass beide 
Dienstleute einen der Gemeinde gehörigen Wohnraum inne hatten. 

Für die Verrichtung der Gemeindegeschäfte war in gewissen 
ausserordentlichen Fällen die Erwählung von Gemeindeaus- 
schüssen erforderlich. Die Biedermänner, die neben den Bauer- 
meistern seither für solche Zwecke erkoren worden waren, 
scheinen vielfach ihre Berufung als einen willkommenen Anlass 
betrachtet zu haben:, sich auf allgemeine Kosten gute Tage zu 
machen. Bei den „Augenscheinen" und ähnlichen Geschäften 
wurde tapfer geschmaust und gezecht. Diese unmässigen und 
überflüssigen Zehrungen sollen abgestellt werden^). Die Dorf- 
ordnung bestimmt daher: „Wann die Bauermeister und andere 
Gemeindsmänner, welche von der Gemein wegen entweder in 
der Stadt allhier vor einem ehrbaren Rat, regierenden Bürger- 

^) Das Burgerding der hanauischeu Stadt Babenhausen bestimmt 1520: 
^Welcher vihe gewenet drijhe dag noch sankt Peters dagk, der soll 
keynen wenelayb schuldig seyn zu geben*. 

*) Dieselben Missstände geben noch nach Jahrhunderten der Regierung 
gegenüber der kleinstädtischen Selbstverwaltung zu Klagen Anlass. Vgl 
meinen Aufsatz in dieser Zeitschrift. Bd. 5, S. 3S2ff. 
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meisterQ oder Steuerstaben, oder sonstea zu Feld mit Augen- 
ßcbeinen und anderen dergleichen Gemeindssachen zu thun haben, 
«0 sind hinfüro einer jeden solchen Person 10 Kreuzer für ihre 
Mühe und Versäum ung an einem Tag verordnet". Auch soll 
nan künftig mit der Absendung von Ausschüssen nach Rothenburg 
nicht so rasch bei der Hand sein und da, wo eine Abordnung 
am Platze ist, mögliehst wenig Personen mit dem Geschäfte 
betrauen. 

Sind auch die Hauptgegenstände der Gemeindeverwaltung 
im Vorhergehenden bei der Betrachtung ihrer Organe bereits be- 
rührt worden, so bleibt doch noch manches nachzutragen. 

Was zunächst die Sicherheitspolizei im Dorfe anlangt, 
80 ist das Verbot von Interesse, das sich gegen den leichtfertigen 
Gebrauch der Feuerwaffe richtet: „Wann einer bei Tag oder 
Nacht aus den Häusern oder durchs Fenster, Laden und sonst 
heraus einen Schuss thut, er sei ein Fremder oder Einheimischer, 
wird er um einen Gulden gestraft, und möchte solcher Schuss 
etwann übel ausschlagen, so bliebe es bei solcher [Strafe] nicht, 
sondern stünde zu einer fernem Strafe des ehrbaren Rates." 

„Die Vergünstigung des Tanzplatzes", des Kegeins 
und anderer Spiele muss von dem Rothenburger Rate unmittelbar 
erworben werden. Das Recht des Weinschanks steht allein 
den beiden Erbschankstätten zu, von denen schon oben die Rede 
gewesen ist. Besonderes Gewicht wird auf die Aufsicht über 
Hohlmasse gelegt. Die Kannen werden „an den Kirchweihen" 
von den vier Hauptleuten und den beiden Bauermeistern „an- 
gegossen", d. h. geprüft, indem der Inhalt des Normalmasses 
eingegossen wird. Erwies sich das Eichzeichen als falsch, stand 
der Nagel nicht am rechten Platze, so wurde er abgeschnitten 
und der Wirt musste die Kanne binnen einem Monat frisch 
^nageln" (eichen) lassen, was wahrscheinlich in Rothenburg 
geschah. Die „Dorfmetze", das Normalmass für Getreide, 
musste ein über das andere Jahr beim Reichsrichter in Rothen- 
burg frisch angegossen werden. Einer der Dorfmeister hatte sie 
in Verwahrung, und niemand anders durfte sie über Nacht im 
Hause behalten. 
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Von den übrigen polizeilichen Bestimmungen der Ordnung 
sind diejenigen, welche sich auf Feld, Wald, Wasser und 
Weide, auf Viehzucht und Viehtrieb beziehen, naturgemäss 
die zahlreichsten und genausten. Besondere Sorgfalt ist der 
Verwaltung der Almende zugewandt. Hier gilt es einerseits 
der Gesamtheit der Dorfmarkgenossen den Alleingenuss der ge- 
meinen Nutzungen im vollen Umfange zu wahren, andererseits 
ihre vernunftwidrige, unordentliche Ausnutzung zu verhüten und 
die Rechte der Gesamtheit gegenüber den Uebergriffen der 
Einzelnen zu sichern. 

Am weitherzigsten zeigt sich die Ordnung in ihren Be- 
stimmungen über den Markwald. Sie steht hier offenbar 
noch unter dem Einfluss jener alten deutschen Anschauung: 
„Dem reichen Wald es lützel schad't wenn einer sich mit Holze 
lad't.'^ Das zeigt sich vor allem darin, dass sie den Hausgenossen, 
denen sie doch den Anspruch auf Mitgenuss der Gemeinweide 
ausdrücklich abspricht, eine (wenn auch wohl beschränkte) Teil- 
nahme an der Nutzung des Waldes gönnt ^). Weiter offenbart 
sich eine gewisse Weitherzigkeit darin, dass man dem Gemeinds- 
manne gestattet, ohne besondere Erlaubnis im „gemeinen Holze" 
so viel zu hauen, wie er zu einer Deichsel, zu einem Knüttel^ 
zu einem Besenreis fürs Haus, zu einer Krückstange für den 
Backofen, zu Reifen für seine Sauerkrautkufen braucht, femer 
ein Fuder (also eine Fuhre) Dörner zu Zäunen und schliesslich 
„einen Maien auf Walpurgisabend". Mit besonderer Erlaubnis 
der Bauermeister darf er ausserdem soviel Fichtenäste schlagen, 
als er zu „Ettergerten'^ (Zaungerten) nötig hat. Erwägt man, 
dass zu jener Zeit nicht nur die Gärten, sondern auch Feldstücke 
vielfach eingezäunt waren, so wird man der Verordnung das 
Zeugnis der Freigebigkeit nicht versagen. Im übrigen freilich 



*) Bereits früher ist erwähnt, dass man den Hausgenossen „auf An- 
suchen ein Schweinlein" beim Auftreiben der Schweine in die Eichel- und 
Büchelmast „bittweise passieren" lässt. Aus einer andern Andeutung, die 
den Hausgenossen wie den eigentlichen Dorfmarkgenossen das Entführen 
bereits gefällten Holzes aus dem Walde verbietet, ist zu ersehen, dass ihnen 
irgendwelche Teilnahme an der Holznutzung, sei es am Losholze oder am 
Holzlesen freistand. 
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wird alles schädliche Hauen streng untersagt. Besonders hart 
wird der bestraft, der einen ,,fruchtbaren Baum" (Eiche, Buche, 
Apfel- und Birnbaum) schlägt oder durch Abhauen von Stamm- 
reisern schädigt. Obstbäume zu fällen ist einem jeden nicht nur 
in der Almende, sondern sogar im eignen Obstgarten verboten. 
Besondere Strafe ist auf das Abschneiden junger Bäumchen, sowie 
auf das Abschälen der Rinden und Abstreifen von Blättern ge- 
setzt. Besonders zu schützen sind die Schonungen. „In die 
jungen Schläge, so nicht über sechs Jahre alt, soll bei Strafe 
eines Guldens kein Pferd, aber die Kühe und Ochsen allererst 
im zwölften Jahre ins Jungholz getrieben werden." Bezeichnender 
Weise aber nimmt die Dorfordnung hierbei Rücksicht auf die 
jedenfalls uralte Sitte der „Pfingstweide". Mit Erlaubnis der 
Dorfmeister dürfen am Pfingstsonntag Nachmittag und an den 
beiden folgenden Tagen die Pferde auch in die jungen Schläge 
getrieben werden. — Was zum Bauen ver willigt ist, darf nicht 
zum Brennen verwandt werden, und niemand soll dassHolz, das 
ihm aus dem Almendewald geliefert ist, verkaufen. Das Losholz 
darf nicht heimgetragen, sondern muss abgefahren werden. Für 
die Aufrechthaltung der Holzordnung haben zunächst die Bauer- 
meister zu sorgen, aber auch alle Gemeindsmänner sind hierfür 
bis zu einem gewissen Grade verantwortlich, denn wer Waldfrevel 
gewahrt und nicht anzeigt, ist strafbar wie der Frevler. 

Der „Wildbann" steht der Gemeinde nicht zu. Wer die 
„Wildbannsherrn" sind, wird leider verschwiegen. „Wann 
in einem Holze oder Schlage Wildbret verspüret wird, soll man 
solange, bis solches Holz oder solcher Schlag entweder bejagt 
worden, oder das Wildbret nicht mehr vorhanden ist, darinen 
weder hüten noch grasen, noch die Hund hineinlaufen lassen 
bei Straf 80 Heller Gelds (den Wlldbannsherrn verfallen), welche 
Strafe denn auch gegen diejenigen sein soll, die sonsten zu 
anderer Zeit ihre oder andere Hunde mit sich auf das Feld, 
in die Hölzer oder andere Orte (welches dann dem Wildbann 
Nachteil brächte) laufen lassen (ebenmässi^ den Wildbannsherrn 
verfallen)." 

Anders als mit dem Jagdrecht verhält es sich mit dem 
Fischereirecht. Der Tauberfluss wird, soweit er durch die 
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Jnsiager Gemarkung fliesst, als ein freies Wasser bezeichnet, m 
dem jeder Dorfmarkgenosse fischen darf. Indessen wird die 
Ausübung dieses Rechtes mit Rücksicht auf den Schaden, den 
die am Flusslaufe gelegenen Feld- und Wiesenstücke leiden, auf 
zwei Wochentage (Dienstag und Freitag) beschränkt. In das ge- 
meine Fischwasser darf kein Flachs gelegt werden. Die Ge- 
meindefischteiche („Seen'') wurden, wie schon bemerkt, alle drei 
Jahre verpachtet. 

In bezug auf die Weidenutzung, auf Viehtrieb und 
Viehhaltung sind dem Einzelnen im allgemeinen engere 
Schranken gesteckt, wahrscheinlich deshalb, weil die Almende 
an Weideland weniger reich war als an Waldboden, und weil 
nur ein verhältnismässig geringer Teil des Hufenlandes zu Wiesen 
angelegt war. Dieser letztere Umstand erklärt auch die Be- 
stimmung, dass niemand seine Wiesen umackern darf, es sei 
denn, dass er sie zu Krautgärten anlegen wolle. Der Wiesenbau 
also darf nicht dem Körnerbau zuliebe, sondern nur zu Gunsten 
«iner bestimmten Spezialkultur geschmälert werden. Auf eine 
gewisse Knappheit des Weidelandes lassen auch die eingehenden 
Verordnungen schliessen, die sich gegen unbefugtes Grasen 
namentlich der „Gräserinnen" richten. Dass femer in Fragen 
des Weidegangs am häufigsten Streitigkeiten zwischen einzelnen 
Dorf markgenossen entstanden, lässt der besondere Nachdruck 
Termuten, womit gerade bei dem Titel, der vom „Hirtenstab'' 
handelt, das Oberaufsichtsrecht der Stadt Rothenburg hervor- 
gehoben wird. „Demnach der Hirtenstab", so heisst es, „der 
Stadt Rothenburg als dieses Ortes Oberherrschaft und Verteidiger 
und Versprecher der Gemeinrechte von unvordenklichen Zeiten 
hero allda zuständig, so sind alle gemeinen Händel, welche von 
der Gemeinde Selbsten nicht können verrichtet werden, einem 
ehrbaren Rate zu Rothenburg vorzubringen und dessen Ausschlag, 
Verordnung und Befehl darüber zu erwarten, und soll auf ge- 
dachten Hirtenstab und, was demselben anhängig, mit Fleiss ge- 
sehen und bei niemanden Eintrag oder Neuerung daran verstattet 
oder nachgegeben werden". 

Welches Gelände kam nun überhaupt für den gemeinen Vieh- 
trieb in Betracht? — Von der Waldweide ist bereits die Red« 
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gewesen. Auch dass die Nutzung der „gemeinenWäsen" jährlich 
versteigert wurde, ist erwähnt. Andere Grasplätze, namentlich 
die geringeren, blieben den Gemeindeherden vorbehalten. Hier 
wie überall, „wo die Gemeinde Trieb und Hut hat", ist Grasen 
und Mähen mit Sichel und Sense jedem untersagt. Wichtig war 
das Recht der Gemeinde auf die Nutzung des „dritten Grases" 
auf den Privatwiesen der Gemarkung. „Welcher das Heu und 
das Grummet und also zwei Nutzungen von seinen Wiesen ge- 
niesst, der muss dieselbige Wiese in demselben Jahr der Gemeinde 
offenliegen lassen." Also die Gemeinde hat das Recht, zwei- 
schürige Wiesen, von denen Heu und Grummet geerntet ist, mit 
ihren Herden zu befahren^). Dazu kommt das Recht der 
„Stoppelweide". Sobald die Dorfmeister das Stoppelfeld und 
die Wiesen „aufthun", muss ein jeder Gemeindsman in der Um- 
friedigung seiner Grundstücke die „Treiblücken aufmachen". 
Es handelt sich hierbei um eine seit unvordenklicher Zeit be- 
stehende Verbindlichkeit, denn diese Eingänge werden als „die 
auf den Gütern hergebrachten Erblücken" bezeichnet. Thut 
sie der Inhaber des Grundstücks nicht von selbst auf, so darf 
die Gemeinde sie öffnen, „damit das Vieh seinen Gang und 
Weidebesuch habe", und niemand darf sich dem widersetzen. 
Durch allerlei Vorschriften ist dafür gesorgt, dass der Ge- 
winnsüchtige durch ubermäSvSige Ausnutzung seiner Weidege- 
rechtigkeit (namentlich im Sinne der Spekulation) seine Dorf- 
markgenossen nicht übervorteile. Bauern und KöWem ist vor- 
geschrieben, wie viel Vieh sie treiben dürfen. Diese Beschränkung 
erstreckt sich nicht etwa bloss auf Rinder, Schweine und Schafe? 
sondern auch auf Federvieh: „Wer junge Gänse ziehen will, 
der darf nur acht alte den Winter über einschlagen und nicht 
mehr denn eine mit Jungen setzen; wer aber keine Jungen ziehen 
will, dem ist un verwehrt, zwölf alte Gänse einzuschlagen." 
Ziegen dürfen gar nicht, wenigstens nicht „auf der Gemein", 
gehalten werden; d. h. die Gemeinweide darf mit Ziegen nicht 
befahren werden. Ob damit die Ziegenzucht überhaupt unter- 



*) Stiere und „ganze Hammel** aber sollen nicht auf das dritte Gras 
gehen. 
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sagt wird, geht aus dem Wortlaute der Ordnung nicht klar 
hervor. Jedenfalls wird sie durch die angeführte Bestimmung 
erheblich erschwert, denn „wenn ein Vieh, welches einer nicht 
unter den Hirten treibt, sondern zu Hause hält, aber nicht ver- 
pfründet, nur auf die Gasse herauskommt, so ist's der Gemeinde 
verfallen". Hingegen besteht für jedermann die Verpflichtung, 
sein Vieh im Stalle zu behalten, wenn es „unter das andere 
Vieh nicht tauglich, sondern schadhaftig'* ist, damit das gesunde 
Vieh nicht angesteckt wird. Wer Vieh an Auswärtige verkauft, 
hat dafür zu sorgen, dass es binnen 14 Tagen abgeholt oder 
W' eggebracht wird, sonst hat er nicht nur die Hirtenpfründe, 
sondern noch eine Strafe dafür zu bezahlen. Fremdem Vieh soll 
überhaupt die Weidenutzung nicht zu gute kommen. Daher ist 
der Ausmärker, „der auf einer Gemeinde Weide zu Schaden treibt, 
für jedes einzelne Stück Vieh einen Ortsgulden Strafe schuldig 
und muss dem, der ihn pfändet, er sei Flurer oder Gemeinds- 
mann, ein Viertel Wein und für fünf Pfennige Wecke bezahlen. 
Daher ist auch strafbar, wer Weidevieh von auswärts „bestand- 
weise einnimmt". Der Weidberechtigte darf also seinen Weide- 
genuss nur für eigenes Vieh in Anspruch nehmen und nicht für 
solches, welches ihm von einem Ausmärker in Pflege gegeben 
wird. Dass es verboten sein soll, das Vieh von Dorfmarkgenossen 
„bestandweise einzunehmen", wird nicht gesagt, ist aber wahr- 
scheinlich, weil auf diese Weise ja das Verbot, mehr als die be- 
stimmte Anzahl Rinder, Schweine, Schafe u. s. w. zu treiben, um- 
gangen würde. Anderwärts scheint eine solche Umgehung der 
gesetzlichen Bestimmungen im Schwange gewesen zu sein, wie 
denn in Babenhausen^) das Halten von „Lehenschafen" aus- 
drücklich verboten wird. Das Spekulieren mit Vieh auf Unkosten 
der Almende wird durch die Insinger Dorfordnung insoweit ver- 
hindert, als sie verbietet, Schafe, Schweine und Gänse aufzukaufen, 
um sie „halb aufzuziehen" und dann mit Gewinn wieder zu ver- 
kaufen. — Da die Gemeinde keinen besonderen Fohlenhirten hat, 
so ist es erlaubt, ein- und zweijährige Fohlen, solange sie an 
den Hinterhufen noch nicht beschlagen sind, unter die Kuhherde 



^) Ehemals hanauisches, jetzt hessisches Städtchen. 
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ZU treiben. Sind sie an allen Hufen beschlagen, so müssen sie 
ferngehalten werden, damit sie den Kühen nicht durch Aus- 
schlagen Schaden thun. 

Nach alledem wird man es nicht wunderbar finden, dass der 
einzelne Dorfmarkgenosse bei seiner Viehhaltung ziemlich ge- 
bunden erscheint. Diese beruhte eben wesentlich auf seiner Teil- 
nahme an den „gemeinen Nutzungen^, musste also auf Rechte 
und Bedürfnisse der Gesamtheit der Märker Rücksicht nehmen. 
Was mit Weidegang und Viehhaltung irgendwie zusammenhängt, 
ist gemeinsame Angelegenheit der Dorfmarkgenossen und wird 
im Interesse einer genauen Kontrolle gemeinsam und öffentlich 
behandelt. Ohne besondere Erlaubnis der Bauermeister und der 
Hauptleute darf niemand sein Vieh durch einen Sonderhirten 
hüten lassen. Die Schafschur wird gemeinsam vorgenommen. 
Wer ohne Erlaubnis der genannten Beamten seine Schafe für 
sich schert oder scheren lässt, ist straffällig. 

Von den Bestimmungen der Dorf Ordnung über die Feld- 
polizei sind einige bereits zur Sprache gekommen, wo von 
den „Steinern und Flurern" die Rede war. War doch die Be- 
stimmung und Erhaltung der Flur- und Ackergrenzen eine der 
wichtigsten feldpolizeilichen Aufgaben! Nicht minder wichtig 
war die Aufrechthaltung des Flurzwanges. Sowohl die Ge- 
mengelage der Aecker wie die Weidegerechtigkeit der Dorfmark- 
genossen machten ihn notwendig. Beide Motive, die ja für die 
Entstehung des Flurzwanges im allgemeinen massgebend gewesen 
sind, lässt die Ordnung deutlich erkennen. Da die Aecker des 
einzelnen Märkers an verschiedenen Orten der Feldflur mit denen 
seiner Mitmärker im Gemenge liegen, ohne dass zu den einzelnen 
Feldstücken besondere Wege führen, und infolgedessen derjenige, 
welcher seinen Acker betreten will, seinen Weg über die Nachbar- 
äcker nehmen muss, ist ein für alle Gemeindsleute gemeinschaftlich 
geregelter, übereinstimmender Fruchtbau mit gleichen Terminen 
der Bestellung notwendig ^). Von einem bestimmten Zeitpunkte 



^) Tgl. den Artikel „Flurzwang" von Fuchs in Elsters Wörterbuch 
der Volkswirtschaft. Bd. 1. S. 732. 
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am werden Sommerfeld und Winterfeld „beschlossen'* (gesperrt). 
Von da ab sind „alle Wege nnd Schleifwege" (Schleichwege) in 
diesem Teile der Feldflur verboten, damit niemand in Versuchung 
komme, unter Schädigung der Nachbaräcker sein Grundstück zu 
besuchen. Die „ Schleif wege", die den „gemeinen Wegen** 
gegenübergestellt werden, sind offenbar die Pfade, deren der 
Einzelne bedarf, um über die Grundstücke seiner Nachbarn zu 
seinem Acker zu gelangen. Manchmal war „der Winterbau 
nicht durchaus verboten**, sondern es waren „einem jeden 
seine Aecker erlaubt;** dann durfte er sich jener Schleif wege 
bedienen, um auf seinem eigenen Grundstück zu jäten. Die 
Anlage und Instandhaltung der „gemeinen Wege und 
Stege** gehört zu den Aufgaben der Dorfmarkgemeinde. 
„Wenn man in der Gemeinde arbeitet, Wege und Stege 
macht, und ein Gemeindsmann der Dorfmeister Befehl nicht 
nachsetzen wollte, so ist derselbe die gemeine Dorfbusse (ein 
Heller) verfallen.** Erde- oder Lehmgraben in den ge- 
meinen Wegen ist nur mit besonderer Erlaubnis der Bauermeister 
gestattet. Wer die Vergünstigung erlangt, ist verpflichtet, die 
Grube wieder einzuebnen. Der andere Grund, der den Flurzwang 
nötig macht, ist uns bereits begegnet, wo von der „ Stoppelweide ** 
die Rede war. Solange die „Sammet oder Garben** noch auf dem 
Felde liegen, ist nur der Eigentümer zum Grasen auf dem be- 
treifenden Acker berechtigt oder derjenige, dem er es gestattet. 
Sobald die Garben hinweggeführt sind, erlischt diese Berechtigung. 
Niemand darf dann das Gras der Stoppeläcker nutzen, bis die 
Bauermeister die Stoppelweide aufthun. Damit werden denn 
auch die „Wie senfleck lein**, die hie und da ein Gemeindsmann 
neben seinem Fruchtacker angelegt hatte, dem gemeinen Vieh- 
trieb eröffnet. Um diese Wiesenstücke noch weiter vor der 
Herde zu schützen, hatte man seither eine oder drei Garben 
darauf liegen lassen. Nach der Ordnung aber soll acht Tage, 
nachdem der zugehörige Fruchtacker eingeerntet ist, auch das 
Wiesenflecklein geräumt sein. Die Garben sind hinwegzuthun 
und das Stück ist dem Weidegang zu öffnen. Auch für die 
eigentlichen Wiesen sind in Bezug auf Bestellung und Ernte 
bestimmte Fristen vorgeschrieben. Mist und Dungerde darf zwar 
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nach Michaelis auf die Wiesen gefahren, aber nicht vor Martini 
gebreitet werden. Das Mähen auf den Herbstwiesen nach Bartho- 
lomei und der Grummetwiesen nach Michaelis ist niemanden ge- 
stattet. Wessen Wiesen und Aeeker an die „Flösser und 
Gräben^ anstossen, der soll diese „haben und halten^, damit 
sie der Gemeinde an ihren Wegen und Stegen keinen Nachteil 
bringen. 

Von den weiteren feldpolizeilichen Anordnungen sind folgende 
zu verzeichnen: „Wer vor dem Hirten hinausgebet, die Feldbimen 
(auf der Almende?) aufzuklauben oder zu schütteln, wird mit 
einem Gulden, geschieht es bei Nacht, doppelt gestraft" Holz 
und andere Dinge, die hinderlich und schädlich sind, auf ge- 
meinen Plätzen abzuladen und liegen zu lassen, ist verboten. 

Ueber die Ausführung der Strafbestimmungen handelt 
die Dorfordnung in einem besonderen Titel „vom Pfandaus- 
tragen". Er mag, weil er altehrwurdige deutsche Rechtsbrftuche 
spiegelt, zum Teil wörtlich angeführt werden: „Wann jemand, 
er sei gleich ein Gemeindsmann oder nicht, der Gemein in obet- 
zählten Artikeln oder andern hergebrachten billigen Fällen buss- 
f&Uig worden ist, aber die Strafe nicht geben will, so wir4 er 
gepfändet, und das Pfand allezeit in das rothenburgische Wirts- 
haus getragen oder gefübret, auch ungeachtet, wenn er sich schon 
vor einen ehrbaren Rat auf Recht beruft. Dabei hat die Ge- 
meinde einen Heller zu vertrinken, und muss zwar der jüngste Ge- 
meindsmann das Pfand in das Wirtshaus tragen oder führen und 
müssen die andern Gemeindsleute, alle und jede, nicht allein das- 
selbe anrühren, sondern auch ein jeder von berührtem gemeinen 
Wein trinken ^). Es muss auch das ausgetragene oder entführte 
Pfand solange in gedachtem rothenburgischen Wirtshause liegen 
bleiben, bis die strittige Sache vor einem ehrbam Rat als 
Versprecher der Gemeinrechte ausgetragen wird. Wenn aber 
der Fremde sein Pfand in gewisser dazu bestimmter Zeit 
nicht löset, so wird es von der Gemeinde verbeutet und ver- 
trunken." 



^) Da»8 dies bei dem geringen zu vertrinkenden Quantum und der 
Trinklust der Märker seine Schwierigkeiten hatte, ist klar. 
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Natürlich erfolgte die erwähnte Entscheidung des Rates nur 
dann, wenn der Bestrafte Berufung an ihn einlegte. Wenn er 
„Unrecht gewann", konnte ihn der Rat obendrein in die durch 
die Berufung entstandenen Kosten verurteilen. Der Schluss der 
Dorf Ordnung enthält die allgemein übliche Aufforderung, den 
gesetzlichen Bestimmungen nachzuleben, und den Vorbehalt der 
Rothenburger Regierung, diese „geschriebene Gemeindsordnung 
jederzeit zu erklären, zu mindern und zu mehren, auch gar 
abzuthun und ein Anderes damit vorzunehmen und zu ver- 
ordnen, wie es ihrem künftigen Gutachten und Wohlgefallen 
nach des Dorfes Nutzen, Notdurft und Gelegenheit" erfordern 
würde. 

Ein Rückblick auf die besprochene Insinger Dorfordnung 
lässt den Geist, aus dem sie geboren ist, leicht erkennen. Es 
ist nicht der Geist der Bureaukratie, der alle Lebensgewohn- 
heiten vom grünen Tische aus zu modeln sich unterfängt, der 
das wirtschaftliche Leben der Bauern durch Paragraphen gängeln 
und bevormunden will, sondern der Geist einer wohlwollenden, 
billig denkenden städtischen Regierung, die in die uralte Selbst- 
yerwaltung der Dorfmarkgemeinde nur da eingreift, wo dieser 
die rechte Einsicht, die nötige Unparteilichkeit und die er- 
forderliche Autorität gebrechen, die sich daher im allgemeinen 
mit einer hieilsamen Aufsicht über die Gemeindebeamten und 
ihre Verwaltungsweise bescheidet. Zwar, ist es nicht möglich, 
das, was an der Ordnung neu ist, von dem Althergebrachten 
sauber zu scheiden, da eine ältere die Rechts- und Wirtschafts- 
gewohnheiten des Dorfes berührende Urkunde, etwa ein altes 
Dorfw^istum, meines Wissens nicht vorliegt; immerhin lassen 
die zahlreichen Rechtsaltertümer und altertümlichen Volks- 
bräuche, welche die Ordnung enthält, deutlich genug erkennen, 
dass die Regierung auf die bestehenden Rechtsbräuche und 
Lebensgewohnheiten ihrer Bauern jede mögliche Rücksicht nimmt, 
auf tiefere Eingriffe in das Rechtsbewusstsein und in die Volks- 
sitte verzichtet. Jedenfalls ist es keine blosse Redensart, wenn 
die Dorfordnung im Eingange versichert, dass die Regierung 
sich durch die gemeinen Ausschüsse über das herrschende Ge- 
wohnheitsrecht genau unterrichtet und „alles und so viel daran 
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recht, löblich, leidlich und zu passieren gewesen, in seinen Würden' 
gelassen, konfirmiert und bestätigt" und nur dasjenige, wäs^ sie 
„für unrecht und schädlich daran befunden abgethan** habe. 
Die „neuen besonders nützlichen Satzungen", die sie hinzufügt, 
halten sich in massigen Grenzen^). 



Die Wormser Fischhändler- Urkunde von 
1106 bis 1107. 

Von 

F. Kentgen (Jena). 



Rudolph Eberstadt hat in seinem Buche „Magisterium 
und Fraternitas'* (Schmollers Forschungen XV, 2. Leipzig 1897) 
S. 220 bis 230 eine Neudeutung der bekannten Fischhändler- 
Urkunde des Bischofs Adalbert von Worms (Boos, Urk. B. I. 
Nr. 58.2) versucht, Koehne hat sie bis auf ein Detail (ZGOR, 
NF. XIII. S. 381—388) aufgenommen und bekräftigt. Obgleich 
nun Eberstadt's Ausführungen — trotz des Tones, in dem sie 

') Der Terfasser ist sich bei seiner Arbeit dessen bewusst gewesen 
und stets bewusst geblieben, dass keineswegs alle EinzelzQge des Land- 
lebens, wie sie ihm seine Quelle offenbarte, für die bäuerlichen Verhältnisse 
Deutschlands am Anfange des grossen deutschen Krieges typische Be- 
deutung beanspruchen dürfen, dass sich vielmehr manche Einzelheiten 
deutlich als lokale Eigentümlichkeiten, oder gar als zufällig darstellen. 
Oleichwohl erachtet er es nicht für überflüssig, ein solches Einzelbild zu 
-entwerfen. Gerade in der örtlichen und individuellen Bedingtheit des Ein- 
zelbilds liegt der unschätzbare Vorzug, den es vor einer allgemeineren 
Darstellung immer voraus hat, der Vorzug der Anschaulichkeit. Uebrigens 
kann die Erforschung der allgemeinen ländlichen Zustände Deutschlands 
nur gewinnen, wenn die Lokalforschung, wo immer sich Gelegenheit dazu 
bietet, Einzelbilder zu liefern bemüht ist, und wenn es auch nur Moment- 
aufnahnen sein sollten wie die vorliegende Arbeit. Wer kann sagen, ob 
nicht gar manche Einzelzüge, die wir heute für individuell zu halten ge- 
neigt sind, am Ende doch in gewissem Sinne sich als typisch erweisen, 
wenn die Einzelforschung ausreichendes Material zur Vergleichung be- 
schafft hat? 

^) In Zukunft auch in meinen „Urkunden zur Städtischen Verfassungs- 
geschichte" Nr. 253. 

Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 24 



Digitized by VjOOQ IC 



356 F. Keutgen: Miscelle. 

Torgetragen werden — auf den Sachverständigen wenig Eindruck 
machen mögen, so scheint mir doch, dass sie nicht ganz ohn^ 
Widerspruch hingehen sollten. In den Hauptpunkten das Richtige 
hatte freilich schon der von Eberstadt in so unschöner Weise^ 
angegriflfene Kolmar Schaube (ZGOR, NF. III. S. 262 flF; vgL 
auch S. 261) gesagt, und später Boos in seiner trefflichen „Ge- 
schiente der Rheinischen Städtekultur" I. S. 379. Koehne da- 
gegen ist das, auch allgemein zugegebene, Verdienst zuzusprechen, 
dass er die „piscatores" der Urkunde als „Fischhändler" erkannt 
(„Der Ursprung der Stadtverfassung in Worms, Speyer und Mainz'^ 
S. 592) und ferner, dass er die Urkunde genauer auf die Zeit 
von Anfang 1106 bis zum 6. VII. 1107 datiert hat (ZGOR, NF. 
XIII S. 384 f.). 

Eberstadt's Entdeckung wäre, dass man in der Urkunde 
nicht die Einsetzung einer Fischhändlerzunft, sondern eine „Fisch- 
marktordnung" zu sehen hätte. Um das Weitere zu verstehen, 
muss man wissen, dass Eberstadt die Theorie von dem hof- 
rechtlichen Ursprung der Zünfte verfechten möchte. Demnach 
setzte hier Bischof Adälbert innerhalb der Hofwirtschaft des 
Domstiftes „23 Leute in erbliche Dienststellen ein" (S. 221)^ 
schaffte er „23 Officia" (S. 224) für den Fischhandel in Worms; 
die Inhaber dieser Stellen hätten für die Stadt Worms und einen 
gewissen Umkreis das Monopol des Handels mit Flussfischen er- 
halten, jedoch unter Ausschluss jeder genossenschaftlichen Ein- 
heit unter ihnen. 

Diese Vorstellung ist fast zu abenteuerlich, als dass es 
sich lohnte sie zu widerlegen. Man muss sie nur bis in ihre 
Konsequenzen ausdenken. Die ganze Stadt Worms erscheint 
danach als ein Teil der Stifts-Domäne, die gesamte Bevölkerung 
ist hofhörig. Man fragt sich, was für einen Zweck unter deu 
Umständen noch das Monopol haben soll. Wer sind die davoa 
Ausgeschlossenen, wer die widerrechtlichen Aufkäufer, denen die 
Fische weggenommen werden sollen? Ebenfalls Hof hörige de» 
Domstifts könnten es doch wohl nicht gewesen sein. Wie 
vermochte dann aber der Bischof, der hier als Hofherr aufträte^ 
ihnen den Betrieb ihres Gewerbes zu untersagen? Wie z.B. den 
Hof hörigen der übrigen Wormser Stifter, — wenn einmal die ganze 
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Bevölkerung ausser dem Adel hörig gewesen sein soll? Erliess 
aber der Bischof das Verbot nicht in seiner Eigenschaft als 
Grundherr, sondern als Stadtherr, mit welchem Grunde werden 
dann die Fischhändler und ihre Mitbürger von Eberstadt als 
hof hörig beansprucht? Eberstadt wirft seinen Vorgängern Will- 
kür in der Auslegung der Urkunde vor und beruft sich seiner- 
seits auf die Deutlichkeit des Wortlauts: klar und einfach ist 
dieser allerdings, wenn auch nach der Art jener Zeit sehr knapp 
und reticent; um ihn zu verstehen, muss man ausgehen von dem 
sonst über die deutschen Städte Bekannten. Aus einem isolierten 
Zeugnis kann man freilich sehr Verkehrtes herausinterpretieren, 
und die Willkür liegt auf Eberstadt's Seite, der ausgeht von 
Pariser Zuständen und einer darauf aufgebauten eigenen Theorie. 
Das Kapitel aus der Vita des 995 gestorbenen Bischofs Gebhard 
von Konstanz ferner, das Eberstadt als Parallele anführt und 
S. 231 abdruckt, trägt nichts für ihn aus. Die Biographie ist 
erst Mitte des 12. Jahrhunderts geschrieben ^) und, wie Potthast 
sagt^) „für die Geschichte wenig brauchbar". Ausserdem aber 
ist von irgend etwas, das man mit unserer Urkunde in Vergleich 
setzen könnte, dort gar nicht die Rede: man muss die Stelle 
nur im Zusammenhang lesen. Es wird uns ein durchaus glaub- 
licher Vorgang erzählt. Der Bischof hat das Kloster Peters- 
hausen gegründet und nun wählt er unter seinen eigenen Dienern 
für die Brüder aus „coquos et pistores, caupones et fuUones, 
sutores et hortulanos, carpentarios etsingularum artium magistros" 
— „Meister der übrigen Künste" — Handwerker, wie er sie in 
seiner bischöflichen Hofwirtschaft besass und wie sie das Kloster 
ebenfalls brauchte und sie so vielfach in den hofwirtschaftlichen 
Quellen erwähnt werden. Sollten nun diese Hofhandwerker 
ausser für ihre Herren auch für den offenen Markt gearbeitet 
haben — und die Konflikte, in die solche unter klerikalen Privi- 
legien stehenden Arbeiter mit den Stadtbehörden zu geraten 
pflegten, sind ja genugsam bekannt — , so ist es doch etwas 



1) Vgl. Wattenbach zu seiner Ausgabe, MG. SS. Bd. X. S. 582. 
*) Wegweiser ^ S. 1329. 

24* 



Digitized by VjOOQ IC 



358 F. Keutgen: Miscelle. 

gründlich Verschiedenes, wenn in einer Stadt 23 Männer mit 
dem Monopol des Fischhandels privilegiert werden ^). 

Das Einzige, was Eberstadt gegen die bisher giltige Auf- 
fassung der Urkunde anzuführen weiss, ist, dass sie Verschiedenes 
nicht enthält, was man in einem Zunftbrief zu finden erwartet. 
Gerade als ob man in älteren Urkunden nicht häufig Bestimmungen 
vermisste, die nach unseren Begriffen zur Sache wesentlich sind! 
Und als ob je eine Institution von Anfang an vollkommen wäre, 
nicht jede eine Entwickelung durchzumachen hätte, und das 
nicht auf das deutsche Zunftwesen ganz besonders zuträfe ! Die 
einzige Bestimmung dagegen, die man mit dem Markt in Ver- 
bindung bringen kann, ist die, dass die Fischhändler vor der 
Prime keine Fische kaufen dürfen. 

Es ist richtig, an einer vollentwickelten Zunft fehlt noch 
viel: man vermisst einen Zunftmeister, und die Aufnahme neuer 
Mitglieder ist, soweit sie nicht durch Erbgang erfolgt, an die 
Zustimmung der Bürgerschaft gebunden. Aber es ist längst 
bekannt, dass volle Autonomie den Zünften nicht von Anfang 
an zugekommen, dass namentlich das Recht, sich einen Meister 
^u wählen — das, was wir in Deutschland als das Recht des 
„Magisterium" bezeichnen könnten, einerlei wie es damit in Frank- 
reich auch bestellt gewesen sein mag — ein geschätztes, be- 
sonders zu verleihendes Privileg gewesen ist. Man kann da in 
der Beschränkung des Selbstergänzungsrechts auch nichts er- 
l)licken, was mit dem Wesen einer Zunft in unvereinbarem Wider- 
spruch stände. Dass die 23 Fischhändler nicht einmal das Recht 



^) Uebrigens ist die ganze Frage des hofhörigen Ursprungs des Hand- 
werks und der Zünfte in meisterhafter Weise und mit dem reichsten Material 
behandelt worden von G. v. Below in dieser Zeitschrift Bd. V. 
S. 124 fF. (die Stelle aus der Vita Gebehardi dort S. 144): in glänzendem 
Gegensatz zu den paar Stücken Eberstadt's. Das Kapitel 29 der 
Satzungen Bischof Burchards (Boos, Urk. B. L Nr. 48, Weiland, Con- 
stitutiones I. Nr. 438), das Koehne (ZGOR, NF. XUI. S. 383) zu weiterer 
,,Erläuterung" heranzieht, hat mit der ganzen Frage überhaupt nichts zu 
ihun : dort ist ausdrücklich die Rede nur von den ehrenvollen Aemtern eines 
camerarius, pincerna, infertor, agaso und ministerialis und noch dazu von 
freiwilligem Dienst, kurz von einer Menschenklasse, die von den Konstanzer 
servi möglichst verschieden ist. 
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besessen hätten, bei der Aufnahme eines neuen Genossen mit- 
zusprechen, wie Eberstadt sagt, kann man nicht behaupten- 
Sie gehören auch zu den urbani, und es versteht sich, dass ihre 
Stimme bei der Beratung gehört wurde. Dass es an jeder Spur 
einer genossenschaftlichen Thätigkeit bei den 23 fehlte, entspricht 
einfach nicht dem in der Urkunde gegebenen Thatbestande : ist es 
doch ihr Amt, auf Monopolbrecher zu fahnden und sie zu ergreifen, 
und haben sie doch gemeinsam jährlich drei Lachse abzuliefern. 
Aber selbst wenn nicht diese unmittelbaren Zeugnisse ge- 
nossenschaftlicher Bethätigung vorlägen, so gehörte doch eine 
wahrhaft atomistische Gesellschaftsauffassung dazu, wenn man 
es für möglich halten wollte, dass im Jahre 1106 oder 1107 in 
einer Stadt wie Worms an 23 Männer das ausschliessliche und 
vererbliche Recht des Fischhandels hätte verliehen und dabei 
jede Art genossenschaftlichen Bandes unter ihnen ausgeschlossen 
werden können. Von der Gewährung irgend eines höheren 
Grades von Autonomie war man freilich noch weit entfernt. 

Die Urkunde passt durchaus in den Rahmen der städtischen 
Verhältnisse der Zeit. Der Bischof verleiht 23 mit Namen genannten 
Männern das ausschliessliche und vererbliche Recht des Fischhandels. 
Er thutdas „comitisWemheri petitione aliorumque optimatum suo- 
rum consilio et persuasione". Hinterlässt einer der Händler keinen 
Erben, so soll in seine Stelle ein anderer eingesetzt werden 
„urbanorum communi consilio". Wer ausser den 23 beim Fisch- 
handel betroffen wird, muss dem Bischof zwei Pfund, dem Grafen 
ein Pfund zahlen, die ihm weggenommenen Fische werden unter 
die urbani verteilt. Die Fischhändler aber haben, zur stets er- 
neuten Anerkenntnis ihres Privilegs, jährlich dem Bischof zwei, 
dem Grafen einen Salmen zu entrichten. 

Die Stadtbehörden also sind es, von denen die Regelung 
der Angelegenheit in die Hand genommen ist: vor allem der 
Bischof und der Stadtgraf, sodann die übrigen mit der Stadt- 
verwaltung betrauten Ministerialen — an diese wird man bei 
den „alii optimates sui" in erster Linie denken dürfen — , end- 
lich die Gemeinschaft der Bürger, der urbani. Ausdrücke, wie 
petitio, persuasio in der Narratio darf man nicht gerade zu 
wörtlich nehmen: sie werden selbst in Fällen gebraucht, wo die 
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Rechtsabsicht einer Urkunde den Wünschen der Person, auf deren 
Bitten sie ausgestellt worden sein soll, widerstrebt. In unserem 
Falle ist es indess nicht unwahrscheinlich, dass die Gewährung 
des Privilegs wirklich von dem Stadtgrafen beim Bischof an- 
geregt, von den Stadtministerialen befürwortet worden ist. 
Was gemeinlich durch jene Formeln ausgedrückt werden soll 
und was für uns Wichtigkeit hat, ist, dass die so eingeführten 
Personen als die bei der Rechtshandlung zu berücksichtigenden 
ihre Zustimmung gegeben haben. Lassen wir die nicht näher 
bezeichneten Optimaten »auf sich beruhen, so tritt uns der Stadt- 
graf Werner als Hauptperson entgegen, und damit wird die 
ganze Angelegenheit als eine städtische gekennzeichnet. Will 
man sich dem Zwange dieses Arguments nicht fügen, so bleibt 
nichts anderes übrig, als in dem Grafen einen Beamten der Hof- 
wirtschaft zu sehen und, wie bemerkt, die ganze Stadt als ein 
Stück Domäne zu betrachten. — Eberstadt freilich sucht das 
Interesse des Grafen, das ihn zu der Petition veranlasst hätte, 
mit seinem Anteil an den Strafgeldern und den Rekognitions- 
Lachsen zu erklären. Dabei vergisst er nur ganz, diese Bezüge 
selbst zu motivieren! 

Was endlich die urbani betrifft, die Verteilung der kon- 
fiszierten Fische unter sie, die Besetzung der erledigten Stellen 
mit ihrem Beirat — so sind dies Funktionen, die durchaus mit 
dem Wesen einer Gemeinde, die eben erst anfängt sich zu 
diiferenzieren, in Einklang stehen. 

Aber eben bei dem Worte urbani treibt Eberstadt's Inter- 
pretationskunst die wunderbarsten Blüten. Er erklärt sie für 
die Heimburgen, jene 16 Männer, die, vier in jedem Quartier, 
in Worms eine Art Polizeidienst zu versehen hatten. Soweit 
folgt Koehne ihm nicht, aber für eine Behörde hält auch er sie. 
Seine eigene frühere verfehlte Theorie, wonach in ihnen die 
Vorsteher einer „Kaufgilde" zu sehen wären (Stadtverfassung 
S. 60), hat er fallen lassen. Die Frage, was für eine Behörde 
es denn sein soll, beantwortet er mit einem „non liquet" (ZGOR., 
NF. XIII. S. 388): in der That, ich fürchte, man müsste diese 
Behörde eigens erst erfinden. 
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Unter den urbäni wird der unbefangene Leser die Bürger 
Terstehen. Um sich den Weg zu seiner abweichenden Erklärung 
zu bahnen, versucht Eberstadt den Nachweis, dass das Wort in 
Worms überhaupt in verschiedenen Bedeutungen gebraucht worden 
sei. Er führt ausser der vorliegenden Urkunde noch zwei an, 
in denen urbani genannt werden. Seinen Trumpf spielt er mit 
der ersten aus, der Mauerbau-Ordnung, die nach einer Ueber- 
lieferung Bischof Thietelah oder Theodolach (873 — 914), sonst 
Bischof Burchard (1000 — 1025) zugeschrieben wird (Boos, 
ürk. B. III. S. 223 f.). Hier heisst es über die Verpflichtung, 
eine gewisse Strecke der Stadtmauer in Stand zu halten: „deinde 
usque ad Pawenportam urbani qui Heimgereiden vocantur 
operando pervigilent". Eberstadt stellt nun die kühne Behauptung 
auf, diese „urbani" wären „Genossenschaften, Gemeinwesen, Um- 
wohner der Stadt, die ausserhalb der Mauer angesiedelt waren 
und in engster politischer Verbindung mit Worms standen". 
Und wie kommt er dazu? Weil übrigens eine lange Reihe von 
Dörfern aufgezählt wird, deren Bewohner ebenfalls an der 
Mauer mitzubauen hatten. Selbst die Friesen, die derselben 
Verpflichtung unterlagen, müssen deshalb „bei Worms gesessen" 
sein und „nach der Stadt" ihren Handel getrieben haben. 
Hierfür ruft er das Zeugnis einer Urkunde Ottos II. vom 1. VII. 
973 an (Boos, Urk. B. I. Nr. 34.) : „theloneum, quod negotiatores 
vel artifices seu Frisiones regiae potestati apud Wormaciam civi- 
tatem umquam persolverant". Diese Worte ergeben gar nichts 
zur Sache. Die negotiatores vel artifices seu Frisiones sind 
Händler, Handwerker, Friesen, die ihre Waaren nach Worms 
zum Verkauf bringen und dort Zoll zahlen: über ihren Wohn- 
sitz wird gar nichts ausgesagt; er kann ebensowohl in Worms 
selbst wie in Köln oder Friesland oder sonst wo sein. Mit 
apud wird nach allgemeinem Sprachgebrauch der Urkunden die 
Zollstätte, wo der Zoll zu entrichten ist, eingeführt. Doch 
kehren wir zu den urbani zurück: mir scheint, mochten noch 
so viele Bauern an der Stadtmauer, hinter der sie im Kriege 
Schutz finden sollten, mitbauen — die dauernden Bewohner der 
Stadt werden daran wohl auch beteiligt gewesen sein. Die 
^urbani qui Heimgereiden vocantur" sind die Mitglieder der 



Digitized by VjOOQ IC 



362 F. Keutgen: Miscelle. 

städtischen Markgenossenschaft, die Vollbürger; die Friesen 
werden als Schutzgenossen von ihnen unterschieden. 

Die zweite Stelle ist das Privileg Heinrichs V. vom 30. XL 
11 U (Boos, Urk. B. I. Nr. 62). Hier wird ^urbani" gleich- 
bedeutend gebraucht mit „urbis concives". Dass damit die „Stadt- 
bevölkerung" gemeint ist, daran wagt selbst Eberstadt niclit zu 
deuteln, nur ist sie bei ihm natürlich „hofrechtlich". Da er 
also findet, dass in zwei Urkunden das Wort „urbani" in zwei 
verschiedenen Bedeutungen gebraucht worden ist, einmal als 
Landbevölkerung, das andere Mal als Stadtbevölkerung, so 
schliesst er, dass es in einer dritten Urkunde, der über die 
Fischhändler, auch in einem dritten Sinne gebraucht worden 
sei, und zwar in dem einer Behörde, der der Heimburgen. 

Koehne weist ihn hin auf eine vierte Stelle, die Zeugenreihe 
einer bischöflichen Schenkungsurkunde vom 29. VL 1016 (Boos, 
Urk. B. L Nr. 45), die, nachdem von Folcmarus advocatus ge- 
führt, noch 42 Laien aufgezählt worden sind, schliesst „et pene 
omnes urbani". Koehne sagt (S. 388), auch hier könne „nur 
eine geschlossene Personenanzahl gemeint sein", wenn auch 
wiederum nicht die Heimburgen. Mir scheint, dass es nichts 
weiter heisst als „und eine grosse Anzahl Bürger ausserdem". 
Statt also das Wort an drei Stellen in dreifach verschiedener 
Bedeutung zu nehmen, finden wir es an vier Stellen stets in 
der einen und zwar der, die ihm sozusagen von Natur zukommt, 
der von „Bürger". 

Von den beiden Gründen, die Eberstadt dafür angiebt, dass 
man in den urbani der Fischhändlerurkunde nicht die Bürger- 
schaft sondern nur eine Behörde sehen könne, ist der erste — 
mit dem auch schon Koehne (Stadtverfassung S. 59^) gearbeitet 
hat — von der Art, dass man sich scheut, sich ernstlich mit 
ihm zu befassen. Es soll eine „thatsächliche Unmöglichkeit" 
gewesen sein „eine Marktlast Fische" „unter eine Gesamtheit 
von Bürgern" zu verteilen: — er nennt das „das juristische 
Argument an sich". Ich glaube, wir überlassen es den Wormsern, 
wie sie damit fertig geworden sind. Es konnten ja auch ein- 
mal so wenige Fische konfisziert worden sein, dass selbst Eber- 
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Btadts 16 Heimburgen mit ihren Familien — diese hatten sie 
doch? — sieh nicht daran satt essen konnten. 

Das andere Argument ist nur um ein weniges besser: die 
Wendung „urbanorum communi consilio'* Hesse sich nicht anders 
deuten als auf eine Behörde: „denn die Menge erteilt, wo sie 
berechtigt ist, nicht ihren Rat, sondern nur ihre Zustimmung". 
Das hat scheinbar etwas für sich, ist aber nichts als ein Schlag- 
wort. Die Gesamtheit der Vollbürger einer Stadt wie Worms 
im Anfange des zwölften Jahrhunderts — und noch lange nach- 
her, füge ich gleich hinzu — , die zur Beratung der Angelegen- 
heiten der Stadt versammelt ist, darf man nicht vergleichen mit 
der Volksmenge einer modernen Grossstadt, noch überhaupt 
mit irgend einer „Menge". Ausser den Fischhändlern selbst 
werden zu den urbani zu zählen sein die Kaufleute, die Fleischer, 
die Bäcker, die Schuster, die Kürschner der Stadt und noch 
ein paar Handwerke, und vielleicht ein paar Grundbesitzer, die 
kein eigentlich städtisches Gewerbe trieben; endlich wird man 
auch wohl die bischöflichen Stadtbeamten dazu rechnen können: 
im Ganzen ein paar hundert Köpfe und lauter Männer von selb- 
ständiger Stellung und persönlicher Geltung in dem kleinen 
Gemeinwesen. Indessen auch in viel kleineren Versammlungen 
pflegt immer nur der Eine oder Andere wirklich mit einem 
Ratschlag hervorzutreten, pflegen nur ganz Wenige sich „an der 
Debatte zu beteiligen". Die Meisten geben streng genommen 
immer nur ihre Zustimmung. Auch die kleinste Körperschaft 
hat ihre Führer, die „die Sache machen". Trotzdem ist die 
Wendung „nach dem gemeinsamen Rat der Bürger" ganz und 
gar nicht deplaciert, und jedenfalls pflegte man im mittelalter- 
lichen Latein consilium in diesem Sinne, wo wir vielleicht ge- 
nauer Zustimmung sagen würden, allgemein zu verwenden. — 
Der Kreis der Abnehmer für die Fische war natürlich ein weit 
grösserer: zu ihm gehörten die verschiedenen Stifter mit ihren 
Insassen und ihren „familiae", sowie die Landbevölkerung, die 
den Markt der Stadt besuchte. 

Noch eine Frage drängt sich auf, wenn sie auch auf den 
ersten Blick vielleicht belanglos scheint: warum mussten es 
gerade dreiundzwanzig Fischhändler sein? Bei der künstlichen 
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Einsetzurtg einer bestimmten Anzahl Aemter innerhalb einer 
Domänen- Verwaltung hätte man eine so excentrische Zahl nicht 
gewählt. Ein Fehler kann auch nicht vorliegen: die Zahl XXIII 
kommt dreimal vor, die Zahl der Namen stimmt damit. Die 
Erklärung ist indess sehr einfach, wenn man vom Hofrecht ab- 
sieht : im freien Verkehr befassten sich unter den Bürgern von 
Worms mit dem Fischhandel zufällig 23 gerade in dem Augen- 
blick, als es ihnen wünschenswert schien, weitere Konkurrenten 
auszuschliessen, und den Stadtbehörden, den Fischhandel einer 
Kegelung zu unterwerfen, und so blieb es denn dabei. 

Ich fasse zusammen. Unter der obersten Leitung des Stadt- 
herrn und seines Vertreters, des Grafen, sehen wir die Gemeinde 
der Bürger thätig in der Verwaltung ihrer Angelegenheiten, 
hier in einer Frage aus dem Gebiet der vielberegten „cibaria". 
Es ist die Gemeinde in ihrer Gesamtheit, denn ein Rat hat sich 
noch nicht als feste Institution herausgesondert. Aber eine 
Gruppe von Männern wird bereits mit besonderen Funktionen 
betraut, solchen, die ihr Gewerbe betreffen: es ist eine Zunft in 
ihren Anfängen. Einen trefflicheren Einblick in diese Zustände 
könnte man sich nicht wünschen : man belauscht hier die Stadt- 
verfassung gleichsam in ihrem Werden. Und weit entfernt da- 
von, hier ein Zeugnis für irgend eine hofrechtliche Theorie zu 
haben, könnte man keinen schlagenderen Beweis besitzen für 
die Richtigkeit alles dessen, was uns G. L. von Maurer und 
Georg von Below über die Stadtgemeinde gelehrt haben. 
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Lujo Brentano, Gesammelte Aufsätze. I. Band. Erbreehts- 
politik, alte und neue Feudalitaet. Stuttgart, Cotta, 1899. 

Schon seit Jahren sucht eine gewisse, an die Vergangen- 
heit anknüpfende Schule die unzureichende wirtschaftlich-sociale 
Begründung ihrer agrarpolitischen Bestrebungen durch eine 
historisch-nationale Beweisführung zu ersetzen. Man sucht die 
Beweglichkeit des Bodens, wie sie unsere moderne Wirtschafts- 
ordnung bedingt, zu beschränken und die Rückkehr zu gewissen 
Formen des Besitzes und der Vererbung zu begünstigen, die an- 
geblich im „christlich- germanischen" Geist besser begründet 
seien, als die heutige „römisch-rechtlich-heidnische" Ordnung. 
Diese Bestrebungen haben an Brentano einen starken Wider- 
sacher gefunden, und es ist unstreitig seinem Wirken zu ver- 
danken, dass neuerdings die erwähnten Argumentationen weniger 
aufdringlich hervortreten, als früher. 

Im angezeigten Band liegt eine Reihe von Aufsätzen ge- 
sammelt vor, die bisher in meist schwer zugänglichen Publi- 
kationen verstreut waren. Abgesehen von den beiden Aufsätzen 
über die schlesische Leinenindustrie, die zuerst in dieser Zeit- 
schrift erschienen, behandeln sie durchwegs das bäuerliche Erb- 
recht. Neu hinzugekommen sind ein Aufsatz über das westfälische 
Anerbenrechtsgesetz und das französische Erbrecht. Wir be- 
schränken uns darauf, die für die Wirtschaftsgeschichte wichtigen 
Forschungen kurz hervorzuheben; in dieser Hinsicht ist besonders 
die Behandlung des französischen, englischen und altbayrischen 
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Erbrechts wichtig, wogegen die Darstellung der preussischen 
Reformen und der Aufsatz über die Verschuldung der Land- 
wirtschaft, so interessant und wichtig sie auch sind, doch mehr 
der Wirtschaftspolitik, als der Wirtschaftsgeschichte angehören. 
— Das grösste Interesse muss der erste Aufsatz über „das 
droit d'ainesse unter der Restauration und seitdem" erwecken, 
da er deutschen Lesern bisher kaum bekannte Vorgänge schildert, 
die nichtsdestoweniger von fundamentaler Bedeutung für die 
erbrechtlichen Bestrebungen in allen europäischen Ländern 
gewesen sind. — 

Vielen gilt die heutige Bodenverteilung Frankreichs als ein 
Produkt der französischen Revolution, resp. die anderer Länder 
als die Folge der Annahme der Grundsätze des code civile 
betreffs des Erbrechtes. Für viele aber knüpfen sich an die 
französische Revolution nur die Vorstellungen von Schreckens- 
herrschaft, Guillotine und Königsmord, und diese Vorstellungen 
werden ausgenutzt, um eine dem angeblich von der Revolution 
begründeten Erbrecht von vornherein ungunstige Stimmung 
hervorzurufen. 

Nun muss als erste Thatsache constatiert werden, dass 
sowohl das gleiche Erbrecht, als die Bodenzersplitterung schon 
lange vor der Revolution in Frankreich grosse Verbreitung hatten. 

Was das Erbrecht anbelangt, zerfällt Frankreich zunächst 
in die grossen Gebiete des römischen Rechts im Süden und der 
germanischen coutumes im Norden. Gerade in ersterem wurde 
aber selbst noch im XIX. Jahrhundert im Gegensatz zu den 
Gebieten germanischen Rechts häufig der Aelteste inner- 
halb der Schranken des Erbrechts begünstigt. 

In letzterem galt ein sehr verschiedenes Erbrecht für adlige 
und nichtadlige Güter, für beweglichen und unbeweglichen Besitz, 
für ererbtes und erworbenes Eigentum. Das Erstgeburtsrecht 
entstand erst vergleichsweise spät in der Norman die, kam von 
dort nach England, wo das Bedürfnis, die unterworfenen Sachsen 
durch eine straffe militärische Organisation niederzuhalten, das 
Königtum bestimmte, die Lehen so zu verleihen, dass sie nur 
ungeteilt vererbt werden konnten; zur Investitur präsentierte 
die Familie alsdann den Aeltesten als Vertreter nach aussen. 
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Aus diesem Amt des Aeltesten als des obersten Verwalters 
des Familiengutea wurde ein aussehliessendes Recht, die Primo- 
genitur. Dieses Erbrecht kam nun nach Frankreich zurück und 
verbreitete sich in Lehen und adligen Gütern hauptsächlich der 
unter englischem Einfluss stehenden westlichen und nördlichen 
Länder, während in den übrigen Rechtsgebieten, als deren 
Typus die Coutume von Paris galt, das Streben dahin gieng, das 
Erstgeburtsrecht abzuschwächen. 

Dies galt aber, wie gesagt, nur für adlige und Lehens- 
güter, dementsprechend erklärten 1826 übereinstimmend Gegner 
wie Anhänger der Primogenitur, dass viele Jahrhunderte vor 
der Revolution in drei Vierteln von Frankreich die gleiche 
Intestaterbfolge und nur auf einen Viertel der Güter die Primo- 
geniturerbfolge geherrscht habe. Die Revolutionsgesetze von 1791, 
1793 und 1800 bekräftigten also nur einen schon bestehenden 
Zustand resp. dehnten ihn auf die adligen Güter aus. 

Ausserdem galt noch in Teilen Frankreichs ein Erbrecht 
auf Grund von Substitutionen. Durch eine miss verständliche 
Interpretation hatten im Gebiete des römischen Rechts die ewigen 
Substitutionen, die Justinian verboten hatte, Eingang gefunden, 
hauptsächlich beim Adel, der sich so gegen etwaige Konfiska- 
tionen wegen Hochverrat schützen wollte. Von der Krone des- 
halb zuerst lebhaft bekämpft, wurden sie anerkannt und begün- 
stigt, als die unabhängige Feudalmacht gebrochen war und der 
neue Hofadel sich bildete. Nach mannigfachen Rechtswand- 
lungen verbot em Decret von 1791 und später Artikel 896 des 
Code civile jede Substitution. 

Erst Napoleon führte sie auf Umwegen wieder ein. Da 
sein Bestreben einen neuen Adel zu gründen in Frankreich, wo 
die Revolution gleichbedeutend war mit dem Besitz der National- 
güter, der Möglichkeit, zu allen Staatsämtern zu gelangen etc., 
Widerstand gefunden hätte, versorgte er seine Offiziere in Italien 
mit Fideicommissen. Als seine Schwester Pauline Borghese 
Guastalla 1806 an das Königreich Italien abtrat, wurde sie durch 
Güter in Frankreich entschädigt, die nach demselben Recht 
besessen werden sollten, wie die früheren — d. h. als 
Primogeniturfideicomraisse. Ein erweiternder Artikel ermöglichte 
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die Wiederholung dieses Trics, und so war fast unbemerkt das 
^Majorat", welchen in Frankreich bis dahin unbekannten Namen 
man absichtlich wählte, um keine Aufmerksamkeit zu erregen, 
eingeführt. Der Zweck war die Zertrümmerung des oppositio- 
nellen und die Schaffung eines starken und von der Krone ab- 
hängigen neuen Adels. — 

Diese Bestrebungen wurden fortgesetzt durch die Restau- 
ration. Im Jahre 1826 brachte das Ministerium Villele-Peyronnet 
einen Gesetzentwurf zur Wiedereinführung des Erstgeburtsrechtes 
ein. Dies war das Zeichen zu hitzigen parlamentarischen 
Kämpfen, die schliesslich mit der Niederlage der reaktionären 
Vorlage endeten. In jenen Debatten, die Brentano ausführlich 
darstellt, wurden bereits alle Argumente ins Feld geführt, die 
heute noch im Kampfe gebraucht werden, nur dass jene Debatten 
mit ungleich mehr Geist, Wissen und Formvollendung geführt 
wurden, als die heutigen. Die betreffenden Abschnitte des 
Aufsatzes enthalten die beste und vollständigste Darlegung der 
in Betracht kommenden agrarpolitischen Gesichtspunkte. Eben 
deswegen haben sie aber, ebenso wie die folgenden über die 
neueren Reformbestrebungen Le Plays u. A., weniger Be- 
deutung für die Wirtschaftsgeschichte, als für die Wirtschafts- 
politik und parlamentarische Geschichte. — 

Von grosser Wichtigkeit gerade auch für die Wirtschafts- 
geschichte ist die Abhandlung über die Entwicklung des englischen 
Erbrechts in Grundeigentum. Da jedoch ein grösseres Werk 
Brentanos über denselben Gegenstand der Vollendung entgegen- 
geht, wollen wir den Inhalt nur flüchtig skizzieren. 

Der Hauptinhalt der ersten Periode in der Geschichte des 
englischen Erbrechts, die bis zur Beseitigung des Feudalsystems 
unter Cromwell und Karl II. reicht, ist die Tendenz zur Locke- 
rung der Gebundenheit. Die ursprüngliche angelsächsische 
Wirtschaftseinheit war die Hausgemeinschaft, bei allfälliger Auf- 
lösung derselben wurde gleich geteilt. — 

Mit den normannischen Eroberern kam das Feudalwesen 
und die Primogenitur nach England, und die Einzelerbfolge ver- 
drängte in den folgenden zwei Jahrhunderten überall mit Ausnahme 
von Kent die gleiche Teilung. Dienendes Bauernland vererbte. 



Digitized by VjOOQ IC 



Referate. 36^ 

sobald dies überhaupt stattfand, auf den jüngsten Sohn, da die 
älteren eben schon früher abgeschichtet worden waren, Teilung 
Hess der Grundherr nicht zu. Mit der Ersetzung der Dienste 
durch Geldrenten im 13. und 14. Jahrhundert trat aber da& 
Erbrecht der Herren, die Primogenitur auch im Bauemland an 
Stelle des früheren Rechts. — 

Die jüngeren Söhne der Bauern blieben entweder in Haus- 
gemeinschaft auf dem Hof oder wanderten ab, die Nachgeborenen 
bei Ritterlehen wurden, wenn es Töchter waren, durch die Unter- 
thanen ausgesteuert oder giengen in ein Kloster, das damals oft 
grössere Freiheiten gestattete, als die Heirat, im anderen Fall 
wurden sie Lehensleute des Bruders, traten in Herren- oder 
Kirchendienst oder wurden „arme Ritter". Andere wieder wurden 
Richter und Juristen und dieser Umstand trug wesentlich zu 
der freundlichen Stellung bei, die dieser Stand der fortdauernden 
Lockerung der Uebertragungsbeschränkungen gegenüber einnahm. 
Ein Hindernis nach dem anderen, das man der Bodenmobi- 
lisierung entgegenstellte, wusste ihr Scharfsinn durch oft gezwun- 
gene Auslegung der Gesetze, durch Scheingeschäfte etc. zu 
überwinden und zu umgehen. Jene Zeit vom Ende des 15. bis 
zum Ende des 17. Jahrhunderts, in der thatsächlich volle 
Verfögungsfreiheit über das Land bestand, sah die erste grössere 
Intensificierung der Landwirtschaft, und damals konnte sich Eng- 
land eines zahlreichen freien und kräftigen Bauernstande» 
rühmen. — 

Doch mit Karl H. trat eine Aenderung ein. Durch das 
Aufblühen von Handel und Gewerbe fiel die Bedeutung einer 
steuerkräftigen Bauernschaft, seit Marlborough kommt auch die 
Anschauung auf, dass das Kriegführen nur eine Geldfrage sei. 
Auch die Juristen ändern ihre Haltung, und zwei Advokaten 
erfinden ein gekünsteltes System von Substitutionen, das sich 
in England bald einbürgert, in Schottland werden gar 1685 die 
ewigen unaufl^lichen Fideicommisse wieder eingeführt. — Der 
ältere Sohn erhielt jetzt das Gut und damit konzentrierten 
politischen Einfluss, den er zur Versorgung der Nachgeborenen 
mit Sinekuren ausnutzte. Schon früh zwar regt sich eine philo- 
sophische und volkswirtschaftliche Opposition dagegen, aber die 
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Sammlung der Ordnungsparteien gegen den Einfluss der franzö- 
sischen Revolution hinderte die Nachahmung des Beispieles, das 
diese gegeben. — Diese Zeit sah den Untergang des englischen 
Bauernstandes. Nach Brentano war noch bis zum Ende des 
18. Jahrhunderts keine ernstliche Abnahme desselben zu be- 
merken. Der Hauptgrund lag in der unerhörten Steigerung des 
Bodenpreises (1.) durch die Beschränkung des Landangebotes 
infolge der entails, (2.) durch die gleichzeitig steigende Nach- 
frage seitens reicher Leute, die mit dem Land politischen Ein- 
fluss kaufen wollten und den Bauer überboten, (3.) durch die 
Continentalsperre, die die Renten riesig in die Höhe trieb, ohne 
die Produktion zu vermehren, was dann nach Waterloo zur 
Katastrophe führte. Als weiterer Umstand ist der Conservativis- 
mus und die Unfähigkeit des Bauern zu nennen, unter diesen 
Verhältnissen dem Fortschritt der Landwirtschaft zu folgen, 
gerade als das Aufblühen der Grossindustrie ihm den industri- 
ellen Nebenerwerb entzog. 

Aber der wirtschaftliche Fortschritt macht dieses mittel- 
alterliche System beschränkter Uebertragungsfreiheit immer un- 
haltbarer. Der Landadel selbst leidet darunter. Der Staat ist 
heute nicht mehr das Fideicommiss der jüngei-en Söhne, der 
talentvolle Bürgerliche concurriert in Kirche, Verwaltung und 
Armee, und die ganze Versorgungslast fällt auf den Grossgrund- 
besitz selbst, während die auswärtige Concurrenz die Renten auf 
einen nie erlebten Tiefstand drückt. So waren es gerade Tory- 
regierungen, die 1882, 1887 und 1889 die wichtigsten Schritte 
zur Mobilisierung des Bodens thaten, in der England jetzt bereits 
ein weiteres Stadium erreicht hat. Die Gebundenheit des Bodens 
durch Fideicommiss ist damit beseitigt, das Land den übrigen 
Wertobjekten gleichgestellt und die gleiche Intestaterbfolge von 
Seiten des Parlaments principiell befürwortet. — 

Was die beiden Aufsätze Brentanos über das Erbrecht und 
die bäuerlichen Verhältnisse Altbayerns betrifft, so sind sie von 
gerade für die Wirtschaftsgeschichte grösster Bedeutung^ da hier 
zuerst die Fabel vom „germanischen Erbrecht", das die Bevor- 
zugung des Aeltesten fordere, gründlich zerstört wurde. Eben 
deshalb dürfen wir sie wohl als allgemein bekannt voraussetzen. 
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Zur Geschichte des spanischen Kolonialhandels 
im 16. und 17. Jahrhundert. 

Von 
Eonrad Häbler. 



Als ich mich im Winter 1 897/98 zum Zwecke archivalischer 
Forschungen einige Wochen in Sevilla aufhielt, habe ich die 
Gelegenheit unter anderem auch dazu benutzt, zu ermitteln, 
welches Material in dem Archivo General de Indias noch vor- 
handen ist, um sich ein Bild zu machen von dem Umfange und 
der Bedeutung des Handelsverkehres, der sich im Anschluss an 
die Entdeckungen des Kolumbus zwischen Spanien und seinen 
westindischen Kolonien entwickelt hat. Da die verfügbare Zeit 
durch andere unmittelbare Aufgaben voll in Anspruch genommen 
war, musste ich mich auf vorläufige Ermittelungen beschränken, 
die im wesentlichen dazu dienen sollten, die Ausgestaltung eines 
bestimmten Arbeitsplanes für eine spätere Gelegenheit zu er- 
möglichen. Ich glaube aber, dass auch die so erlangten vor- 
läufigen Resultate einer Veröffentlichung werth sind. 

Den Anlass zu diesen Nachforschungen gaben mir archi- 
valische Funde, die, theils aus verschiedenen Quellen stammend, 
von Anderen veröffentlicht worden sind, theils solche, die ich 
selbst in dem Fürstlich Fugger'schen Familienarchiv gemacht 
hatte. Schon Lafuente in seiner Historia general de Espana 
theilt vereinzelt Werthe mit, welche von bestimmten Indien- 
flotten einestheils als Kronschatz anderntheils für Rechnung von 
Privatleuten herübergebracht worden waren. Einzelne solche 
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Angaben sind dann aus diplomatischen Korrespondenzen und 
aus Tagebuch-Aufzeichnungen an verschiedenen Stellen mehrfach 
an die OefFentlickkeit gelangt Aber diese Angaben waren eines- 
theils keineswegs immer von unverdächtiger Zuverlässigkeit, 
anderntheils waren die wenigen veröffentlichten Relationen weit 
davon entfernt, auch nur annähernd eine Schätzung der durch- 
schnittlich in längeren Perloden von der neuen in die alte Welt 
überführten Vorräthe an edlen Metallen zu ermöglichen. Auch 
bezogen sich die bisher veröffentlichten Notizen zumeist auf das 
17. Jahrhundert. In den damals zur Mode gewordenen Avisos 
de Corte spielten natürlich die Nachrichten über die Ankunft 
der Kolonialflotten eine wichtige Rolle, da bei der unaufhörlichen 
finanziellen Klemme Alles, vom Könige anfangend bis zum 
kleinsten Beamten, und bis zu dem Kaufmann, der für irgend 
einen dem Hofe oder dem Staate gelieferten Artikel Geld zu 
fordern hatte, auf die Ankunft der kolonialen Edelmetallrimessen 
angewiesen war. So bildete sich der Brauch aus, dass schon 
die schnell segelnden Aviso-Schiffe, welche der Flotte voraus- 
eilten, eine ungefähre Aufstellung der von dieser transportierten 
Werthe mitfünrtcn. Lief dann die Flotte selbst wohlbehalten 
in S. Lucar ein, so machten sich schleunigst verschiedene Eil- 
boten auf, um dem Hof davon Nachricht zu bringen, und der- 
jenige, der zuerst damit in Madrid anlangte, durfte mit Sicher- 
heit darauf rechnen, dass ihm ein königliches Gnadengeschenk 
zu Theil werde, dessen Höhe sich nach der Höhe des von der 
Flotte überbrachten Schatzes richtete. Dass dabei nicht nur die 
Summen in Betracht genommen wurden, welche für königliche 
Rechnung herüberkamen, hatte gleichfalls seinen bestimmten 
Grund. Schon als nach der Eroberung von Mexico die ersten 
reicheren Zuflüsse von Gold- und Silber herüberkamen, hatte 
Karl V. es versucht, momentanen finanziellen Schwierigkeiten 
dadurch abzuhelfen, dass er das für Privatleute von den Indien- 
schiffen herübergebrachte Edelmetall mit Beschlag belegte, und 
die Besitzer nöthigte, an Stelle ihres Kapitales Rentenanweisungen 
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auf die Ertr^nisse des Indienhauses anzunehmen. Die Cortes 
hatten zwar wiederholt in energischem Tone die Abstellung 
dieser ünzulässigkeit verlangt, und Karl V. sowohl als Philipp II. 
haben bezügliche Versprechungen ertheilen müssen. Allein in 
Fällen dringender Verlegenheit griff die Regierung immer einmal 
wieder zu dieser Form der Zwangsanleihe zurück. Ganz ab- 
gesehen davon war es aber auch für sie von Wichtigkeit für 
ihre legitimen Geschäfte, über die jeweilige Lage des Geld- 
marktes unterrichtet zu sein, auf den die Indienrimessen der 
Privatleute einen ähnlichen Einfluss ausübten, wie diejenigen 
der Krone auf den Staatsschatz. Die Aufzeichnungen über den 
Edmetällzufluss haben für uns eine erhebliche Bedeutung. Sie 
sind allerdings noch kein Hülfsmittel dafür, die Edelmetall- 
produktion der neuen Welt zu schätzen, denn es bleiben natür- 
lich fortgesetzt, und je reicher die Metallausbeute war, desto 
mehr, grosse Summen an Gold und Silber im kolonialen Ver- 
kehre zurück, um so grösser, als der Edelmetallwerth in den 
Kolonien ein wesentlich geringerer war, als im Mutterlande, 
so dass der Bedarf des täglichen Verkehres ein verhältnis- 
mässig grosser war. Aber die wirthschaftliche Bedeutung der 
Edelmetallerzeugung der neuen W^elt beruht doch in erster Linie 
auf dem Einfluss, den sie auf die alte Welt ausgeübt hat. Ist 
nun auch anzunehmen, dass sich in den Rimessen des Indien- 
handels ein gewisser Ausgleich vollzog, der das Auf- und Nieder- 
wogen der Edelmetallgewinnung nicht zu einem entsprechenden 
Ausdruck gelangen liess ; darf man femer auch nicht vergessen, 
dass je älter die Kolonien, je dichter und sesshafter ihre Be- 
völkerung wurde, desto mehr auch drüben Vermögen angesammelt. 
Schätze aufgespeichert wurden, die weiterhin in der Weltwirt- 
schaft doch auch einen Einfluss ausgeübt haben: so besitzt es 
doch immerhin für die Beurtheilung des Einflusses der Edel- 
metallerzeugung Amerikas auf die wirtschaftliche Lage der alten 
Welt einen entschiedenen Werth, wenn wir, je genauer desto 
besser, die Summen kennen lernen, welche thatsiichlich von den 
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Flotten herübergebracht worden sind, und zwar wird der Wert 
solcher Angaben um so höher sein, je früher die Jahre sind 
aus denen sie stammen. In späteren Zeiten hatte die grosse 
Ausdehnung des kolonialen Besitzes, die zahlreichen Stätten, wo 
Edelmetalle gewonnen wurden, es mit sich gebracht, dass die 
jährlichen Erträge nicht allzu beträchtliche Schwankungen auf- 
wiesen. In früheren Zeiten dagegen, als noch das im Bergbau 
gewonnene Gold und Silber nur einen kleinen Bruchteil des 
jährlichen Ertrages ausmachte, dessen Höhe vielmehr durch 
glückliche Funde, durch Kriegsbeute, bestimmt wurde, waren 
naturgemäss die Schwankungen viel bedeutender, eine Durch- 
schnittsschätzung ist deswegen um so mehr dem Irrthum aus- 
gesetzt. Das waren die Gesichtspunkte, welche mich veranlassten, 
nach den Edelmetall-Abrechnungen zu forschen. 

Einen noch höheren Wert messe ich einer andern Gruppe 
von Documenten bei, die ich bisher nur aus dem Fürstlich 
Fugger'schen Familienarchiv kannte. Dort hat sich ein einzelner 
Band erhalten, in welchem die Briefe vereinigt sind, die der 
Vorstand der Fugger'schen Faktorei in Madrid an die Central- 
stelle seines Hauses vom August 1573 bis Januar 1578 gerichtet 
hat. Diese Korrespondenz ist von ganz ausserordentlichem Inter- 
esse, nicht nur für die Geschichte der spanischen Handlung der 
Fugger, die damals auf ihrem Höhepunkte stand, sondern auch 
für die politische und Sittengeschichte Spaniens und für die 
allgemeine Handelsgeschichte der betreffenden Jahre. In diesen 
Briefen finden sich nicht nur zahlreiche Notizen über den Gang 
des Indienhandels, die zum Teil von hohem Werte sind, sondern 
es finden sich darin auch Listen von dem, was jede einzelne 
Kolonialflotte, sowohl von Spanien als von Portugal, in den 
Heimathafen zurückgebracht hat, und zwar nicht nur an edlen 
Metallen — die in ähnlicher Weise registriert werden, wie in 
der vorerwähnten Klasse von Dokumenten — sondern auch an 
Handelsartikeln, und zwar werden diese nach Quantität und 
Wert jeder Warengattung aufgezeichnet. Wir wissen bekannt-^ 
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lieh von dem Warenhandel zwischen der alten und der neuen 
Welt so gut wie nichts. Das Interesse auch der neueren Forscher 
hat sich immer so ausschliesslich dem Edelmetallverkehr zu- 
gewendet, dass man schliesslich von der irrtümlichen Vorstellung 
nicht weit entfernt war, als wäre der Hauptverkehr Spaniens / 
mit seinen Kolonien fast ausschliesslich in der Weise geschehen, 
dass Waren (fremden Ursprungs) hinübergingen und dafür Gold 
und Silber zurückkam. Wir wussten, um einer solchen Auf- 
fassung entgegenzutreten, bisher nicht viel mehr anzuführen, 
als dass die bei einzelnen Kolonialflotten gemeldete beträchtliche 
Schiffszahl einen immerhin umfänglichen Warenverkehr voraus- 
setzte. Von dem Ausfuhr verkehre wusste man allenfalls, dass 
er fast alle Kulturbedürfnisse und nicht wenige Lebensbedürf- 
nisse der Kolonisten umfassen musste, da diese ja lange Zeit 
drüben ohne alle Produktionsmittel waren. Etwas Genaueres 
über den Umfang dieses Handels, über die Schwankungen denen 
er unterlag, über die Wege, die er nahm, resp. über die Weise, 
in der er sich auf diese Wege verteilte, vor Allem aber, worin 
die Gegenleistungen der Kolonien ausser in Gold und Silber 
und Edelsteinen bestanden hatten, darüber gebrach es vollkommen 
an verbürgten Nachrichten, und die wenigen gelegentlichen Be- 
merkungen waren höchstens geeignet, durch eine voreilige Ver- 
allgemeinerung zu Trugschlüssen zu führen. Wenn es gelänge, 
Aufzeichnungen, wie die in den Fuggerischen Korrespondenzen 
enthaltenen, in grösserer Menge aufzuspüren, dann wäre mit 
einem Schlage die Geschichte des spanischen Kolonialhandels 
im 16. Jahrhundert auf eine ganz neue Grundlage gesetzt worden. 

Dass das keine Arbeit war, die sich in einem vierwöchent- 
lichen Studienaufenthalt nebenbei erledigen liess, war mir natür- 
lich von vornherein klar. Es galt aber zu ermitteln, ob eine 
eingehendere Durchforschung hoffen lasse, dass Fragen, wie die 
oben angedeuteten eine erfolgreiche Förderung finden könnten. 

Der Weg für die Nachforschung ward mir durch die alte 
Handelsgesetzgebung gewiesen. Jedes Schiff, dass von Sevilla 
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auslief oder dahin zurückkehrte, war gehalten, ein Verzeichnis 
von allen Handelsartikeln, inkl. Edelmetallen aufzustellen, die 
es an Bord hatte. Dies Verzeichnis war das sogenannte Registro. 
Dem Zwange des registro war der gesamte koloniale Handel 
unterworfen; kein Schiff durfte die Anke; heben, ehe die Richtig- 
keit des registro von der mit der Kontrole betrauten Hafen- 
behörde festgestellt war, und alles nicht registrierte Gut, welches 
an Bord gefunden wurde, war nach dem Gesetze verfallen. Das 
registro bildete die Grundlage der zollamtlichen Behandlung der 
Ladung; es musste demnach als Rechnungsbeleg einen dokumen- 
tarischen Charakter haben, und es war anzunehmen, dass es in 
dieser Eigenschaft der Aufbewahrung wert erachtet worden sei. 
Meine Forschungen begannen also damit, dass ich im Indien- 
archive nach den registros fahndete. 

Das Indienarchiv zerfällt in vier grosse Abteilungen, deren 
Ordnung schon in der Zeit begonnen wurde, als sich die Archi- 
valien noch im allgemeinen Reichsarchiv zu Simancas befanden. 
Die Abteilung Real Patrimonio enthält neben den auf die Hoheits- 
rechte der Krone bezüglichen Urkunden alles das, was man seiner 
Bedeutung wegen für besonders beachtenswert gehalten hatte: 
Autographen der ersten Entdecker, Berichte über die epoche- 
machenden Ereignisse der Entdeckungszeit, u. s. w. Hier war 
für die vorliegenden Zwecke nichts zu erwarten. Ebenso wenig 
in der Abtheilung : Justicia. Dieselbe enthält allerdings Prozess- 
Akten zwischen der Krone und den an kolonialen Unternehmungen 
Beteiligten, und aus diesen entfallen nicht selten interessante 
Streiflichter auf Art und Umfang des kolonialen Handels. Allein 
eine systematische Durcharbeitung verbietet der Umfang des 
Archives: der Ertrag kann unmöglich zu dem Kraftaufwande in 
einem lohnenden Verhältnisse stehen. Die grosse Masse des 
Archives bildet die Abteilung Indiferente General. Hier ist 
alles, was sich auf Verwaltung der einzelnen Kolonialprovinzen 
bezieht, vereinigt mit amtlichen, halbamtlichen und privaten 
Korrespondenzen. Die Akten sind oberflächlich nach geogra- 
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phischen und chronologischen Gesichtspunkten geordnet, nicht 
selten aber findet man vollkommen unerwartet die wertvollsten 
Stücke mitten unter dem rein administrativen Wust von Papier. 

In der Abteilung Indiferente General findet sich bereits 
Material für die Edelmetalleinfuhr. In dem Index begegnet man 
der Eintragung: Registros de oro, plata y mercaderias para S. 
M. y particulares 1526 — 1611. ^) Es sind dies sechs Convolute 
mit unzähligen einzelnen Aufstellungen und Berechnungen unter 
denen sich auch einige summarische Angaben für ganze Flotten 
vorfanden von der Art, wie sie im Eingange dieses Artikels 
geschildert worden sind. Wichtiger aber erschien mir derjenige 
Teil der Dokumente, der sich auf die älteste Zeit bezog. Es 
sind das wohl einige Hundert einzelner Blätter und Bogen, in 
denen verzeichnet wird, welche Edelmetallbeträge von einzelnen 
Personen in einzelnen Schiffen registriert worden sind, und zwar 
wird dabei für jedes Fahrzeug der Name, der Kapitän, der Ab- 
gangshafen sowie Tag der Abfahrt und der Ankunft angegeben. 
Diese letzteren Angaben sind besonders um deswillen wichtig, 
weil sie bei einer Durcharbeitung dieses Materiales in Verbindung 
mit Quellen, von denen ich demnächst zu berichten haben werde, 
es gestatten würden, die Vollständigkeit des uns erhaltenen 
Materiales zu prüfen. Der grössere Teil der Dokumente bezieht 
sich auf die Jahre nach der Einführung des Flottenzwanges und 
würde deswegen eine genauere Durcharbeitung nicht lohnen, 
weil uns für diese Periode in den Sumariös eine bequeme Quelle 
für die Schätzung der Edelmetallzufuhr zur Verfügung stehen. 
Für die ältere Zeit aber, d. h. für die Jahre von 1530 bis ca. 
1570 dürften wohl diese Convolute die vollkommenste und 
reichste der noch vorhandenen Quellen sein. 

Diejenige Abteilung, in welcher man mehr als in allen 
anderen hoffen durfte, Materialien für den Indienhandel Spaniens; 
zu finden, ist die Abteilung Contratacion. Allein die Hoffnungen,, 
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welche dieser Name erweckt, werden leider nicht vollkommen 
erfüllt. Die casa de contratacion hat ihr letztes Domicil in 
Sevilla in den engen Gassen in der Nähe des erzbischöflichen 
Palastes gehabt und dort hat sich auch einstmals das Archiv 
derselben befunden. Allein der grösste Teil desselben ist im 
Laufe der Zeiten verschiedenen Feuerebrünsten und auderen 
Unglücksfällen zum Opfer gefallen, und die Bestände, welche 
heutzutage in der Abteilung Contratacion vereinigt sind, ent- 
stammen wohl zum überwiegenden Teile gar nicht der alten 
Casa de contratacion, sondern sind aus den Regierungs-Archiven 
zusammengebracht. Auch hier finden sich unter der Aufschrift 
Relaciones de oro y plata 1504 — 1598^) einige Aktenbündel, die 
mit denen des Indiferente General vollkommen gleichartig sind. 
Vielfach finden sich Dokumente, die in der einen Serie fehlen, 
in den Convoluten der anderen. Obwohl der umfasste Zeitraum 
in der Abt. Contratacion ein grösserer, ist doch der Umfang 
des Materiales bei weitem geringer; für die ältere Zeit ist es 
neben den vorerwähnten Bündeln nur aushilfsweise zu benutzen. 
Die Serie der Sumarios über die Flotten des ausgehenden 16. Jahr- 
hunderts habe ich aber mit Hülfe der dort vorgefundenen Do- 
kumente fast vollständig herstellen können, ja es fanden sich 
sogar Aufstellungen über grössere Zeiträume, durch welche die 
Vollständigkeit und Richtigkeit der aufgefundenen Sumarios ge- 
prüft und kontrolliert werden konnte. 

Wenn ich aber gehoift hatte, in grösserem Umfange Mate- 
rialien für die Geschichte des Waarenhandels zu finden, so wurde 
ich enttäuscht. Vielfach war es mir natürlich nur möglich, einen 
flüchtigen Blick in die Aktenbündel zu werfen, deren Aufschrift 
die Möglichkeit bezüglicher Entdeckungen zuliess, und ich kann 
deshalb keine Gewähr dafür übernehmen, dass nicht eine ein- 
gehendere Untersuchung noch einzelne Dokumente von einer 
hervorragenden Bedeutung für die Handelsgeschichte zu Tage 
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fördern könnte. Aber soviel konnte ich jedenfalls feststellen, 
dass umfänglichere Serien von Aufzeichnungen über die Ladung, 
welche die aus- und einlaufenden SchiflFe mit sich führten, offen- 
bar nicht mehr vorhanden sind. Sie mögen freilich ein sehr 
umfängliches archivalisches Material gewesen sein, von dem man 
sich nicht klar zu machen wusste, welchen Nutzen seine sorg- 
fältigere Verwahrung hätte bringen können. Vielleicht ist es 
gerade die erdrückende Masse gewesen, die den Untergang ver- 
anlasst hat. Darauf deutet wenigstens die einzige Spur, welche 
ich davon habe finden können. 

Mit der Aufschrift: Libros de registros 1504 — 1579 ver- 
wahrt das Indienarchiv ^) drei in Schweinsleder gebundene Klein- 
folio-Bände, die nichts Geringeres enthalten, als ein Verzeichnis 
aller der Original-Registros, die vermuthlich in das Archiv der 
casa de contratacion eingeliefert worden sind. Nach den darin 
enthaltenen Angaben zu schliessen scheint das registro jedes 
einzelnen Schiffes einen Band gebildet zu haben, nur ausnahms- 
weise finden sich 2 registros in einem Bande, oder ein registro 
in mehreren Bänden erwähnt. Anfänglich sind die Aufzeichnuugen, 
welche nur die Jahrzahl und die Namen der Schiffe, aber für 
Ausfahrt und Rückkehr gesondert gebucht, enthalten, in der Weise 
gemacht, dass man mit Bestimmtheit den Zweck der Katalogi- 
sierung der vorhandenen Bestände erkennt. Einzelne registros, 
die vermutlich aus der ordnungsmässigen Reihe herausgeraten 
waren, sind später bei den Jahren nachgetragen, denen sie an- 
gehören, andere Bände, die in grösseren Gruppen zusammen dem 
Archive einverleibt wurden, sind nur summarisch gebucht. 
Die Anlegung dieses Kataloges gehört noch dem Ende des 16. 
Jahrhunderts an. Weiterhin sind die Nachträge zu dem Kataloge 
alljährlich oder alle Paar Jahre noch verhältnismässig regelmässig 
und sorgfältig gemacht; allein je weiter man zeitlich fortschreitet, 
desto mangelhafter und unordentlicher werden die Aufzeichnungen. 
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Es werden vielfach Notizen eingestreut, die mit dem Zweck eines 
Archiv-Kataloges nichts zu thun haben, währeBd andrerseits die 
Hauptsache der alten Eintragungen, Zahl und Namen der Schiffe, 
die in jedem einzelnen Jahre unter Register aus- und eingelaufen 
waren, nicht mehr regelmässig berücksichtigt wird. 

Man darf aber wohl annehmen, dass die ältesten sorgfältig 
gearbeiteten Teile des Kataloges eine annähernd vollständige 
Statistik der spanisch-westindischen SchiflFfahrt bilden, soweit die 
Zahl der Fahrzeuge in Betracht kommt, und in diesem Sinne 
habe ich zwar nicht die Schiffsverzeichnisse selbst für die Zeit 
von 1504 — 1594 abgeschrieben, wohl aber danach die Zahl der 
in jedem Jahre ausgefahrenen sowie eingelaufenen Fahrzeuge 
festgestellt. Ergänzende Notizen dazu ergaben einerseits die 
Sumarios der Edelmetalleinfuhr insofern, als darin immer die 
Schiffe alle einzeln aufgeführt sind, aus denen sich eine Flotte 
zusammensetzte ; andrerseits fanden sich gelegentlich auch anders 
geartete Dokumente, die für einzelne Fälle eine Kontrole des 
Registro-Kataloges ermöglichten. Abgesehen davon, dass diese 
Zahlen immerhin einen gewissen statistischen Wert besitzen, 
obwohl wir weder die Tragfähigkeit geschweige denn den wirk- 
lichen Umfang der Ladung beurteilen können, hat dieser Katalog 
noch eine besondere Bedeutung darin, dass wir mit seiner Hülfe 
die oben erwähnten Konvolute von Edelmetall-Facturen einzelner 
Schiffe auf ihre Vollständigkeit würden prüfen können, so wie 
diese hinwiederum eine Kontrole für den Katalog der registros 
bilden würden. Eine solche Durcharbeitung ist allerdings weder 
eine bequeme noch eine sonderlich anregende Arbeit. Sie kann 
aber doch auch nur von einem wissenschaftlich eingearbeiteten 
Gelehrten, weder von einem Schreiber, noch am allerwenigsten 
von einem der spanischen Hülfsarbeiter gemacht werden, die sich 
in Sevilla den seltenen Forschern im Indienarchive mit grosser 
Bereitwilligkeit aber ohne alle wissenschaftlichen Vorkenntnisse 
zur Verfügung stellen. Nur erfordert die Arbeit einen Aufwand 
von Zeit und verursacht demzufolge so bedeutende Kosten, dass 
sie für einen einzelnen Forscher kaum lohnend sein dürfte. 
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Von den Registros selbst, von denen Hunderte in diesem 
Kataloge verzeichnet sind, habe ich nicht ein einziges im Indien- 
archive auftreiben können, wie es denn überhaupt an Dokumenten 
rein handelsgeschichtlichen Charakters fast ganz fehlt. Um so 
höheren Wert aber gewinnen dadurch die Aufzeichnungen in den 
Fuggerischen Korrespondenzen, wenn sie sich auch nur auf die 
Einfuhr einiger weniger Jahre beziehen. Aehnliche Nachrichten 
können wir wohl höchstens noch aus der Korrespondenz des 
venetianischen Agenten Azara aus Lissabon erwarten, die Höfler 
in einem seiner älteren Aufsätze erwähnt, leider ohne nähere 
Angaben darüber, wo er dieselbe eingesehen hat^). 

Ich lasse nun im Folgenden drei Gruppen von Notizen 
folgen. 1) Die Angaben über die Zahl der Indienfahrer von 
1504 — 1594. 2) Diejenigen über die Edelmetallrimessen von 
1573 — 1610. 3) endlich die Notizen über die kolonialen Flotten 
Spaniens aus der Fuggerischen Korrespondenz. 

I. 
Der Schiff^sverkehr zwischen Spanien und der neuen Welt 
kann naturgemäss in den ersten Jahren kein sonderlich umfäng- 
licher gewesen sein. Er wird sich allerdings wohl nicht ganz 
mit den von Harrisse in seiner Discovery of North America 
registrierten Entdeckungsfahrten decken, allein die Zahl der 
Fahrten, die von 1494 — 1504 aus rein kaufmännischen Gesichts- 
punkten nach den kolonialen Häfen gemacht worden sind, ist 
sicher sehr klein gewesen. Die Möglichkeit einer Statistik der- 
selben steht im engsten Zusammenhange mit den die ganzen 
kolonialen Verhältnisse regelnden Verordnungen über die casa 
de contratacion. Die älteste derselben, vom 20. Januar 1503, 
ordnet in ihrem achten Abschnitt, zunächst wohl mit Rücksicht 
auf die Privilegien des Kolumbus, dem ein Anteil an dem 
kolonialen Handelsgewinn vertragsmässig zustand, zuerst die 



^) Hoefler, Ueber das Fugger'sche Archiv zu Augsburg. Wiener Sitzungs- 
bericht. Phil. Hist. Ol. ßd. 10. S. 403. 
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zwangsweise Aufstellung der registros an, und ihr verdanken 
wir es, dass wir eine Statistik des Schiffsverkehrs aufstellen 
können, denn der Registerzwang hat bis tief in das 18. Jahr- 
hundert fortbestanden. 

Die folgenden Uebersichten bedürfen zu ihrer Erklärung nur 
weniger Worte. Von 1504 — 1533 ist ausschiesslich der Schiffs- 
verkehr von Sevilla registriert. Der Umstand, dass für 1504 
nur 3 Schiffe, für 1505 deren überhaupt keins, weder ausfahrend 
noch einlaufend verzeichnet ist, beweist, dass von einem Handels- 
verkehr vor dieser Zeit kaum die Rede sein kann. Von 1506 
an ist aber die Schifffahrt bereits eine lebhafte, die sich im 
Durchschnitt fast auf derselben Höhe hält, wie in dem darauf 
folgenden Jahrzehnt (bis 1519). Auffallend gross ist besonders 
in den ersten Jahrzehnten die Differenz zwischen der Zahl der 
ausfahrenden und einlaufenden Schiffe; es wäre aber irrtümlich, 
wenn man die ganze Differentialsumme auf Rechnung der ver- 
lorenen Schiffe stellen wollte, obwohl es allerdings feststeht, dass 
deren Zahl eine sehr beträchtliche gewesen ist. Allein in den 
Jahren der kolonialen Ausbreitung muss ein gewisser Prozent- 
satz der nicht wieder heimkehrenden Schiffe auch darauf in An- 
rechnung gebracht werden, dass solche für den Verkehr zwischen 
den kolonialen Häfen, zu Entdeckungs- und zu Handelsfahrten 
erworben und drüben zurückgehalten wurden. Es sind zwar 
frühzeitig in den Kolonien Versuche mit dem Schiffbau gemacht 
worden, für den die tropischen Waldungen ein weit bequemeres 
Material boten, als solches in der Heimat zur Verfügung stand. 
Allein der Mangel an Arbeitskräften und die Notwendigkeit, 
noch immer einen erheblichen Teil des für den Schiffsbau neben 
dem Holz unentbehrlichen Materiales aus der Heimat einzuführen, 
Hess diese Anläufe mit dem thatsächlichen Bedarfe nicht Schritt 
halten. Besonders tritt dies im 3. und 4. Jahrzehnt des 16- 
Jahrhunderts zur Erscheinung. Die Eroberung von Mexiko und 
von Peru lässt die Zahl der ausgelaufenen Schiffe von 1520 — 29 
um 123, von 1530 — 39 abermals um 164 steigen, während im 
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ersteren Zeiträume nur 8 Schiffe mehr heimkehren als in dem 
voraufgehenden Jahrzehnt, und auch in der zweiten Periode 
kamen 257 Schiffe weniger zurück, als über den Ozean hinüber- 
gefahren waren. Diese Differenzen werden im weiteren Verlaufe, 
wenn auch nicht in regelmässiger Weise, geringer, bis sie in den 
Jahren von 1580 — 89 beinahe einmal ganz verschwunden sind. 

Um den Ueberblick nach 10jährigen Perioden bequemer zu 
gestalten, habe ich die erste Tabelle bis zum Jahre 1559 fort- 
geführt, obwohl sich schon einige Jahre zuvor eine nicht un- 
wesentliche Aenderung in der Indienschifffahrt vollzogen hatte. 
Schon in einer Verordnung vom 10. December 1508 ^) war es 
den Bewohnern der kanarischen Inseln gestattet worden, nach 
den Kolonien Handel zu treiben, ohne sich vor der Ausfahrt in 
Sevilla dem Registerzwange zu unterwerfen. Unser Katalog lässt 
nicht erkennen, ob die Register solcher Schiffe — denn zur 
Führung des registro waren sie ebenso verpflichtet, wie die von 
Sevilla ausfahrenden — in den für frühere Jahre angegebenen 
Summen mit inbegriffen sind, oder ob der Verkehr ein so un- 
bedeutender war, dass er anfänglich unbeachtet geblieben ist. 
Im Jahre 1554 macht der Katalog zum ersten Mal einen Unter- 
schied zwischen den von Sevilla abgehenden Schiffen und denen, 
die an einer anderen Stelle abgefertigt worden sind, und diese 
Thatsache scheint mir beachtenswert genug, um ihr in der tabel- 
larischen Uebersicht Ausdruck zu verleihen, vor Allem um des- 
willen, weil uns die Zahlen die überraschende Thatsache enthüllen, 
dass der Verkehr von den Inseln aus, in welchem jedenfalls auch 
die SklavenschiflFe und dergl. mitinbegriffen sind, ein ausser- 
ordentlich reger war, so dass nicht selten die Zahl der ander- 
wärts abgefertigten Schiffe die der in Sevilla registrierten über- 
wog. Allerdings kommt dabei auch der Verkehr von Cadix in 
Betracht, wenn auch in sehr bescheidenem Umfange, für den 
man wohl damals noch weniger die Versandung des Guadalquivir, 



^) Col. de doc. ined. de Ultramar. Ser. II, Bd. 5. S. 159. 
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als vielmehr den Umstand als Ursache anzusehen hat, dass man 
anfing grössere, leistungsfähigere Fahrzeuge in den Indienverkehr 
einzustellen, deren Abfertigung in Sevilla mit zu vielen Unzu- 
träglichkeiten und Kosten verbunden war. Das Hauptkontingent 
der nicht in Sevilla registrierten Schiffe bildeten die kanarischen 
Indienfahrer von Palma und Tenerifa. Natürlich kam diese 
Unterscheidung nur für die Ausfahrt in Betracht, denn für die 
Rückkehr wurde niemals ein Dispens erteilt von der Verpflichtung, 
in Sevilla einzulaufen. 

Die Listen in dieser Form umfassen den Zeitraum von 1554 
bis 1594. Schon mit dem Jahre 1576 aber tritt eine Veränderung 
in der Beschaffenheit unseres Materials ein. Während der Periode 
der französisch-spanischen Kriege hat Karl V. wiederholt Ver- 
ordnungen erlassen dahin gehend, dass die Indienfahrer nicht 
einzeln den Ozean kreuzen, sondern zum Zwecke eines wirk- 
sameren gegenseitigen Schutzes zu Flotten vereinigt auslaufen 
und ebenso wieder zurückkehren sollten. Allein diese Bestim- 
mungen wurden zumeist wieder aufgehoben, sobald ein WaflFen- 
stillstand oder ein Friedensschi uss die unmittelbare Gefahr be- 
seitigte. Erst als unter Philipp 11. ausser den Landesfeinden 
die zu allen Zeiten und an allen Orten feindseligen Seepiraten 
den Indienfahrern wiederholt empfindlichen Schaden zugefügt 
hatten, wurden die geschlossenen Flotten auch aus dem 
Grunde zu einer stehenden Institution, weil die Regierung selbst 
schon auf der Ausreise ein wesentliches Interesse an der sicheren 
Fahrt der Schiffe hatte, indem diese Quecksilber für viele Tausende 
von Dukaten auf Staatsrechnung hinübertransportierten, vor Allem 
aber weil sie, durch Schaden gewitzigt, die reichen Edelmetall- 
rimessen nicht mehr den Gefahren aussetzen mochte, die ihnen 
auf der einsamen Fahrt vereinzelter SchiflFe drohten. Seitdem 
wurde die Absendung ganzer Flotten, deren eine nach Neu- 
Spanien, die andere nach der tierra firme (d. h. Portobelo) dirigiert 
wurde, zur Regel, wenn auch, wie dies aus dem Katalog der 
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registros hervorgeht, deshalb noch keineswegs der Verkehr 
einzelner Schiffe vollkommen aufhörte. Auf die Aufzeichnungen 
in dem Kataloge hat dies einen sehr ungünstigen Einfluss aus- 
geübt. Jetzt wurde eine ganze Flotte sowohl bei der Ausfahrt 
als bei der Heimkehr als ein gemeinsames Ganze abgefertigt. 
Es war kaufmännischer Brauch, dass jeder cargador, der eine 
grössere Waarenmenge expedierte, dieselbe auf verschiedene 
Schiffe verteilte, um das Risiko des Transportes zu verringern. 
Früher hatte er natürlich jeden einzelnen Posten einzeln registrieren 
müssen; jetzt wo die ganze Ladung gemeinsam abgefertigt wurde, 
konnte die Abfertigung der Ladung in verschiedenen Schiffen 
mit einem Male geschehen, und so scheinen die registros in 
Unordnung geraten zu sein. Eine solche spricht wenigstens un- 
verkennbar aus den späteren Eintragungen des Katalogs, in denen 
die Schiffe nur noch gruppenweise nach flotas aufgeführt werden. 
Trotzdem habe ich den Versuch gemacht, bis zum Jahre 1594, 
wo die Unordnung in den Aufzeichnungen eine geradezu unent- 
wirrbare wird, aus dem verschieden gearteten Material die Tabelle 
in derselben Form weiter zusammenzustellen; ich muss aber 
darauf aufmerksam machen, dass dieselbe zweifellos bei weitem 
unvollständiger ist, als die Statistik der voraufgehenden Jahre. 
Ein Blick genügt schon, um die auffallende Ungleichheit in der 
Schiffsbewegung erkennen zu lassen, die durch äussere Gründe 
nicht gerechtfertigt, ihre Ursache nur in der Unzulänglichkeit 
der Aufzeichnungen haben kann. Dass ich die Tabelle über- 
haupt bis zu diesem Zeitpunkte fortgeführt habe, geschah haupt- 
sächlich deshalb, weil die Angaben für die zurück jrekehrten 
Schiffe noch immer ziemlich zahlreich, anscheinend ziemlich voll- 
kommen vorhanden sind. Dieser Teil der Tabelle kann denn 
auch unbedingt ein grösseres Vertrauen in Anspruch nehmen, 
als die für die Ausfahrt verzeichneten Zahlen. 
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Ich lasse nun die Tabellen selbst folgen: 



Jahr: 


ausgelaufen : 


eingelaufen: 


1504 


3 


— 


1505 


— 


— 


1506 


22 


12 


1507 


32 


19 


1508 


46 


21 


1509 


21 


26 


1510 


17 


10 


1511 


21 


13 


1512 


33 


21 


1513 


31 


31 


1514 


30 


46 


1515 


33 


30 


1516 


42 


10 


1517 


63 


32 


1518 


51 


47 


1519 


51 


41 


1520 


71 


37 


1521 


34 


31^) 


1522 


17 


24 


1523 


41 


13 


1524 


15 


10 


1525 


73 


37 


1526 


59 ^ 


87 


1527 


68 


41 


1528 


55 


17 


1529 


62 


42 


1530 


78 


33 


1531 


54 


32 


1532 


44 


39 


1553 


60 


34 


1534 


86 


35 


1535 


81 


47 


1536 


84 


66 


1537 


40 


28 


1538 


63 


41 


1539 


69 


47 






^ 



124 78 



372 281 



495 289 



659 402 
^) Davon eins untergegangen. 
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Jahr: 


ausgelaufen: 


eingelaufen: 




1540 




79 




.47 




1541 




71 




68 




1542 




86 




64 




1543 




76 




57 




1544 




22 




54 




1545 




97 




38 




1546 




79 




65 




1547 




83 




75 




1548 




89 




78 


'j 


1549 




101 




75 


.'. 












785 6] 


1550 




83 




79 




1551 




80 




88 




1552 




76 




63 




1553 




50 




40 




1554 




17 




34 




1555 




66 




60 




1556 




48 




68 


, _ 


1557 




68 




42 




1558 




59 




85 




1559 




45 




35 














592 5^ 




aus 


gelaufen 






Jahr. von 


Sevilla 


von 


Inselhäfen. 


eingelaufen. 


1554 


4 




13 


34 




1555 


66 




— 


60 




1556 


19 




29 


68 




1557 


68 




— 


42 




1558 


38 




21 


52 




1559 


33 




12 


35 


228 75 


1560 


31 




36 


63 


303. 


1561 


34 




45 


60 




1562 


56 




23 


45 




1563 


41 




64 


.55 




1564 


39 




17 


63 




1565 


68 




35 


49 




1566 


25 




29 . 


d9 




1567 


69 




28 \ 


41 r 




1568 


17 




35 / 


59 




1569 


61 




IP 


38 


441 330 


1570 


49 




' 44 


4y 


' -^TU' 


Zeitichrift für Social- 


und' Wirtbschaftsgeschichte. 


VII. 


26 



291 



512 
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ausgelaufen 
Jahr. von Sevilla von Inselhäfen. eingelaufen. 

1571 25 24 53 

1572 5» 49 60 

1573 33 40 72 

1574 51 23 52 

1575 31 21 55 

1576 48 — 54 

1577 46 — 55 

1578 22 14 45 

1579 43 — 18 401 215 513 

1580 33 — 49 "~(J16 
1581 
1582 
1583 
1584 
1585 
1586 
1587 
1588 

1589 100 18 124 589 83 676 

1590 71 24 12 672" 

1591 26 10 61 

1592 134 37 53 

1593 119 '5 55 

1594 85 - 24 



II. 



Verstreute Notizen über die Production an Edelmetallen 
in der neuen Welt finden sich schon aus verhältnissmässig sehr 
frühen Zeiten. Die Goleccion de documentos ineditos de 
Ultramar enthält eine Anzahl amtlicher Berichte über die 
Resultate der Gold- und Silber-Schmelzen in einzelnen Provinzen. 
Gelegentliche Angaben minder authentischen Charakters finden 
sich in Correspondenzen und chronikalischen Berichten aus jener 
Zeit. Auf solches Material hat bekanntlich Soetbeer seine Auf- 



33 


— 


49 


25 


— 


50 


61 


— 


44 


66 


— 


70 


65 


— 


81 


56 


11 


80 


91 


30 


65 


30 


— 


83 


72 


24 


30 


100 


18 


124 
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Stellungen über die Edelmetall-Produktion begründet.^) Ge- 
meiniglich aber beziehen sich solche Angaben auf die wenigen 
ungewöhnlich reichen Sendungen, während es noch völlig an 
regelmässigen und vollständigen Aufzeichnungen fehlt, so dass 
eiae Verallgemeinerung der überlieferten Zahlen aller Wahr- 
scheinlichkeit nach zu einer durchaus falschen, weil viel zu hoch 
gegriffenen Schätzung führen würde. 

Die älteste zuverlässige Angabe des Gesammtbetrages an 
Edelmetallen, der mit einer Flotte in Sevilla angelangt ist, hat 
Fernandez Duro ') dem in der Bibliothek der Geschichtsakademie 
zu Madrid verwahrten Registro del consejo de Indias entnommen. 
Sie bezieht sich auf eine Flotte von 8 SchiflFen, welche im 
Mai 1525 in Sevilla eingelaufen war, und neben 325 Mark 
Perlen für den König 106073 pesos de oro (= 47732850 mrs oder 
127287 '/a duc.) mitgebracht hatte. Dass auch dies ein ungewöhn- 
lich höher Betrag war, ersiebt man aus der Yergleichung mit 
einer anderen, derselben Quelle entstammenden Notiz^ das Jahr 
1526 betreffend^). Da laufen 5 Schiffe von Espanola ein, aber 
sie bringen insgesammt nur 3000 pesos (1 350000 mrs =. 3600 duc). 
Absichtlich lasse ich die Angaben über die Beute oder den 
Königszins aus einzelnen Provinzen unberücksichtigt. Dagegen 
kann ich nicht umhin, auf eine Quelle aufmerksam zu machen, die 
ich zwar bis jetzt nur durch einen flüchtigen Hinweis kenne, die aber, 
wenn sie wirklich noch einmal erschlossen werden sollte, geradezu 
das Ideal einer Quelle für die Erforschung der Edelmetall- 
Produktion der neuen Welt bieten würde. Am 10. Mai 1522 
hatte Karl V. seinen Sekretär Francisco de los Cobos zum fundidor 
y marcador mayor del oro y plata y otros metales für das neu 
entdeckte Mexiko ernannt, und durch eine Cedula aus Valladolid 



^) Petermann's Mitteilungen. Erg. Heft 57. 
*) Armada Espanola. tom. I, S. 423. 
•) ib. S. 424. 



2(* 
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vom 9. August 1527 wurde ihm dieses Amt mit seinen Privilegien 
für das ganze Kolonialgebiet von Florida bis Peru ausgedehnt. 
In dieser Eigenschaft bezog Gobos als Münzgroschen von allem 
Edelmetall, welches in den kgl. Schmelzen gereinigt und 
gestempelt wurde, eine Abgabe von 1 % des Werthes. Natürlich 
fand der königliche Sekretär bei seinen vielseitigen Beschäftigungen 
nicht die Zeit, persönlich die Einkünfte dieses einträglichen 
Amtes zu verwalten; er übertrug vielmehr die Wahrnehmung 
seiner Interessen an die Welser, die in Folge davon die Beamten 
für die einzelnen Schmelzstätten zu ernennen und zu kontroliren 
hatten. Wir erfahren davon bei Gelegenheit eines Prozesses 
welchen die Welser in den Jahren 1532 — 35 gegen den Francisco 
de Orduna geführt habend), den sie als fundidor dem Garcia 
de Lerma nach Santa^ Marta mitgegeben hatten ^ dessen 
Bechnungslegung aber nicht ordnungsgemäss befunden worden 
war. Bei den Akten dieses Prozesses finden sich sogar noch 
Theile der Original-Schmelzregister der Provinz, die freilich kein 
sonderliches Interesse beanspruchen können, da die dortige Edel- 
metallgewinnung sich, wie in dem benachbarten Venezuela, 
Btets in sehr bescheidenen Grenzen' bewegte. Leider lassen die 
Akten des Prozesses keinen Schluss darüber zu, wie sich die 
allgemeinen Verhältnisse dieser Amtsführung gestalteten. Wir 
erfahren weder ob, resp. zu welchem Preise die Welser die Ein- 
künfte dieses Amtes gepachtet hatten,, noch habe ich Spuren 
einer Rechnungslegung der Welser gegen Cobos oder gegen die 
königlichen Beamten entdecken können. Sollten solche aber 
noch vorhanden sein und aufgefunden werden können, so wären 
sie freilich von ganz eminentem Werte, da aus ihnen unmittelbar 
der wirkliche Gesammtwerth der Produktion an Gold und Silber 
erschlossen werden könnte. 

In dem schon erwähnten Registro del Consejo de Indias 
findet sich die weitere Angabe, dass i. J. 1535 in 4 Schiffen von 



*) Archive de Indias. ~ Justicia — Est. 49. — 6. — 22/52. 
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Peru Gold und Silber im Werthe von 2 Millionen Dukaten nach 
Sevilla gelangt sei. Es ist dies die Beute, welche den Spaniern 
bei der Zerstörung des Reiches Atahualpas zufiel, und ebenfalls 
em ganz ausnahmsweiser Betrag, der für eine Durchschnitts- 
Schätzung nicht verwendbar ist. Uebrigens dürften sich im 
Indienarchive genauere Angaben über diese Werthe finden, denn 
bekanntlich entnahm Karl V. dieser Flotte nicht nur dasjenige 
Edelmetall, welches der Krone zukam, sondern belegte die 
ganze Flotte mit Beschlag und verhinderte die Auszahlung an 
die rechtmässigen Besitzer. Die Akten über diese Massregel 
sind im Indienarchiv noch vorhanden ^). 

Für eine Flotte des Jahres 1536 habe ich ausnahmsweise 
einen Ueberblick in den obenerwähnten Aktenfascikeln der 
Abtheilung contratacion vorgefunden. Darnach brachte dieselbe 
1248 Mark und 277438 pesos in Gold und 1662 arrobas 6 Pfd., 
sowie 10321 Mark in Silber, das ergiebt die Mark Gold zu 
24500 mrs, Silber 2278 mrs und den peso zu 450 mrs gerechnet, 
über 11 Millionen Dukaten. Auch für das Jahr 1538 liegt uns 
eine Angabe vor; dieselbe bezieht sich aber nur auf denWerth 
des königlichen Antheils. Nach dem Registro del consejo ^) soll 
sich derselbe auf 279647 342 mrs oder 745726 duc. 92 mrs 
belaufen haben. Obgleich auch diese Summen für einen Durch- 
schnitt als wesentlich zu hoch gegriffen erscheinen, so stehen 
doch die spärlichen Angaben, die sich aus den nächsten Jahr- 
zehnten haben auffinden lassen, mit ihr ziemlich im Einklang. 
So sollen nach derselben Quelle während der kriegerischen 
Verwickelungen im Jahre 1550 906000 Dukaten in Habana als 
Königsantheil zur Verschiffung bereit gelegen haben, und um 
dieselbe Zeit schätzt Lorenz Meder in seinem Handelsbuche 



1) 2. - 5. — 31. 32. 

*) Mscpt. der Biblioteca de la R. Acad. de la Historia, Madrid. 
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bereits den jährlichen Durchschnitt dessen, was die Indienflotte 
an Edelmetallen mitführt, auf 600000 Dukaten i). 

Für das Jahr 1556 steht uns zum ersten Male eine 
detaillierte Angabe nach der Art der späteren Sumarios zu 
Gebote. Sie wurde von Lafuente in seiner Historia General de 
Espana veröffentlicht^). Darnach betrug der Anteil 
des Königs 260990156 mrs = 695 973 duc. 281 mrs 

der Privatpersonen 1288305777 „ = 3435 582 „ 27 ^ 
Wir werden sehen, dass diese Zahlen, wenigstens was den 
Antheil der Privatleute anlangt, noch über dem Durchschnitt 
der späteren Jahre stehen, müssen also wohl annehmen, dass 
es sich auch hier um eine besonders reiche Flotte handelt. 

Das scheint eine andere Angabe desselben Lafuente zu 
bestätigen. Er giebt nämlich an^), dass die Flotte von 1560 
dem Könige nur 143902360 mrs (383 739 duc. 235 mrs) ge- 
bracht habe, berechnet aber gleichzeitig den jährlichen Durch- 
schnitt für diese Zeit auf 451 212031 mrs oder 1 203233 Dukaten, 
eine Summe, die sich unmöglich auf den Königsantheil allein 
beziehen kann, für den Gesammtertrag dagegen sehr erheblich 
hinter den für 1556 gegebenen Zahlen zurückbleibt. 

Wenn auch die einzelnen Angaben nicht ausreichen, um 
eine zuverlässige Durchschnittssumme für den Werth des ein- 
geführten Edelmetalls in dem ersten Jahrzehnt nach der Mitte 
des 16. Jahrhunderts zu gewinnen, so geht doch aus ihnen so 
viel hervor, dass die Schätzungen, denen wir in den Budget- 
Aufstellungen der italienischen Diplomaten begegnen, zu niedrig 
angesetzt sind. So schätzt Paolo Tiepolo in seiner Relation die 
Indieneinkünfte des Königs 1563 auf 500000 Dukaten*), und 



*) fo. 24 verso. 

») Bd. VI, S. 546. Ausg. Madrid. 

») Bd. VU, S. 66. 

*) Alben, Relazioni vol. 13. S. 37 
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1566 erscheinen sie in dem Reiseberichte des Ludovico Venturini 
offenbar nach einer spanischen Quelle mit 150 cuentos oder 
400000 Dukaten^). 

Dagegen giebt sie Sigismundo Cavalli im Jahre 1570 
schon auf 600000 Dukaten, und Lorenzo Priuli, allerdings unter 
Einrechnung aller Nebengefälle und besonders der mit 500000 
escudos wohl etwas sehr hoch eingeschätzten Cruzada sogar auf 
1200000 escudos an*). 

Einzelangaben besitzen wir für die sechziger Jahre nur 
zwei, und diese sind zudem nicht eben sehr genau. Der 
französische Gesandte Fourquevaux erwähnt in einem Briefe 
vom 17. September 1566 die Ankunft einer Indienflotte von 
37 Schiffen, die insgesammt 4047 000 ecus mitführt^). Ver- 
muthlich sind mit der Münze die spanischen escudos gemeint, 
die unter Philipp II. in den Rechnungen mehr und mehr die 
alten Gastellanos verdrängten. Ihr Werth ist zu 350 mrs zu 
berechnen, so dass wir eine Summe von 1416450000 mrs oder 
3 777 200 Dukaten gewinnen. Das Schweigen in der Korrespondenz 
des folgenden Jahres scheint darauf hinzuweisen, dass in diesem 
keine Indienflotte eingetroffen ist, und unter dieser Annahme 
wird es verständlich, dass im Jahre 1568 die Flotte von Peru 
(Tierra firme) allein 3^2 Millionen ecus, davon 1 Million für 
den König, und diejenige von Neu-Spanien 2^/2 Millionen 
gebracht haben soll*). 

So interessant und wertvoll diese Einzelangaben an sich 
auch sein mögen, so viel geht doch unverkennbar aus ihnen 
hervor, dass wir zu einer einigermassen zuverlässigen Be- 
urtheilung der thatsächlichen Verhältnisse nur dann gelangen 
können, wenn wir eine längere Reihe gleichartiger Auf-^ 



^) Hdschr. d. kgl. Bibl. Dresden F. 138. 
*) Alberi 1. c. S. 169 u. S. 233. 
») D^peches. (Paris 1896) S. 126. 
*) ib. S. 365. 
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Zeichnungen im Zusammenhange zu überblicken vermögen. 
Eine solche vermag ich nun nach verschiedenen Quellen, wenn 
auch nicht in lückenloser Vollständigkeit, für die Jahre von 
1573 — 1610 zu geben. Es fehlen darin allerdings die Angaben 
für die Jahre 1584, 1586, 1590, 1594 und 1597; allein dieses 
Fehlen bedeutet nicht in jedem Falle eine thatsächliche Lücke 
in dem Materiale. Zwar verzeichnen die Annalen der spanischen 
Marine noch keinen Unfall, der den Indienflotten durch feind- 
liche Angriffe zugestossen wäre, wie sie im Laufe des 17. Jahr- 
hunderts wiederholt vorgekommen sind. Der englische Angriff 
auf Cadiz vernichtete zwar die zum Auslaufen nach Indien 
fertige Flotte, allein es gelang den Angreifern nicht, eine 
Silberflotte abzufangen, da die Bedrohten hinlänglich gewarnt 
waren. Aus solchen Gründen sind, das ergiebt sich aus den 
Schiffsregistern, offenbar wiederholt Flotten verschoben, resp. 
nicht abgelassen worden. Zuerst gelang mir der Nachweis für 
diesen Vorgang bei der Flotte von 1597. Dem Umstände, dass 
mir für die Jahre 1596 — 1604 ausser den für jede einzelne 
Flotte aufgestellten Sumarios eine zusammenfassende Liste zu 
Gehote stand, verdanke ich die Gewissheit, dass im Jahre 1597 
thatsächlich keine Galeonen zum Transporte der edlen Metalle 
abgefertigt worden sind, ein Umstand, der schon dadurch sehr 
wahrscheinlich wurde, dass die Gesammtsumme der Edelmetall- 
einfuhr im Jahre 1596 eine ganz ungewöhnliche Höhe aufwies. 
Die 51 Fahrzeuge, welche das Schiffahrts-Verzeichniss für dieses 
Jahr registriert, müssen demnach nur Kauffahrer gewesen sein, 
denen man zwarWaaren, aber keine Edelmetalle anzuvertrauen 
wagte. 

Auch der Ausfall des Jahres 1594 bedeutet aller Wahr- 
scheinlichkeit nach keine thatsächliche ünvoUständigkeit, da 
ungewöhnlicher Weise im Jahre 1595 sowohl von Neu Spanien, 
als von Tierra firme doppelte Transporte eintrafen. Ihr Ge- 
sammtwerth überstieg zwar den Durchschnitt nicht so erheblich, 
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dass man schon aus den ZiflFem auf eine blosse Verschiebung 
hätte schliessen müssen; allein auch das SchiflFahrts-Register 
verzeichnet in diesem Jahre nur 24 einzeln eingelaufene Schiffe 
und keine Flotten. Noch überzeugender liegt der Fall für das 
Jahr 1590. Auch da haben wir für das voraufgehende Jahr 
doppelte Flotten von beiden Ausgangspunkten zu verzeichnen, 
und der Gesammt-Eingang dieses Jahres — reichlich 11 Millionen 
Dukaten — wird von einem einzelnen Jahr nur ausnahmsweise 
erreicht. Und was uns die Zahlen vermuthen Hessen bestätigt 
der Katalog der registros, denn er verzeichnet nur 12 einzelne 
Schiffe, die, von Indien kommend, in Sevilla einliefen. 

Dagegen befinden sich für die Jahre 1584 und 1586 die 
Sumarios und die Schiffahrts-Verzeichnisse in einer unverkenn- 
baren Differenz. Ich darf allerdings nicht unerwähnt lassen, 
dass Abweichungen in den beiderseitigen Angaben über Zahl 
und Kommandeure der eingelaufenen Flotten auch in solchen 
Jahren vorkommen, die auf den ersten Blick eine Unvoll- 
ständigkeit der Ueberlieferung nicht erkennen lassen. Allein 
wenn auch wohl 1586 die Tierra firme-Flotte so spät einge- 
troffen ist, dass sie erst in den Sumarios des folgenden Jahres 
erscheint, so fehlt uns doch jede Angabe über die Neu-Spanien- 
Flotte, die von Juan de Guzman geführt, 61 Fahrzeuge nach 
Sevilla gebracht haben soll; und im Jahre 1584 verzeichnet der 
Katalog der registros sowohl eine Neu-Spanien-Flotte von 
66 Schiffen unter Antonio Manrique als auch eine Tierra-firmcr 
Flotte unter Francisco de Novoa mit 15 Fahrzeugen, ohne dass 
sich in den Sumarios davon eine Spur entdecken Hesse. Nun 
weisen allerdings die Sumarios sowohl 1583 als 1587 ganz 
besonders hohe Summen auf, und es bleibt nicht ausgeschlossen, 
dass auch in den Jahren 1584 und 1586 — aus Furcht vor 
den vor Cadiz auflauernden Engländern — die Edelmetall-* 
rimessen zurückgehalten, und nur die Handels- Artikel abgesandt 
worden wären. Jedenfalls aber bedürfen diese Umstände noch 
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der Aufklärung, und die verhältnissmässige Reichhaltigheit der 
Dokumente aus den fraglichen Jahren lässt hoffen, dass sich 
die wirklichen Verhältnisse bei eingehenderen Nachforschungen 
noch werden feststellen lassen. 

Sind nach alledem nun auch meine Listen vielleicht voll- 
ständiger, als sie auf den ersten Blick erscheinen, so darf man 
doch bei ihrer Benutzung gewisse Vorbehalte nicht ganz ausser 
Acht lassen. 

Die eine Einwendung, welche gegen die Angaben der 
Sumarios erhoben werden könnte, ist zwar nur von geringfügiger 
Bedeutung. Es verkehrten zwar, wie die Schiffsregister ausweisen, 
neben den flotas und galeones fast in jedem Jahre zwischen 
Spanien und Westindien Schiffe, welche den Schutz des Flotten- 
verbandes verschmähten, und das Risiko einer einsamen Dureh- 
querung des Ozeans auf sich nahmen. Allein es existierte ein 
ausdrückliches Verbot, solchen Schiffen Gold oder Silber anzu- 
vertrauen. Da nun jedenfalls auch die Versicherungs-Gesell- 
schaften — diese Bezeichnung ist schon für jene Zeit anwend- 
bar — für solche Rimessen jede Garantie ablehnten, so sind 
die Beträge, welche aus diesem Grunde etwa unberechnet 
bleiben könnten, jedenfalls nur sehr geringfügig gewesen. 

Dagegen haben sich zweifellos auch noch in diesen Jahren 
ansehnliche Summen dadurch der statistischen Aufnahme ent- 
zogen, dass die betreffenden Werthe unregistriert eingeführt 
worden sind. Die gesetzliche Bestimmung ging allerdings dahin, 
dass alles Gut, welches auf einem Schiffe aufgefunden wurde, ohne 
dass es im registro verzeichnet stand, ohne Weiteres der Krone 
verfallen sein sollte. Allein seitdem die Regierung wiederholt 
die Edelmetall-Eingänge von Eaufleuten und Privatpersonen mit 
Beschlag belegt, und an ihrer Stelle den Besitzern nur Renten- 
briefe eingehändigt hatte, welche diese mit erheblichen Verlusten 
verkaufen mussten, um nur einen Theil ihres Kapitals wieder 
flüssig zu erhalten -^ seit dieser Zeit war es ein offenes 
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Geheimniss, dass fast alle Indienschiffe unregistriertes Gold und 
Silber in erheblichen Beträgen mit sich führten, und dies 
gemeiniglich auf den Azoren oder auf den Canarien landeten, 
die fast regelmässig zur Versorgung mit frischem Wasser nach 
Durchquerung des Ozeans angelaufen wurden. Die Regierung 
sah dabei in weitem Umfange durch die Finger. Selbst in der 
dringenden Finanznoth, in der sich Philipp II. im Jahre 1558 
befand, gab er doch dem Indienrathe, als er über die Entdeckung 
beträchtlicher Defraudationen auf diesem Gebiete berichtete, die 
Anweisung, nur gegen die Landfremden nach der Strenge des 
Gesetzes zu verfahren, den Landeskindern aber auch das 
ünregistrierte durchzulassen^). Die heimliche Einführung von 
unregistriertem Edelmetall hat wohl jedenfalls abgenommen, 
nachdem die Regierung auf wiederholte dringende Vorstellungen 
der Cortes das Versprechen gegeben hatte, keine Beschlagnahme 
des Privateigentums mehr zuzulassen; allein gänzlich zu 
beseitigen war die einmal eingerissene Unsitte nicht mehr. In 
einem Briefe aus Sevilla vom 11. September 1575 macht der 
Fuggerische Agent der Centrale die Mitteilung, dass mit der 
eingelaufenen Indienflotte 334 cuentos de raaravedis für die 
Fugger — in der Hauptsache wohl Zahlung für Quecksilber — 
eingetrofl^en sind; ausserdem aber noch 5495400 mrs, (ca. 
14 654 duc), unregistriert. Und in einem anderen Briefe vom 
2. September 1577 wird von den Flotten dieses Jahres erzählt, 
dass sie neben 4700000 duc. registrierten Goldes etwa für 
300000 duc. unregistriertes führten. Immerhin zeigen selbst 
diese Angaben, dass die unregistrierten Werthe für eine allgemeine 
Statistik nur wenig ins Gewicht fallen. 

Zur Erklärung der Tabellen habe ich nur wenig hinzu- 
zufügen. Die Verschiedenheit der Quellen, aus denen die 
einzelnen Angaben geschöpft sind, bringt es mit sich, dass eine 



^) Danvila, El poder civil en EspaTIa, tom. 5 pg. 373. 
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gewisse Ungleichheit nicht zu vermeiden war. Selbst da, wo 
mir in verschiedenen Quellen Angaben für ein und dasselbe 
Jahr, für ein und dieselbe Flotte vorlagen, stimmten dieselben 
nur selten vollkommen überein. In allen diesen Fällen habe 
ich grundsätzlich die höchsten Angaben in die Tabelle ein- 
gestellt, und zwar desshalb, weil nachweislich besonders von 
den für den König eingelaufenen Geldern nachträglich oftmals 
eine Reihe besonderer Posten, die wir in einer anderen Gruppe 
von Quellen regelmässig schon in den Sumarios besonders 
gebucht finden, wieder in Abrechnung gebracht worden ist. 
Da es aber in den Tabellen nicht so sehr darauf ankommt, 
welche Beträge dem Fiscus als Reingewinn übrig blieben, als 
vielmehr darauf, welche Summen in irgend einer Form aus der 
neuen Welt in die alte herüberflossen, so hielt ich das oben- 
erwähnte Verfahren für das zweckmässigste. 

Für eine ganze Reihe von Jahren sind die kleinen Posten, 
welche man sonst wohl ohne Weiteres dem königlichen Anth eile 
zurechnete, in den Sumarios besonders gebucht, und das 
ermöglicht es uns, ihren Charakter näher zu untersuchen. Als 
ihr gemeinsames Merkmal ergiebt sich daraus, dass es Ein- 
nahmen sind, die nicht dem Staatsschatze im Allgemeinen zu 
Gute kommen, sondern vielmehr für irgend einen besonderen 
Zweck bestimmt sind. Den Hauptantheil daran hat. soweit es 
sich verfolgen lässt, die Cruzada, die z. B. 1576 mit ca. 67 cuentos. 
1577 sogar mit 91 cuentos betheiligt war. Ihr Ertrag kam zwar 
nach päpstlicher Bewilligung auch dem Fiscus zu Gute. Sie 
war aber wenigstens für die spanischen Lande stets verpachtet; 
wenn dies für die Kolonien gleichfalls zutreffen sollte, so würden 
also diese Summen dem königlichen Antheile nicht zustehen. 
Andere Posten stellen den Erlös für verkaufte Aemter, die 
Eingänge aus Strafgeldern, Confiscationen und Ablösungen dar, 
Der Indienrath bezog gleichfalls — es ist mir nicht klar auf 
Grund welcher Bestimmungen — Einkünfte aus den Kolonien, 
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die als salarios fast alljährlich besonders verzeichnet sind. 
Welche Zufälligkeiten gelegentlich mit in Betracht zu ziehen, 
sind, beweist ein Posten in der Rechnung von 1578. Im Jahre 
1572 wurde in allen spanischen Ländern eine abgeänderte 
Liturgie eingeführt, und es war bedungen, dass der Erlös aus 
dem Verkaufe der neugedruckten Ritualbücher zum Bau des 
Escorial Verwendung finden sollte. Auf dieses Conto brachte die 
Flotte von 1578 6f>880.mrs, die von 1580 aber 19 943500 mrs 
mit; auch 1581 erscheint der Posten noch einmal mit einem 
namhaften Betrage. 

Einen regelmässig wiederkehrenden Posten, der aber bei 
den Summierungen unberücksichtigt bleiben musste, bilden die 
Edelsteine. Fast jede Flotte brachte deren eine grössere oder 
geringere Menge: die Tierra firme Flotten meist Smaragden 
aus Neu-Granada, die Neu-Spanien-Flotten in der Hauptsache 
Perlen. Aber diese Gegenstände sind, ebenso wie einzelne als 
Proben übersandte Erzstufen, nicht nach ihrem Werthe gebucht, 
und lassen sich nicht abschätzen. 

Ein vergleichender Blick auf die Tabellen genügt, um zu 
erke^inen, wie falsch es sein würde, zu einer Berechnung der 
Edelmetall-Produktion einfach den Kronantheil, indenj man ihn 
in der Hauptsache als Ertrag des königlichen Doppelzehnten 
von den Edelmetallen ansieht, mit fünf zu vervielfachen. Es 
lässt sich natürlich nicht behaupten, dass alles gewonnene 
Edelmetall nach Europa abgeflossen sei, und dass demnach die 
Rimessen für private Rechnung die ^/s der Gesammterzeugung 
darstellten, welche den Eigenthümern verblieben. Aber es ist 
geradezu undenkbar, dass so enorme Summen an Gold und 
Silber dauernd in den unentwickelten Kolonien festgehalten 
worden wären, wie sie sich ergeben würden, wenn man auch 
nur einen wesentlichen Theil des Kronantheils als Ertrag de» 
quinto ansehen wollte. Zudem ist das Verhältniss zwischen 
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dem Aütheil der Krone und dem der Privatpersonen ein fort- 
während schwankendes, aus dem man auch mit Durchschnitts- 
zahlen zu keinem festen Verhältniss gelangen kann; und es 
kommt vereinzelt vor, dass der Kronenantheil dem der Privaten 
die Wage hält oder ihn sogar übertrifft. 

In der ersten Aufstellung sind die Werthe verzeichnet nach 
ihrem Ursprünge (nach Jahren und nach Flotten) und mit 
Unterscheidung ihrer verschiedenen Bestimmungen. Hier habe 
ich die Summen einheitlich nach Maravedis eingestellt, wie dies 
in den Sumarios geschehen ist. Von dieser imaginären 
ßechnungsmünze, die in keiner Form jemals ausgeprägt worden 
ist, gingen 375 auf den Golddukaten. In der zweiten Tabelle 
habe ich alle Posten eines einzelnen Jahres zusammengenommen, 
und daneben in die uns vertrautere Form von Dukaten um- 
gerechnet. Endlich habe ich im Anhange zu dieser Tabelle die 
Jahresdurchschnitte in der Weise berechnet, dass ich für jedes 
der von der Tabelle berührten Jahrzehnte die Gesammtsumme 
durch die Zahl der Jahre dividiert habe. Dabei habe ich aber 
für die achtziger Jahre angenommen, dass uns die Angaben für 
mindestens ein Jahr verloren gegangen sind. Vielleicht hätte 
ein Gleiches auch für die neunziger Jahre geschehen sollen; da 
aber für dieses Jahrzehnt der Ausfall einer ganzen Flotte nicht 
feststeht, habe ich davon absehen zu müssen geglaubt, obwohl 
damit der Durchschnitt — übrigens aber auch schon die Ge- 
sammtsumme — ohne ersichtlichen Grund hinter demjenigen 
des vorausgehenden Jahrzehntes nicht unerheblich zurückbleibt. 
Im Uebrigen lassen die Zahlen erkennen, dass in dem Zeiträume 
ein ausserordentlich rasches Anwachsen der EdelmetaHzufuhi* 
— übereinstimmend mit dem verbürgten Aufschwünge der 
Produktion — stattfand. Der Durchschnitt der siebziger Jahre 
erscheint schon in den achtzigern verdoppelt, im Anfange des 
17. Jahrhunderts um das 2^/2 fache gesteigert. 
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1573 


Nueva EspaHa 16 


180 584400 


376 470 746 






Tierra Firme 19 


75 006 380 


257 128 196 




1574 


Nueva fispana & Honduras 










12 + 2 


180368 875 


530 150 625 






Tierra Firme & Habana 4 + 1 


34 972 500 


230 398 500 




1575 


Nueva Espana, Honduras & 










Habana 14 + 3 + 3 


228 243 375 


447 172 875 






Tierra Firme 14 


104 517 375 


475 360 500 




1576 


Nueva Espana & Honduras 










15 + 2 


270 837 944 


425 916500 


87245 721») 


1577 


Tierra Firme 11 

Nueva Espa2a & Honduras 


342 074 250 


684 753 750 






17 + 3 


311 159 375 


417 260 000 


•) 


1578 


Nueva EspaHa 14 


228 861 330 


444641942 


21 587 650 




Tierra firme & Honduras 17 + 1 


264423 260 


495 404060 


30 612 681 


1579 


Nueva Espana & Honduras 










12 + 1 


212 155 846 


377 612 914 


60 768 184 




Tierra Firme 5 


252 008 272 


210 268 520 


23 949 540 


1580 


Tierra Firme ? 


425 753 992 1326015640 


19 576 472 




Nueva EspaHa & Honduras 










15 + 2 


184 947 276 


329 251 332 


14435100 


1581 


Tierra Firme 10 


402 440 216 1296077780 


32 861 308 




Nueva EspaiKa 12 


75 038 038 


507 424 844 


95 005 334 


1582 


Nueva Espana & Honduras 










13 + 2 


184 896 144 


751654338 




1583 


NuevaEspana Tierra fir. 13+13 
me & Honduras + 1 


) 








> 996 895 316 3192131792 


191 116 694 


1584 


fehlt 








1585 


Nueva EspaHa & Honduras 


257 666 688 


913 918 992 




1586 


fehlt 








1587 


Tierra Firme 14 


1254 791720 2314808420 






Nueva EspaBa & Honduras 15 


409 405 936 


493 065 290 




1588 


Tierra Firme 8 


561610 360 


623 615 320 





*) In den Fugger'schen Korrespondenzen wird der Betrag dieser Flotte 
für den König etc. auf 967 791 duc. (= 362 921 625 mrs) für Privatleute aul 
1 272 858 duc. (= 477 321 750 mrs) angegeben. 

') Die eingestellten Summen sind nach den Fugger-Korrespondenzen 
umgerechnet. Das Suraario im Indien-Archiv fasst beide Flotten zusammen, 
und meldet für den König 670 019 064 mrs für Privatleute 1 099 287 244 mrs 
und für besondere Kassen 146 235 694 mrs. 
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Nueva Espana 4 332 688 686 180 265 836 

1589 Tierra Firme 6 486 801940 1679 917009 

Nueva Espana 3 217 848 360 33 913 310 

Tierra Firme & Nueva Espana 8 140 097 248 679 630 210 





Nueva Espana 


17 


107 261 826 


807 840 136 


1590 


fehlt. 








1591 


Nueva Espana 


& Honduras 








6 + 1 




232 217 788 


294 293 220 




Tierra Firme 


15 


188 420 1821847540 


1592 


Nueva Espana 


& Honduras 








16 + 3 




275 784 612 


970 298 948 




Tierra Firme 


6 


842 488 500 


857 442 720 


1593 


Tierra Firme 


6 


698 529 860 1484605660 


1594 


fehlt. 








1595 


Tierra Firme 


4 


174 624 260 


746176 800 




Nueva Espana 


8 


235 255 632 


586 124 028 




desgl. 


14 


347 971 202 


639 933 210 




desgl. 


1 


41 161 643 


2 690 506 


1596 


Puertorico 3 




114 555168 


433 499 658 




Tierra Firme 


10 


1052 776 460 1819365680 




Nueva Espana 


10 


280 166 138 


735 829 698 


1597 


tehlt. 








1598 


Tierra firme 


4 


756 369 900 


.863 640 960 



25 828 OOO 



6909580») 



41344 
1220 000 



») Eine andere Angabe, welche Anno (Sucesos de Sevilla pg. 23. Anm.) 
gleichfalls dem Indienarchive entnahm, stellt folgende Berechnung des könig- 
lichen Anteils auf: ^^ 

von tierra firme 1 110 993 15^ 

von Nueva Espana 235 255 632 

1. Flotte 
desgl. 2. Flotte 127 456 200 

Unkosten, tierra firme 186 339 000 

desgl. Nueva Espana 11 891 840 

Mehrwert des Goldes etc. 30 000 000 



Sa. 1 701 935 926 
Die Summe macht es wahrscheinlich, dass nicht die Flotten von 1595 
sondern die von 1596 gemeint sind. 

*) Von 1596 bis 1604 fand sich ausser den Sumarios eine Eelacion 
General vor. Die Angaben der für Privatleute eingelaufenen Summen stimmen, 
von kleinen Schreib- oder Rechenfehlern abgesehen, immer überein. In den 
Angaben über den ICronanteil entsteht insofern eine fortlaufende Differen«^ 
als die Relacion General alles für die Staatskassen eingegangene Edelmetall 
zusammenfasst, die Sumarios dagegen die mehrerwähnten Unterscheidongen 
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1599 


Nueva Espana & Hond. 13 + 2 


211616 732 761870 626 






Tierra firme 7 


452 958 400 1162090880 




1600 


Nueva Espana 


457 639 352 803 810 954 






Tierra firme 


560149 000 1677454420 


4 099 040 




Nueva Espana 


281751622 1016692754 






Tierra firme 


626 812 660 1120051260 




1601 


Nueva Espana 


245 284 682 758 843 888 




1602 


Tierra firme 


578 735 720 1348340820 






Nueva Espana 


166 621620 714 834 946 






Tierra firme 


504 086 700 1157 379660 




1603 


Nueva Espana 


248 389 766 752 589 874 






Tierra ^rme 


511001460 1058383756 




1604 


Nueva Espana 


215 361720 1004208474 




1605 


Tierra fijme 


420 270 540 1257 872800 




1605 


Nueva Espana 13 


185 685 596 1038 799334 


6 256 OOO 




Tierra firme 


89 838 500 249 465 120 


1 177 000 


1606 


Nueva Espana 21 


268 371294 723184 056 






Tierra firme 


398 907 000 1205 507860 




1607 


Nueva Espana 


379 377 168 665 073 706 


80 667 728 




Tierra firme 


693 972 920 1171682660 


3 522 580 


1608 




222 242 496 620062 012 






Tierra firme 38 


490 724 840 1116342800 




1609 


Nueva Espaiia 


117 089 872 675 182 636 


32 067 448 




Tierra firme 


398 856 960 1290152920 




1610 


Nueva EspaHa 


206 120 304 485 728 856 






Tierra firme 


414 503 760 1068807190 


30 640170 




1578 889 179 722 mrs = 


duc. 2 871 146 (— 28 mrs) 






74 975 890 500 


2 602 874 (+ 250 mrs 


) 




75 1255 294125 


8 847 451 






76 784 000165 


2 090 667 (+ 40 mrs) 






77 1 655 247 375 


4418 998 






78 1 485 530 928 


3 961 416 (— 78 mrs) 






79 1126 768 276 


8 004 702 (-f 26 mrs) 






1580 2 298 979 812 


6 180 613 (— 62 mrs) 






81 2 875 986 212 


6 885 968 (+ 87 mrs)») 




82 986 550482 


2 497 468 (— 18 mrs) 





machen, und zudem in der Schlusssumme die von den Rimessen erstatteten 

Unkosten in Abzug bringen und nur die Summe rechnen, welche als Rein- 

eptrng (liquido) in die Kgl. Kassen floss. Da diese Differenzen nur rechnungs- 

mässige sind, glaube ich im Einzelnen nicht darauf eingehen zu sollen. 

*) Für die Indienerträge von 1581 giebt M. Philippson (Ein Ministerium 

unter Philipp IL S. 41) nach einer hdschr. Quelle eine Schätzung auf 9 

Millionen, davon 2 in Waaren; das stimmt mit den genauen Angaben der 

Sumarios (6Va Mill.) ziemlich überein. 

Zeitschrift fttr Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 27 
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83 


4 380 143 802 


11680 383 


(+ 


177 mrs) ^) 


84 


— 


— 




') 


85 


1 171 585 680 


3 124 228 


(+ 


180 mrs) 


86 


— 


— 






87 


4 472 071366 


11925 523 


(+ 


241 mrs) 


88 


1 185 225 680 


3 160 602 


(- 


70 mrs) 


89 


4153 310 039 


11075 493 


(+ 


64 mrs) 


1590 


— 


— 






91 


2 374 374 968 


6 331 666 


(+ 


218 mrs) 


92 


2 946 014 780 


7 856 039 


(+ 


155 mrs) 


93 


2183135 520 


5 821 692 


(+ 


270 mrs) 


94 


— 


— 




1 


95 


2 780 888 207 


7 415 702 


(- 


43 mrs) 


96 


4437 412 802 


11833101 


(- 


73 mrs) 


97 


— 


— 






98 


2 132 964 382 


5 687 905 


(+ 


7 mrs) 


99 


2 588 536 138 


6 902 763 


(+ 


13 mrs) ») 


1600 


6 544 361 022 


17 451629 


(+ 


147 mrs) 


1 


999 078 570 


2 664 209 


(+ 


195 mn^ 


2 


4 469 999 466 


11919 996 


(+ 


216 mrs) 


3 


2 570 364 856 


6 854 306 


(+ 


106 mrs) 


4 


2 897 708 534 


7 727 223 


l- 


95 mrs) 


5 


1560 221550 


4 176 591 


(- 


75 mrs) 


6 


2 590 970 210 


6 909 172 


(- 


40 mrs) 


7 


2 944 302 662 


7 851 474 


(- 


88 mrs) 


8 


2 449 371648 


6 531 658 


(- 


102 mrs) 


9 


2 513 349 836 


6 702 266 


(+ 


86 mrs) 


1610 


2 205 799 780 


5 882 133 


(- 


95 mrs) 



*) Ebenda findet sich unter Berufung auf Piot. X S. 155 die Angabe, 
dass die Flotten von 1583 einen Wert von 10 Millionen repräsentierten. Hier 
blieb also die Schätzung hinter der Wirklichkeit zurück. 

*) Die Ankunft einer Flotte von 1584 verzeichnet auch Philippson 1. c. 
nicht; wohl aber meldet seine hdschr. Quelle, dass aus Peru 2 300 000 duc. 
für den König in diesem Jahre eingegangen seien. 

*) Für die Jahre 1599 — 1609 haben wir neben den offiziellen Zahlen der 
Sumarios fast regelmässig summarische Angaben in den Relaciönes des Gabrera 
de Cordoba zur Verfügung. Ich halte es deshalb nicht für überflüssig, die- 
selben zum Vergleiche heranzuziehen, weil wir für einige spätere Jahre aus- 
schliesslich auf Cordoba's Angaben angewiesen sind. Die Genauigkeit seiner 
kontrolierbaren Angaben muss uns den Massstab geben für die Beurteilung 
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1573—79 21 791 749 oder jährlich 3 113 107 (7 Jahr) 

1580—89 55 930 473 „ ^ 6 214 497 (9 Jahr) 

1590—99 51848 868 „ „ 5 184 887 (10 Jahr) 

1600—09 78 788 526 „ , 7 878 853 „ 

Leider lagen in den mir zugänglichen Archivalien für die 
folgenden Jahre keine Sumarios mehr vor, obgleich natürlicher 
Weise die Akten selbst immer umfänglicher wurden, je mehr 
man sich der neueren Zeit nähert. Wir sind deshalb zunächst 
noch auf die in der Litteratur verstreuten Notizen angewiesen, 
die nicht nur erheblich unvollständiger, sondern vor Allem auch 
bei weiten weniger zuverlässig sind. 

Für die drei nächsten Jahre haben wir noch ziemlich genaue 
Angaben in den Relaciones des Luis Cabrera de Cordoba. Nur 
ist dabei nicht ausser Acht zu lassen, dass dieser meist den Ge- 
sammtwert der Einfuhr, Edelmetalle und Waaren zusammen- 
genommen angiebt. Unbedingte Zuverlässigkeit ist ihm übrigens 
wohl auch nicht immer zuzusprechen, denn er giebt z. B. den 
Wert der Tierra firme Flotte von 1610 auf 10 Millionen Silber- 
pesos, davon 2^/2 für den König an, während das Sumario der 
Flotte nur insgesammt 5882133 Dukaten (= ca. 8 Mill. Silber- 



derjenigen die wir nicht rectifizieren können. Gabrera schätzt die Flotten auf 
Ducaten reduciert: 

1599 auf 10 Mill. Duc. gegen rund 6,9 Mill. 

1600 9 926 192 17,4 

1601 8 Mill. 2,7 

1602 11 Mill. 12 

1603 10 Mill. 6,9 

1604 5V, Mül. 7,7 

1605 9 MilL 44i 

1606 9 Mül. 6,9 

1607 ca. 9V, Mill. 7,9 

1608 9 Mill. 6,5 

1609 7% Mül. 6.7 

Zum Teil haben die Differenzen wohl darin ihren Grund, dass Cabrera 
häufig den Gesammtwert der Flotte abschätzt, und zwischen Edelmetallen 
imd Waaren nicht unterscheidet. Trotzdem beweisen die Unterschiede zweifel- 
los, dass selbst gegenüber den Angaben eines so gut unterrichteten Gewährs- 
mannes, wie es Cabrera war, grosse Vorsicht geboten ist. 27* 
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pesos) ergiebt. Dass die beträchtliche Differenz durch den Wert 
der Waaren ausgeglichen werde, ist nach dem was wir ander- 
weitig über die Handelsartikel dieser Flotten erfahren kaum an- 
zunehmen. 

Für 1611 — 13 stellea sich Cabrera's Angaben folgender- 
massen. 

für den König für Private 



1611 



2058369 pesos de a ocho 7 556729 (incl. Waaren) 



1612: 12 Millionen, davon 3 in Waaren. 

1613: 2810744. 5 644172 (excl. Waaren). 

ßie Ziffern für 1611 und 1613 können wohl als unbedingt zu- 
v,erlässig gelten, einmal weil es keine abgerundeten Summen 
sipd, und dann, weil sie zu dem auf den amtlichen Sumarios für 
die vorausgehenden Jahre gewonnenen Durchschnitt durchaus 
atimmen. Für die nächstfolgenden Jahre fehlen die Angaben 
ginzlich, dagegen besitzen wir eine solche für das Jahr 1618, 
die tft'enbar auf offizielle Unterlagen zurückgeht. Sie fand sich 
i^ der dem Germanischen Museum einverleibten KhevenhüUer- 
schen Correspondenz und ist darnach in den Mitteilungen von 
Archivar Dr. R. Schmidt herausgegeben worden^). Damach 
brachte die Neu-Spanien-Flotte für den König 584174 Silber- 
pesos und für particulares 3313736 — die Flotte von Tierra 
firme für ersteren 1089857 — und für letztere 7310000 Silber- 
pesos. Zu der Gesammtsumme von 12297 767 pesos meint 
KhevenhüUer seien noch gegen 2 Millionen für unregistrierte 
Güter hinzuzurechnen, während der Wert der Waaren sich auf 
1702 233 belief. In dieser letzten Zahl liegt jedenfalls eine 
willkürlich berechnete Summe vor, da der Gesammtwert auf 
diese Weise genau 14 Millionen ausmacht. Die Angaben für 
den Edelmetall wert dürften dagegen wohl genau sein. 



') 1893. S. 91. 
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Für die zwanziger Jahre habe ich nut zwei Angaben bei- 
bringen können, die aber glücklicher Weise beide auf offiziellem 
Material beruhen. Für 1623 fand ich zufällig noch ein Sumarid 
in den Akten des Indienarchives, das sich allerdings nur auf die 
Flotte von Tierra firme bezieht. Ihr Wert belief sich insgesammt 
auf 490025 762 mrs, von denen 164999184 dem Könige zu- 
standen, während 325 027 578 mrs auf Rechnung von Privatleuteri 
gehörten. Dass dies nur ein Teil der Silberrimessen des Jahres 
sein kann, lässt sich aus einer Angabe des Andres de Mendoza ^) 
schliessen, der in einem Briefe vom 31. October 1623 die An- 
kunft der Indienflotten erwähnt, und sie auf 12 Millionen (pesos 
de k ocho) allein in Silberrealen schätzt. Aus dem folgende^ 
Jahre besitzen wir eine ähnlich gute Notiz. Es ist dies ein Brief 
des Tomas de Larraspuru vom 11. October 1624, worin er meldet; 
dass er mit 32 Segeln am 18. August von Habana ausgelaufen 
und glücklich in der Heimat angelangt sei. Der Gesammtwert 
der Flotte, bei der neben 12 Galeonen sich 17 Kauffahrer be- 
fanden, betrug an Gold, Silber und Waaren für den König und 
Private 12831501 pesos de k ocho (= ca. 9307000 duc.)^) 

Die Neu-Spanienflotte von 1628 fiel im Hafen von Matanzas 
4en Holländern in die Hände. Sie bestand aus 4 Galeonen nnä 
8 — 10 Kauffahrern, und die Beute allein an Edelmetallen wird 
auf 3 Millionen pesos in spanischen Quellen, in holländischen 
auf 11 Millionen hoU. Gulden angegeben*). Seitdem sind die 
Silberflotten öfter angegriffen und beraubt worden, allein die 
dafür angegebenen Zahlen haben keinen grossen Wert für uns, 
da es sich fast niemals um volle Rimessen handelt — einzelne 
Schiffe sanken mit allen Werten, andere entkamen — und da 



^) Cartas. p. 218. 

*) Ferrer, Hist. de la monja alferez. (Paris 1629) S. 163. 

*) Fernandez Duro. Disquisiciones Nauticas Bd. 2, S. 283 giebt ihren 
Wert auf 11 499 176 reales an. Vermutlich sind aber wohl piezas de d ocho 
reales gemeint, also Silberpesos. 
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die Angaben fast immer nur schätzungsweise gemacht, von den 
Spaniern möglichst niedrig, von ihren Feinden möglichst hoch 
angesetzt werden. 

Eine Notiz, die unverkennbar wieder einem Sumario ent- 
nommen ist, steht mir nur noch für das Jahr 1633 zu Gebote. 
Damals brachte die Neu-Spanienflotte für den König 921075 
pesos, für Private 1348563, an Waaren 1417137 pesos. Die 
Flotte von Tierra firme für den König in Gold und Silber: 1 676170 
pesos, in Perlen: 16100 pesos und für Privatleute 1743 813. 
Der Gesammtwert betrug demnach 7122863 eine Summe, die 
im Vergleich mit früheren Flotten niedrig zu nennen ist. Die 
verlorene Flotte des vorausgegangenen Jahres soll einen Wert 
von 10 — 12 Millionen gehabt haben, von denen 3 auf den könig- 
lichen Anteil entfielen. 

Auch für das Jahr 1636 hat sich eine Notiz gefunden, die 
obwohl sie aus der Litteratur der Avisos de corte stammt, doch 
unverkennbar auf zuverlässigen Nachrichten beruht. Darnach 
brachten zwei Flotten von Neu-Spanien, die unter Juan de Vega 
Bazan vereint mit den Galeonen in San Lucar eingelaufen waren, 
neben einer beträchtlichen Menge kostbarer Handelsartikel in 
baarem Gelde für den König 2204316 pesos (= 599573 952 mrs) 
und für Privatpersonen 2 860818 pesos (= 778142496 mrs)^)- 

Aehnlich genaue Angaben finden sich für eine lange Folge- 
zeit nicht wieder; dagegen sind summarische Schätzungen in 
zeitgenössischen Correspondenzen allerdings keine Seltenheit. 
Derselben Quelle, die die Kelacion von 1636 enthält, entnehmen 
wir die Angabe, dass die Flotte von 1637 für den König 3^/2, 
für Private 7 Millionen pesos gebracht haben soll *^). Von 1639 
bis 43 enthalten die Avisos von Pellicer^) mehrfach Notizen 



*) Curiosidades de la hist. de Espana, tom. 2. S. 40 f. 

*) ib. S. 226. 

*) Semanario erudito Bd. 31 — 33. 
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Über Ankunft und Wert der Flotten. So meldet er am 28. Juni 
1639 die Ankunft von 6 Schiffen aus Santo Domingo, die im 
Wesentlichen in Waaren, 1^/2 Millionen (pesos?) mitfuhrten. Am 
26. Juli desselben Jahres traf dann die vereinigte Indienflotte 
ein, allein anstatt der 24 Millionen, die das Gerücht ihr ange- 
sonnen hatte, brachte sie nur 7300000 escudos. Im Dezember 
kam dann noch eine zweite Flotte an, allein da der König deren 
gesammtes Edelmetall mit Beschlag belegen liess, drangen zu- 
verlässige Nachrichten über ihren Wert nicht in die Oeffentlich- 
keit. üebertrieben ist es zweifellos, wenn derselbe Autor zum 
9. Juli 1641 meldet die Flotte von Peru (Tierra firme) habe 5 
Millionen registriert und 18 Millionen ohne registro gebracht. 
Dahinter verbirgt sich wohl jedenfalls eine ähnliche Enttäuschung, 
wie bei der Flotte von 1639. Die Flotte, die Ende 1641 ein- 
laufen sollte, wurde von den Stürmen arg mitgenommen. Als 
die ersten Schilfe am 7. Dezember eintrafen, wurde festgestellt, 
dass Waaren im ungefähren Werte von 1 Million verloren ge- 
gangen waren; an Edelmetall wurden ca. 5 Millionen geborgen. 
Dazu kamen weitere 3^/2 Millionen, welche mit anderen Schilfen 
im März 1642 anlangten. Im folgenden Jahre kam am 17. Juli 
ein Aviso-Schiff in Cadiz an, welches das bevorstehende Eintreffen 
der Flotte anzeigte, aber bereits 1400000 Dukaten für königliche 
Rechnung ablieferte. Die Flotte selbst, die Anfang August nach- 
folgte, soll dagegen fiir den König nur ebensoviel, dagegen für 
Private in Edelmetall und Waaren nicht weniger als 11 Millionen 
(pesos?) übergeführt haben. Die nächstfolgende Nachricht ist 
zum 12. Januar 1644 registriert; sie meldet die glückliche An- 
kunft der Galeonen, die je 5 Millionen für den König und für 
Private ablieferten. 

Weniger ergiebig sind in dieser Beziehung die Avisos des 
Jeronimo de Barrionuevo ^), welche die Jahre 1654 — 58 umfassen, 



^) ed. A. Paz y Melia. Madrid 1892—93. 4 Bde. 
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vor Allem ans dem Grunde, weil in diesen Jahren der Kriegs- 
zustand zwischen Spanien und England einen regelmässigen Ver- 
kehr der Flotten und Galeonen unmöglich machte. Erstmalig 
verzeichnet er unter dem 18. September 1655 das Eintreffen 
einer Indienflotte im Hafen von Cartagena, die nicht weniger 
als 21 Millionen (pesos?) registriert, und wohl noch 3 Millionen 
ohne registro an Bord gehabt haben soll. Es waren das aber, 
wie der Briefschreiber bemerkt, die aufgesammelten Erträge von 
3 Jahren^). Ihr folgten im Ocktober 2 Schiffe von Honduras 
als Vorläufer einer zweiten Flotte, die vom Sturm zerstreut 
worden war, mit 800000 Dukaten für den König, 300000 für 
Private, und IV2 Millionen in Waaren. Es scheint, dass dies 
dieselbe Flotte war, die späterhin nach und nach von den Eng- 
ländern erbeutet worden ist. Die kostbarste Beute bildeten die 
Schiffe des Juan de Hoyos und die Almiranta, mit denen den 
Engländern 11 Millionen (pesos) in die Hände gefallen sein 
sollen, während mit den geretteten Schiffen kaum 1 Million nach 
Sevilla gelangte^). Im folgenden Jahre 1657 kam eine Flotte 
von 36 Schiffen wohlbehalten bis zu den Kanarischen Inseln, 
und konnte dort 5 — 6 Millionen in Silber, die sie mit sich ge- 
führt, in Sicherheit bringen. Die Schiffe selbst aber mit ihrer 
kostbaren Ladung an Handelsartikeln wurden wieder von den 
Engländern angegriffen und verbrannt ^). Nach diesen schlimmen 
Erfahrungen vertraute man in der nächstfolgenden Zeit die Edel- 
metallschätze dem Meere nicht mehr an; im October 1657 wird 
der Wert des Silbers, welches in Habana auf eine sichere Ge- 
legenheit zur Ueberfahrt wartete, schon auf 10, im Dezember 
auf 19*) und im Mai 1658 auf 30 Millionen (pesos) abgeschätzt*). 



») Bd. n, S. 124. 
») Bd. 11, S. 537 und passim. 
») Bd. ni, S. 252 u. 285 f. 
*) Bd. III, S. 340 u. 409. 
*) Bd. IV, S. 150. 
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Leider bricht die Correspondenz ab, ehe die Flotte thatsächlich 
eintraf, so dass sieh nicht kontrolieren lässt, wie weit die 
Schätzungen mit den wirklich verschiflFten Werten übereinstimmen. 

III. 

Von dem eigentlichen Waarenhandel zwischen Spanien und 
seinen Kolonien wissen wir, wie gesagt, herzlich wenig. Ganz 
besonders gilt dies von der Ausfuhr. Die allgemeine Notiz, dass 
die Kolonien auf Jahrzehnte hinaus für den grössten Teil ihrer 
Lebensbedürfnisse auf die Zufuhr vom Mutterlande her ange- 
wiesen blieben, ist allzu unbestimmt, um uns ein Bild von dem 
Ausfuhrhandel Spaniens zu gewähren. Es fehlt aber beinahe 
gänzlich an Einzelangaben über die Ausfuhr. Es wird gelegent- 
lich in den Fugger'schen Korrespondenzen erwähnt, dass einer 
der besten Ausfuhrartikel der Wein sei. Jedenfalls gehörte er 
zu den Ausfuhrgütern, denen von administrativer Seite ein weit- 
gehender Schutz zu Teil wurde, denn es war schon bald nach 
der Entdeckung ein Verbot erlassen worden, in den Kolonien 
Reben anzupflanzen, lediglich um dem Export dieses spanischen 
Massenerzeugnisses den - kolonialen Markt olTen zu erhalten. 
Später machte man den Kolonien die Konzession, dass man ihnen 
den Anbau von Reben zwar gestattete, dagegen das Verbot für 
die Bereitung von Wein aufrecht erhielt, sodass die Erträgnisse 
des Weinbaus nur in der Form von frischen und getrockneten 
Trauben Verwendung finden durften. Als man trotz dieser An- 
ordnung um 1570 in Peru von den dort gewonnenen Trauben 
Wein gekeltert hatte, schritt die Regierung mit der grössten 
Strenge ein, und Hess, zum grossen Verdruss der Kolonisten, die 
Weinpflanzungen vernichten ^). Thatsächlich wurde Wein in 
ganzen Schiffsladungen über den Ozean transportiert. Wir hören 
das bei einer Gelegenheit, wo zwei Schiffe von den kanarischen 
Inseln im Jahre 1573 auf der Ueberfahrt verloren gegangen 



*) Fuggersche Korrespondenz v. 2. Sept. 1573. 
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i; ihre Ladung hatte im Wesentlichen nur aus Wein be- 
standen^). Dass der Wein bis in spätere Zeiten diese hervor- 
ragende Stellung im kolonialen Handelsverkehr behauptet hat, 
dürfen wir aus einer gelegentlichen Bemerkung aus dem Jahre 
1658 schliessen. Damals hatte die englische Feindschaft für ein 
paar Jahre den regelmässigen Verkehr der Handelsflotten un- 
möglich gemacht, und während sich in der Habana das des 
Transportes harrende Silber zu gewaltigen Massen ansammelte, 
entstand in allen Kolonien eine ausserordentliche Teuerung der 
europäischen Artikel. Um dieselbe aber seinen Korrespondenten 
deutlich zu machen, weiss Barrionuevo keinen besseren Artikel 
als den Wein, und benachrichtigt ihn, dass der Preis für die bota 
(Fass) auf 15 — 20 reales de ä ocho gestiegen sei 2). Die euro- 
päische Zufuhr scheint sich frühzeitig nicht nur auf die Bedürf- 
nisse beschränkt, sondern auch auf die Luxusartikel erstreckt zu 
haben. Ein merkwürdiges Beispiel dafür giebt ein vereinzelter 
Posten in einer Jahresabrechnung der Fugger'schen Factorei in 
Spanien vom Jahre 1548 ^). Darin wird nämjich erwähnt, dass 
die Fugger von Giovanbattista Strozzi und Vivaldo einen Posten 
von Sammet, Atlas, Brokat und dergl. an Zahlungsstatt hatten 
annehmen müssen im Werte von 1191751 mrs. (= 3178 duc.) 
Diese Artikel nun hatten die Faktoren der Fugger nach Sevilla 
dirigiert, und teils dort verhandelt, teils mit den Tierra firme- 
Schiffen nach Noöibre de Dios geschickt. Auch Seide wird des 
öfteren erw^ähnt als ein Artikel, mit welchem in dem kolonialen 
Handel gute Geschäfte gemacht werden konnten. Besonders 
merkwürdig ist aber wiederum eine Angabe Barrionuevo's aus 
der Theuerungszeit um 1658, nach welcher Spitzen (puntillas) 
damals so gesucht waren, dass sie mit 2000% Nutzen verkauft 
werden konnten *). 



*) Fuggersche Korrespondenz v. 20. Oct. 1573. 

*) Avisos Bd. IV, S. 150. 

') Fürstl. Fugger'sches Archiv 43, 2. 

*) Avisos, Bd. 4, S. 190. 
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Ueber einen anderen wichtigen Artikel des Exportes habe 
ich in einem früheren Jainrg««^ 4ie66r ZeütschriÜ ^) geluLndeU, 
und ich möchte zu dem dort Gesagten einige ergänzende und 
berichtigende Bemerkungen hier anschliessen, die sieh auf meine 
späteren Funde im Indien- Archive von Sevilla stützen^). Be- 
kanntlich hatte die Regierung das anfängliche Verbot, Neger- 
sklaven nach den Kolonien hinüberzuführen, aus fiskalischen 
Rücksichten den dringenden Gesuchen der Kolonisten gegenüber 
dahin abgeändert, dass sie in beträchtlichem Umfange gegen eine 
Gebühr von 2 Dukaten pro Kopf Licenzen zur Ausfuhr von 
Sklaven erteilte. Als aber fortgesetzt nach solchen dringende 
Nachfrage anhielt, verehrte Karl V. seinem Günstlinge, dem 
Gouverneur von Bresse durch einen Erl^ss vom 18. August 1518 
mit einem Male die Erlaubnis zur Ausfuhr von 4000 Negern. 
Ich glaubte, dass schon damals zwischen Bresse und dem Indien- 
rate eine Art von Vertrag abgeschlossen worden sei, der für die 
nächstfolgenden asiento's vorbildlich geworden sei. Das ist aber 
nicht der Fall, sondern die Cedula vom 18. August 1518 ist ein 
reiner Gnadenbrief, ist an keinerlei Bedingungen geknüpft, und 
legt dem Gouverneur von Bresse keinerlei Verpflichtungen auf. 
Dagegen scheint von Anfang an bei diesem die Absicht bestanden 
zu haben, die Sache in geschäftlicher Weise auszubeuten, denn 
schon am 9. Oktober erteilt er dem contador de la casa de 
contratacion Juan Lopez de Recalde eine Vollmacht, nach welcher 
dieser die Licenzen für ihn verkaufen sollte. Dies geschah denn 
auch eine Zeit lang, und zwar, wie es scheint, mehr einzeln und 
gelegentlich, als in systematischer Weise, obwohl aus einem er- 
gänzenden Erlass Karls V. vom 21. Oktober 1518 hervorgeht, 
dass auch an einen schwunghaften Betrieb eines wirklichen 
Sklavenhandels schon damals gedacht wurde. Bresse Hess sich 



») Bd. IV, S. 176 flf. 

^ Besonders Est. 52 cax. 6 leg. 1/21 u. 46. — 4. ~ 1/6. 
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nämlich darin die Erlaubnis bescheinigen, dass er die überzu- 
führenden Negersklaven von beliebiger Stelle eventuell auch voii 
Guinea her beziehen könne. Verwirklicht aber wurden solche 
Pläne erst und auch dann offenbar nur in bescheidenem Umfange, 
als die Licenzen in andere Hände gelangten. Am 1. Dezember 
1519 nämlich finden sich als Inhaber der Bresse-Licenzen die 
beiden Kaufherren Juan Fernandez de Castro und der bekannte 
genuesische Grosshändler Gaspar Centurione. Sie schliessen unter 
obigem Datum unter einander einen Vertrag ab, nach welchem 
von dem Reste der Licenzen — wie hoch derselbe sich belief, 
wird leider nicht angegeben — Castro ^/4 übernimmt, mit der 
Verpflichtung ausschliesslich nach Cuba und nicht mehr als 60 
Sklaven nach San Juan (Puertorico) zu liefern, während Centurione 
für sich */4 der Licenzen behält, und mit Ausschluss der vor- 
genannten Plätze die anderen Kolonien zu versorgen übernimmt. 
Yucatan und andere neue Entdeckungen soll jeder von ihnen 
nach Massgabe seines Bereiches in seine Geschäfte einbeziehen 
können. Das ist jedenfalls eine Folgehandlung der Veräusserung 
der Licenzen an ein Genuesisches Consortium, von der die Quellen 
berichten. 

Ein charakteristisches Moment des Bresse'schen Privilegs, 
welches bisher nicht hinlänglich klar gestellt war, besteht darin, 
dass demselben ein Monopol gewährleistet war, dass diesem aber 
keine zeitliche, sondern nur eine materielle Grenze — die Anzahl 
von 4000 Stück — gesetzt worden war. Da nun sowohl der 
Gouverneur selbst, als auch seine Rechtsnachfolger viel weniger 
Sklavenhandel^ als vielmehr einen Handel mit Sklavenlicenzeri 
trieben, so kam es, dass die Kolonien fortdauernd über eine 
ganz unzulängliche Sklavenzufuhr zu klagen hatten, ohne dass 
die Regierung in der Lage war, Abhülfe zu schaffen. Das wurde 
um so unangenehmer fühlbar, als es dem Gouverneur von Bresse 
gelang, sich eine zweite Licenz über die gleiche Anzahl Sklaven 
von Karl V. zu erwirken. Allein diese kam nicht zur Aus- 
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führung. Vielmehr zog sie Karl V. auf Grund der Petitionen, die 
von Seiten der Kolonisten eingegangen waren, am 19. November 
1523 zurück und gab die Einfuhr einer gleichen Anzahl Sklaven 
den Kolonisten selbst frei. Dabei aber wurde es zur Bedingung 
gemacht, dass je die Hälfte der Sklaven männlichen und weib- 
lichen Geschlechts sein sollte — ein solches Verhältnis war bis 
dahin nicht vorgeschrieben gewesen — und dass die 4000 Köpfe 
in einer bestimmten Weise auf die Kolonien verteilt werden sollten. 
Es sollte darnach erhalten. 

Espanola 1400 

Fernandina 700 

San Juan 500 

Santiago 300 

die Provinz des Pedrarias 500 

die des Cortes und Garay 600 

Als Ersatz für das entzogene Monopol wurden dem Gou- 
verneur von Bresse die Zollgebühren angewiesen, welche für 
obige 4000 Sklaven zu entrichten sein würden. 

Von diesen Transactionen blieb aber die erste Licenz des 
Gouverneurs von Bresse unberührt; sie wurde nur insofern in 
Mitleidenschaft gezogen, als sie den Charakter des Monopols 
einbüsste. Noch Jahre lang zog sich der Vertrieb der ersten 
4000 Licenzen hin. Eine Abrechnung vom 28. August 1526 in 
welcher Heman Vazquez, Agustin de Vivaldo und Domingo de 
Forne als Inhaber derselben erscheinen, lässt erkennen, dass nur 
etwa 100 Stück solcher Licenzen alljährlich zur Verwendung 
gelangten, dass dieselben aber sehr teuer verkauft wurden. 
Gegen diesen Uebelstand musste dann mit der Zeit endlich ein- 
g;eschritten werden. Am 1. Juli 1532 entschloss sich die Re- 
gierung dazu, zu drohen, dass man die Bresse-Licenzen für un- 
gültig erklären werde, vs^enn voq denselben nicht binnen einem 
Jahre Gebrauch gemacht werde. 
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Inzwischen war bekanntlich der Negerhandel bereits aber- 
mals anders organisiert worden. Es ist mir gelungen, im 
Indienarchive den Originaltext des Vertrages aufzufinden, welcher 
den Heinrich Ehinger und Hieronymus Sailer zur Lieferung von 
4000 Negersklaven berechtigt und verpflichtet. Er ist datiert 
von Burgos vom 12. Februar 1528 und bestimmt in 6 Artikeln 
1. dass die 4000 Sklaven, ^3 davon Frauen, in 4 Jahren hin- 
überzuschaflFen, und nach Anordnung zu vertheilen sind; 2. dass 
an Stelle der Gebühren und Zölle 20000 Dukaten, und zwar 
jährlich 5000 in zwei Terminen zu entrichten sina; 3. dass die 
Neger auch von portugiesischem Gebiet und mit portugiesischen 
Schilfen expediert werden können, dass die Schilfe aber 
unweigerlich mit dem Erlös nach Sevilla zurückzukehren haben; 
4. wenn die Zahlungen erfolgt, aber nicht die ganze Anzahl 
Sklaven nach Indien geliefert sind, so kann das nach Ablauf 
der Frist geschehen, aber 5. es steht dann der Krone frei, 
gleichzeitig neue Erlaubnissscheine zu vertheilen, worauf sie für 
die Zeit des Kontraktes in der Weise verzichtet, dass nur für 
neue Ansiedelungen, aber auch da höchstens für 2 Sklaven auf 
jeden Kolonisten, Licenz gegeben werden soll; endlich wird 
6. als Taxe der Preis von 55 Dukaten für den Kopf vor- 
geschrieben* 

Auf Grund von Dokumenten aus den Jahren 1534 und 1538 
hatte ich geglaubt, annehmen zu müssen, dass auf die erste 
vierjährige Licenzfrist eine gleich lange zweite gefolgt sei, in 
welcher die Deutschen sich im Besitz des Sklavenmonopols 
befunden hätten. Im Indienarchive habe ich davon keine Spur 
entdecken können, und da nach Analogie der Bresse-Licenzen 
zu schliessen, der Ablauf des Pachtverhältnisses weit über die 
ursprünglich bestimmte Zeit hinaus nichts Ungewöhnliches 
gewesen zu sein scheint, so neige ich der Ansicht zu, dass es 
bei den einmaligen Abmachungen von 1528 sein Bewenden 
gehabt, ein zweiter Kontrakt aber nicht Stattgefunden hat. In 
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dieser Auffassung werde ich bestärkt durch eine Urkunde ^) vom 
31. Mai 1534, in welcher die Regentin anordnet, dass Domenico 
de Ferne |)ei Strafe von 200000 mrs binnen Jahresfrist die 
105 Sklaven nach Amerika zu liefern hat, welche an der Summe 
von 4000 Stück noch rückständig sind, von welcher er 1000 
und Agustin de Vivaldo 3000 zu liefern sich verpflichtet haben. 
Es will mir nicht wahrscheinlich erscheinen, dass sich diese Ab- 
machungen noch auf Bresse-Licenzen beziehen, obwohl eine 
gewisse Aehnlichkeit mit den über diese getroffenen Arrangements 
nicht zu verkennen ist. Es geschieht aber in der Urkunde 
einer früheren Verleihung an einen anderen Privilegierten keine 
Erwähnung, so dass ich darin einen neuen asiento sehen zu 
müssen glaube. 

Dass solche wiederholt abgeschlossen worden sind, geht 
aus einem anderen Dokumente des Indien- Archives hervor^}. 
Es ist dies der Entwurf eines offenbar nicht zur Vollziehung 
gelangten Sklaven- Asiento aus dem Jahre 1356, als dessen 
Träger der uns bekannte Heinrich Ehinger erscheint in Gesell- 
schaft eines Spaniers, Rodrigo de Duenas. Heinrich Ehinger 
hätte sich um 1534 mit den Gesellschaftern überwerfen, welche 
gemeinsam die unter dem Natnen der Welser bekannt gewordenen 
kolonialen Unternehmungen durchgeführt hatten. Aber obwohl 
er damit Venezuela und San Domingo aufgab, hat er sich doch 
noch weiterhin in verschiedenen Vergesellschaftungen bis zu 
seinem um 1554 erfolgten Tode an transatlantischen Unter- 
nehmungen wiederholt betheiligt. Der Asiento-Entwurf von 1536 
ist vor Allem dadurch interessant, dass er durch Vergleich mit 
demjenigen von 1528 die Weiterentwickelung des Sklavenhandels 
erkennen lässt. Die Welser waren nämlich mit ihrem asiento 
von 1528 keineswegs ohne Streitigkeiten 2u Ende gekommen, 
sie waren sogar vom Fiskal auf Nichterfüllung des Vertrages 



^) Archive General de Indias. — Contaduria. — 46. — 4. — 1/6. 
*) Est. 153. ~ 4. — 9. 
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verklagt worden, und zwar aus folgenden Anlässen. Die Be- 
stimmung über die Vertheilung der 4000 Sklaven auf die einzelnen 
I^olonialprovinzen scheint, obwohl der Artikel des Asiento deut- 
lich darauf anspielt, den Welser nicht in einer verbindlicheu 
Form mitgetheilt, und jedenfalls von ihnen nicht eingehalten 
worden zu sein, wie sie denn überhaupt der weiteren Aus^ 
hreitung der spanischen Kolonialherrschaft nicht mehr entsprach. 
Man hätte wohl auch schliesslich in dieser Beziehung ihnen 
4urch die Finger gesehen, hätten die Welser nicht durch einen 
herausfordernden Schritt die Regierung gereizt. Die Bestimmung 
des Artikels, dass die Regierung Licenzen nur in ganz besonderen 
Fällen ertheilen würde, war nach 1528 ebenso wenig eingehalten 
worden, als vorher. Die Akten des Indienarchives lassen beinahe 
keinen Unterschied in der Art und dem Umfange der Einzel- 
Licenzen erkennen, gleichviel ob zu der Zeit ein Monopol- 
Vertrag bestand oder nicht. Die Welser geben im Laufe des 
Prozesses den ihnen daraus erwachsenen Schaden allerdings 
wohl etwas hoch auf 8000 Dukaten an. Jedenfalls aber hatten 
sie sich eigenmächtig auf die Weise zu helfen versucht, dass 
sie von den kolonialen Behörden verlangten, dass alle Neger, 
die gegen den Wortlaut ihres Vertrages eingeführt wurden, als 
verfallen erklärt, und die Strafgelder an sie ausgezahlt würden. 
Das musste der Indienrath natürlich als unstatthaft erklären; 
um aber die Thatsache zu verschleiern, dass die Regierung den 
Vertrag zweifellos nicht gehalten hatte, behauptete er ein 
Gleiches von den Welser, und zwar stützte er sich dabei auf 
(Jen Vertheilungsmodus. Der Prozess ist endlich von Karl V. 
luedergeschlagen worden, der die finanziellen Dienste der Welser 
i\icht entbehren konnte. Wir erfahren aber im Laufe desselben 
Aoch manche Einzelheiten über den Handel unter dem asiento, 
auf die hier nicht näher eingegangen werden kann. Jedenfalls 
waren durch solche Vorkommnisse beide vertragschliessenden 
Teile gewarnt, und das spricht sich darin aus, dass der 
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Asiento-Entwurf von 1536 wesentlich eingehendere Bestimmungen 
enthält, als seine Vorläufer. An Stelle der 6 Paragraphen des 
letzteren weist er deren 14 auf, und diese Vermehrung bezieht 
sich hauptsächlich auf die io dem früheren Vertrage streitig 
gewordenen Punkte. Das Interesse, welches die Regierung 
dabei hatte, verräth sich in dem letzten Abschnitte: es war ihr 
vor Allem darum zu thun, Geld zu gewinnen. Der Preis der 
Licenz war desshalb von 5 auf 6^/2 Dukaten erhöht, und sollte 
nicht nur für alle 4000 Sklaven mit 26000 Dukaten in der 
nächsten Oktobermesse voraus bezahlt werden, sondern die 
Asentisten sollten sich überdies verpflichten, der Regierung 
gleichzeitig weitere 14000 Dukaten zu dem üblichen Zinsfuss 
von 14 % vorzuschiessen. Dagegen wurden sie dann allerdings 
von manchen lästigen Bedingungen des früheren Vertrages ent- 
bunden. Auf eine bestimmte Vertheilung der Sklaven wurde 
eudgiltig verzichtet, auch wurden die Bestimmungen über das 
Sklavenmonopol wesentlich schärfer gefasst, vor allem wurde 
den Asentisten wirklich, wie die Welser verlangt hatten, 
wenigstens ein Antheil (^3) von den Strafen zugesprochen, die 
für jeden im Widerspruche mit ihrem Monopol eingeführten 
Sklaven zu entrichten waren. Im Uebrigen behielt sich die 
Regierung Einzellicenzen für besondere Fälle vor, ordnete aber 
darüber strenge Kontrole an, um missbräuchlicher Benutzung 
vorzubeugen. Ausserdem aber versprach sie ihre energische 
Mithülfe zur Eintreibung der Kaufgelder von säumigen Zahlern, 
stellte die Erträge des Sklavenhandels gegen die finanziellen 
Ansprüche der Weiserischen Gläubiger sicher und verpflichtete 
sich, auch in dem Falle, wo die Regierung das gesammte 
Indiengold mit Beschlag belegte, die Erträge desAsiento unbe- 
rührt zu lassen. Endlich wurden auch die Bestimmungen über 
die Benutzung portugiesischer Schifl*e und Mannschaften in dem 
Sinne geregelt, wie es die Welser im Verlaufe ihres Prozesses 
verlangt hatten. 

Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 28 



Digitized by VjOOQ IC 



422 Konrad Habler: Zur Geschichte des spanischen 

Dieser Vertrag ist, wie erwähnt, nicht zur Vollziehung 
gelangt, wenigstens nicht auf die Namen von Heinrich Ehinger 
und Rodrigo de Duenas. Ein zweites unvoUzogenes Formular 
desselben Vertrages lautet auf Rodrigo de Duenas allein, ein 
drittes auf Alonso Cavallero und Caspar de Torres, vecinos de 
Sevilla. Mit den letzteren beiden ist dann endlich am 
2. November 1536 ein Vertrag nach dem Vorbilde des oben 
Besprochenen zustande gekommen, nur die Zahlungsbedingungen 
sind dahin abgeändert worden, dass sie nur 15000 Dukaten in 
der Oktobermesse von 1536, 6 in der Mai- und 5 in der Oktober- 
messe 1537 zahlten. 

In der Folgezeit scheint thatsächlich lange Jahre hindurch 
der Negersklaven-Handel durch kein Monopol gebunden gewesen 
zu sein, sondern die Licenzen wurden von Fall zu Fall für 
einzelne oder für eine grössere Anzahl von Sklaven ertheilt. 
Die Belege dafür sind im Indienarchiv noch vorhanden^). Der 
erste Asiento por mayor über 1000 Stück ist dann erst wieder 
am 10. Januar 1563 mit Andres de la Rea und Antonio del 
Rio, Kaufherrn von Antwerpen, geschlossen worden, und von 
1590 an kehrte dann das Monopol in der Weise wieder, wie ich 
das in meinen früheren Artikeln dargestellt habe. 

Dass thatsächlich der Sklavenexport einen wesentlichen 
Theil des Ausfuhrhandels bildete, wird durch eine Bemerkung 
in den SchiflFslisten bestätigt, die sich allerdings nur auf einen 
vereinzelten Fall bezieht. Daraus ergiebt sich nämlich, dass 
unter den Schiffen, welche nicht in Sevilla, sondern auf den 
kanarischen Inseln sich dem registro unterwarfen, im Jahre 1592 
von 17 solchen SchiflFen 8, 1593 von 15 Schiffen gleichfalls 8 
nur Negersklaven als Fracht an Bord hatten. 

Etwas reichhaltiger sind die Notizen, die uns zu Gebote 
stehen für das, was von den Kolonien nach Spanien zurückkam. 



^) Libros de asientos. — Est. 153. — 4.-9. 
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Dem Versuche des Kolumbus, nach dem Vorbilde der Portugiesen 
die Eingeborenen zu einem Handelsartikel herabzuwürdigen, 
hatte das Verbot der Königin Isabella einen Riegel vorgeschoben. 
Seitdem brachten die Flotten aus Indien neben den Edel- 
metallen, die im Wesentlichen aus dem Tauschverkehr mit den 
Eingeborenen, erst später auch aus der systematischen Aus- 
beutung des Alluvialsandes durch Wäschereien gewonnen wurden, 
nur in massigem Umfange tropische Naturprodukte: Farbhölzer, 
Balsam u. dgl. Das erste koloniale Erzeugniss, welches durch 
systematischen Anbau gewonnen worden ist, war der Zucker. 
Als die Goldwäschereien von Santo Domingo in ihrem Ertrage 
nachliessen, begann man sich eifriger dem Anbau des Zucker- 
rohres zu widmen, und um 1519 waren schon eine ganze Anzahl 
von ingeniös zur Gewinnung von Zucker im Betriebe. Sehr 
zeitig gewann ein anderer Artikel der Kolonien, obwohl er in 
denselben nicht heimisch war, für den Export nach dem 
Mutterlande eine Bedeutung, die er in wechselnden Formen bis 
auf die Gegenwart behauptet hat. Die Spanier machten den 
Versuch, alles das in den Kolonien zu akklimatisieren, was in 
der Heimath Gegenstand eines gewinnbringenden Handels war. 
Die Schiffe, die nach den Kolonien ausliefen, waren gehalten 
die Produkte der Heimath: Sämereien, Sträucher und Bäume, 
Hausthiere und Geflügel den Kolonien zuzuführen, damit man 
V^ersuche über deren Fortkommen drüben anstellen konnte. Es 
ist bekannt, dass sich z. B. die europäischen Hühner nicht nur 
überall da, wohin je europäische Kolonisten gekommen waren, 
verbreiteten, sondern dass sie sogar schon vor der Mitte des 
Jahrhunderts durch den Handelsverkehr der Eingeborenen auch 
in Gegenden verpflanzt wurden, bis zu denen noch niemals ein 
Europäer vorgedrungen war. Einen ähnlichen überraschenden 
Erfolg erzielten die Versuche, das Rindvieh in den Kolonien 
heimisch zu machen: es gedieh daselbst entschieden besser als 
in der Heimath und nahm in solcher Weise zu, dass bald die 

28* 
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Kolonien sich unter einander mit Schlachtvieh ausreichend zu 
versorgen imstande waren. Da aber die mechanischen Ver- 
anstaltungen für eine ausreichende Verwerthung der Thierfelle 
nicht gleich rasch zu beschaffen, und deren Verarbeitung zu 
Nutzartikeln nur langsam sich auszubreiten vermochte, bildeten 
frühzeitig die Rinderhäute einen Massenartikel des kolonialen 
Exportes. Ich habe ganz vereinzelt im Indienarchive einen 
Auszug des registro des Schiffes La Trinidad vorgefunden, 
welches im Jahre 1527 von Santo Domingo nach Sevilla zurück- 
gekehrt ist. Wir dürfen seine Ladung wohl als ein typisches 
Bild dessen auffassen, was in dieser Zeit von Westindien nach 
Europa ausgeführt wurde. Wie zu erwarten, finden wir da 
Zucker, wenn auch nur in bescheidenen Quantitäten, die darauf 
hinweisen, dass um diese Zeit der Anbau des Zuckerrohres seine 
erste Blüthezeit bereits hinter sich hatte. Von Gold und Perlen, 
die beide vertreten sind, müssen wir als eigentlichen Handels- 
artikeln wohl absehen. Was aber sonst noch als Ladung 
erscheint, besteht fast ausschliesslich in Erzeugnissen der Vieh- 
zucht: Talg und vor allem Häute. 150 Lammfelle, eine kleine 
Anzahl Kalbsfelle, aber über 500 Rinderfelle. Das ist die 
Ladung eines einzelnen Schiffes zu einer Zeit, wo die Viehzucht 
noch fast ganz auf die Inseln beschränkt war und auf dem 
amerikanischen Festlande noch kaum festen Fuss gefasst haben 
konnte. Später erscheinen diese Rinderhäute in ganz anderen 
Quantitäten als ein stehender Posten bei allen Kolonialflotten. 
Lorenz Meder schätzt in seinem Handelsbuche um die Mitte 
des Jahrhunderts die durchschnittliche Einfuhr einer Indienflotte 
an Häuten auf 140000 Stück ^). Genauere Angaben aus späteren 
Jahren verdanken wir dann den oben erwähnten Fuggerischea 
Korrespondenzen. Darnach brachte im Jahre 1573 eine Flotte 
von 16 Schiffen von Neu-Spanien 52 309 Rindsfelle; die Flotte 
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von Tierra firme enthielt deren zwar nicht, wohl aber brachten 
2 andere Schiffe von Habana und Cartagena weitere 20674 Stück. 
Ähnlich stellen sich die Zahlen auch für die folgenden Jahre; 
1574 bringen 12 Schiffe von Neu-Spanien und 2 von Honduras 
90680, 4 von Tierra firme 2007 Häute. 1575 20 Schiffe von 
Neu-Spanien, Honduras und Habana 89933 und die Tierra firme- 
Flotte 2968 Stück, 1576 die Neu-Spanien-Flotte 85000 Häute. 
Der Zentner wurde damals im Durchschnitt mit 2 Dukaten be- 
rechnet, es handelt sich also schon hierbei um sehr beträcht- 
liche Werthe. Dass die berühmte spanische Corduan-Industrie 
weit mehr dieser Zufuhr als dem Ertrage der einheimischen 
Viehzucht ihre Blüthe verdankt, kann wohl keinem Zweifel 
unterliegen. Wenn wir in späteren Jahren, für die uns keine 
gleich ausführlichen Waarenverzeichnisse zu Gebote stehen, nicht 
mehr so viel von diesem Artikel hören, so liegt das wohl 
hauptsächlich daran, dass er ein verhältnissmässig minder kost- 
bares Massengut geworden war. Vielleicht haben auch that- 
sächlich die Quantitäten abgenommen, denn für die Flotte von 
1606 werden nur 7000 Häute und für eine solche von 1657 
sogar nur 2000 angegeben. Erwähnt wird aber die Einfuhr 
von Rinderhäuten fortdauernd, so 1601, 1611, 1637, 1656, ein 
Beweis, dass der Artikel noch immer für den Handel seine 
Bedeutung behauptete. 

Zu den Artikeln, die am frühesten einen kostbaren Bestand- 
theil des kolonialen Importes ausmachten, gehörten Perlen und 
Edelsteine. Sie waren, wie Gold und Silber, dem königlichen 
Doppelzehnten unterworfen, soweit sie nicht, und das war das 
häufigere, überhaupt zum Kronmonopol erklärt waren. Die 
ersten grösseren Mengen an Perlen kamen von Westindien nach 
Europa, als Baiboa bis zum stillen Ozean vorgedrungen war. 
Allein die dortigen Perlenbänke scheinen sich bald erschöpft 
zu haben. Später war es besonders die Nordküste von Süd- 
Amerika und die ihr vorgelagerten Inseln, welche Perlen nach 
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Europa lieferten. Schon die Trinidad verzeichnet im Jahre 1527 
unter ihrer Ladung 44 Mark Perlen, die zu einem, allerdings 
aus späterer Zeit stammenden Durchschnittspreise von 20 duc. 
für die Mark einen Werth von 880 Dukaten repräsentieren. 
Dass bald darauf die Perleneinfuhr einen Aufschwung nahm, 
das ergiebt sich aus dem Vertrage, den Karl V. am 30. Juli 1530 
mit Sebastian Neidhardt abgeschlossen hat, wodurch dieser für 
einen Vorschuss von 40000 Dukaten in der Weise bezahlt 
werden sollte, dass ihm alle aus Westindien kommenden Perlen 
zum Schätzungswerthe überlassen wurden^). Die Schuld hoffte 
man auf diese Weise in 3^/2 Jahren zu tilgen; allein bei der 
Abrechnung ergab sich, dass bis Ende 1533 nur für 19 544 
Dukaten Perlen an Neidhardt übergeben worden waren. Er ist 
auch für den Rest durch eine Art Monopol auf Perlen bezahlt 
worden, doch steht nicht fest, bis zu welchem Zeitpunkte dies 
geschehen ist. Um 1550 schätzt Meder^) den jährlichen Zugang 
an Perlen auf 3000 Kisten. Auch zu seiner Zeit waren noch 
immer die Deutschen, daneben Genueser und Florentiner die 
Hauptkäufer dieses Artikels. Er unterscheidet 8 Sorten Perlen, 
deren Preis von 13 — 24 Dukaten für die Mark schwankt. 
Damach müssen die Preise in den folgenden Jahren eine 
ausserordentlich rasche Steigerung erfahren haben. In den 
Fugger'schen Berichten über die Flotten nämlich erscheinen die 
Perlen mit einem Durchschnittspreise von 50 — 60 Dukaten für 
die Mark, und zwar obwohl die Flotte von 1573 203^2 Mark 
gewöhnliche und 86 Mark div. bessere Sorten von Perlen, die 
von 1574 allerdings nur 12^/2 Mark gewöhnliche, die von 1575 
aber 350 Mark von allen Sorten mit sich führten. Perlen 
werden auch fast regelmässig, wenn auch leider ohne Angabe 
der Quantitäten und des Werthes, in den Sumarios der Flotten 
von 1576 — 1610 erwähnt, ebenso in den Flottennotizen aus den 
Avisos de corte im 17. Jahrhundert. 



») Col. de doc. ined. de Ultramar. Bd. 32, S. 4811. 
*) Handelsbuch f. 24 v. 
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Ähnlich häufig erwähnt, aber ganz ohne Angaben über 
ihren Handelswerth, werden die Smaragden. Sie kamen aus dem 
alten Reiche von Bogota, der nachmaligen Provinz Neu-Granada, 
und waren, sobald die Gruben entdeckt worden waren, Kron- 
monopol. Den Werth dessen, was die Flotten von 1573, 1574 
und 1575 an Smaragden brachten, geben die Fugger auf 
350, 831 und 850 pesos an. Auch hier sind die Angaben der 
Flotten-Sumarios, obwohl sie fast regelmässig die Smaragden 
erwähnen, zu unbestimmt. Es .scheint, dass im 17. Jahrhundert 
die Ausbeute an Smaragden rasch sank, wenigstens finde ich sie 
in den Notizen über Kolonialflotten nur ein einziges Mal, im 
Jahre 1602, und auch da ohne nähere Angaben erwähnt. 

Sehr merkwürdig sind die Bemühungen der Spanier, 
koloniale Exportartikel sich zu schaffen. Das Farbholz, welches 
unter der Bezeichnung brasil dem portugiesischen Süd-Amerika 
seinen Namen gegeben hat, spielte in dem kolonialen .Handel 
dieser Nation in der älteren Zeit eine bedeutende Rolle, 
bedeutend genug, um den Spaniern eine Konkurrenz in diesem 
Artikel erwünscht erscheinen zu lassen. Allein anfänglich 
wurden Brasil-Hölzer in den spanischen Kolonien gar nicht, 
oder doch nur ganz vereinzelt entdeckt. Erst als die Spanier 
begannen, sich an der Nordküste Süd-Amerikas festzusetzen, 
glaubte man hinreichende Mengen gefunden zu haben, um damit 
einen lohnenden Handel zu eröffnen, und dem damaligen Ge- 
schäftsgebrauche entsprechend verlieh die Regierung zu diesem 
Zwecke einer Handelsgesellschaft ein Monopol darauf ^). Inhaber 
desselben waren der durch seine venezolanischen Kolonisations- 
versuche bekannt gewordene königliche Faktor von Santo 
Domingo, Juan de Ampies, und ein Sevillaner Kaufmann, 
Juan Fernandez de Castro, gemäss einem Vertrage, den am 
29. November 1527 Johann Wagner für ersteren, und Antonio 



^) Archive de Indias. 2. — 1. — 1/8 und 51. — 6. — 4/2. 
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Sedeno für den letzteren mit der Regierung abgeschlossen 
hatten. Die Kontrahenten - verpflichteten sich darin, jährlich 
mindestens ein Schiff von 60 toneladas nach Sevilla zu senden 
mit Brasilholz, das sie auf ihre Kosten aufsuchen, fällen und 
verfrachten mussten, während von dem Ertrage % dem Könige, 
^/s den Kontrahenten zustehen sollte. Dafür wurde ihnen auf 
30 Jahre das Monopol in diesem Artikel zugesichert. Allein 
schon im ersten Jahre konnten sie den Kontrakt nicht erfüllen, 
und fanden sich in Folge davon • einer Klage des Fiskals gegen- 
über, die insofern interessant ist, als wir bei dieser Gelegenheit 
erfahren, dass man die Ladung eines Fahrzeuges von 60 Last 
auf 6 — 900 Zentner schätzte, von denen jeder einen Werth voa 
1 — 2000 mrs repräsentierte. Der Prozess wurde durch einea 
Vergleich beendigt, in welchem die Kontrahenten für die ersten 
9 Jahre den königlichen Antheil durch Zahlung von jährlich 
250000. mrs ablösten. Allein auch so kam die Handlung^ 
niemals in rechten Gang. Ein kleiner Posten Brasilholz, 
ca. 250 Zentner, gelangte wirklich einmal nach Sevilla, erzielte^ 
aber, da die Qualität als minderwerthig bezeichnet wurde, nur 
einen Preis von 1 Dukaten für den Zentner. Die Kontrahenten 
wollen allerdings weitere 2000 Zentner geschlagen und auf 
2 Schiffe geladen haben ; allein das war zu eiixer Zeit, in welcher 
sie bereits zum zweiten Male wegen Nichterfüllung des Kontrakten 
unter Anklage gestellt waren. So wurde der ganze Posten für 
die Regierung konfisziert. Darüber zog sich jahrelang ein neuer 
Prozess hin, in welchem die Kontrahenten zu ihrer Entschuldigung^ 
hauptsächlich das geltend machten, dass die Regierung dem 
Vertrage zuwider nachweislich zu verschiedenen Malen die Er- 
laubniss zur Einführung portugiesischen Farbholzes ertheilt 
hatte. Ihre Unfähigkeit, den Kontrakt zu erfüllen, vermochten 
sie aber nicht in Abrede zu stellen, und so wurde er endlich 
durch Urtheil vom 22. April 1537 aufgehoben. 
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Von einem ähnlichen Versuch, einen Kolonial-Artikel durch 
monopolistischen Betrieb zu einem Aufschwünge zu verhelfen, er- 
fahren wir bei Gelegenheit der welserischen Prozesse ^). Ein ge- 
wisser Antonio de Villasante hatte vermuthlich mit Hülfe von Ein- 
geborenen ein Rezept zur Herstellung eines medicinischen Balsams 
erfunden, und hatte am 22. April 1528 einen Vertrag mit der 
Regierung gemacht, wonach ihm für den ganzen Bereich der 
spanischen Kolonien ein Monopol für diesen Balsam verliehen 
wurde, während er sich verpflichten musste, ^/3 seines Gewinnes 
an die Staatskasse abzuführen. Welche Geschäfte dabei gemacht 
worden sind, vermag ich nicht anzugeben. Jedenfalls aber 
müssen dieselben nicht ganz schlecht gewesen sein, denn auch 
die Welser haben in Venezuela Versuche zur Gewinnung dieses 
Balsams gemacht, und sind desshalb auf Grund von Villasantes 
Monopol verklagt worden. Von Seiten der Welser scheint aber 
die Fabrikation weniger desshalb, als aus dem Grunde auf- 
gegeben worden zu sein, weil dieselbe nicht lohnend war. Der 
Balsam wurde von einem Baum gewonnen, der in Venezuela 
häufig vorkam; allein zu seiner Erzeugung mussten zwei Kessel, 
deren jeder 4 arroben Wasser fasste, eine W^oche lang ununter- 
brochen geheizt werden, und ergaben dann ^'2 azumbra oder 
Vs arroba Balsam. Die Schwierigkeit, das dazu nöthige Brenn- 
material zu beschaffen, hat nach ihrer Angabe die Welser ver- 
anlasst, die Fabrikation einzustellen. 

Einen anderen interessanten Versuch, einen heimischen 
Handelsartikel in den Kolonien zu akklimatisieren, lernen wir 
aus einem Vertrage von 1535 kennen 2). Zu den Artikeln, 
welche in der Osthälfte der iberischen Halbinsel für Handels- 
zwecke angebaut wurden, gehörten in erster Linie Safran und 
Waid (pastel). Für diese Kulturen nun glaubten der bekannte 



*) Archivo de Indias 54. — 4.-28 u. 52. — 6. -- 1/21. 
*) Archivo de Indias 52. — - 1. — 7/4. 
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Heinrich Ebinger und ein gleichfalls mehrfach genannter Augs- 
burger, Albert Cuon, in Mexiko einen geeigneten Boden 
gefunden zu haben, und sie gingen desshalb unter dem 27. März 
dieses Jahres einen Vertrag mit Karl V. ein, nach welchem ihnen 
dieser Ländereien und Arbeitskräfte für die Kultur dieser Pro- 
dukte in den Distrikten von Guaxocinco und Tustepeque unent- 
geltlich zur VerfügUDg stellte, während die Kontrahenten für 
Sämereien, Geräthe u. dergl. zu sorgen und von dem Brutto- 
ertrage den dritten Theil abzuliefern haben sollten. Auch ihnen 
wurde ein Produktions-Monopol auf 50 Jahre verliehen und ein 
Verkaufsmonopol für Kastilien in Aussicht gestellt. Allein auch 
diese Unternehmung erzielte keinen Erfolg. Die Deutschen 
haben thatsächlich noch in demselben Jahre einen Anfang mit 
den Kulturen gemacht, haben aus Frankreich und Portugal 
Arbeiter, aus Spanien Sämereien und Geräthe hinübergeführt. 
Sie schätzen ihren Aufwand für die erste Einrichtung auf 
20000 Dukaten. Allein die Akten lassen erkennen, dass sie 
sehr bald zu der Erkenntniss von der ündurchführbarkeit der 
Kultur gelangten. Safran ist nie angebaut worden, weil der Samen 
unterwegs gelitten hatte. Die Waid- (pastel) Kulturen sind 
einige Jahre lang betrieben worden, und es sind auf ihnen von 
1537—45 7572 Zentner 45 Pfund geerntet, und davon 3172 
Zentner nach Sevilla verschifft worden. Dort fanden sich aber 
für den grössten Theil keine Käufer, weil der Waid nichts 
taugte. Unterdessen benutzten die Kontrahenten ihre Privilegien, 
um sich durch einen umfänglichen Handel nach Indien schadlos 
zu halten, während die örtlichen Behörden die Fortsetzung der 
Kulturen unmöglich machten, indem sie unter dem Verwände von 
vorgekommenen Misshandlungen keine Eingebornen zur Arbeit 
stellten. 1545 verklagte der Fiskal die Kontrahenten auf 76 794 
pesos 7 tomines 9 granos, angeblich der Werth dessen, was von 
königlicher Seite für die Beförderuug der Kulturen aufgewendet 
worden war, und nun entspann sich wieder einer jener endlosen 
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Prozesse, der, nachdem alle Betheiligten längst mit Tod abge- 
gangen waren, mit einer Niederschlagung endete. Interessant 
ist an der ganzen Sache nur der Unternehmungsgeist, mit dem 
alle möglichen Versuche kolonialer Kulturen unternommen 
wurden, und die ausserordentliche Liberalität, mit welcher die 
Regierung diese Versuche einer wirthschaftlichen Hebung der 
Kolonien unterstützte. 

Von einem anderen Kulturversuche, der aber nicht zur 
Ausführung gelangt ist, erfahren wir durch den Kolonisatious- 
vertrag, den die Krone 1526 mit dem Lic. Ayllon über Florida 
abschloss*). Ayllon beabsichtigte, dort in grossem Stile die 
Kultur des Maulbeerbaumes und die Seidenzucht in Anwendung 
zu bringen, und bemühte sich natürlich gleichfalls, für seine 
Unternehmung ein Monopol zu erlangen. Er hat aber damit 
gar keinen Anfang machen können, denn sein Entdeckerzug 
endete mit einem völligen Misserfolge und kostete ihm selbst 
das Leben. 

Ein Produkt, auf welches man eine Zeit lang grosse Hoff- 
nungen gesetzt hatte, war das Kupfer, von dem frühzeitig 
abbauwürdige Erze auf Santo Domingo entdeckt wurden ^). Das 
Verlangen der Krone, dass die Welser die Erlaubniss zur 
Kolonisierung von Venezuela unter Anderem dadurch erkaufen 
sollten, dass sie 50 gelernte deutsche Bergleute für Westindien 
anwarben und hinüberführten, war auch im Hinblick auf die 
Förderung des Kupferbergbaues gestellt worden. Soweit sich 
die Geschichte dieser Bergleute verfolgen lässt, haben sie 
nirgends Gelegenheit gefunden, für sich oder für Andere Her- 
vorragendes zu leisten^). Mittlerweile war auch auf Cuba 



^) Col. de doc. ined. de Ultramar. Bd. 14, S. 503 flf. 

*) Schon eine Cedula v. 5. März 1505 nimmt deren Verpachtung in 
Aussicht. Col. de doc. ined. de Ultramar, Ser. II, Bd. 5, S. 116/7. 

*) Vergl. meinen Artikel in der Ztschr. d. hist. Ver. f. Schwaben u. Neu- 
burg, Jahrg. 21. Welser u. Ehinger in Venezuela. 
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Kupfer, wie es scheint in grösseren Mengen, entdeckt worden; 
aber die Deutschen scheinen weder hier noch auf Espanola 
zunächst einen Einfluss auf den Betrieb gewonnen zu haben, 
vielmehr bemüht sich im Jahre 1533 Luis de Espinosa bei der 
Regierung um eine ausschliessliche Berechtigung zur Aus- 
beutung der Minen auf Cuba. Erst in späteren Jahren finden 
wir einen deutschen Bergmann, Johann Tetzel, auf Cuba thätig, 
weniger um Kupfer zu bauen, als um die Kupfererze in 
rationeller Weise aufzubereiten. Auch er war durch ein könig- 
liches Patent vom 11. Januar 1546 ausschliesslich berechtigt, 
und bereitete sich anfänglich durch das Pochen auf sein Monopol 
bei den Kolonisten von Santiago de Cuba einen bösen Empfang. 
Schliesslich fand aber auch hier eine Einigung statt (17. Juni 
1550), durch welche seine materiellen Interessen gebührend 
sichergestellt und andererseits die Vortheile seiner Aufbereitungs- 
Methoden allen Interessenten der Kolonie zugänglich gemacht 
wurden ^). 

Ich habe diese vielfachen Versuche einer Förderung des- 
wirthschaftlichen Lebens der Kolonien hauptsächlich desshalb- 
aufgeführt, um zu beweisen, dass der Vorwurf nur wenig- 
berechtigt ist, der gemeiniglich gegen die spanische Kolonial« 
Verwaltung erhoben wird, dass sie ihre Kolonien nur zur Ge- 
winnung der Edelmetalle ausgebeutet, es dagegen gänzlich 
unterlassen habe, für eine Förderung anderer Wirthschaftszweige 
zu sorgen. Die Spuren, die ich im Indien-Archive von solchen 
Bestrebungen gefunden habe, beziehen sich zumeist auf Unter- 
nehmungen, über denen kein günstiger Stern gewaltet hat; 
gerade diese gaben den meisten Anlass zu Eingriffen der Staats- 
gewalt, deren Spuren sich erhalten haben, während andere 
vielleicht erfolgreichere Versuche weniger von sich reden 
gemacht haben. Manche der Kolonialprodukte, von denen wir 



*) Col. de doc. ined. de Ultramar. Ser. 11, Bd. 6, S. 256 flf. 
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aus der 2. Hälfte des 16. und der 1. Hälfte des 17. Jahrhunderts 
hören, sind ebenso wenig auf dem Boden Amerikas vor der 
Entdeckung heimisch gewesen, andere sind erst in dieser 
Periode in ihrem Werthe erkannt und für die Ausfuhr angebaut 
resp. gewonnen worden. 

Die Handels-Artikel, welche in den Fuggerschen Aufzeich- 
nungen über die Kolonialflotten neben Perlen, Smaragden und 
Häuten erwähnt werden, sind die folgenden. Für die Flotte 
von Tierra firme werden 1573 überhaupt neben Smaragden und 
Perlen keine Handelsartikel angegeben, dagegen brachte die- 
jenige von Neu-Spanien neben den Ochsenhäuten vor Allem 
Zucker, und zwar 29 Kisten, 60 Fässer und 370 arrobas in 
anderen Formen; ausserdem 661 Zentner Campeche-Holz (Farb- 
holz), und als kostbarstes Gut 6494 arrobas Cochenille, deren 
jede einen Werth von 40 Dukaten darstellte. Auch im folgenden 
Jahre werden keine eigentlichen Waaren der Tierra flrme-Flotte 
erwähnt, dagegen brachte diejenige von Neu-Spanien ein weit 
mannigfaltigeres Sortiment. Damals hatte sich von Neu-Spanien 
aus zuerst der Handelsverkehr nach den Philippinen zu ent- 
wickeln begonnen. In einem vom 3. Dezember 1573 aus Mexiko 
datierten Briefe wird erwähnt, dass 2 Schiffe, die von diesen 
Inseln zurückgekehrt waren, für königliche Rechnung 416 Mark 
Cora, für die Kaufleute aber 300 Zentner Zimmt (canela) und 
6800 arrobas Cora und 120 Stück Seide gebracht hatten. Cora 
und Seide erscheinen dagegen nicht wieder in dem Register der 
Neu-Spanien-Flotte, wohl aber brachte dieselbe, angeblich aus China, 
soll aber wohl heissen von den Philippinen, 586 arrobas Zimmt 
(im Durchschnittswerthe von 12^/2 Dukaten) für den König, und 
für die Kaufmannschaft ausser Häuten im Werthe von 181360 
Dukaten 7157 arrobas Cochenille (a 50 duc), 13 203 Zentner 
Campeche-Holz (ä 408 mrs), 400 Zentner Brasilholz (ä 408 mrs), 
150 arrobas Schafwolle (ä 612 mrs), 36 arrobas mechoacan 
(ä 6^/4 duc), 425 arrobas Zucker (ä 3 duc.) und 366 arrobas 
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Sarsaparilla (ä 4 duc), so dass der Gesammtwerth der Kauf 
mannswaaren allein sich auf mehr als eine halbe Million Dukaten 
belief. 1575 erscheint zum ersten Male auch bei der Flotte 
von Tierra firme neben Edelmetallen, Edelsteinen und Perlea 
ein Handelsartikel; sie brachte 1318 Zentner Ebenholz, das 
merkwürdiger Weise nur denselben Preis wie Campeche- oder 
Brasilholz, 1 Dukaten, erzielte. . Die Neuspanienflotte brachte 
4207 Zentner Farbhölzer, 5522 arrobas Cochenille und für 
ca. 3000 duc. Sarsaparilla, Balsam und Ambra, so dass sie mit 
den Rindsfellen abermals über 460000 Dukaten an Waarea 
werth war. Leider sind die Angaben für 1577 bereits nicht 
mehr gleich detailliert. Die Neuspanienflotte brachte nebea 
Häuten noch 9200 arrobas Cochenille, so dass ihre Waarea 
ca. 630000 duc. werth waren, bei der Tierra firme-Flotte 
werden Waaren nicht genannt, dagegen wird erwähnt, dass zwei 
Aviso-Schifl'e im April 1577 einen Werth von 87 533 Dukaten 
in Gold, Silber, Häuten, Perlen, Cochenille, Zucker, Cassia 
(canafistola), Ebenholz, Ingwer und indischem Pfeffer (aji) ein- 
gebracht haben sollen. 

Angaben von solcher Genauigkeit stehen uns für keine 
andere Flotte zu Gebote. Ausnahmsweise erwähnt das Sumario 
von 1578, dass die Neuspanienflotte 177 arrobas und 10 Pfund 
Zimmt (canela) mitgeführt habe; sonst schweigen sich die 
Sumarios über den Waarenverkehr fast ganz aus. Dagegen zeigea 
uns die in der Litteratur verstreuten Nachrichten, dass auch 
weiterhin die von den Indienflotten eingeführten Waaren im 
Wesentlichen dieselben blieben. Der Cochenille, als eines be- 
sonders werthvollen Handelsartikels, wird fast immer gedacht; 
sie wurde häufig, wie Gold und Silber, auf die Galeonen ver- 
laden, um eine möglichst sichere Ueberführung zu gewährleisten. 
Daneben erscheinen noch zwei andere Farbstoffe: grana (Schar- 
lach), was vielfach gleichbedeutend, dann aber doch auch neben 
Cochenille als etwas Verschiedenes aufgeführt wird, und Indigo 
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(anil). In einzelnen Fällen werden sogar Quantitäten dieser 
Artikel angegeben; so kamen 1599 40 Kisten, 1600 71508 
Kisten, 1604 4000 arrobas Cochenille; 1600: 292 Kisten, 1604: 
4000 arrobas, 1606: 1500 Zentner Indigo. Scharlach (grana) 
wird zwar auch im Anfange des 17. Jahrhunderts fast bei jeder 
Flotte erwähnt, doch wird nur 1606 die Menge auf 10000 arrobas 
angegeben. Seltener werden in späterer Zeit die Farbhölzer 
besonders aufgeführt, nur die Flotte von 1606 registriert 6000 
arrobas palo (de Campeche) und diejenige von 1657 2000 Zentner 
Brasilholz. Auch Zucker wird so oft angeführt, dass man eine 
andauernde regelmässige, wenn auch nicht allzu umfängliche 
Zufuhr — 1606 waren es immerhin 4000 arrobas — annehmen 
darf. Darin, dass gelegentlich immer wieder die Einfuhr von 
Seide in ansehnlichen Massen — 1604 kamen in einer Flotte 
26 000 Pfund — erwähnt wird, darf man wohl den Beweis 
finden, dass ein lebhafter Handelsverkehr nach den Philippinen 
und über diese hinaus nach China fortdauernd unterhalten 
wurde *). 

Um die Mitte des 17. Jahrhunderts tauchen dann noch 
einige neue Handelsartikel auf. Vor allem ist dies der Cacao. 
Ich habe zwar nirgends eine zahlenmässige Angabe über die 
eingeführten Mengen dieses Artikels auffinden können; aber 
während er noch in einer leidlich genauen Angabe vom Jahre 
1637 nicht genannt wird, erscheint er von 1640 an fast regel- 
mässig in den Notizen über jede einzelne Flotte, und es wird 
nicht verfehlt, zu bemerken, wenn die Zufuhr ungenügend ist, 
dass der Preis der Chokolade steigen werde; ein Beweis, dass 
sich dieses Getränk um die Mitte des Jahrhunderts rasch ein- 
gebürgert hatte. Daneben begegnet uns bei einem Schiffe von 
1657 zum ersten Male der Tabak als ein Artikel der Einfuhr, 
und zwar brachte dasselbe davon 6000 Pfund. Auf dem näm- 



*) Nach Cabrera de Cordoba resp. Barrionuevo v. supra. 
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liehen Schiffe befanden sich unter Anderem auch 12000 Pfund 
Vicunna-Wolle, die, wie die gesammte Ladung, von den Eng- 
ländern erbeutet wurde *). 

Es ist schon oben auf Grund der Fuggerschen Auf- 
zeichnungen der Gesammtwerth der Handelsartikel einzelner 
Flotten angegeben worden; wenn auch nicht gleich genaue Be- 
rechnungen, so finden sich doch auch noch für einige andere 
Flotten Abschätzungen des Gesammtwerthes ihrer Handelsartikel. 
Von den 9 Millionen Dukaten, welche die Flotte von 1581 an 
Bord hatte, sollen etwa 2 Millionen auf die Waaren entfallen 
sein 2). Für 1606 giebt Cabrera den Werth der Waren auf der 
Neuspanienflotte auf 2^2, den der Peru-Flotte auf 2 Millionen 
(pesos de a ocho) an^). Derselbe schätzt die Flotte von 1609 
insgesammt auf 12 Millionen, von denen 4400000 pesos auf 
die Handelsartikel entfallen*). Schon erwähnt wurde, dass die 
auffallend genaue Angabe 1 702 233 Pesos, welche KhevenhüUer 
für den Werth der Handelsartikel auf der Flotte von 1618 
macht, leider nur durch ein Subtractions-Exempel zustande 
kommt, indem er die genaue Summe der Edelmetalle von dem 
gesammten Schätzungswerthe der Flotte von 14 Millionen ab- 
zieht^). Immerhin ist die Zahl als Schätzungswerth brauchbar. 
Endlich liegt noch eine Schätzung für das Jahr 1655 vor, wo 
die Waaren abermals auf ungefähr 1 ^/2 Millionen Dukaten ange- 
geben werden. 

Meine gesammten Angaben sind natürlich nur sehr lücken- 
haft und von sehr verschiedenem, theilweise auch wohl recht 
anfechtbarem Werthe. Ich gebe sie auch nur einestheils als 
Proben von dem, was bei einer genaueren Durchforschung des 



^) Nach Pellicer u. ßamonuevo v. supra. 

*) Philippson, Ein Ministerium unter Philipp II, S. 41. 

*) Cabrera, ßelaciones fc. S. 287. 

*) ib. S. 386. 

*) Mittheilungen a. d. Germ. Nationalmuseum. 1893. S. 91. 
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lodien-Archives erhofft werden kann — denn was ich hier ver- 
öffentliche ist zum grössten Theile nur zufällig und durchgängig 
ohne systematische Forschung aufgefunden worden — theils um 
für die so gewonnenen Angaben einen wenn auch nur an- 
nähernden Vergleich mit den späteren Zeiten zu ermöglichen, 
und zu zeigen, dass selbst die gedruckte Litteratur einiger mehr 
oder minder brauchbarer Hinweise nicht ganz entbehrt. Bis 
jetzt ist allerdings das Material für eine erschöpfende wissen- 
schaftliche Behandlung des spanischen Kolonialhandels noch 
keineswegs ausreichend; aber ich denke, dass der Hinweis 
darauf, wie und wo ein besseres Material zu beschaffen ist, 
vielleicht als nicht ganz nutzlos angesehen werden wird. 



i^i 
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Die Bevölkerung von Siena im XVL, XVIL und 
XVIIL Jahrhundert 

Von 
Filippo Virgilii (Siena). 

Wer immer es unternimmt, eine geschichtlich-statistische 
Studie über die Bevölkerung von Stadt und Staat in Siena zu 
schreiben, muss sich damit begnügen, mit der zweiten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts anzufangen, also mit dem Uebergange des 
Staates in die Gewalt der Medici, da wir aus früherer Zeit 
keine Documente besitzen, die irgendwelche ernste Unter- 
suchungen oder beachtenswerthe Schlüsse zuliessen; und die- 
jenigen Nachrichten über die Bevölkerung Siena's im Mittelalter, 
und in der Renaissance, welche uns die Historiker noch hinter- 
lassen haben, sind grösstentheils fantastisch und übertrieben. 
So wollen wir also die Conjectural-Statistik beiseite lassen und 
nur die Documente prüfen. 

I. 
Bekanntermassen musste die Stadt Siena am 21. April 
1555 nach heldenmüthigem Widerstände gegen die Spanier das 
feindliche Heer unter dem Marchese di Marignano in ihre 
Mauern eindringen sehen, auf ihre republicanische Freiheit, für 
welche ihre Söhne den Tod und jede Entbehrung erduldet hatten, 
verzichten und sich dem Grossherzog und den Spaniern ergeben. 
Der Staat, durch dessen Erwerb die Macht der Mediceer immer 
mehr anwuchs, umfasste die beiden Provinzen Siena und Grosseto, 
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hatte eine Ausdehnung von 8412 km, zählte 136 Städte, Schlösser 
und Befestigungen^) mit einer Einwohnerzahl, die von Beloch 
auf 140000 geschätzt wird^). Traurig war zur Zeit der Ueber- 
gabe der Zustand des ganzen Staates, aber noch viel trauriger 
derjenige der Stadt Siena, welche nach Pecci^) vor der Belage- 
rung 40000 Einwohner und beim Einzug der Kaiserlichen nur 
6000 zählte. Diese Ziffern sind gewiss übertrieben. Der He- 
roismus der Bürger und die lange Dauer der Belagerung be- 
stimmten die Historiker, die Darstellung so zu färben und die 
Verluste auf Seite der Sienesen noch schwerer erscheinen zu 
lassen. Auch wird man gut daran thun, sich sowohl der Zahl 
derer zu erinnern (Frauen, Greise und Kinder), welche, zur 
Verteidigung unbrauchbar, in dieser Zeit die Stadt verliesseu, 
als auch der vielen Familien und Soldaten, die nach der üeber- 
gabe die Verbannung dem fremden Joch vorzogen*), um sich 
die oben erwähnten Differenzen erklären zu können. Die elende 
Lage der Stadt und ihres alten Gebietes drängte die Regierung 
dazu, die nötigen Massregeln zu ergreifen, um in die Land- 
districte, die auch nicht mehr im Stande waren, die so zu- 
sammengeschmolzene Bevölkerung zu ernähren, wieder Frieden 
und Wohlfahrt zu bringen. Der Gipfel alF dieser Leiden war 
aber eine heftige Hungersnoth, die damals in Italien und beson- 
ders in Toscana wüthete und noch dazu beitrug, die allgemeine 



*) Repetti, Dizionario geografico-fisico-storico della Toscana. 
FircDze 1843, V, 348. 

*) Bulletin de rinstitut international de Statistique; Rorae 
1888, tome III, 1. livraison, 21. 

') Memorie citirt von Mengozzi, II Monte dei Paachi di Siena, 
II, 4. Andere Schriftsteller schreiben der Stadt Siena vor der Belagerung 
30000 und nachher 10000 Einwohner zu. 

*) „Am 21. April 1555, nachdem Siena in die Hände Cosimos I. ge- 
fallen war, zog Monluc mit seinen Leuten in Beih und Glied aus der 
Stadt und 400 Sienesen folgten ihm, die mit ihren Familien und Hab und 
Öut freiwillig die Stadt verliessen, um anderswo die Freiheit zu suchen." 
Öalluzzi, Storia del Granducato di Toscana. Firenze, 1781, I, 170. 

29* 
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Noth zu steigern. Inzwischen kehrten viele von den Familien, 
welche sich aus Furcht vor Repressalien aus Siena entfernt hatten, 
zurück, und Cosimo I. fand, als er am 3. Juli 1557 in den 
Besitz der Stadt kam, der Berechnung zufolge, die er selbst 
angeordnet hatte, dass die Bevölkerung 10500 Einwohner zähle, 
eine Zahl an sich gering — gewiss viel mehr als man nach 
dem Kriege und der Hungersnoth erwarten durfte. 

Herzog Cosimo I. begab sich, mit Rucksicht auf die traurigen 
Zustände des inneren Gebietes, 2 Mal nach der Stadt, um sich 
persönlich von ihren Bedürfnissen zu überzeugen, und mit der 
Balia^) zu verständigen, welche ihm Ende Januar 1560 siene- 
sischer Zählung ein Memorandum überreichte, um ihn zu bestim- 
men, die traurige Lage des Volkes durch Ausstattung armer 
Mädchen und Gründung einer Pfandleihanstalt^) zu verbessern. 
Cosimo I. in seiner Schlauheit machte die schönsten Versprech- 
ungen, konnte und wollte sie aber nicht halten, so dass das 
Elend in Stadt und Staat noch lange Zeit währte. 

Im Jahre 1569 bekam Cosimo I. vom Papste Pius V. den 
Titel eines Grossherzogs, und dieses Ereignis wurde, so geringe 
Lust die Sienesen auch dazu hatten, mit grossem Pomp gefeiert. 
Die Bevölkerung ward immer noch von Elend und Krankheit 
heimgesucht: Die Kornspeicher reichten nicht aus, die Einwohner 
zu ernähren, und diesem Ungemach konnte auch die Fürsorge 
des Staates nicht steuern, der durch Verordnung aus dem Jahre 
1569 jede Ausfuhr von Korn, Weizen, Hafer und anderem Ge- 
treide aus dem Staate von Siena — mit Ausnahme der Ausfuhr 
nach dem Florentiner Staate — verboten hatte. Im selben Jahre 



^) Die „Balia** war Anfangs eine ausserordentliche Behörde, von wech- 
selnder Mitglieder zahl, Dauer und Machtvollkommenheit, und konnte in 
schwierigen Zeiten eingesetzt werden; nach 1455 wurde sie ständig, und 
im Laufe der Zeit bekam sie, bei gleicher Veränderlichkeit der Zahl, Macht 
un4 Dauer, eine solche Bedeutung, dass die wichtigsten Angelegenheiten 
in ihr geregelt wurden. 

*) Mengozzi, a. a. 0. II, 13. 
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befahl der Grossherzog eine Volkszählung im ganzen Territorium 
von Siena, um eine genaue Kenntnis des ökonomischen Standes 
zu gewinnen. 

Das Resultat dieser Zählung oder, wie man damals sagte, 
„deserizione delle bocehe", wird im Staatsarchiv von Siena auf- 
bewahrt, und wir entnehmen ihm die zusammenfassenden Ziffern^): 

Bewohner der Stadt Siena (im Jahre 1569) 16246 
y, der Masse (der Landgemeinden) 3394 

y, y, y, des übrigen Gebietes 94458 

Gesammtsumme der Einwohner des Staates 114098 

Wie man sieht, hat die Stadt Siena, trotzdem der Gross- 
herzog in den 19 Jahren seiner Herrschaft nichts zur Erleichte- 
rung ihres Schicksales gethan hatte, ihre Einwohnerzahl ganz 
bedeutend vermehrt. Die Zahl der Einwohner im ganzen Staat 
erlaubt uns ernsthafte Zweifel an der Genauigkeit der oben er- 
wähnten Angaben von Beloch, welcher die Bevölkerung des 
sienesischen Gebietes um das Jahr 1562 auf 140000 Köpfe 
schätzt. 

Im Jahre 1571 wurde eine neue Zählung vorgenommen, 
und da fand man, dass die Einwohnerzahl des Staates im Ganzen 
120000 betrug; das bedeutet also eine Zunahme von 6000 Ein- 
wohnern in 2 Jahren. Aber diese Zahl sinkt im Jahre 1574 
auf 100000 herab ^), und die Ursachen dieser Verminderung 
finden die Historiker in dem hartnäckigen Kampfe, den die 
Regierung gegen den freien Getreidehandel führte, in der lästigen 
Ueberwachung der Production, welche den guten Willen der 
Privaten unterdrückte und viele dazu trieb, ohne Weiteres das 



*) Sunto di Attti e Decreti di Balia per uso del Segretario 
delle Leggi M. Petrucci. R. Archivio di Stato, Siena. 

*) Mengozzi, a. a. 0. II, 13. 
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Land zu verlassen^). Die Kämpfe der Privatleute und die 
wiederholten Bitten der Balia dienten zu nichts; die gross- 
herzopfliche Regierung verfolgte ihren Weg, ohne darauf Acht 
zu haben. Und als Cosimo I. starb (21. April 1574), führte 
sein Nachfolger eine noch reaktionärere Politik ein, indem er 
jede Freiheit des Handels hinderte, den Verkauf von Vieh und 
den Export von Getreide aus sienesischem Gebiete verbot. 
Dazu kommt noch, dass der Stand der öffentlichen Sicherheit nichts 
weniger als gut war; ganze Banden von Verbrechern streiften 
ungestraft auf dem Lande umher, raubten und richteten solche 
Verwüstungen an, dass die Ernte, auch noch durch eine Heu- 
schreckenplage geschädigt, im Jahre 157H gleich Null war. Im 
Jahre 1578 wurden die Getreidezölle verdoppelt, die Aussaat 
verminderte sich, die entmutigten Besitzer kümmerten sich 
wenig oder gar nicht mehr um den Anbau, so dass sich im 
Jahre 1579 von Neuem der Kornmangel fühlbar machte. In 
diesem selben Jahre 1579 Hess die Regierung eine neue Volks- 
zählung vornehmen, deren Resultate in dem „Buche des Sekre- 
tärs Petrucci" aufbewahrt sind; aber sie beschränken sich auf 
die Stadt Siena und die „Masse" (Landgemeinden). Das Docu- 
ment aus dem Jahre 1579 ist aber doch viel wichtiger als 
jenes vom Jahre 1569, weil es die Einwohner der Stadt in 
Männer, Frauen und Kinder unter 10 Jahren scheidet und uns 
zeigt, in welcher Weise bei der Volkszählung vorgegangen 
wurde: 2 Bürger aus jedem Drittel der Stadt wurden beauf- 
tragt, Berichte zu sammeln. Auf Grund dieser „Descrizione 
d'anime" hatte die Stadt 20590 Einwohner aufzuweisen, in 
folgenden Gruppen: 

*) „Schon in den 14 Jahren der mediceischen Oberherrschaft über 
Siena hatte der commercielle und agrarische Niedergang der Stadt und 
ihres Staates durch die Aktion der Regierung einen verderblichen Anfang 
genommen, und alle Bitten der Bewohner, so dringend und beharrlich sie 
auch waren, dienten nicht dazu, diesen Gang der Dinge aufzuhalten oäer 
auch nur zu verzögern.'* Mengozzi, a. a. 0. TII, 11. 
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Männer 7646 

Frauen 8324 

Kinder unter 10 Jahren 4620 
und in folgenden Orten wohnhaft: 

a) Bezirk der Stadt: 2970 Männer, 3299 Frauen, 1981 

Kinder; Summe = 8250 

b) Bezirk von S. Martine: 2030 Männer, 2253 Frauen, 

1147 Kinder; Summe = 5630 

c) Bezirk von Camollia: 2646 Männer, 2772 Frauen, 1492 

Kinder; Summe =^ 6910. 
Die Landgemeinden zählten 5850 Bewohner^). 
So war also die Bevölkerung der Stadt aufs Neue gewachsen. 
Während sie im Jahre 1569 nur 16246 Köpfe zählte, hatte sie 
im Jahre 1579 20590 erreicht. In 10 Jahren vollzog sich also 
eine Zunahme von 4344 Personen, das bedeutet eine jährliche 
Zunahme von etwa 400 Individuen. 

Wenn man die angeführten Ziffern prüft, wird man 
leicht erkennen, dass die Zahl der Frauen diejenige der Männer 
sehr übersteigt. Diese Erscheinung kann man der Thatsache 
zuschreiben, dass die Stadt viele Klöster für Nonnen besass, die 
zum grössten Theil vom Lande und den umliegenden Gebieten 
gekommen waren. Und über die Constatirung der anderen 
Thatsache, dass die Bevölkerung der Stadt in jener Zeit zunahm, 
während diejenige des Staates im Abnehmen begriffen war, 
brauchen wir uns nicht weiter zu wundern, da ja die Ver- 
wüstung auf dem Lande und die geringe Entwickelung des 
Ackerbaues viele Bewohner bestimmten, sich in die Stadt zurück- 
zuziehen und dort eine Beschäftigung entweder in Ausübung 
der Kunst oder eines Gewerbes zu suchen. 

Der Zustand des Staates, der, wie wir schon sagten, sehr 
traurig war, verschlimmerte sich plötzlich noch durch das Auf- 

*) Sunto di Atti e Decreti di Balia per uso del Segretario 
delle Leggi M. Petrucci; anno 1579; Foglio 11, a tergo. R. Archivoi 
di Stato, Siena. 
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treten einer Krankheit, „pecora" oder „castrone" genannt, der in 
Siena vom 15. Juli bis 15. Oktober 1580 866 Personen zum 
Opfer fielen, und zwar 224 Männer, 186 Frauen und 456 Kinder 
unter 12 Jahren^). Wie wir sehen, war die Kindersterblichkeit 
besonders gross. 

Wenn alle diese Unglücksfälle nicht genügt hätten, so ver- 
schlechterte auch noch die Vermählung des Grossherzogs mit 
Bianca Capello die allgemeine Lage des Landes, da man, um 
Geld zu schaffen, von Neuem die ünterthanen mit Steuern 
belastete: über 7000 Personen hatten im Jahre 1582 die Ma- 
remma verlassen, um anderswo ihr Glück zu suchen^). Die 
Zeit von 1583 bis zum Ende des Jahrhunderts bedeutet für 
Siena und sein altes Gebiet eine Kette von Unglücksfällen. Im 
Jahre 1588, nach dem plötzlichen Tode des Grossherzogs und der 
Grossherzogin, bestieg Ferdinande de Medici den Thron, der, 
eingedenk der sienesischen Zustände, im Jahre 1590 die Stadt 
besuchte. Die Balia verfehlte nicht, dem Fürsten die elende 
Lage der Bevölkerung darzustellen und energische Massregeln 
zu fordern. Daraufhin gewährte der Grossherzog zur Linde- 
rung der Noth und des Kornmangels, welche in jenem Jahre 
Toscana und ganz Italien so schwer heimsuchten, eine Summe 
von 10 Scudi. Im Jahre 1591 war wieder Hungersnoth; mehr 
als eine Million Scudi musste der Staat darauf verwenden, sich 
von England, Danzig und Lübeck Getreide zu verschaffen. Dieser 
Getreidemangel dauerte bis 1594^) und trug noch dazu bei, die 
ökonomische Lage der Stadt und ihres alten Gebietes, das im 
Jahre 1596 109048 Einwohner zählte*), zu verschlimmern. 

Wenn wir das Vorhergehende zusammenfassen, können 
wir constatiren, dass die Stadtbevölkerung von der Zeit der 



^) Sunto di Atti e Decreti Foglio 17 e 18. 
*) Mengozzi, a. a. 0. II, 65. 
*) Mengozzi, a. a. 0. 151—174. 

*) Relazione Biringucci im R. Arch. di State und Ms. der Biblioteca 
Comunale. 
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Belagerung (1555) bis zum Schlüsse des 16. Jahrhunderts an 
Zahl stetig wächst, während diejenige des übrigen sienesischen 
Gebietes sehr schwankt und im Ganzen eher tief steht. Die 
Lage der Dinge zeigt folgende Uebersicht: 



Jahre 


Bevölkerung der Stadt 


Bevölkerung des Staates 


1555 


10000 Einwohner 


140000 Einwohner (?) 


1557 


10500 „ 


— — 


1569 


16 246 „ 


114098 Einwohner 


1571 


_ — 


120000 „ 


1574 


— — 


100000 „ 


1579 


20590 Einwohner 




1596 


— — 


109048 Einwohner 



11. 

Im Anfang des XVll. Jahrhunderts ging die Mediceische 
Herrschaft durch den Tod Cosimos 1 in die Hände der beiden 
Fürstinnen Christine und Maria Magdalena über, unter deren 
Vormundschaft der zukünftige ßegent stand. Der Staat war 
damals eine Beute des übertriebensten Bigottismus, und während 
er dringend einer Reform bedurfte, ging die einzige Sorge der 
Regierenden dahin, die Zahl der Klöster zu vermehren und die 
Staatsgelder in Almosen für Mönche und Nonnen zu ver- 
schleudern. 

Uebrigens machte der sienesische Staat damals eine heftige 
Geldkrise durch ^), und die Balia musste sich mehrere Male an 
den Fürsten wenden, damit er die traurige Lage der Dinge 
verbessere, „den Markt erweitere und das Geld, das hinaus- 
getragen werde, wieder zurückbringe". Das Volk lebte 
in den traurigsten wirthschaftlichen Verhältnissen, und so gross 



^) Mengozzi, a. a. 0. III, 215. 
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war die Zahl der Armen, dass im Jahre 1621 eine Verordnung 
bestimmte, alle Bettler sollten Arbeit bekommen und alle 
Arbeitsscheuen sollten aus der Stadt vertrieben werden. Gerade 
in dieser Zeit wurde zur Linderung der Noth der „Monte dei 
Paschi" gegründet — die Ergänzung des alten „Monte Pio" 
durch eine Creditbank — , eine Anstalt, welche später der Stadt 
Siena Glanz und Reichthum verlieh. 

Im Jahre 1612 zählte die Bevölkerung 18659 Einwohner 
und diejenige der „Masse" (Landgemeinden) 5319; die Bevöl- 
kerung des ganzen Staates erreichte die Zahl von 117173. Im 
Jahre 1627 war die Einwohnerzahl der Stadt auf 17300 ge- 
sunken ^). 

Im selben Jahre kehrte Katharina de Medici, Herzogin von 
Mantua, die soeben Witwe geworden, nach Toscana zurück und 
wurde an die Spitze der Regierung von Siena gestellt. Damals 
war fast ganz Italien von Hungersnoth und Pest heimgesucht. 
Die Pest, welche nun auch in Toscana, das einige Zeit immun 
gewesen war, eindrang, verwüstete nun auch Florenz, und 7000 
Personen fielen ihr im August 1627 zum Opfer; sie verschonte 
aber Siena und sein Gebiet^). Trotzdem hörte das Unglück 
nicht auf, unsere Stadt zu verfolgen, so dass der Grossherzog 
sich auf wiederholte Bitten dazu verstehen musste, die Steuern 
zu vermindern, den Armen der Stadt durch ein Jahr eine 
monatliche Unterstützung von 100 Scudi zu gewähren. Aus 
diesen Thatsachen sollte man schliessen, dass die BevölkeruDg 
abgenommen hätte ; statt dessen zählte die Stadt aber im Jahre 
1630 18440 Menschen; und diese Zunahme lässt sich aus der 
Thatsache erklären, dass die Leute aus Furcht vor der Pest aus 
den umliegenden Gegenden herbeieilten, um einen Ort zu suchen, 
der von ihr verschont war; zwischen 1630 und 1640 haben wir 



^) Cronachetta ms; im Arch. di Stato, Siena. 
*) Mengozzi, a. a. 0., III, 155—56. 
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keine sicheren Quellen, aus denen wir Nachrichten über die 
Bevölkeruu|?sbewegung schöpfen könnten. Wir wissen nur, dass im 
Jahre 1638 die Einwohnerzahl des Staates auf 88 325 gesunken, 
d. h. also seit dem Ende des vorigen Jahrhunderts um mehr als 
20000 Personen reducirt war. üeber das Jahr 1640 finden wir 
sehr verlässliche und ausführliche Berichte in einem wichtigen 
Documente, welches im Staatsarchiv und in der städtischen Bi- 
bliothek in Siena aufbewahrt wird. Das Document hat den 
Titel „Relazione sulla visita fatta nel 1640 per ordine di Sua 
Altezza alla cittä di Siena e suo dominio" und ist vom 28. 
Oktober 1640 datirt; gezeichnet ist es von den Herren Alessan- 
dro Venturi, Auditor, Francesco de' Medici, Depositar, Bernardo 
Fantini, Auditor des Fiscus, Giovanni Biringucci, Provisor, welche 
vom Regenten beauftragt waren, „di pensare e proporre qualche 
aggiustamento per le comunita dello State di Siena, affine di 
provvedere alli disordini che continuamente seguivano per li gra- 
vamenti deU'Opera e della Biccherna, sende esecutati nel pro- 
prio loro avere i rappresentanti e camarlinghi con molte loro 
doglianze e querele, ben che non si ritrovassero in mano effetti 
delle Comunita, le quali per tali esecutioni erano tenute in 
continuo travaglio 'e spese di diritti". Aus diesem Berichte 
entnimmt man, dass der sienesische Staat damals 6 Städte, 100 
Befestigungen (terre murate), 10 Capitanati, 18Potesterie, 10 Vica- 
riate, 12 Markgrafschaften und Herrschaften umfasste. Die 
„fuochi" (Haushaltungen) des ganzen Staates erreichten die Zahl 
von 20586, die Güter (poderi) 7752. Der Staat zählte 96021, 
die Stadt 15998, die „Masse" 5415 Einwohner; im Ganzen 
117434; diese durch die Zahl der Haushaltungen dividirt 
ergeben 5 — 6 Individuen auf ein Haus (fuoco). Wenn wir die 
Zahl der Stadtbewohner vom Jahre 1630 mit jener vom Jahre 
1640 vergleichen, sehen wir, dass sie in 10 Jahren um 2442 
Personen abgenommen hat, während die Bevölkerung des Staates 
in nur 2 Jahren um gut 29 109 Personen angewachsen ist. 
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Dieser Gegensatz lässt uns wohl aa der Genauigkeit der Angabe^ 
des Jahres 1638 zweifeln, und wir müssen uns vor Augen 
halten, dass die Statistik vor 1640 nicht mit derselben Sorgfalt, 
zusammengestellt ist, welche wir bei der Statistik des Biringucci 
finden. 

Derselbe Bericht sagt uns, dass die Stadt- und Land- 
gemeinde von Siena 358 Weltgeistliche, 418 Klosterbrüder und 
andere Geistliche, 1267 Nonnen hatte; im Ganzen 2043 Geistliche 
und Nonnen — gewiss eine beträchtliche Ziffer im Vergleich 
zur ganzen Bevölkerungszahl von 21413 in Siena und den Land* 
gemeinden. Und noch wichtiger ist die Thatsache, dass sich 
im übrigen Theil des Staates unter 96021 Bewohnern nur 1296 
Geistliche beiderlei Geschlechts fanden. 

In Siena und seinem Staat zählte man 203 Doktoren im 
Collegium, darunter 35 Theologen, 32 Philosophen und 136 
Juristen; etwa 80 Doktoren waren ausserhalb des Staates. 
Dazu 72 Ordensritter von St. Stefan und 37 Malteser. 

Der Bericht, den wir eben benützt haben, enthält auch 
viele Angaben über die wirthschaftlichen* Verhältnisse des 
Staates. Besondere Erwähnung verdienen die Einkünfte der 
Geistlichen und frommen Stiftungen, welche im Ganzen auf 
105843 Scudi geschätzt werden, während jene der Laien 278 500 
Scudi betragen. Wie sehr die Industrie im Niedergang begriffen 
war, ergiebt sich aus dem Umstände, dass alle Betriebe, 352 an 
der Zahl, nur ein Kapital von 237 700 Scudi besassen, und dass 
die wichtigste, die Wollindustrie „nicht mehr Stücke Tuch ex- 
portirte, als sie spanische Wolle, die gekauft werden musste, 
importirte." Das Geld, das in einem Jahre „in Siena und im 
Staate circulirte'*, wurde auf 833 000 scudi geschätzt, „und diese 
Zahl erscheint beachtenswert, nicht als Element des Geldreich- 
thums, sondern vielmehr als Symptom für die Höhe der Perso-^ 
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nalschulden, welche den Staat von Siena belasteten'*. Und diese 
^ahl setzt sieh aus folgenden Bestandtheilen zusammen: 

Im Monte dei Paschi scudi 250000 
Im Monte Pio . . . „ 33000 
In Wechseln ... „ 250000 
In Renten .... ^ 300000 

scudi 8330001) 

Aus den oben erwähnten Ziffern geht hervor, dass die Be- 
völkerungszahl abnimmt, die Anzahl der Geistlichen zunimmt, 
die Betriebe stocken, die Anzahl der Klöster steigt : alles ernste 
Anzeichen starken Niederganges. 

Im Jahre 1642 bemerken wir eine leichte Zunahme der 
Stadtbevölkerung, die nun die Zahl von 16745 Seelen erreicht^). 
Da sich jedoch der Zustand des Staates vom Jahre 1640 — 42 
nicht gebessert hatte, so müssen wir diese Zunahme der That- 
sache zuschreiben, dass wieder viele Aufnahmen in die Klöster 
stattfanden. Im Jahre 1643 erreichte die Einwohnerzahl der 
Stadt, ohne die Mönche und Nonnen, die Höhe von 14202. Die 
Lage des Staates hat sich in dieser Zeit nicht gehoben: wir 
sehen vielmehr, dass die Regierung die Situation noch ver- 
schlimmert, indem sie, um die Soldaten zu erhalten und 
Festungen zu errichten, neue Steuern ausschreibt ^). So musste 
der sienesische Staat über 17000 Scudi zahlen. Wir bekommen 
«inen Begriff von dem Elend, das Siena damals bedrückte, 
wenn wir bedenken, dass die Balia am 17. Dezember 1647 in 
Bücksicht auf die grosse Zahl der Armen durch eine specielle 
Verordnung des Fürst- Gouverneurs sechs Edelleute, und zwar 
2 für jedes Quartier, beauftragte, „die Aufnahme der Armen 



*) Mengozzi, a. a. 0., III 213. 

*) Ms. der Biblioteca Comunale, p. 43. 

') Mengozzi, a. a. 0., IV, 7. 
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ZU machen und sie in Classen zu theilen" ^). Inzwischen ver- 
ringerte sich auch der Staatsschatz, und dies verschärfte noch das 
Elend des unglücklichen Staates. Im Jahre 1657 bestand die 
Bevölkerung aus 18182 Personen und zwar^): 

Männer 5484 

Frauen 6620 

Knaben 1821 

Mädchen 1253 (von denen 129 in Klöstern) 

Priester 1091 

Juden 267 

Im Spital 895 

In der Festung 250 

Von 1643 — 57 vollzog sich in der Stadt eine Zunahme von 
3980 Personen. Der weibliche Bevölkerungsüberschuss findet 
seine Erklärung in der grossen Zahl von Nonnenklöstern, in 
denen w^ohl die Frauen vom Lande und den Territorien der 
Umgebung zusammenströmten. 

Nach 1657 erreicht der öffentliche und private Nothstand 
eine solche Höhe, dass im Jahre 1670 die Stadtbevölkerung auf 
14789 Köpfe reducirt ist, und zwar: 

Stadtbezirk 
Männer 2126 Frauen 2393 

Bezirk von St. Martino: 
Männer 2332 Frauen 2605 

Bezirk von CamoUia: 
Männer 2589 Frauen 2744 



*) Descrizione dell'Aniine e popolo che si trova nella 
cittä di Siena l'anno 1670 fatta d'ordine di Messere Illmo e 
Rev.i^o Monsignore Arcivescovo Ascanio Piccolomini c compi- 
lata 11 15 maggio distinta a terzo a terzo di cittä e divisa di 
parrocchia in parrocchia (Biblioteca Oomunale: Codice B — V — Ij'^fogli 
32 und 33). 

*) Ms. der B. Oomunale, p. 47. 
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Es lebten also im Jahre 1670 in Siena 7047 Männer und 
7742 Frauen, und die Frauen blieben immer in der üeberzahl 
— im Gegensatz zu dem Verhältniss, das sich meistens bei den 
modernen Volkszählungen ergiebt. Die Erklärung aber finden 
wir darin, dass die Stadt in 20 Klöstern eine grosse Anzahl 
von Nonnen beherbergte, wie aus folgender Tabelle hervorgeht^): 

Eingekleidete Nonnen 716 
Dienende Schwestern 272 



Mädchen '^' ' ^^^^ 

Laienschwestern 



1 

114 ( 
57) 



Von 1657 bis 1670 hat die Bevölkerung der Stadt wesent- 
lich abgenommen: bei dem traurigen Zustand, in welchem sie 
sich zu dieser Zeit befand, war auch wohl nichts anderes zu 
erwarten. Die Bevölkerung des Staates dagegen war gewachsen; 
sie steigt im Jahre 1670 auf 110181 Einwohner^). 

Im Jahre 1671 waren die Staatseinkünfte sehr gering und 
die wirthschaftlichen Missstände machten sich noch durch viele 
Jahre geltend. Nichtsdestoweniger erreicht die Bevölkerung 
des ganzen Staates im Jahre 1677 die Zahl von 115112 Per-^ 
sonen: eine bedeutende Zunahme, die sich thatsächlich nicht 
erklären lässt; auch war sie nur vorübergehend, da jaToscana, 
und zwar nur durch die Schuld des Grossherzogs, aufs Aeusserste 
gedrückt und erschöpft wurde. In der That zählt auch die 
Bevölkerung des Staates im Jahre 1686 110 920, im Jahre 1691 
109640 Einwohner. Nach diesem Jahre erfahren wir gar nichts 
mehr, weder über die Bevölkerung, der Stadt, noch über jene 
des Staates, dessen Zustand am Ende des 17. Jahrhunderts von 
Galuzzi folgendermassen geschildert wird: „Die Hauptursache 
für den Niedergang jener unglücklichen Provinz war die un- 



*) Lettere e Memorie di Ascanio Piccolomini; im cit. 
Codice B— V— 1. 

*) Archivio Mediceo 2033, bei Beloch, 19. 
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nöthige Beschränkung, die der Industrie und ihren Bewohnern 
auferlegt war, um deren Product dem florentinischen Staate dienst- 
bar zu machen. Die Handelsfreiheit, so oft durch das Gesetz ge- 
währt und durch die That widerrufen, die Feststellung der 
Getreidepreise, mehr durch die Zwecke und Interessen der Mo- 
nopolisten als durch den Ackerbau beeinflusst, endlich die 
Steuern und wechselnde, sich widersprechende Gesetze hatten 
diese Bewohner noch mehr erschreckt und dem Ackerbau ent- 
fremdet, als durch das ungesunde Klima bewirkt worden war^)." 
Im Folgenden geben wir zusammenfassend die Nachrichten 
über die Bevölkerung Sienas und seines Gebietes im 17. Jahr- 
hundert: 



Jahre 


Stadt 


Masse 


Staat 


1612 


18659 


5319 


117173 


1627 


17300 


— 


— 


1630 


18440 


— 


— 


1638 


— 


— 


88325 (?) 


1640 


15998 


5415 


96020 


1642 


16745 


— 


— 


1643 


14202 


— 


— 


1657 


15678 


— 


— 


1670 


14789 


— 


110181 


1686 


— 


— 


110920 


1691 








109640 



Wir sehen also, dass die Stadtbevölkerung zur Abnahme 
neigt und diejenige des Landes fortwährenden Schwankungen 
unterworfen ist. 

III. 
Im Anfang des XVIII. Jahrh. finden wir ganz Toscana von 
denselben Uebeln heimgesucht, unter denen es im vorhergehen- 
den Jahrhundert gelitten. Der Ackerbau und die Industrie 



^) Galuzzi, Storia del Granducato, libro 8 capitolo 6. 
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sanken von Tag zu Tag, die Unterthanen wurden fortwährend 
durch Auflagen und Steuern belastet, und die Bettelei wuchs in 
erschreckendem Maasse. Aber trotz des wirthschaftlichen und 
moralischen Niederganges hatte Siena in jener Zeit noch beson- 
dere Hilfsquellen. Die Klöster und Wohlthätigkeitsanstalten 
verwendeten, obwohl sie mehr als 2 Drittel ihrer Einkünfte für 
Cultuszwecke ausgaben, den Rest dazu, das grosse Elend zu 
lindern; und ebenso mächten es die angesehenen Bürger und 
geistlichen Institute. Dazu kommt auch, dass die Aristokraten und 
gut situirten bürgerlichen Familien den Umkreis des Staates Siena 
fast nie verliessen und so den grössten Theil ihrer Einkünfte in 
Siena oder dessen Gebiet verausgabten^). 

Im Jahre 1711 starb Fürst Francesco Maria, Ex-Cardinal 
und Gouverneur von Siena, und der Grossherzog verlor jede 
Hofl^nung auf eine rechtmässige Erbfolge. 

Darüber entstand grosse Unruhe in ganz Toscana, weil man 
eine Fremdherrschaft fürchtete. Der Getreidemangel, das all- 
gemeine Elend, die übermässigen Lasten und die Ungunst der 
Witterung, die jede Feldfrucht zerstörte, verschlimmerten noch 
die ohnedies so traurigen Zustände in ganz Toscana und ins- 
besondere im Staate von Siena. 

Die Bürger wandten sich, durch Vermittelung der Balia, 
an die Regierung um Vorkehrungen gegen diese verzweifelten 
Zustände, aber Klagen und Bitten waren, wie immer, vergeblich. 
Im Jahre 1713 wurde Violante di Baviera an die Spitze der 
sienesischen Regierung gestellt; obwohl aber das sienesische 
Volk grossen Nutzen von dieser Fürstin erhoffte und ihre An- 
kunft mit Freude begrüsste, wurde ihm nur durch Auflagen 
schwerer Steuern und neue Beschränkungen der Industrie, u. a. 
der Lederindustrie, gelohnt. 



Mengozzi, a. a. 0., IV, 307—9. 
Zeitschrift für Social- und Wirthschaftsgeschichte. VII. 30 
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Im Jahre 1717 nahm man eine Volkszählung vor und fand, 
dass die Bevölkerung der Stadt 15 963 Seelen zählte, folgender- 
massen vertheilt^): 



Weltgeistliche 


272 


Im CoUegio Tolomei 


S5 


Cleriker 


183 


Im Seminar 


45 


Mönche 
Nonnen 


275 
549 


Männer 1 , ^ . . 
T. } der Gememde 
l«rauen j 


5234 

5287 


Dienende 


245 


Knaben 


1492 


Zöglinge 


97 


Mädchen 


1516 


In den Conservatorien 


398 


Juden 


295 



Aus diesen Zahlen ersehen wir, dass der Procentsatz der 
Geistlichen sehr stark ist. Wenn wir mit diesen die Ziffern aus 
dem Jahre 1670 vergleichen, ergiebt sich, dass die Stadtbevöl- 
kerung in 47 Jahren um 1174 Individuen zugenommen hat — 
an sich wohl eine geringe Zahl, wenn wir aber die traurigen 
Verhältnisse bedenken, durch welche die unglückliche Stadt hin- 
durchgegangen war, so können wir nicht mehr erwarten. Im 
Jahre 1719 fühlte die Regierung das Bedürfniss, der Industrie 
und dem Handel neue Steuern und Fesseln aufzuerlegen. Cosimo lil. 
starb am 31. Oktober 1723 im Alter von 80 Jahren, und ihm 
folgte im Alter von 56 Jahren Gian Gastone, der seine Regie- 
rung gleich durch Einschränkung des geistlichen Einflusses, der 
in Toscana die Oberhand hatte, einweihte. Die Balia bemerkte 
die guten Absichten des neuen Herrn und bat ihn im Jahre 
1724, das Schutzzollgesetz abzuschaffen, das in Toscana mit 
eisernen Klammern jedes landwirthschaftliche Leben ertödtete. 
Diese ihre Bitten hatten auch einigermassen Erfolg, denn that- 
sächlich wurde in der Maremma die Handelsfreiheit für Getreide, 
an welchem von 1721 bis 1724 im ganzen Gebiete grosser 
üeberfluss war, wiederhergestellt. Am 9. Februar 1725 (ab 



^) Pecci, Giornale ms. der Biblioteca Comunale, I, 180. 
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Incarnatione) erschien ein grossherzogliches Edikt, und dieses 
versprach Verminderung der Steuern und Gesetze zur Erleich- 
terung und Förderung des Gewerbes. 

Vielleicht ist diesen wohlthätigen Maassregeln der gross- 
herzoglichen Regierung die Zunahme der Bevölkerung zu danken, 
welche im Jahre 1726 in Siena 16857 Seelen zählte, in folgen- 
Vertheilung ^) : 



Weltgeistliche 


318 


Im CoUegio Tolomei 72 


Cleriker 


186 


Im Erzbisch. Seminare 40 


Mönche 
Nonnen 


273 
510 


Männer \ . ^ . ^ 5063 
ü } d. Gememde ^^^ , 
Frauen J 6024 


Dienende 


256 


Knaben 1887 


Zöglinge 


87 


Mädchen 1497 


In den Conservatorien 


332 


Juden 312 



In neun Jahren beträgt die Zunahme 894 Personen; wir 
beobachten sie besonders bei Kindern männlichen Geschlechtes, 
bei den Männern der Gemeinde wie auch in geringem Grade 
bei den Juden. 

Mau darf natürlich nicht glauben, dass Noth und Elend in 
Stadt und Staat durch die guten Absichten der Regierung auf 
einmal verschwunden wären: im Jahre 1727 macht sich solcher 
Geldinangel geltend, dass sogar den Professoren ihre Gehalte 
vorenthalten werden. Der drohende üeberfall von Seiten der- 
jenigen Fremdmächte, welche die Erbfolge des Grossherzogtums 
abändern wollten, nöthigten Gian Gastone, die Städte zu befes- 
tigen und Soldaten zu unterhalten^), und so hinderte er die 
günstige Entwicklung des Landes, die er, als er zur Regierung 
gelangt war, zu fördern gedacht hatte. Trotzdem finden wir im 
Jahre 1732 die Bevölkerung von Siena nur um ein Weniges 
verringert, wie die folgende Tabelle zeigt ^); 



^) Pecci, Giornale ms. cit, I, 180 — 81. 

*) Galuzzi, Storia del öranducato, p. 301. 

') Pecci, Giornale ms. cit, II, 101. 
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Weltgeistliche 


334 


Collegio Tolomei 72 


Cleriker 


208 


Seminar von S. Giorgio 44 


Mönche 


249 


Erwachsene Männer 5019 


Nonnen 


569 


„ Frauen 5610 


Laienschwestern 


236 


Knaben 1860 


Zöglinge 


115 


Mädchen 1860 


In den Conservatorien 


278 


Juden 380 



Hier finden wir, gegenüber dem Jahre 1726, eine Zunahme 
der Weltgeistlichen, der Cleriker, der Nonnen, der Zöglinge, 
der Seminaristen und der Juden, dagegen eine Abnahme der 
Mönche, der erwachsenen Männer und Frauen, sowie auch der 
Mädchen. 

Im Jahre 1737 begann in Toscana die Herrschaft 
der lothringer Dynastie, und Franz IL von Lothringen bestieg 
den grossherzoglichen Thron. Als die Sienesen dem neuen Herrn 
ihre Huldigung darbrachten, verfehlten sie nicht, den Fürsten 
um Hilfe zu bitten, damit der Staat seine frühere Herrlichkeit 
wieder erreichen könne. Die Stadt hatte wirklich ein Recht 
darauf, Hilfe und Ermuthigung zu verlangen ; denn nach kurzer 
Pause schon schien sie ihren Weg des Niederganges fortzusetzen, 
und gerade im ersten Jahre der lothringischen Herrschaft hatte 
die Bevölkerung im Vergleiche zum Jahre 1732 um 946 Indi- 
viduen abgenommen, und die Diöcese von Siena, welche im 
Jahre 1732, die Stadt nicht einbegriffen, 21560 Seelen um- 
fasste, war im Jahre 1737 auf 20614 reducirt. Die Stadt- 
bewohner waren in folgende Classen getheilt: 



Weltgeistliche 


382 


Collegio Tolomei 73 


Cleriker 


181 


Seminar von S. Giorgio 42 


Mönche 


264 


Erwachsene Männer 4824 


Nonnen 


571 


„ Frauen 5683 


Laienschwestern 


267 


Knaben 1661 


Zöglinge 


120 


Mädchen 1591 


In den Conservatorien 


343 


Juden 382 
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Wie gewöhnlich, betrifft die Zunahme die Weltgeistlichen, 
Mönche, Nonnen, Laienschwestern, erwachsenen Frauen und Juden, 
während die Zahl der erwachsenen Männer, der Knaben und 
Mädchen abnimmt, was nicht sehr tröstlich klingt. Die geist- 
liche Bevölkerung nimmt grosse Proportionen an; von 1717 an 
hat sie sich fortwährend vermehrt, wie wir aus folgender Ueber- 
sicht erkennen: 

1717 1726 1732 1737 



Weltgeistliche 


272 


318 


334 


382 


Cleriker 


183 


186 


208 


181 


Mönche 


275 


273 


249 


264 


Nonnen 


549 


510 


569 


571 


Dienende 


245 


256 


— 


— 


Laienschwestern 


— 


— 


236 


267 


Total 


1524 


1543 


1596 


1665 



Die Zahl der Juden war also von 1717 — 1737 bedeutend 
gestiegen, und dies müssen wir wohl dem Umstände zuschreiben, 
dass die Verfolgungen, die im 17. Jahrhundert nicht gefehlt 
hatten, nun eingestellt wurden. 

Nach 1734 nimmt der wirthschaftliche Verfall des siene- 
sischen Staates wieder zu. Die Finanzen waren vollkommen 
erschöpft, und die ßalia bekam von der Regierung den Rath, 
neue Steuern auszuschreiben, um für alle Ausgaben — u. a. 
den Unterhalt der spanischen Garnison — aufkommen zu 
können. 

Die Industrien, besonders die Seiden- und Wollfabrikation, 
lagen darnieder trotz der guten Absichten der Privaten, die 
immer noch zu viel von der Regierung hofften; die Bettler ver- 
mehrten sich; die Wohlthätigkeitsanstalten waren in jammer- 
vollem Zustand^). Air diese Thatsachen konnten auf die Be- 
völkerungsbewegung keinen günstigen Einfluss haben, und wir 

*) Mengozzi, a. a. 0. V, 70—87. 
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279 


Weltgeistliche 


305 


Cleriker 


146 


Nonnen 


980 


Verheirathete 


4627 
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sehen in nachstehender Tabelle, dass die Bevölkerung im Jahre 
1745 in der Stadt gesunken ist^): 

Erwachsene Männer 2090 

Minderjährige 1801 

Erwachsene Frauen 3298 

Minderjährige 1549 

Juden 356 
Im Ganzen: 15431 Individuen. 

Die Zahl der Geistlichen hat noch eine Steigerung erfahren, 
die der Juden dagegen etwas abgenommen. 

Die folgenden Jahre waren nicht günstig für den Staat und 
die Stadt Siena. Im Jahre 1747 war die Hungersnoth so gross, 
dass energische Maassregeln von der Balia und der grossherzog- 
lichen Regierung ergriifen werden mussten, die sich nun ge- 
zwungen sah, Vorkehrungen zur Hebung der Zustände und be- 
sonders zur Wiederbevölkerung und Bearbeitung der Maremmen 
zu treffen, deren traurige Verfassung von Sallustio Bandini 
anschaulich geschildert wird. Im Jahre 1748 hatte man eine neue 
Hungersnoth zu beklagen, und die „Abbondanza" von Siena 
erhielt die Erlaubnis, „für dieses Jahr aus dem Gebiet von 
Arezzo, Cortona und Montepulciano 300 Scheffel Korn zu be- 
ziehen." Unter solchen Umständen musste die Einwohnerzahl 
noth wendig abnehmen und war thatsächlich im Jahre 1749 auf 
14961 Seelen gesunken^): in 4 Jahren also um 470 Individuen. 
Von 1749 bis 1751 finden wir keine Thatsache, die für die 
Bewegung der Bevölkerung von besonderer Bedeutung wäre; 
sie steigt in diesemletzten Jahre auf 14974 Seelen, das bedeutet, 
wie wir sehen, eine sehr geringe Zunahme. 

Der Zeitraum von 1751 — 1765 (dem letzten Jahre, aus welchem 
wir Nachrichten über die Bevölkerung Sienas besitzen) bringt 



1) Pecci, Ms. citato, II, 216. 
*) Pecci, Ms. citato, II, 283. 
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eine Verbesserung der allgemeinen Zustände in Toscana; so 
steigt auch die Bevölkerung^) nicht nur im übrigen Grossherzog- 
thum, sondern auch in Siena und seinen Diöcesen. In Siena 
finden wir im Jahre 1765 16344 Einwohner und 38621 in seiner 
Diöcese. Die sienesische Bevölkerung war folgendermassen ver- 
theilt2): 

Mönche 219 

Nonnen 932 

Ansässige m.Fremd.lim J. 76 
Ansässige Frauen /l764 65 
Juden 300 

Besonders beachtenswerth ist die Abnahme der Geistlichen 
— das Resultat der Politik, welche der zweite lothringische 
Herzog geübt hatte. Wenn wir ebenso wie bei den beiden 
früheren Jahrhunderten die Daten über die Bevölkerungsbewegung 
zusammenfassen, so erhalten wir folgendes Bild: 



Erwachsene Männer 


4856 


Erwachsene Frauen 


5874 


Knaben 


1821 


Mädchen 


1751 


Weltgeistliche 


293 


Cleriker 


157 



Jahre 


Siena 


Diöcese 


Staat 


1717 


15963 


— 


— 


1726 


16857 


— 


— 


1732 


16844 


21560 


— 


1737 


16388 


20614 


— 


1745 


15431 


— 


— 


1749 


14961 


— 


— 


1751 


14974 


38621 


— 


1765 


16344 


— 


— 



Die Schwankungen in diesen Zahlen können nur von den 
Thatsachen herrühren, welche wir aufgezählt haben, d. h. der 
Hungersnoth, der Steuerhöhung und der Unsicherheit der gross- 
herzoglichen Politik in Betreff der Handelsfreiheit. 



^) Zobi, Storia de IIa Toscana, I, Appendice, 97. 
*) Pecci, Ms. cit. 
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Ich habe mich darauf beschränkt, nur die wichtigsten und 
in den Urkunden des Staatsarchivs und der Coramunal-Bibliothek 
von Siena beglaubigten Zahlen anzuführen, und nur aus aner- 
kannten geschichtlichen Darstellungen Schlüsse über den Zustand 
des Staates und der Stadt gezogen, um eben feste Umrisse für 
die demographische Bewegung in Siena von der zweiten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts bis zum Ende des 18. vorzulegen. 

Durch Benützung der Tauf-, Ehe- und Todesregister, welche 
im Erzbischöflichen Archiv in Siena aufbewahrt werden, könnte 
man jene Ziifern ergänzen und einige Lücken ausfüllen; es ist 
aber eine langwierige und heikle Arbeit, die ich mir für ein 
andermal vornehme, wenn dieser Versuch Interesse findet. 

(Uebersetzt von Marg. Hartmann.) 
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appendice di testi inediti. Milano, Ulrico Hoepli ed. 1899. 
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